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Dieses Dokument (der ,,Prospekt”) ist ein Prospekt und einziges Dokument im Sinne des Artikel 6 Ab-
satz 3 Unterabsatz 1 Alternative 1 der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 14.06.2017 Uber den Prospekt, der beim offentlichen Angebot von Wertpapieren oder
bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veréffentlichen ist und zur Aufhebung
der Richtlinie 2003/71 EG (,,Verordnung (EU) 2017/1129") zum Zwecke der Zulassung zum geregelten
Markt der Bérse Stuttgart. Dieser Prospekt wurde von der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsauf-
sicht (,,BaFin“) gebilligt. Die BaFin billigt diesen Prospekt nur beziiglich der Standards der Vollstandig-
keit, Verstandlichkeit und Koharenz gemaR der Verordnung (EU) 2017/1129. Die Billigung sollte nicht
als eine Bestatigung der Qualitat der Securo Pro Lux S.A oder der Inhaberschuldverschreibungen, die
Gegenstand dieses Prospekts sind, erachtet werden. Der gebilligte Prospekt kann auf der Internetseite
https://www.hauck-aufhaeuser.com/asset-servicing/real-assets-4/dienstleistungen-als-luxemburgi-
scher-zentralverwalter eingesehen und heruntergeladen werden.

Dieser Prospekt darf weder mittelbar noch unmittelbar in den Vereinigten Staaten von Amerika,
ihren Gebieten und Besitztiimern und dem District of Columbia (,,USA“), Kanada, Australien, China
oder Japan verteilt oder dorthin iibermittelt werden. Ein 6ffentliches Angebot in den USA, in Kanada,
Australien, Volksrepublik China, Japan (einschlieBlich der jeweiligen Territorien), sowie an US-Biir-
ger, findet daher nicht statt. ,,US-Biirger” bezeichnet (a) im Sinne der Definition in Regulation S des
amerikanischen Wertpapiergesetzes (siehe nachfolgender Absatz), (b) , Specified US-Persons” im
Sinne der Definition von FATCA, (c) Personen, die keine , Nicht-US-Personen” im Sinne des Commo-
dity Exchange Act sind, (d) ,US-Personen” im Sinne des US-Einkommensteuergesetz (Internal Reve-
nue Code) von 1986 in der jeweils giiltigen Fassung und der gemaR dem Code erlassenen Treasury
Regulations, und (e) jede natiirliche oder juristische Person, die fiir die Zwecke von FATCA als rele-
vante Person angesehen wird. Zu letzterer Gruppe gehéren insbesondere sog. ,spezifizierte Perso-
nen“ der USA im Sinne von FATCA als auch nicht US-amerikanische Rechtstrager, die von einer oder
mehreren ,spezifizierten Personen” der USA , beherrscht” werden im Sinne von FATCA.



Die Securo Pro Lux S.A begehrt die Zulassung von Nichtdividendenwerten nach Art. 2 der Verordnung
(EU) 2017/1129 an einem geregelten Markt i.S.d. Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 der Richtlinie 2014/65/EU. Der
Umfang der im Prospekt veroffentlichten Angaben entspricht den Anforderungen an die Zulassung von
Nichtdividendenwerte an einem geregelten Markt geméaR Art. 6 der Verordnung (EU) 2017/1129 in
Verbindung mit Art. 8 in Verbindung mit Art. 16 in Verbindung mit Anhang 7 in Verbindung mit An-
hang 15 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 der Kommission vom 14.03.2019 zur Ergdnzung
der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europaischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Aufma-
chung, des Inhalts, der Prifung und der Billigung des Prospekts, der beim 6ffentlichen Angebot von
Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veroffentlichen ist,
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 809/2004 der Kommission.

Warnhinweis zur Giiltigkeitsdauer des Prospekts

Dieser Prospekt ist gemaR Art. 12 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/1129 nach seiner Billigung durch
die BaFin hochstens zwolf (12) Monate lang fiir Zulassungen zum Handel an einem geregelten Markt
gliltig, sofern er um etwaige gemiR Art. 23 der Verordnung (EU) 2017/1129 erforderliche Nachtrige
ergdnzt wird. Dieser Prospekt ist daher bis zum Datum der Er6ffnung des Handels an einem geregel-
ten Markt, maximal jedoch bis zum 19. Oktober 2022 in diesem Sinne giiltig. Spatestens ab dem 20.
Oktober 2022 ist dieser Prospekt also fiir Zulassungen zum Handel an einem geregelten Markt nicht
mehr giiltig. Die Pflicht zur Erstellung eines Prospektnachtrags im Falle wichtiger neuer Umstédnde,
wesentlicher Unrichtigkeiten oder wesentlicher Ungenauigkeiten besteht spatestens dann nicht
mehr, wenn der Prospekt ungiiltig geworden ist. Unbeschadet dessen besteht eine Pflicht zur Erstel-
lung eines Prospektnachtrags gemaR Art. 23 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/1129 im vorliegenden
Fall grundsatzlich nur dann, wenn wichtige neue Umstande, wesentliche Unrichtigkeiten oder we-
sentliche Ungenauigkeiten in Bezug auf die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben, die die Bewer-
tung der Wertpapiere beeinflussen kénnen, zwischen der Billigung des Prospekts und dem Datum
der Er6ffnung des Handels an einem geregelten Markt auftreten oder festgestellt werden.

Prospekt vom 19.10.2021
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1. Risikofaktoren

Der Erwerb der in vorliegendem Dokument (,, Prospekt”) angebotenen Inhaberschuldverschreibungen
IHS Verius Il (,,Schuldverschreibungen”) ist mit Risiken behaftet, welche zum teilweisen oder vollstandi-
gen Verlust des eingezahlten Kapitals fihren kénnen.

Die nachfolgende Darstellung der Risiken enthélt nach Einschatzung der Securo Pro Lux S.A., Geschafts-
sitz in 1c Rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach (Minsbech), GroBherzogtum Luxemburg (,, Emitten-
tin“) die wesentlichen mit der Emittentin verbundenen Risiken, welche mit dem geplanten Geschafts-
betrieb der Emittentin verbunden sind und die Fahigkeit der Emittentin beeinflussen, den Verpflichtun-
gen aus den Schuldverschreibungen nachzukommen. Ferner enthalt die Darstellung alle wesentlichen
mit den Schuldverschreibungen verbundene Risiken sowie alle wesentlichen, mit VERIUS Immobilien-
fonds, einem Teilfonds des VERIUS Capital SCS SICAV (Investmentgesellschaft mit veranderlichem Kapi-
tal luxemburgischen Rechts (société d’investissement a capital variable)) RAIF (Reserved Alternative In-
vestment Fund luxemburgischen Rechts (, Referenzfonds” oder , Teilfonds”) verbundenen Risiken.

Zur besseren Verstandlichkeit sind die Risiken in emittentenspezifische Risiken und wertpapierspezifi-
sche Risiken eingeteilt. Innerhalb dieser Einteilung wurden fur die Emittentin und fir die Wertpapiere
jeweils spezifische, wesentliche Kategorien gebildet, in denen die jeweiligen Risikofaktoren dargestellt
sind und dem Anleger die Quellen der Risiken dargestellt werden. Die Risikofaktoren sind auf solche
beschrankt, die aus Sicht der Emittentin wesentlich und fur die Emittentin sowie die Schuldverschrei-
bungen spezifisch sind. Um dem Anleger die Analyse der Risiken zu erleichtern, erfolgt die Einteilung
der Risikofaktoren in jeder Kategorie in drei Abstufungen (hoch, mittel, gering) innerhalb derer die We-
sentlichkeit der Risikofaktoren auf Grundlage der Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts und des zu erwarte-
ten Umfangs ihrer negativen Auswirkungen auf den Anleger durch die Emittentin beurteilt wird. In jeder
Kategorie werden die gemaR der Bewertung der Emittentin wesentlichsten Risiken, unter Beriicksichti-
gung der negativen Auswirkungen auf die Emittentin und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens, zuerst
angefihrt. Bei jedem Risiko ist die konkrete Risikostufe angegeben. Sofern ein Risikofaktor fir mehr als
eine Stufe relevant ist, erfolgt die Darstellung nur unter derjenigen Kategorie, die aus Sicht der Emitten-
tin am relevantesten flr diesen Risikofaktor ist.

Risiken konnen einzeln oder auch kumulativ auftreten.

1.1. Mit der Emittentin verbundene Risiken
a) Risiken in Bezug auf die Finanzlage der Emittentin

aa) Leistungsfdhigkeit der Emittentin beziiglich ihrer Verbindlichkeiten aus der
Schuldverschreibung im Wesentlichen abhdngig von der Wertentwicklung des Refe-
renzfonds
Die Leistungsfahigkeit der Securo Pro Lux S.A. handelnd fur Rechnung des Compartments 18 , VERIUS
HS 111 (,, Compartment”) als Emittentin der Schuldverschreibung, ihre Verbindlichkeiten aus der Schuld-
verschreibung zu erfillen, ist abhangig von

(i) der wirtschaftlichen Entwicklung bzw. Realisierung oder Verwertung der Vermodgenswerte des
Compartments, und

(ii) dem Erhalt samtlicher Betrage, die dem Compartment aus dem Referenzfonds sowie den im
Rahmen seiner Geschaftstatigkeit fiir Rechnung des Compartments abgeschlossenen Vertragen
in Bezug auf die Vermogenswerte des Compartments zustehen.



Die Anspriiche der Inhaber der Schuldverschreibungen (, Anleihegldubiger”) sind auf die Vermogens-
werte des Compartments beschrdankt. Damit kommt der Wertentwicklung und Hoéhe der Ausschittun-
gen des Referenzfonds (direkt sowie indirekt) eine wesentliche Bedeutung fir die Hoéhe und den Zeit-
punkt von Zahlungen unter den Schuldverschreibungen zu. Dies gilt sowohl fiir die Héhe des Variablen
Zinses als auch den Zeitpunkt der Zahlung des festen Zinssatzes der Schuldverschreibungen von 1,25 %
per annum gemal Ziff. 3.1.1 der Regelungen, welche das Rechtsverhaltnis zwischen den Anleihegléubi-
gern und der Emittentin regeln (,Anleihebedingungen”), (der feste Zinssatz ist der ,, Festzins“), und die
Kapitalrickzahlung der Schuldverschreibungen. Die Anleihegléubiger tragen damit das Risiko, dass sich
die Leistungsfahigkeit der Emittentin bezogen auf das Compartment verschlechtert und die Emittentin
damitihren Verbindlichkeiten aus der Schuldverschreibung nicht bzw. nicht in vollem Umfang nachkom-
men kann. In diesem Fall reduziert sich die Hohe moglicher Zahlungen nach Malgabe der Anleihebedin-
gungen entsprechend, sodass die Anleihegldubiger gegebenenfalls ihr gesamtes eingesetztes Kapital
verlieren, wenn die Emittentin ihren Verbindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen beschrankt auf
das Compartment nicht nachkommen kann.

|u

Dieses Risiko ist als ,mittel” einzustufen.

bb) Insolvenz der Emittentin
GemdR dem Luxemburger Recht kann eine Gesellschaft, die zahlungsunfahig ist (cessation de paie-
ments) und ihre Kreditfahigkeit verloren hat (ébranlement de crédit), fir insolvent erklart werden (mise
en faillite).

Sollte die Emittentin ihre Verbindlichkeiten nicht erfillen, ist ein Vertragspartner oder sonstiger Dritte,
mit dem keine Beschrankung seiner Anspriche auf die Vermogenswerte des Compartments bezie-
hungsweise kein Verzicht auf das Recht, ein Insolvenzverfahren zu beantragen, vereinbart wurde (siehe
hierzu "Verzicht auf Stellung eines Insolvenzantrags"), unter Umstanden berechtigt, die Eroffnung eines
Insolvenzverfahrens Uiber das Vermogen der Emittentin zu beantragen oder dhnliche Verfahren einzu-
leiten.

Die Eroffnung eines solchen Verfahrens kann Glaubiger zur Beendigung von Vertragen mit der Emitten-
tin und zur Geltendmachung von Schadensersatzforderungen aufgrund von Verlusten aus einer solchen
vorzeitigen Vertragsbeendigung berechtigen.

Infolge der Eroéffnung eines solchen Verfahrens werden die Vermogenswerte der Emittentin (einschlie3-
lich der Vermogenswerte des Compartments) moglicherweise verwertet und der Erl6s erst zur Zahlung
von Gebiihren und Kosten des Insolvenzverwalters sowie etwaiger im Rahmen der Verwertung anfal-
lender Steuern, der gesetzlich bevorrechtigten Forderungen sowie der Insolvenzforderungen verwen-
det, bevor etwaige Uberschiisse an die Anleiheglédubiger sowie die Glaubiger, deren Anspriiche in Zu-
sammenhang mit der Errichtung, dem Betrieb oder der Auflésung des Compartments entstanden sind,
ausgeschittet werden. Im Falle der Verfahrenseroffnung ist die Emittentin unter Umstanden nicht in
der Lage, die gemaR den Anleihebedingungen geschuldeten Zahlungen bei Falligkeit zu leisten.

Gegebenenfalls kdnnen auch auBervertragliche Anspriiche gegen die Emittentin bzw. das Compartment
entstehen, deren Inhaber das Insolvenzverfahren der Emittentin betreiben und/oder auf Vermogensge-
genstande des Compartments zuzugreifen versuchen.

Dieses Risiko ist als ,gering” einzustufen.



b) Risiken in Bezug auf die Geschaftstatigkeiten und die Branche der Emittentin

aa) Beschrdnkt haftendes Vermdégen

Die Emittentin ist eine nach Luxemburger Recht errichtete Verbriefungsgesellschaft (société de titrisa-
tion). Der ausschlielRliche Zweck der Emittentin ist es, ein oder mehrere Verbriefungsgeschafte im Sinne
des Verbriefungsgesetzes einzugehen und Schuldverschreibungen und andere Wertpapiere zu emittie-
ren. Die Emittentin kann in diesem Zusammenhang, in einem oder mehreren Geschéften oder auf kon-
tinuierlicher Basis, bestehende oder zukinftige Risiken, die im Zusammenhang mit der Beteiligung an
Vermogenswerten, ob beweglich oder unbeweglich, materiell oder immateriell, stehen, sowie Risiken,
die aus Verpflichtungen, die von Dritten Gbernommen wurden oder sich auf alle oder Teile der Tatigkei-
ten von Dritten beziehen, Gbernehmen.

Die Ansprlche, die die Anleihegldubiger gegen die Emittentin geltend machen kdnnen, sind gemal den
Anleihebedingungen auf das Compartment der bzw. die Vermdgenswerte, die dem Compartment zuzu-
ordnen sind, beschrdankt. Die Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten des Compartments dienen aus-
schlielRlich der Befriedigung der Anspriiche und Rechte der Glaubiger, deren Forderungen und Anspri-
che bei der Griindung, dem Betrieb oder der Liquidierung des Compartments entstanden sind oder ent-
stehen. Die Emittentin kann und wird ihre Zahlungsverpflichtungen in Bezug auf die Schuldverschreibun-
gen daher nicht aus sonstigen Vermogenswerten und Geldmitteln erfillen. Insbesondere stehen der
Emittentin zur Erflllung ihrer Verpflichtungen gegentber den Anleihegldubigern keine Anspriche aus
den Transaktionsvertrdgen zur Verflgung, die die Emittentin in Bezug auf die gegenstdndlichen oder
andere Wertpapieremissionen bzw. andere Compartments abgeschlossen bzw. erworben hat. ,, 7rans-
aktionsvertrage” meint den (i) Kontoeroffnungsvertrag zum Zwecke der Verwaltung des oder der, fir
die Emittentin fir das Compartment eréffneten, Konto(s), (ii) im Zusammenhang mit dem Compartment
bzw. aus den sonstigen im Rahmen der normalen Geschéftstatigkeit der Emittentin im Zusammenhang
mit dem Compartment abgeschlossenen Vertrage, (iii) der mit dem Administrator abgeschlossene Ver-
waltungs-; Domizil- und Vertretungsstellenvertrag, (iv) der mit der Zahl- und Abwicklungsstelle abge-
schlossene Abwicklungsstellenvertrag, (v) die Zeichnungsvereinbarung gegeniiber dem Referenzfonds.
Reichen Zahlungen, die die Emittentin in Bezug auf die Emission dern Schuldverschreibungen an das
Compartment erhalten hat, nicht aus, um samtliche gegenilber den Anleihegldubigern und den Ubrigen
Glaubigern des Compartments fallig werdenden Verpflichtungen zu erfillen, ist die Emittentin in Bezug
auf die Schuldverschreibungen nur insoweit zur Leistung verpflichtet, als hierfir Vermogenswerte des
Compartments vorhanden sind. Da die Emittentin dementsprechend unter den Anleihebedingungen nur
insoweit zur Leistung verpflichtet ist, als hierfir Vermogenswerte des Compartments vorhanden sind,
geht ein Zahlungsausfall unter den Anteilen und unzureichenden Verwertungserlésen aus den Vermo-
genswerten zu Lasten der Anleiheglédubiger und reduzieren somit die Hohe maoglicher Zahlungen nach
MaRgabe der Anleihebedingungen.

Im Falle einer aulRerordentlichen Kiindigung der Schuldverschreibung durch die Emittentin oder Anlei-
heglédubiger und der Zahlung einer Vorzeitigen Tilgung nach MaRgabe der Anleihebedingungen sieht Ziff.
4.2 lit. d) der Anleihebedingungen eine Verwendungsreihenfolge vor, wonach die Emittentin Guthaben
zugunsten des Compartments fir bestimmte Zwecke und in der bestimmten Reihenfolge verwenden
darf (,,Zahlungsreihenfolge”). Danach sind zunéachst (i) bestehende Steuerverbindlichkeiten der Emitten-
tin bzw. weiterer gesetzlicher Verbindlichkeiten der Emittentin beziehungsweise und soweit einschlagig
des Compartments sowie (ii) Verwaltungskosten sowie sonstige Verbindlichkeiten der Emittentin, han-
delnd fur das Compartment, welche in Zusammenhang mit den Transaktionsvertrdgen stehen, wie bei-
spielsweise Kosten (u.a. flr Berater, einschlieBlich Rechtsberatungskosten) und Gebuhren an Drittpar-
teien zu begleichen, bevor die weiteren in der Zahlungsreihenfolge genannten Anspriiche der Anleihe-
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gldubiger befriedigt werden. Stehen fir die Erflllung der noch nicht befriedigten Anspriiche der Anlei-
heglédubiger und der gemald obiger Zahlungsreihenfolge vorrangig zu bedienenden Gldubiger des Com-
partments auf Zahlung von Betrdgen keine weiteren Vermogensgegenstande im Compartment zur Ver-
flgung stehen, so erléschen diese Anspriche,

Die Zahlungsreihenfolge des Guthabens sieht vor, dass die Anleihegldubiger erst nach den vorrangig zu
bedienenden Glaubigern des Compartments befriedigt werden.

Falls unvorhergesehene Aufwendungen der Emittentin entstehen (fir die keine Vorsorge getroffen
wurde), ist es moglich, dass die Emittentin nicht oder nicht vollstdndig in der Lage ist, die von ihr den
Anleihegldubiger geschuldeten Betrage zu zahlen.

Dieses Risiko ist als ,, mittel” einzustufen.

bb) Keine Beaufsichtigung durch die Luxemburger Aufsicht (CSSF)

Bei der Emittentin handelt es sich um eine Verbriefungsgesellschaft (société de titrisation), die den Best-
immungen des Verbriefungsgesetzes des GroRherzogtums Luxemburg unterliegt. Es handelt sich bei der
Emittentin nicht um eine zulassungspflichtige Verbriefungsgesellschaft (sog. zugelassener Verbriefungs-
organismus) i.S.d. Art. 19 des Gesetzes von 2004, da die Emittentin nicht fortlaufend Wertpapiere flr
die Offentlichkeit emittiert und somit nicht der Aufsicht der Commission de Surveillance du Secteur Fi-
nancier (CSSF) unterliegt. Mangels aufsichtsrechtlicher Kontrolle besteht bei der Emittentin ggf. ein Ri-
siko, dass UnregelmaRigkeiten langsamer bzw. nicht aufgedeckt und behoben werden kénnen.

Dieses Risiko ist als ,, mittel” einzustufen.

cc) Keine Kontrolle der Verfiligung lber Vermégenswerte durch eine Verwahrstelle

Die Emittentin ist nicht verpflichtet, die Vermogensgegenstinde in einem Depot bzw. auf einem Konto
bei einer Verwahrstelle zu halten. Die Emittentin kann frei Gber diese Vermogensgegenstdande verflgen
und eine Kontrolle solcher Verfligungen durch die Kontofihrende Bank, vergleichbar der Funktion einer
Verwahrstelle bei einem Investmentvermaogen, findet nicht statt. Es besteht somit das Risiko, dass die
Emittentin in Abweichung von den Regelungen in den Anleihebedingungen unkontrolliert Gber ihre Ver-
mogensgegenstande verflgt. Dies kann negative Auswirkungen auf die Zahlungen der Emittentin gemaR
den Anleihebedingungen haben.

|ll

Dieses Risiko ist als ,, mittel” einzustufen.

dd) Alleinige Schuldnerin; kein Anspruch gegen Gesellschafter, Geschdftsfiihrer
oder Angestellte

Alleinige Schuldnerin der Schuldverschreibungen ist die Emittentin. Die Schuldverschreibungen begrin-
den daher insbesondere keine Verbindlichkeiten der Schuldner der Anteile, von Hauck & Aufhauser Al-
ternative Investment Services S.A. (,,Administrator” und , Berechnungsstelle”), des Referenzfonds, der
Hauck & Aufh&user Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg (,,Zah/- und Abwicklungsstelle) oder
eines mit einem der vorgenannten Beteiligten verbundenen Unternehmens. Die Anleihegléubiger kon-
nen daher samtliche Zahlungen, die ihnen nach MalRgabe der Anleihebedingungen zustehen, ausschlieR-
lich von der Emittentin, jedoch beschrankt auf die Vermdgensgegenstande des Compartment, verlan-
gen.

Gegen die Gesellschafter, Mitglieder, leitenden Angestellten oder Geschaftsfihrer der Emittentin als
solche ist der Ruckgriff auf Grund einer Verpflichtung, Zusicherung oder Vereinbarung der Emittentin
aus den Vereinbarungen, deren Partei sie ist, ausgeschlossen, sei es auf Grund der Vollstreckung eines
Titels, im Rahmen eines Verfahrens, kraft Gesetzes oder auf anderer Grundlage. Die Verpflichtungen
der Emittentin aus den Vereinbarungen (einschlieBlich der Schuldverschreibungen, jedoch nicht hierauf
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beschrankt), deren Partei sie ist, begriindet ausschlieRlich Verpflichtungen bzw. eine Haftung der Emit-
tentin. Die Gesellschafter, Mitglieder, leitenden Angestellten oder Geschéaftsfiihrer der Emittentin haf-
ten nicht personlich.

Insoweit besteht das Risiko, dass die Anleihegldubiger grundsatzlich keine Anspriiche gegen weitere Be-
teiligte stellen kdnnen.

I”

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.

ee) Adressenausfallrisiko

Durch den Ausfall eines Vertragspartners, Ausstellers von Schuldverschreibungen oder Kontrahenten
von Vertragen konnen fir die Emittentin Verluste entstehen. Das Adressenausfallrisiko beschreibt die
Auswirkung der besonderen Entwicklungen des jeweiligen Ausstellers, die neben den allgemeinen Ten-
denzen der Kapitalmarkte auf den Kurs einer der Schuldverschreibung einwirken. Auch bei sorgfaltiger
Auswahl kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Vermdégensverfall von Ausstellern ein-
treten. Die Partei eines fir Rechnung des Compartments geschlossenen Vertrags kann teilweise oder
vollstandig ausfallen. Dies gilt fir alle Vertrage, die fur die Emittentin geschlossen werden. Das Risiko
eines Ausfalls eines Vertragspartners, Ausstellers von Schuldverschreibungen oder Kontrahenten von
Vertrdgen kann zu Verlusten fihren, welche die Schuldverschreibung insgesamt beeintrachtigen und
sich damit nachteilig auf das vom Anleihegléubiger investierte Kapital auswirken kann. Der Anleihegléiu-
biger konnte sein investiertes Kapital teilweise bzw. vollstandig verlieren.

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.

bij Abhdngigkeit von Leistungen Dritter
Die Emittentin beschéftigt keine eigenen Mitarbeiter und ist daher davon abhéngig, dass bestimmte
Dienstleister die erforderlichen Dienstleistungen in Verbindung mit der Emission der Schuldverschrei-
bung und den in diesem Prospekt beschriebenen Transaktionen vertragsgemald erbringen.

Alle zwischen der Emittentin und den verschiedenen Dienstleistern abgeschlossenen Vereinbarungen
sehen flr jede Partei des betreffenden Vertrages ein Kiindigungsrecht vor. Es kann nicht gewéhrleistet
werden, dass nach einer solchen Kiindigung jeweils ein geeigneter Nachfolgedienstleister, sowie zu ver-
gleichbaren wirtschaftlichen Konditionen, verfligbar ist und bestellt wird. Dies gilt insbesondere fir ei-
nen Nachfolger und die zu erbringenden Dienstleistungen des Administrators, der Berechnungsstelle
und der Zahl- und Abwicklungsstelle. Dies kdnnte zu einer Beeintrachtigung bei der Erflllung der Ver-
pflichtungen der Emittentin, unter anderem bei der Zahlung von Kapital und Zinsen auf die Schuldver-
schreibung fiihren.

Dieses Risiko ist als ,gering” einzustufen.

99) Emittentin als Zweckgesellschaft; Administrationsrisiko
Den Anleihegldubigern stehen flr die Befriedigung ihrer Anspriche nur die Vermogensgegenstidnde des
Compartments, insbesondere die von diesem zu erwerbenden Anteile an dem Referenzfonds zur Verfi-
gung. Die Emittentin ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Emissionserldse aus der Begebung der
Schuldverschreibung direkt oder indirekt in den Referenzfonds zu investieren. Somit hangen durch den
beschrankten Ruckgriff (siehe nachstehendes Risiko "Beschrankt haftendes Vermogen") die tatsachli-
chen Zahlungen gemaR der Schuldverschreibung nicht nur von der Wertentwicklung der Schuldver-
schreibungen bezogen auf den Anteil an der Kommanditanteilklasse ,A“ an dem Referenzfonds, der an
einem jeweiligen Stichtag einem Anteil eines hypothetischen Anlegers entspricht, der sich am Bege-
bungstag an der Kommanditanteilklasse ,,A” des Referenzfonds beteiligt, welcher insgesamt 100 % der
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Hohe des Gesamtnennbetrags abziglich etwaiger Kosten und/oder Verbindlichkeiten der Schuldver-
schreibung entspricht, ab (, Referenzfondsanteil”), sondern auch von der Wertentwicklung der tatsach-
lich von der Emittentin gehaltenen Vermogensgegenstande ab. Demnach tragen die Anleihegldubiger
das Risiko einer unzureichenden Verwaltung der tatsachlich gehaltenen Vermodgensgegenstdnde.

Die administrativen Aufgaben der Emittentin wie beispielsweise die Buchhaltung sowie verschiedene
Funktionen im Hinblick auf die Schuldverschreibung werden von verschiedenen Dienstleistern (z.B.
Dienstleistungen durch die Zahl- und Abwicklungsstelle oder die Berechnungsstelle) erbracht. Etwaige
Pflichtverletzungen dieser Dienstleister bezlglich der Verwaltung der Emittentin oder der Ausliibung von
Funktionen im Hinblick auf die Schuldverschreibung konnen negative Auswirkungen auf die Anspriiche
der Anleihegldubiger haben.

Dieses Risiko ist als ,gering” einzustufen.
c) Rechtliches und regulatorisches Risiko

aa) Anderungen von Gesetzen

Handhabungen bestehender Gesetze durch die Behorden sowie kiinftige Gesetzesdanderungen kbnnen
fir die Vermogensschuldner und ihre Anleihegldubiger, wie die Emittentin, negative Folgen haben. Ins-
besondere gibt es keine Gewahr daflr, dass die zur Zeit des Erwerbs der Vermogenswerte geltenden
Steuergesetze und -verordnungen sowie die Finanzrechtsprechung und Verwaltungspraxis in unveran-
derter Form bestehen bleiben. Anderungen kénnen z. B. die steuerliche Behandlung der Einkiinfte der
Emittentin betreffen, mit der Folge, dass sich die Erlése aus Vermogenswerten vermindern und der
Emittentin damit nicht vollstandig zur Zahlung ihrer Verbindlichkeiten unter den Schuldverschreibungen
zur Verfligung stehen. Dies kann zu einem Verlust der Anleihegléubiger fihren.

Dieses Risiko ist als ,,hoch” einzustufen.

bb) Aufsichtsrechtliche Einordnung der Emittentin

Die Emittentin vertritt die Auffassung, dass die Richtlinie 2011/61/EU des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 8. Juni 2011 Uber die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Anderung der
Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr.
1095/2010 (,,AIFM-RL") sowie deren nationale Umsetzungsgesetze nicht auf sie und nicht auf die Bege-
bung der Schuldverschreibung anwendbar sind, da sie als Verbriefungszweckgesellschafti.S.d. Art. 4 Abs.
1 lit. an) AIFM-RL qualifiziert und somit vom Anwendungsbereich der AIFM-RL und der entsprechenden
nationalen Umsetzungsgesetze ausgenommen ist, vgl. Art. 2 Abs. 3 lit. g) AIFM-RL. Die Emittentin wurde
gegriindet als eine Luxemburger Form einer Verbriefungsgesellschaft (société de titrisation) und unter-
liegt den Bestimmungen des Luxemburger Gesetzes vom 22. Marz 2004 Uber Verbriefungen in seiner
jeweils aktuellen Fassung (das "Gesetz von 2004"), jedoch nicht der Aufsicht der CSSF. Es kann jedoch
nicht ausgeschlossen werden, dass diese Ansicht aufgrund einer Auslegung des Gesetzes durch die zu-
standigen Aufsichtsbehorden oder Gerichte oder aufgrund einer zuklnftigen Gesetzesdanderung in
Frage gestellt wird.

Insoweit besteht das Risiko, dass die Emittentin nicht als Verbriefungszweckgesellschaft qualifiziert und
somit in den Anwendungsbereich der AIFM-RL sowie der nationalen Umsetzungsgesetze fallt. In diesem
Falle muss die Emittentin von einem Verwalter flr Alternative Investmentfonds (A/FM) verwaltet wer-
den, welcher Uber die erforderliche Erlaubnis bzw. Registrierung nach dem entsprechenden nationalen
Umsetzungsgesetz verfligen muss. Sollte ein solcher AIFM nicht bestellt werden, kdnnte dies u.a. zu
einer Rickabwicklung der Schuldverschreibungen fihren, in deren Rahmen Zins- und Rickzahlungen
nicht oder nur teilweise realisiert werden kdnnten.

13



Dieses Risiko ist als ,gering” einzustufen.
1.2. Mit den Schuldverschreibungenverbundene Risiken
a) Risiken in Bezug auf die Beschaffenheit der Schuldverschreibungen

aa) Keine ordentliche Kiindigungsmaoglichkeit der Anleihegldubiger
Die Anleihegldubiger haben kein ordentliches Kiindigungsrecht und die Schuldverschreibung kann des-
halb wahrend ihrer Laufzeit nicht von den Anleihegldubigern ohne Vorliegen eines besonderen Grundes
(wie in den Anleihebedingungen benannt) gekindigt werden. Vor Laufzeitende ist, soweit es nicht zu
einer Kindigung durch die Emittentin und einer Vorzeitigen Tilgung der Schuldverschreibung kommt,
die Realisierung des durch die Schuldverschreibung gegebenenfalls verbrieften wirtschaftlichen Werts
(bzw. eines Teils davon) nur durch VerauBerung der Schuldverschreibung moglich.

Eine VerdulRerung der Schuldverschreibung setzt voraus, dass sich Marktteilnehmer finden, die zum An-
kauf der Schuldverschreibung zu einem entsprechenden Preis bereit sind. Finden sich keine solchen
kaufbereiten und geeigneten Marktteilnehmer, kann der Wert der Schuldverschreibung nicht realisiert
werden. Aus der Begebung der Schuldverschreibung ergibt sich flr die Emittentin keine Verpflichtung
gegeniber den Anleiheglédubigern, einen Marktausgleich flir die Schuldverschreibung vorzunehmen
bzw. die Schuldverschreibung zurtickzukaufen.

Dieses Risiko ist als ,,hoch“ einzustufen.

bb) Risiko von generellen Schwankungen (Volatilitdt) des Kurses der Schuldver-
schreibungen
Es besteht das Risiko, dass der Kurs der Schuldverschreibungen starken Schwankungen unterliegt (Vola-
tilitdat) und Anleger bei der VerauRerung vor Ende der Laufzeit Verluste realisieren.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass unabhéngig von der Finanzlage der Emittentin oder der all-
gemeinen Zinsentwicklung erhebliche Schwankungen des Borsenkurses flr die Schuldverschreibung
auftreten und die jeweiligen Kauf- und Verkaufspreise (sogenannte Geld- Briefkurse) weit auseinander-
liegen. Auch die allgemeine Kursvolatilitdt an den Borsen kbnnte den Kurs und die Geld-Briefkurse der
Schuldverschreibungen beeintrachtigen, ohne dass dies in einem direkten Zusammenhang mit der Emit-
tentin, ihrer Geschéaftstatigkeit oder ihrer Vermogens-, Finanz- und Ertragslage oder ihren Geschéfts-
aussichten steht. Nach Einbeziehung in den Handel des Geregelten Marktes der Borse Stuttgart konnte
der Kurs der Schuldverschreibung auch aufgrund schwankender tatsachlicher und prognostizierter Er-
gebnisse des Referenzfonds, Anderungen von Gewinnprognosen bzw. -schitzungen oder der Nichter-
fullung der Gewinnerwartungen von Wertpapieranalysten, Anderungen des Anlegerkreises, verdnder-
ter allgemeiner Wirtschaftsbedingungen oder anderer Faktoren wie der Zinsentwicklung erheblich va-
riieren. Auch kénnen generelle Schwankungen der Kurse, Zinsen zu einem Preisdruck auf die Schuldver-
schreibung oder einer Ausweitung der Spanne zwischen Ankaufs- und Verkaufskursen der Schuldver-
schreibung dazu fihren, ohne dass daflr notwendigerweise ein Grund im Geschaft oder in den Ertrag-
saussichten der Emittentin oder des Referenzfonds gegeben ist.

Der Kurs der Schuldverschreibung kann daher aus den vorgenannten Grinden erheblichen Schwankun-
gen der Geld-Briefkurse unterliegen, die nicht der wirtschaftlichen Lage der Emittentin entsprechen
missen. Eine negative wirtschaftliche Entwicklung kénnte dariber hinaus zu erheblichen Kursausschla-
gen nach unten und damit zu VerduRerungsverlusten der Anleger fihren.

All diese Faktoren kénnen sich wesentlich nachteilig auf die Investition des potenziellen Anlegers aus-
wirken, sofern er die von ihm erworbenen Schuldverschreibungen vor Ablauf der Laufzeit Gber die Borse
oder anderweitig verduRern mdchte.
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|II

Dieses Risiko ist als ,mittel” einzustufen.

cc) Risiko einer nur teilweisen Riickzahlung des Nominalbetrags der Schuldver-

schreibung sowie des Verlustes des gesamten eingesetzten Kapitals
Die Wertentwicklung der Schuldverschreibung steht zum Zeitpunkt des Kaufs nicht fest. Mit dem Erwerb
der Schuldverschreibung ist kein Anrecht auf eine feststehende Zahlung in bestimmter Hohe verbunden,
da samtliche Zahlungen der Emittentin der Schuldverschreibung in Abhangigkeit von dem Auszahlungs-
profil des Referenzfonds unter dem Vorbehalt entsprechender Liquiditat im Compartment abhangen.
Mit der Schuldverschreibung ist das Risiko eines unerwarteten und weit reichenden Wertverlusts ver-
bunden. Ein moglicher Verlust hangt stets vom bezahlten Kaufpreis fir die Schuldverschreibung und der
Wertentwicklung der Schuldverschreibung ab. Liegt der Gesamtwert der von der Emittentin erbrachten
Tilgungsleistung(en) bei Falligkeit unter dem Kaufpreis, so erleidet der Anleger einen Verlust mit der
Moglichkeit eines Totalverlustes hinsichtlich des eingesetzten Kapitals sowie etwaiger Erwerbs(ne-
ben)kosten.

|14

Dieses Risiko ist als ,, mittel” einzustufen.

dd) Verzicht auf Stellung eines Insolvenzantrags

GemaR Ziffer 17.4 der Anleihebedingungen verzichten die Anleihegldubiger auf eine Klageerhebung
oder die Einleitung sonstiger Gerichtsverfahren bzw. jede Art von Beteiligung an Gerichtsverfahren Drit-
ter gegen die Emittentin im Zusammenhang mit Ansprichen aus der Schuldverschreibung, die zu einem
Insolvenzverfahren oder einem dhnlichen Verfahren zur Abwicklung der Emittentin, zur Bestellung eines
Insolvenzverwalters, zur Beschlagnahme der Vermogenswerte der Emittentin oder zur Zwangsvollstre-
ckung in die Vermogenswerte der Emittentin, einschlieRlich der Vermogenswerte anderer Compart-
ments oder der allgemeinen Vermogenswerte der Emittentin, die nicht dem Compartment zugeordnet
sind, fihren oder fiihren kdnnen. Dies gilt unter der Voraussetzung, dass die Anleiheglédubiger nicht da-
rin beschréankt sind, Schritte gegen die Emittentin zu ergreifen, die zu einer Einleitung oder moglichen
Einleitung eines Insolvenzverfahren oder eines dhnlichen Verfahrens zur Abwicklung der Emittentin, zur
Bestellung eines Insolvenzverwalters, zur Beschlagnahme der Vermogenswerte der Emittentin oder zur
Zwangsvollstreckung in die Vermogenswerte der Emittentin fihren. Insoweit besteht das Risiko, dass
Anleihegldubiger erst ein Insolvenzverfahren abwarten mussen, um ihre Anspriiche gegen die Emitten-
tin durchsetzen zu kénnen.

Dieses Risiko ist als ,, mittel” einzustufen.

ee) Verschiebung des Laufzeitendes der Schuldverschreibung

Die Emittentin ist berechtigt, die Laufzeit der ausstehenden Schuldverschreibungen, welche regular zum
31. Januar 2026 endet (,, Endfédlligkeitstag”), einmalig um maximal zwolf (12) Monate zu verlangern (,, Ex-
tension Period’). Das Ende dieser Extension Period der Schuldverschreibungen gilt im Fall einer solchen
vorstehenden Verldngerung ebenfalls als Endfdlligkeitstag im Sinne dieser Anleihebedingungen. Der
Endfilligkeitstag nach einer Extension Period ist jedoch spatestens der 31. Januar 2027. Somit besteht
das Risiko, dass das reguldre Laufzeitende, auf welches sich die Anleihegldubiger eingestellt haben, auf
einen spateren Zeitpunkt verschoben werden kann mit der Folge, dass der gemal Ziff. 7.1.4 der Anlei-
hebedingungen rickzahlbare Betrag (, Rtckzahlungsbetrag”) erst spater zurlickgezahlt werden muss.

|u

Dieses Risiko ist als ,mittel” einzustufen.
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1) Kein Schutz der Schuldverschreibungen durch eine Einrichtung zur Einlagesi-
cherung
Die Schuldverschreibungen sind nicht vom Schutz einer Einlagensicherung in der Bundesrepublik
Deutschland, im Sitzstaat der Emittentin oder eines anderen Staates umfasst. Daher besteht das Risiko,
dass im Falle der Insolvenz der Emittentin die Anleihegldubiger ihr Kapital ganz oder teilweise verlieren.

|14

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.

99) Zahlungen von Zinsen, unter dem Vorbehalt der Stundung oder Ausfall sowie
Umwidmung

Die Emittentin hat das Recht, die Zahlung der Zinsen (d.h. Festzins und variabler Zins, d.h. eine Verzin-
sung der Schuldverschreibungen ber den Festzins hinaus, vorbehaltlich der Ziffer 4.1 und 6 der Anlei-
hebedingungen (, Variabler Zins“) bis maximal zum Endfdlligkeitstag zinslos zu stunden bzw. nicht zu
leisten, soweit mangels Liquiditat nicht geleistet werden kann. Ebenfalls kdnnen ausgeschittete Zinsen
nachtraglich als Tilgung umqualifiziert werden, jedoch insgesamt nicht mehr als 99 % der bereits geleis-
teten Variablen Zinsen, Festzinsen — inklusive Gestundeter Festzinsen und Zinsfehlbetrdgen. Die Umwid-
mung erfolgt im Wege einer einseitigen Erklarung der Emittentin gegenlber den Anleihegldubigern ge-
mal den Bestimmungen der Anleihebedingungen.

Somit besteht das Risiko, dass die Hohe und der Zeitpunkt der tatsachlichen Zahlungen dieser Zinsen
davon abhangen kann, dass der Referenzfonds wahrend der Laufzeit der Schuldverschreibung ausrei-
chende Ausschiittungen auf die Anteile am Referenzfondsanteil vornimmt und dass Zinsausschittungen
auf Ebene der Emittentin nachtraglich als Tilgungsleistungen umqualifiziert werden.

|14

Dieses Risiko ist als ,mittel” einzustufen.

hh) Zahlungen von gewinnabhéngigen Zinsen
Die Zahlung des Variablen Zinses bzw. dessen Hohe steht unter dem Vorbehalt, dass dieser aus den von
der Emittentin wahrend des Geschéftsjahres erwirtschaften Jahreslberschuss erfolgen kann. Reicht der
Jahresiberschuss der Emittentin zur Zahlung des Variablen Zinses nicht oder nicht vollstandig aus, so
reduziert sich der auf den Variablen Zinses zu zahlende Zahlungsbetrag entsprechend bzw. entfillt ganz.

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.

ii) Inanspruchnahme von Kredit auf Ebene der Investoren

Wenn Anleger den Erwerb der Schuldverschreibung mit einem Kredit finanzieren, missen sie beim
Nichteintritt ihrer Erwartungen, zusatzlich zu der Rickzahlung und Verzinsung des Kredits, auch den
unter der Schuldverschreibung eingetretenen Verlust hinnehmen. Dadurch erhéht sich das Verlustrisiko
des Anlegers erheblich. Erwerber der Schuldverschreibung sollten sich nie darauf verlassen, den Kredit
aus Gewinnen eines Wertpapiergeschafts verzinsen und zuriickzahlen zu kbnnen. Insoweit besteht bei
einem kreditfinanzierten Erwerb einer Schuldverschreibung, das Risiko, dass der Anleger zur Verzinsung
und gegebenenfalls zur kurzfristigen Tilgung des Kredits nicht mehr in der Lage ist, wenn statt der von
ihm erwarteten Gewinne Verluste bis hin zum Totalverlust eintreten.

I”

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.

Ji) Kein unmittelbarer Riickgriff gegen die Schuldner der Vermdégenswerte
Die Emittentin fir Rechnung des Compartments ist, auf Ebene des Referenzfonds, ein allen anderen
Anlegern gleichgestellter Anleger, mit allen Rechten und Pflichten gegentber dem Referenzfonds. Die
Schuldverschreibungen gewdhren den Anleihegldubigern keinerlei Rechte unmittelbar gegeniber dem
Referenzfonds beziehungsweise den Ubrigen Schuldnern der Anteile des Referenzfonds. Insbesondere
haben die Anleiheglédubiger kein Rickgriffsrecht gegentiber dem Referenzfonds wegen eines Verlustes,
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den sie im Fall einer Nicht-Zahlung des Referenzfonds von Kapital oder Zinsen oder einer Insolvenz des
Referenzfonds erleiden.

Der Referenzfonds ist verpflichtet, die Interessen der Emittentin fir Rechnung des Compartments, je-
doch in keiner Weise die Interessen der Anleihegldubiger, zu berlcksichtigen, wenn sie gesellschafts-
rechtliche Malknahmen ergreifen, die sich auf den Wert der Schuldverschreibungen auswirken kbnnen.

Insoweit besteht das Risiko, dass die Anleihegldubiger grundsatzlich keine Anspriiche gegen weitere Be-
teiligte stellen kdnnen.

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.

kk) Keine Besicherung der Schuldverschreibung
Die Zahlungsanspriiche gegen die Emittentin aus der Schuldverschreibung sind nicht direkt durch die
Vermogenswerte des Compartment dinglich besichert. Insoweit werden fir den Fall von Verlusten keine
Sicherheiten bestellt, was das Ausfallrisiko der Schuldverschreibung insgesamt beeintrachtigen und sich
damit nachteilig auf das vom Anleiheglédubiger investierte Kapital auswirken kann. Der Anleihegldubiger
kdnnte sein investiertes Kapital teilweise bzw. vollstandig verlieren.

Dieses Risiko ist als ,,gering” einzustufen.

b) Risiken in Bezug auf das 6ffentliche Angebot und/oder die Zulassung der Wertpapiere
zum Handel an einem geregelten Markt

Ubertragbarkeit und Illliquiditét der Schuldverschreibung

Flr die Schuldverschreibung soll eine Einbeziehung zum Bdrsenhandel im regulierten Markt der Borse
Stuttgart beantragt werden. Fir den Fall einer solchen Zulassung zum Boérsenhandel ist ungewiss, ob
und inwieweit sich Angebot und Nachfrage fir die Schuldverschreibung entwickeln und ob dieser Markt
liquide sein wird oder nicht.

Dieses Risiko ist als ,,hoch” einzustufen.

1.3. Mit dem Referenzfondsverbundene Risiken
a) Investition in Kredite; Illiquide Anlagen

Der Referenzfonds sieht die Bereitstellung mittel- bis langfristiger Finanzierungen im Rahmen des Er-
werbs (durch Dritte) von Immobilien (ber Kredite und Schuldverschreibungen vor. Direkte und indirekte
Investitionen in Kredite beinhalten Liquiditatsrisiken aufgrund der beschrankten WiederverduBerbarkeit
auf einem Sekundarmarkt. Der VerduRBerungserlos ist dabei abhangig von der Qualitdt und der Anzahl
der Intermediédre, d.h. AIFM, Portfoliomanager, Anlageberater, Zentralverwaltung, Verwahrstellen und
Wirtschaftsprifer (, Intermedidre”), Marktteilnehmer und Abnehmer fir solche Kredite. Des Weiteren
bestehen im Hinblick auf die Darlehensvergabe Risiken im Rahmen der Bonitat der Darlehensnehmer
und dem damit zusammenhangenden Ausfallrisiko, Risiken im Zusammenhang mit der Verwertbarkeit
von gestellten Sicherheiten und bei einer méglichen erforderlichen Restrukturierung von Krediten.

|u

Dieses Risiko ist als ,mittel” einzustufen.

b) Abhangigkeit vom Kreditmarkt und Marktzinsniveau

Die Wertentwicklung der Anlagen des Referenzfonds hangt malgeblich von den spezifischen Risiken des
Kreditmarktes in zahlreichen Landern ab. Die Zinsentwicklung kann ebenfalls negative Auswirkungen
auf die Wertentwicklung der vom Referenzfonds ausgegebenen Kredite haben. Ein sinkendes Marktzins-
niveau kdnnte sich in sinkenden Ertragen niederschlagen.
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|II

Dieses Risiko ist als ,mittel” einzustufen.

c) Risikodiversifikation und Korrelation

Obwohl der Referenzfonds gehalten ist, das Risiko seiner Anlagen in seinem Portfolio entsprechend zu
diversifizieren, kann der Referenzfonds gelegentlich nur wenige Vermogensgegenstande halten. Inso-
weit kann der Referenzfonds wesentliche Verluste aufgrund einer Uiberwiegenden Beteiligung in einem
einzelnen Vermogensgegenstand erleiden, sobald dieser in seinem Wert verliert bzw. der jeweilige
Emittent insolvent geht.

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.
d) Epidemien und andere Gesundheitsrisiken

Die anhaltende Ausbreitung des Corona-Virus kdnnte sich erheblich nachteilig auf lokale Volkswirtschaf-
ten in den betroffenen Landern und auch auf die Weltwirtschaft auswirken. Vor dem Hintergrund des
Corona-Virus erscheint es insbesondere moglich, dass (i) schon eine Vermietung einzelner Immobilien
an Privatpersonen bzw. Gewerbetreibende und Unternehmer aufgrund einer im jeweils persoénlichen
Bereich liegenden angespannten finanziellen Situation sich als schwierig erweist bzw. (ii) dass sich selbst
nach Vermietung die Auslastung einzelner Immobilien nur durch Reduzierung des Mietzinses oder Nach-
investitionen erhdhen lasst oder (iii) das eine Verschlechterung der finanziellen Situation einer Grolizahl
der Mieter oder einzelner GrolRmieter, einen nachhaltig negativen Effekt auf den Wert der Immobilien
haben kann. Ebendiese unter (i)-(iii) beschrieben Szenarien kdénnten sich auch auf die wirtschaftliche
Situation des Referenzfonds auswirken.

Sollten in diesen Zusammenhdngen Finanzmarkte und Bankensysteme wegbrechen, wiirden eventuell
auch Investoren wegbleiben und dies kbnnte zudem die Finanzierung des Referenzfonds gefahrden.

Zusatzlich zu diesen Entwicklungen, die sich nachteilig auf die Wertentwicklung der Immobilien auswir-
ken kénnten, in die der Referenzfonds investiert, konnten die Tatigkeiten des AIFM und des Referenz-
fonds nachteilig beeinflusst werden, unter anderem durch Quarantdanemalinahmen und Reisebeschran-
kungen, die insbesondere fiir das Schlisselpersonal ebendieser verhangt werden kénnten, sowie durch
alle damit verbundenen Gesundheitsaspekte dieses Personals.

Ahnliche Folgen kdnnen sich in Bezug auf andere vergleichbare Infektionskrankheiten ergeben.

I”

Dieses Risiko ist als , mittel” einzustufen.

2. Verantwortliche Personen, Angaben von Seiten Dritter, Sachverstandigenberichte und Billi-

gung durch die zusténdige Behorde

2.1. Verantwortliche Personen fir den Inhalt dieses Prospekts

Die Securo Pro Lux S.A., Geschaftssitz in 1c Rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach (Minsbech), GroR-
herzogtum Luxemburg (,, Emittentin“) als Emittentin der Schuldverschreibungen sowie die Hauck & Auf-
hauser Privatbankiers AG, KaiserstralRe 24, 60311 Frankfurt am Main, Deutschland, als Zulassungsan-
tragstellerin GUbernehmen die Verantwortung flr den Inhalt des Prospektes und erklaren, dass ihres Wis-
sens nach die Angaben im Prospekt richtig sind und dass der Prospekt keine Auslassungen enthalt, die
die Aussage verzerren konnten.

Darlber hinaus gibt es keine weiteren Personen, die nur fir bestimmte Abschnitte des Prospekts ver-
antwortlich sind.
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2.2. Sachverstandigenberichte

Eine Erklarung oder ein Bericht von Personen, die als Sachverstandige handeln, sind in diesem Prospekt
nicht enthalten.

2.3. Angaben von Seiten Dritter

Die Emittentin hat Angaben in Bezug auf den VERIUS Immobilienfonds, einen Teilfonds des VERIUS Ca-
pital SCS SICAV (Investmentgesellschaft mit veranderlichem Kapital luxemburgischen Rechts (société
d’investissement a capital variable)) RAIF (Reserved Alternative Investment Fund luxemburgischen
Rechts (, Referenzfonds” oder , Teilfonds”) korrekt wiedergegeben und diese Angaben wurden nach Wis-
sen der Emittentin und soweit fiir sie aus den von der Verwaltungsgesellschaft des Referenzfonds ver-
offentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irrefihrend gestaltet.

2.4. Billigung durch die zustandige Behérde

Die Emittentin erklart, dass

(a)  der Prospekt durch die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (,,Bafin”) als zustandiger
Behorde gemaR der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 14.06.2017 Uber den Prospekt, der beim 6ffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei
deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veroffentlichen ist und zur Authebung
der Richtlinie 2003/71 EG (" Verordnung (EU) 2017/1129°) gebilligt wurde,

(b)  die BaFin diesen Prospekt nur beziiglich der Standards der Vollstdndigkeit, Verstandlichkeit und
Koharenz gemaR der Verordnung (EU) 2017/1129 billigt,

(c)  einesolche Billigung nicht als eine Beflirwortung der Emittentin, die Gegenstand dieses Prospekts
ist, erachtet werden sollte.

(d)  eine solche Billigung nicht als Bestatigung der Qualitat der Wertpapiere, die Gegenstand dieses
Prospekts sind, erachtet werden sollte, und

(e)  Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere fir die Anlage vornehmen soll-
ten.

3. Abschlussprufer

Als Abschlussprufer (réviseur d'entreprises agréé) der Emittentin fiir den von den historischen Finanzin-
formationen abgedeckten Zeitraum wurde die Ernst & Young S.A. mit Sitz in 35E, Avenue John F. Ken-
nedy, 1855 Luxemburg bestellt, Mitglied des Luxemburger Instituts fir Wirtschaftsprifer (Institut des
réviseurs d'entreprises).

4. Angaben zur Emittentin

4.1. Geschéftsgeschichte und Geschéaftsentwicklung der Emittentin

Die Emittentin ist eine am 11. Dezember 2009 auf unbestimmte Zeit nach dem Recht des Grol3her-
zogtums Luxemburg gegriindete Aktiengesellschaft (société anonyme) in der Form einer Verbrie-
fungsgesellschaft (société de titrisation) und unterliegt den Bestimmungen des Gesetzes von 2004.
Die Emittentin unterliegt nicht der Aufsicht der CSSF. Die Satzung der Emittentin wurde beim Handels-
und Gesellschaftsregister Luxemburgs (Registre de commerce et des sociétés) unter der Nummer B
150232 hinterlegt. Das eingezahlte Kapital der Emittentin betragt EUR 31.000 eingeteilt in 310
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Stammaktien zu einem Nennwert von je EUR 100. Samtliche Aktien an der Emittentin werden von der
Stichting Cautio, Barbara Strozzilaan 101, 1083 HN Amsterdam (,, Stichting Cautio”), gehalten.

4.2. Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung der Emittentin

Die Emittentin firmiert unter der gesetzlichen und kommerziellen Bezeichnung ,Securo Pro Lux
S.A“

4.3. Ort der Registrierung der Emittentin, seine Registrierungsnummer und Rechtstragerken-
nung (LEI)

Die Emittentin ist eine nach luxemburgischem Recht wirksam errichtete, bestehende und im luxem-
burgischen Handels- und Gesellschaftsregister unter der Nummer B 150232 registrierte Aktiengesell-
schaft (société anonyme).

Die LEl der Emittentin lautet 52990062E5A5DBDNKP84. Der Ort der Registrierung ist das GrolRherzog-
tum Luxemburg.

4.4. Datum der Grindung der Gesellschaft und Existenzdauer der Emittentin, soweit diese
nicht unbefristet ist

Die Securo Pro Lux S.A. ist eine am 11. Dezember 2009 auf unbestimmte Zeit nach dem Recht des
GroBherzogtums Luxemburg gegriindete Aktiengesellschaft (société anonyme) in der Form einer Ver-
briefungsgesellschaft (société de titrisation).

4.5, Sitz und Rechtsform; Anschrift und Telefonnummer, Website der Emittentin

Die Emittentin ist eine nach dem Recht des GrolRherzogtums Luxemburg gegriindete Aktiengesell-
schaft (société anonyme) in der Form einer Verbriefungsgesellschaft (société de titrisation). Die An-
schrift der Emittentin ist 1c, rue Gabriel Lippmann, 5365 Munsbach, GrolRherzogtum Luxemburg.

Die Emittentin bedient sich der Homepage von Hauck & Aufhéduser, diese lautet https://www.hauck-
aufhaeuser.com/asset-servicing/real-assets-4/dienstleistungen-als-luxemburgischer-zentralverwal-
ter, wobei ausdricklich darauf hingewiesen wird, dass die Angaben auf der Homepage nicht Teil die-
ses Prospekts sind, es sei denn Angaben von der Homepage wurden ausdricklich mittels Verweises in
diesen Prospekt aufgenommen.

Die Telefonnummer der Emittentin lautet +352 451314 500.

4.6. Jingste Ereignisse, die fur die £mittentin eine besondere Bedeutung haben und die in ho-
hem Male flr eine Bewertung der Solvenz der Emittentin relevant sind.

In jingster Zeit sind keine wichtigen Ereignisse in der Geschaftstatigkeit der Emittentin eingetreten, die
in hohem Male flr die Bewertung ihrer Solvenz relevant sind.

4.7. Angabe der Ratings, die fir die Emittentinin dessen Auftrag oder in Zusammenarbeit mit
ihm erstellt wurden

Die Emittentin hat die Creditreform Rating AG, Ratingagentur gemaR der Verordnung (EG) Nr.
1060/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16.09.2009 Uber Ratingagenturen (,Re-
gistrierte Ratingagentur”), fur ein Rating der Schuldverschreibungen beauftragt. Das Zielrating der
Schuldverschreibung ist gleich oder besser als BBB- der Creditreform Rating AG oder ein entsprechendes
Rating einer anderen zertifizierten Ratingagentur.
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Die Ratingstufe BBB- basiert nach der Ratingsystematik flir Emissionsratings von Finanzinstrumenten,
Stand 07/2016 der Creditreform Rating AG auf einer "stark befriedigenden Kreditqualitat und einem
geringen bis mittleren Anlagerisiko".

Soweit und solange Schuldverschreibungen im Umlauf sind, wird die Emittentin angemessene Anstren-
gungen unternehmen, um zu erreichen, dass die Schuldverschreibungen ein Rating erhalten und dieses
Rating mindestens jahrlich von der Creditreform Rating AG oder einer anderen von der Emittentin aus-
gewahlten Rating-Agentur Uberprift und aktualisiert wird, sofern diese Rating-Agentur von der BaFin
anerkannt ist und den Anforderungen einer Registrierten Ratingagentur genlgt. Die aktuelle Fassung
des Ratings erhalten die Anleihegldubiger auf Anfrage von der Emittentin schriftlich zur Verfliigung ge-
stellt.

4.8. Beschreibung der Compartmentstruktur

Gemal der Satzung der Emittentin kann ihr Vermogen durch Beschluss des Verwaltungsrates der Emit-
tentin (,, Verwaltungsrat’) in verschiedene Compartments eingeteilt werden. Die Emittentin kann geson-
dert fur jedes Compartment im Sinne des Verbriefungsgesetzes Wertpapiere ausgeben. Die Schuldver-
schreibungen sind Verbindlichkeiten der lediglich fir ihr Compartment 18 ,VERIUS IHS III“ (,, Compart-
ment”) handelnden Emittentin. Das Compartment wurde gemal einem Beschluss des Verwaltungsrats
zu diesem Zweck im April 2020 gegrindet. Die Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten des Compart-
ments werden von denen anderer Compartments getrennt, die von der Emittentin zur Durchfihrung
von Verbriefungsgeschaften gebildet wurden oder noch gebildet werden. GemaR dem Verbriefungsge-
setz und der Satzung der Emittentin dienen die Vermogenswerte des Compartments ausschlieRlich der
Befriedigung von Forderungen Dritter — wozu auch die Anleihegldubiger der Schuldverschreibungen ge-
hoéren — die im Zusammenhang mit der Griindung, der laufenden Tatigkeit des Compartments oder des-
sen Liquidation entstanden sind.

Im Zusammenhang mit den in den Anleihebedingungen beschriebenen Rechtsgeschaften wird die Emit-
tentin ausschlieRlich fiir das Compartment handeln. Die Bedingungen der Schuldverschreibungen, die im
Rahmen des Compartments ausgegeben werden sowie die spezifischen Ziele des Compartments wer-
den durch den Verwaltungsrat festgelegt und sind in der Satzung, den Anleihebedingungen sowie in
diesem Prospekt festgehalten sowie gegebenenfalls in anderen im Rahmen des Compartments durch
die Emittentin abgeschlossenen Vereinbarungen wiedergegeben.

Die Bildung von Compartments ermoglicht die von dem restlichen Vermégen der Emittentin getrennte
Verwaltung von Compartments. Infolgedessen wird kein Finanzinstrument durch die Emittentin ausge-
geben werden, dessen Bedingungen vorsehen, dass die Inhaber des Finanzinstruments an anderen Ver-
mogenswerten als denjenigen des Compartments, im Rahmen dessen die betreffenden Finanzinstru-
mente ausgegeben wurden, beteiligt werden. Wenn die Ertrage eines Compartments nicht ausreichen,
um alle im Rahmen der betreffenden Finanzinstrumente sowie gegebenenfalls gegenliber anderen Ver-
tragsparteien anfallenden Verpflichtungen abzudecken, stehen keine anderen Vermogenswerte der
Emittentin handelnd fir andere Compartments zur Verfligung, um einen solchen Fehlbetrag abzude-
cken. Die Anspriche der Anleiheglédubiger bzw. der Inhaber der Finanzinstrumente sowie gegebenen-
falls anderer Transaktionsparteien im Hinblick auf einen solchen Fehlbetrag erléschen in so einem Fall.
Keine der genannten Parteien hat das Recht, als Folge eines solchen Fehlbetrags die Einleitung eines
Insolvenz- oder dhnlichen Verfahrens gegen die Emittentin zu beantragen.
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Jedes Compartment kann einzeln aufgeldst werden, ohne dass dies Auswirkungen auf die Emittentin
oder andere Compartments hatte.

4.9. Kosten, Geblihren und sonstige Auslagen

Die mit der Grindung des Compartments verbundenen Kosten werden vom Vermogen des Compart-
ments getragen.

Sonstige andere Gebiihren und sonstige Auslagen, einschlieRlich Gebihren des Wirtschaftsprifers so-
wie Kosten, Gebihren, Steuern und sonstige Verbindlichkeiten, die mit dem laufenden Geschaftsbetrieb
sowie der Liquidation des Compartments oder der Emittentin verbunden sind, werden vollstéandig von
dem Compartment getragen, soweit diese ausschlielRlich dem Compartment zuzuordnen sind.

Gemeinkosten, wie die Vergltung der Verwaltungsratsmitglieder sowie deren Auslagen und z.B. Versi-
cherungsgebihren und sonstigen Auslagen, welche nicht einem Compartment zugeordnet werden kon-
nen, werden, sobald weitere Compartments durch die Emittentin gegriindet werden, anteilig nach ei-
nem vom Verwaltungsrat festgelegten Schlissel auf die Compartments verteilt.

5. Uberblick iber die Geschiftstitigkeit

5.1. Haupttatigkeitsbereiche

Der Zweck der Emittentin besteht darin, als Verbriefungsgesellschaft gemall dem Gesetzes von 2004
durch den Erwerb oder die Ubernahme, direkt oder durch ein anderes Unternehmen, von Risiken im
Zusammenhang mit Forderungen, anderen Vermogenswerten (einschlieRlich, aber nicht beschrankt auf
jegliche Art von Wertpapieren, Darlehen, Forderungen und anderen Vermogenswerten) oder jeglicher
Art von Verpflichtungen, die von Dritten ibernommen wurden oder mit der gesamten oder einem Teil
der Aktivitdten Dritter verbunden sind, zu handeln.

5.2. Beschreibung der Haupttatigkeiten der £Emittentin unter Angabe der wichtigsten Arten
der vertriebenen Produkte und/oder erbrachten Dienstleistungen

Die Emittentin kann jede Art von Wertpapieren jeglicher Form ausgeben, einschlielilich, aber nicht be-
schrankt auf Aktien, Genussscheine, Schuldverschreibungen und Schuldtitel sowie Optionen oder Opti-
onsscheine, die Rechte auf Aktien verleihen, deren Wert, Ertrag oder Rendite direkt oder indirekt von
solchen Risiken in Bezug auf die zugrundeliegenden Vermogenswerte abhangt.

Die Gesellschaft kann, solange sie sich im Geltungsbereich des Gesetzes von 2004 befindet, auch Mittel
von einer beliebigen Stelle leihen oder aufnehmen, um den Kauf von Basiswerten zu finanzieren und /
oder um einer Zahlung oder sonstigen Verpflichtung nachzukommen, die ihr aus einem ihrer Wertpa-
piere oder aus einer im Rahmen einer Verbriefung zu treffenden Vereinbarung erwachst.

Der Verwaltungsrat der Emittentin kann, unabhangig davon, ob im Rahmen eines Verbriefungspro-
gramms oder nicht, spezifische Compartments einrichten, die sich aus bestimmten Wertpapieren, In-
strumenten, Ansprichen, anderen Vermogenswerten und/oder damit verbundenen Risiken zusammen-
setzen.

Die Emittentin kann Serien oder Tranchen von Wertpapieren ausgeben, einschlielllich Aktien oder be-
glnstigte Zertifikate, deren Wert, Recht auf Dividenden oder Rendite an ein oder mehrere bestimmte
Compartments oder an bestimmte Vermogenswerte oder Risiken gebunden ist oder deren Riickzahlung
von der Rickzahlung anderer Instrumente oder bestimmter Forderungen abhdngig ist. Wenn sich
Rechte von Anlegern oder Glaubigern auf ein Compartment beziehen oder im Zusammenhang mit der

22



Grindung, dem Betrieb oder der Liquidation eines Compartments entstanden sind, sind diese Rechte
auf das Vermogen dieses Compartments beschrankt. Das Vermogen eines Compartments steht aus-
schlielRlich zur Befriedigung der Rechte von Anlegern in Bezug auf dieses Compartment und der Rechte
von Gldubigern zur Verfligung, deren Forderungen im Zusammenhang mit der Griindung, der Operation
oder der Liquidation dieses Compartments entstanden sind. Zwischen den Inhabern der von der Gesell-
schaft ausgegebenen Wertpapiere wird jedes Compartment als eine separate Einheit behandelt.

Die Emittentin kann alle zugrundeliegenden Vermogenswerte, wie in den Bedingungen der betreffen-
den Wertpapiere oder im betreffenden Prospekt oder Informationsmemorandum beschrieben, verkau-
fen, abtreten, zurlckerwerben und verduBern (einschlielllich durch Verkauf, Abtretung, Tausch, Einbrin-
gung oder durch Derivat- oder Swap-Transaktionen) und die zugrunde liegenden Vermogenswerte fort-
laufend verwalten.

Die Emittentin kann im Zusammenhang mit ihren Verbriefungen (i) den Erwerb, das Halten und die Ver-
duBerung von Beteiligungen in jeder Form und mit jedem Mittel, ob direkt oder indirekt, Rechte und
Beteiligungen an luxemburgischen und auslandischen Gesellschaften vornehmen, (ii) den Erwerb durch
Kauf, Zeichnung oder auf andere Weise sowie die Ubertragung durch Verkauf, Aktien, Anleihen, Obliga-
tionen, Schuldverschreibungen, Schuldscheine und anderen Wertpapiere oder auf andere Art und
Weise Finanzinstrumente jeglicher Art vornehmen, und (iii) den Besitz, Verwaltung, Entwicklung und
Management eines Portfolios durchfiihren (einschlieRlich u.a. die unter (i) und (ii) oben genannten Ver-
mogenswerte). Die Emittentin kann darlber hinaus Anteile an Personengesellschaften, Kommanditge-
sellschaften, Trusts, Fonds und anderen Einheiten erwerben, halten und verduRern.

Die Emittentin kann jede Art von Sicherheitsanspriichen nach jedem Gesetz jedem Treuhander, Sicher-
heitentreuhander, Sicherheitsagenten, Treuhdnder-Vertreter oder jeder anderen Person gewdhren, die
die Anleger oder eine andere an der Verbriefung beteiligte Partei vertritt oder mit der das Unternehmen
Vereinbarungen in Verbindung mit einer Verbriefung eingegangen ist, um seine Zahlung oder andere
Verpflichtungen aus einer von der Emittentin in Verbindung mit einer Verbriefung zu treffenden Verein-
barung zu sichern. Die Emittentin kann jede Vereinbarung oder jedes Instrument (einschlieRlich, aber
nicht beschrankt auf Derivate) abschliefen und kann jedes Dokument ausgeben, unterzeichnen, geneh-
migen oder ratifizieren und kann alle Dinge und Handlungen vornehmen und zulassen, die zur Vorbe-
reitung, Durchfiihrung und Abwicklung einer Verbriefung notwendig sind.

Die Emittentin kann die zugrunde liegenden Vermégenswerte ganz oder teilweise abtreten oder Uber-
tragen, jedoch nur in Ubereinstimmung mit und vorbehaltlich der Anlagebedingungen der auszugeben-
den Wertpapiere und der vertraglichen Bestimmungen der Vereinbarungen, die im Zusammenhang mit
der Verbriefung getroffen wurden.

Es gibt seit dem Stichtag des letzten veroffentlichten und gepriften Jahresabschlusses des Compart-
ments (31.12.2020) keine neu eingefiihrten wesentlichen Produkte und Dienstleistungen der Emitten-
tin.

Die Emittentin verwaltet zum aktuellen Stand mehrere Compartments. Fir diese Compartments hat die
Emittentin Schuldverschreibungen zur Finanzierung von Basiswerten ausgegeben. Bei den Basiswerten
handelt es sich u.a. um folgende Assetklassen: Alternative Investmentfonds, Collateralized Loan Obliga-
tion, Flugzeugleasing und Darlehen.

5.3. Grundlage fur etwaige Angaben der Emittentinzu seiner Wettbewerbsposition

Die Emittentin macht keine Angaben im Rahmen der Beschreibung seiner Wettbewerbsposition, so dass
entsprechende Grundlagen nicht zu nennen sind.
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6. Organisationsstruktur

Die Emittentin wird zu 100 % von der unabhangigen und in den Niederlanden ansdssigen Stichting Cau-
tio, eine nach niederlandischem Recht gegriindete Stiftung (stichting), mit Sitz in Barbara Strozzilaan
101, 1083 HN Amsterdam, gehalten. Die Stichting Cautio trifft Entscheidungen, welche ihr gesetzlich als
Gesellschafterin der Emittentin zustehen. Die tagliche Verwaltung der Emittentin erfolgt durch die Ge-
schéftsfihrer der Emittentin.

7. Trendinformationen

Seit dem Datum des gepriften Jahresabschlusses hat es keine wesentlichen Verschlechterungen der
Aussichten der Emittentin gegeben.

Es gibt keine wesentliche Anderung der Finanz- und Ertragslage der Emittentin sowie des Compartments
seit dem Ende des letzten Berichtszeitraums zum 31.12.2020, fiur die bis zum Datum dieses Prospektes
Finanzinformationen veroffentlicht wurden.

8. Gewinnprognosen oder Schatzungen
Es liegen keine Gewinnprognosen bzw. -schatzungen vor.
9. Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane

9.1. Name und Geschéftsanschrift der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts-
organs

Die Securo Pro Lux S.A. wird vom Verwaltungsrat verwaltet, der aus mindestens drei Mitgliedern be-
steht, die keine Aktionare der Gesellschaft sein missen.

Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden von der Hauptversammlung gewahlt. Der Verwaltungsrat
ist mit umfassenden Befugnissen zur Verwaltung und Verfligung tber die Securo Pro Lux S.A. ausgestat-
tet. Alle Befugnisse, die nicht ausdrtcklich von Rechts wegen oder gemal der Satzung der Hauptver-
sammlung vorbehalten sind, stehen dem Verwaltungsrat zu.

Der Verwaltungsrat der Securo Pro Lux S.A. setzt sich zum Datum dieses Prospekts wie folgt zusammen:

e Mario Warny (Vorsitzender);

e Marc Kriegsmann (Mitglied);

e Pascal Pech (Mitglied);
(zusammen der , Verwaltungsrat”)

Die Geschaftsanschrift der Verwaltungsratsmitglieder lautet 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Muns-
bach, GroBherzogtum Luxemburg.

Neben ihrer Tatigkeit als Verwaltungsrat der Securo Pro Lux S.A. haben folgende Verwaltungsratsmit-
glieder weitere Funktionen:

Mario Warny, Vorstandsmitglied der Hauck & Aufhaduser Alternative Investment Services S.A.

Marc Kriegsmann, Niederlassungsleiter der Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, Niederlassung Lu-
xemburg.
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Pascal Pech, zugleich Associate Director Business Development bei der Hauck & Aufhduser Privatbank-
iers AG.

9.2. Interessenkonflikte von Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen

Ein Mitglied des Verwaltungsrats der Securo Pro Lux S.A., welches als Mitglied des Verwaltungsrates
oder als leitender Angestellter oder als Mitarbeiter bei einem Unternehmen oder einer Firma tatig ist,
mit der die Securo Pro Lux S.A. beabsichtigt, einen Vertrag abzuschlieRen oder anderweitige geschaftli-
che Beziehungen aufzunehmen, ist trotz Verbundenheit mit dem anderen Unternehmen bzw. der an-
deren Firma berechtigt, an Beratungen, Abstimmungen oder Handlungen in Bezug auf Angelegenheiten
teilzunehmen, welche sich im Hinblick auf diesen Vertrag oder in Bezug auf sonstige geschéftliche An-
gelegenheiten ergeben.

Sofern ein Mitglied des Verwaltungsrats der Securo Pro Lux S.A. bei einer Transaktion der Securo Pro
Lux S.A. personliche oder berufliche Interessen verfolgt, die denen der Securo Pro Lux S.A. zuwider lau-
fen, ist dieses Mitglied des Verwaltungsrats verpflichtet, den Verwaltungsrat von diesen gegensatzli-
chen Interessen in Kenntnis zu setzen; das betreffende Mitglied ist daraufhin von der Beratung und
Abstimmung im Zusammenhang mit der Transaktion ausgenommen.

Zwischen den privaten Interessen und sonstigen Verpflichtungen der Mitglieder des Verwaltungsrats
und deren Verpflichtungen gegenlber der Securo Pro Lux S.A. bestehen derzeit keine potenziellen In-
teressenkonflikte.

10. Hauptaktionare

10.1.Beteiligungsverhaltnisse

Die Emittentin wird zu 100 % von der unabhangigen und in den Niederlanden ansdssigen Stichting Cau-
tio, eine nach niederlandischem Recht gegriindete Stiftung (stichting), mit Sitz in Barbara Strozzilaan
101, 1083 HN Amsterdam, gehalten.

10.2.Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, die zu einer Anderung in der Beherrschung der
Emittentinfihren konnte

Es liegen keine Vereinbarungen vor, deren Ausiibungen zu einem spateren Zeitpunkt zu einer Anderung
in der Beherrschung der Emittentin fihren kénnten.

11. Finanzinformationen Uber die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der £Emittentin

Die Emittentin wurde am 11. Dezember 2009 gegrindet. Das Compartment wurde am 30. April 2020
gegrindet. Die gepriften Finanzinformationen decken den Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31.
Dezember 2020 flr die Emittentin sowie den Zeitraum vom 30. April 2020 (Grindungsdatum des Com-
partments) bis zum 31. Dezember 2020 fir das Compartment ab. Die folgenden Ausziige der Finanzin-
formationen des Compartments bzw. der Emittentin sowie die dazugehorigen Bestadtigungsvermerke
des Abschlusspriifers fiir jedes Geschaftsjahr sind freie Ubersetzungen der entsprechenden Ausziige
des englischen Originals.

11.1.Anderung des Bilanzstichtages

Eine Anderung des Bilanzstichtags seitens der Emittentin besteht nicht.
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11.2.Rechnungslegungsstandards

Da die Emittentin aus Luxemburg, einem Mitgliedstaat des EWR kommt, ist die Rechnungslegung an-
hand des nationalen Rechnungslegungsstandards des GrolRherzogtums Luxembourg, wie nach der
Richtlinie 2013/34/EU gefordert, erfolgt. Eine Anderung des Rechnungslegungsstandards ist nicht er-
folgt.

11.3.Historische Finanzinformationen

11.3.1. Geschéftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020 (Securo Pro Lux S.A.)

a) Bilanz

AKTIVA

B. Aufwendungen fiir die Errichtung
und Erweiterung des Unternehmens

C. Anlagevermogen

[ll. Finanzanlagen

5. Wertpapiere des Anlagevermogens
6. Sonstige Ausleihungen

D. Umlaufvermogen
Il. Forderungen
4. Sonstige Forderungen

a) mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

IV. Guthaben bei Kreditinstituten,
Postscheckguthaben, Schecks und
Kassenbestand

SUMME (AKTIVA)

PASSIVA

A. Eigenkapital

I.  Gezeichnetes Kapital
V. Ergebnisvortrag
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31. Dezember 2020

EUR

281.713,57

275.084.523,54
33.376.319,64

364.130,81

24.550.648,60

333.657.336,16

31. Dezember 2020

EUR

31.000,00
-28.621,45



VI.

Ergebnis des Geschaftsjahres

B. Rickstellungen

3.

Sonstige Rickstellungen

C. Verbindlichkeiten

1.

Anleihen
b) nicht konvertible Anleihen

mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

ii) mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
Sonstige Verbindlichkeiten

c) Sonstige Verbindlichkeiten

ii) mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr

SUMME (PASSIVA)

10.

11.

13.
14.

17.
18.

b) Gewinn- und Verlustrechnung

Sonstige betriebliche Ertrage

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und sonstige externe Auf-
wendungen

b) Sonstige externe Aufwendungen

Wertberichtigungen

a) zu Aufwendungen fir die Errichtung und Erweiterung
des Unternehmens und zu Sachanlagen und immateriel-
len Anlagewerten

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Ertrage aus sonstigen Wertpapieren und Forderungen
des Anlagevermogens

b) sonstige Ertrage die nicht unter a) enthalten sind
Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage

b) sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage
Wertberichtigungen zu Finanzanlagen und zu Wertpa-
pieren des Umlaufvermogens

Zinsen und ahnliche Aufwendungen

b) sonstige Zinsen und dhnliche Aufwendungen
Sonstige Steuern, soweit nicht unter den Posten 1-16
enthalten

Ergebnis des Geschaftsjahres
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28.621,45

31.000,00

83.259,45

2.202.095,21
320.848.196,54

10.492.784,96

333.657.336,16

1. Januar 2020 —

31. Dezember 2020

24.788.281,41

-2.577.993,72

-73.596,14
-2.697.498,04

17.112.397,05

3.634.883,14

-23.354.273,02

-16.799.335,70

-4.243,53
28.621,45



¢) Rechnungslegungsmethoden und erlduternde Anmerkungen

Grundlagen der Aufstellung

Der Jahresabschluss wurde gemall den in Luxemburg geltenden Gesetzen und Verordnungen unter
Beachtung des Prinzips der historischen Anschaffungskosten aufgestellt. Die Rechnungslegungs- und
Bewertungsgrundsatze werden, abgesehen von den gesetzlichen Vorschriften des Gesetzes vom
19. Dezember 2002 in seiner jeweils giltigen Fassung, vom Verwaltungsrat festgelegt und
eingeflhrt.

Die Erstellung von Jahresabschlissen erfordert die Verwendung bestimmter kritischer rechnungsle-
gungsbezogener Schatzungen. Diese erfordert auch, dass der Verwaltungsrat bei der Anwendung der
Rechnungslegungsgrundsitze sein Ermessen ausiibt. Anderungen der Annahmen kénnen erhebliche
Auswirkungen auf den Jahresabschluss fir den Zeitraum haben, in dem sich die Annahmen geandert
haben. Der Verwaltungsrat ist der Ansicht, dass die zugrunde liegenden Annahmen angemessen sind
und der Jahresabschluss daher die Vermogens- und Ertragslage zutreffend darstellt.

Bei Erstellung des Jahresabschlusses wurden von der Emittentin Schatzungen vorgenommen sowie
Annahmen getroffen, welche die Vermogenslage des nachfolgenden Geschéftsjahres beeinflussen.
Schatzungen und Beurteilungen werden standig weiterentwickelt und stitzen sich auf Erfahrungen
der Vergangenheit sowie andere Gesichtspunkte, u.a. Erwartungen beziglich zuklnftiger Ereignisse,
die vor dem gegebenen Hintergrund angemessen erscheinen.

Die endgultigen Auswirkungen des Coronavirus-Ausbruchs auf die Investitionen der Emittentin sind
schwer absehbar. Auf der Grundlage aller aktuellen Einschatzungen und aller bisher bekannten Infor-
mationen scheinen keine weiteren wesentlichen negativen Einfllisse auf die Schatzwerte der Emittentin
zu bestehen. Daher wird der Jahresabschluss auf der Grundlage der Unternehmensfortfiihrung erstellt.

Rechnungslegungsgrundsatze

Die Emittentin wendet im Wesentlichen folgende Bewertungsregeln an:

Griindungskosten

Die Grindungskosten werden, sofern vorhanden, linear Uber einen Zeitraum von finf Jahren abge-
schrieben, abhangig vom jeweiligen Compartment. Die Amortisationszeit beginnt mit dem Grindungs-
datum des jeweiligen Compartments.

Finanzanlagevermdgen

Wertpapiere des Anlagevermogens / Sonstige Ausleihungen (Finanzanlagen) werden zu
Anschaffungskosten / zum Nennwert (Sonstige Ausleihungen), inklusive etwaiger Anschaffungsneben-
kosten, bewertet.

Bei Wertminderungen, die nach Ansicht des Verwaltungsrats dauerhaft sind, werden diese Finanzanla-
gen wertberichtigt, um sie mit dem niedrigeren Wert anzusetzen, der I|hnen am
Bilanzstichtag beizulegen ist. Diese Wertberichtigungen werden nicht beibehalten, wenn die Grinde
der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.
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Forderungen

Forderungen werden mit ihrem Nennwert angesetzt. Sie werden wertberichtigt, wenn ihre
Einziehung am Abschlussstichtag ungewiss oder gefdahrdet ist. Diese Wertberichtigungen werden
nicht beibehalten, wenn die Griinde der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Wahrungsumrechnung
Die Emittentin fuhrt ihre Biicher und Aufzeichnungen in Euro (EUR).

Alle Transaktionen in einer anderen Wahrung als Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der
Transaktion geltenden Devisenkurs umgerechnet. Die Griindungskosten und das Anlagevermogen in
einer anderen Wahrung als in Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der Transaktion geltenden
historischen Devisenkurs umgerechnet. Zum Abschlussstichtag bleiben diese Aktiva zum
historischen Devisenkurs umgerechnet.

Die Bankguthaben werden zu dem am Abschlussstichtag geltenden Devisenkurs umgerechnet. Die
daraus resultierenden Umrechnungsverluste und -gewinne werden in der Gewinn- und Verlustrech-
nungdes Geschéaftsjahres/des Zeitraums erfasst.

Die sonstigen Aktiva und Passiva werden einzeln zum historischen Devisenkurs oder zu ihrem
niedrigeren bzw. hoheren Wert, der auf der Grundlage des am Bilanzstichtag geltenden
Devisenkurses ermittelt wird, bewertet. In der Gewinn- und Verlustrechnung werden lediglich die
nicht realisierten Umrechnungsverluste erfasst. Die Umrechnungsgewinne werden in der
Gewinn- und Verlustrechnung zum Zeitpunkt ihrer Realisierung erfasst.

Besteht ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen einem Vermdgenswert und einer
Verbindlichkeit, werden diese insgesamt nach der oben beschriebenen Methode bewertet und der
nicht realisierte Netto-Umrechnungsverlust wird in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen;
nicht realisierte Netto-Umrechnungsgewinne werden nicht erfasst.

Rickstellungen

Ruckstellungen dienen zur Deckung von Verlusten oder Verbindlichkeiten, die ihrer Eigenart nach
genau bestimmt sind und am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Hohe
oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind.

Ferner konnen Rickstellungen gebildet werden, um Aufwendungen zu decken, die im abgelaufenen
Geschaftsjahr oder in einem vorangegangenen Geschaftsjahr entstanden sind, die ihrer Eigenart nach
genau bestimmt sind und am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Hohe
oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind.

Schulden
Schulden werden mit ihnrem Ruckzahlungsbetrag ausgewiesen.

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rickzahlungsbetrag erfasst. Ist der riickzahlbare Betrag héher oder
niedriger als der erhaltene Betrag, wird die Differenz direkt in der Gewinn - und Verlustrechnung erfasst.
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Steuern

Die Emittentin unterliegt allen in Luxemburg geltenden steuerlichen Richtlinien und Verordnungen,
die in Bezug auf Gesellschaften im Sinne des Verbriefungsgesetzes anwendbar sind.

Ausgleichsposten

Verluste des Geschaftsjahres, die aus Verkaufen, Ausfdllen, gesunkenen Marktwerten oder
Aufwendungen resultieren, kénnen eine Verringerung des Rickzahlungsbetrags der emittierten
Wertpapiere bedingen. Solche Minderungen werden in umgekehrter vertraglich vereinbarter Reihen-
folge von den Investoren getragen.

Folglich wird eine Minderung der Rickzahlungsverpflichtung der emittierten Wertpapiere vorgenom-
men und in der Gewinn- und Verlustrechnung als Ausgleichsposten in der Position Sonstige betriebliche
Ertrdge ausgewiesen.

Demgegeniiber erhoht sich die Rickzahlungsverpflichtung der emittierten Wertpapiere, wenn der riick-
zahlbare Betrag direkt mit dem Wert der jeweiligen Vermogenswerte verbunden ist und es
wahrscheinlich ist, dass die Cashflows/Einzahlungstberschisse aus den Vermogenswerten den erhalte-
nen Betrag Ubersteigen. Folglich wird eine Erhohung der Rickzahlungsverpflichtung der emittierten
Wertpapiere vorgenommen und in der Gewinn- und Verlustrechnung als Ausgleichsposten in der Posi-
tion Sonstige betriebliche Aufwendungen ausgewiesen.

Aufstellung der zusammengefassten Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Emittentin

Die kombinierte Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Emittentin stellt eine
Kombination der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des allgemeinen Compartments und der am
Bilanzstichtag aktiven Compartments dar.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Compartments werden in der Wahrung des Com-
partments angegeben.

Die im Jahresabschluss dargestellten Betrdge werden auf die zweite Dezimalstelle nach dem Komma
gerundet.

Far die Erstellung der kombinierten Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Emittentin,
werden die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Compartments mit dem am Bilanzstichtag
geltenden Devisenkurs in Euro umgerechnet. Die Emittentin verwendet fur die Umrechnung der Bilanz
und der Gewinn- und Verlustrechnung in die Wahrung der Emittentin die folgenden Devisenkurse:

- EUR/USD: 1,22136
- EUR/CHF: 1,08270

Die nicht realisierten Kursgewinne und -verluste werden in der Gewinn- und Verlustrechnung in den
folgenden Positionen erfasst:

- Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage
- Sonstige Zinsen und dhnliche Aufwendungen
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Vermogenswerte und Verbindlichkeiten sowie Ertrage und Aufwendungen, die zwischen den

Compartments entstanden sind, werden
Verlustrechnung eliminiert.

d) Alter der Finanzinformationen

in der kombinierten Bilanz und der Gewinn- und

Die Finanzinformationen beziehen sich auf das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember

2020.

11.3.2 Rumpf-Geschéaftsjahr vom 30. April 2020 (Griindungsdatum des Compartments) bis

31. Dezember 2020 (fur das Compartment 18 , VERIUS IHS 111“)

a) Bilanz

AKTIVA

B. Aufwendungen fiir die Errichtung
und Erweiterung des Unternehmens

C. Anlagevermogen

[ll. Finanzanlagen
5. Wertpapiere des Anlagevermogens

D. Umlaufvermogen
Il. Forderungen
4. Sonstige Forderungen

a) mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

IV. Guthaben bei Kreditinstituten,
Postscheckguthaben, Schecks und
Kassenbestand

SUMME (AKTIVA)

PASSIVA

B. Rickstellungen
3. Sonstige Ruckstellungen
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31. Dezember 2020

EUR

170.189,34

33.970.000,00

0,00

12.400.533,62

46.540.722,96

31. Dezember 2020

EUR

7.599,95



C. Verbindlichkeiten
1. Anleihen

b) nicht konvertible Anleihen

ii) mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
8. Sonstige Verbindlichkeiten

c) Sonstige Verbindlichkeiten

i) mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

SUMME (PASSIVA)

b) Gewinn- und Verlustrechnung

4. Sonstige betriebliche Ertrage

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und sonstige externe Aufwen-
5. dungen

b) Sonstige externe Aufwendungen
7. Wertberichtigungen

a) zu Aufwendungen fir die Errichtung und Erweiterung des
Unternehmens und zu Sachanlagen und immateriellen Anla-

gewerten
8. Sonstige betriebliche Aufwendungen
Ertrage aus sonstigen Wertpapieren und Forderungen des
10. Anlagevermogens
b) sonstige Ertrage die nicht unter a) enthalten sind
11. Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage
b) sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage
14. Zinsen und ahnliche Aufwendungen

b) sonstige Zinsen und ahnliche Aufwendungen
15. Steuern auf das Ergebnis

Sonstige Steuern, soweit nicht unter den Posten 1-16 enthal-

17. ten
18. Ergebnis des Geschaftsjahres

¢) Rechnungslegungsmethoden und erlduternde Anmerkungen

46.415.379,35

117.743,66

46.540.722,96

30. April 2020 -
31. Dezember 2020

Grundlagen der Aufstellung

0,00

-28.233,00

-6.081,64
-1.415.379,35

1.522.408,07

0,00

-72.714,08
0,00

-0,00
0,00

Der Jahresabschluss wurde ausschlielSlich fiir das Compartment 18, VERIUS IHS Il aufgrund der vorge-

sehenen Zulassung der Schuldverschreibungen an der Borse erstellt.

Der Jahresabschluss wurde gemaR den in Luxemburg geltenden Gesetzen und Verordnungen unter

Beachtung des Prinzips der historischen Anschaffungskosten aufgestellt. Die Rechnungslegungs- und

Bewertungsgrundsatze werden, abgesehen von den gesetzlichen Vorschriften des Gesetzes vom

32



19. Dezember 2002 in seiner jeweils glltigen Fassung, vom Verwaltungsrat festgelegt und
eingeflhrt.

Die Erstellung von Jahresabschlissen erfordert die Verwendung bestimmter kritischer rechnungsle-
gungsbezogener Schatzungen. Diese erfordert auch, dass der Verwaltungsrat bei der Anwendung der
Rechnungslegungsgrundsitze sein Ermessen ausiibt. Anderungen der Annahmen kénnen erhebliche
Auswirkungen auf den Jahresabschluss fir den Zeitraum haben, in dem sich die Annahmen geandert
haben. Der Verwaltungsrat ist der Ansicht, dass die zugrunde liegenden Annahmen angemessen sind
und der Jahresabschluss daher die Vermogens- und Ertragslage zutreffend darstellt.

Bei Erstellung des Jahresabschlusses wurden von der Emittentin Schatzungen vorgenommen sowie
Annahmen getroffen, welche die Vermogenslage des nachfolgenden Geschéftsjahres beeinflussen.
Schatzungen und Beurteilungen werden standig weiterentwickelt und stitzen sich auf Erfahrungen
der Vergangenheit sowie andere Gesichtspunkte, u.a. Erwartungen beziglich zuklnftiger Ereignisse,
die vor dem gegebenen Hintergrund angemessen erscheinen.

Die endgultigen Auswirkungen des Coronavirus-Ausbruchs auf die Investitionen von Compartment 18
,Verius IHS III” sind schwer vorherzusagen. Auf Basis aller aktuellen Einschatzungen und aller bisher
bekannten Informationen scheinen keine weiteren wesentlichen negativen Einflisse auf die Invest-
ments des Compartment 18, Verius IHS I11“zu bestehen. Daher wird der Jahresabschluss auf der Grund-
lage der Unternehmensfortfiihrung erstellt.

Rechnungslegungsgrundsatze

Die Emittentin wendet im Wesentlichen folgende Bewertungsregeln an:

Griindungskosten

Die Grindungskosten werden, sofern vorhanden, linear Uber einen Zeitraum von finf Jahren abge-
schrieben, abhangig vom jeweiligen Compartment. Die Amortisationszeit beginnt mit dem Grindungs-
datum des jeweiligen Compartment.

Finanzanlagevermdgen

Wertpapiere des Anlagevermogens / Sonstige Ausleihungen (Finanzanlagen) werden zu
Anschaffungskosten / zum Nennwert (Sonstige Ausleihungen), inklusive etwaiger Anschaffungsneben-
kosten, bewertet. Bei Wertminderungen, die nach Ansicht des Verwaltungsrats dauerhaft sind, werden
diese Finanzanlagen wertberichtigt, um sie mit dem niedrigeren Wert anzusetzen, der lhnen am
Bilanzstichtag beizulegen ist. Diese Wertberichtigungen werden nicht beibehalten, wenn die Griinde
der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Forderungen

Forderungen werden mit ihrem Nennwert angesetzt. Sie werden wertberichtigt, wenn ihre
Einziehung am Abschlussstichtag ungewiss oder gefdahrdet ist. Diese Wertberichtigungen werden
nicht beibehalten, wenn die Griinde der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Wahrungsumrechnung

Die Emittentin fuhrt ihre Biicher und Aufzeichnungen in Euro (EUR).
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Alle Transaktionen in einer anderen Wahrung als Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der
Transaktion geltenden Devisenkurs umgerechnet. Die Grindungskosten und das Anlagevermogen in
einer anderen Wahrung als in Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der Transaktion geltenden
historischen Devisenkurs umgerechnet. Zum Abschlussstichtag bleiben dieses Aktiva zum
historischen Devisenkurs umgerechnet.

Die Bankguthaben werden zu dem am Abschlussstichtag geltenden Devisenkurs umgerechnet. Die
daraus resultierenden Umrechnungsverluste und -gewinne werden in der Gewinn- und Verlustrechnung
erfasst.

Die sonstigen Aktiva und Passiva werden einzeln zum historischen Devisenkurs oder zu ihrem
niedrigeren bzw. hoheren Wert, der auf der Grundlage des am Bilanzstichtag geltenden
Devisenkurses ermittelt wird, bewertet. In der Gewinn- und Verlustrechnung werden lediglich die
nicht realisierten Umrechnungsverluste erfasst. Die Umrechnungsgewinne werden in der
Gewinn- und Verlustrechnung zum Zeitpunkt ihrer Realisierung erfasst.

Besteht ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen einem Vermogenswert und einer
Verbindlichkeit, werden diese insgesamt nach der oben beschriebenen Methode bewertet und der
nicht realisierte Netto-Umrechnungsverlust wird in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen;
nicht realisierte Netto-Umrechnungsgewinne werden nicht erfasst.

Rickstellungen

Ruckstellungen dienen zur Deckung von Verlusten oder Verbindlichkeiten, die ihrer Eigenart nach
genau bestimmt sind und am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Hohe
oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind.

Ferner kénnen Ruckstellungen gebildet werden, um Aufwendungen zu decken, die im abgelaufenen
Geschaftsjahr oder in einem vorangegangenen Geschaftsjahr entstanden sind, die ihrer Eigenart nach
genau bestimmt sind und am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Hohe
oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind.

Schulden
Schulden werden mit ihnrem Rickzahlungsbetrag ausgewiesen.

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rickzahlungsbetrag erfasst. Ist der riickzahlbare Betrag hoher oder
niedriger als der erhaltene Betrag, wird die Differenz direkt in der Gewinn - und Verlustrechnung erfasst.

Steuern

Die Emittentin unterliegt allen in Luxemburg geltenden steuerlichen Richtlinien und Verordnungen,
die in Bezug auf Gesellschaften im Sinne des Verbriefungsgesetzes anwendbar sind.

34



Ausgleichsposten

Verluste des Geschaftsjahres, die aus Verkaufen, Ausfdllen, gesunkenen Marktwerten oder
Aufwendungen resultieren, kénnen eine Verringerung des Rickzahlungsbetrags der emittierten
Wertpapiere bedingen. Solche Minderungen werden in umgekehrter vertraglich vereinbarter Reihen-
folge von den Investoren getragen. Folglich wird eine Minderung der Rickzahlungsverpflichtung der
emittierten Wertpapiere vorgenommen und in der Gewinn- und Verlustrechnung als Ausgleichsposten
in der Position Sonstige betriebliche Ertréige ausgewiesen.

Demgegeniiber erhoht sich die Rickzahlungsverpflichtung der emittierten Wertpapiere, wenn der riick-
zahlbare Betrag direkt mit dem Wert der jeweiligen Vermogenswerte verbunden ist und es
wahrscheinlich ist, dass die Cashflows/Einzahlungstberschisse aus den Vermogenswerten den erhalte-
nen Betrag Ubersteigen. Folglich wird eine Erhohung der Rickzahlungsverpflichtung der emittierten
Wertpapiere vorgenommen und in der Gewinn- und Verlustrechnung als Ausgleichsposten in der Posi-
tion Sonstige betriebliche Aufwendungen ausgewiesen.

d) Alter der Finanzinformationen

Die Finanzinformationen beziehen sich auf das Rumpf-Geschaftsjahr vom 30. April 2020 (Grindungs-
datum des Compartments) bis 31. Dezember 2020.

11.3.3. Geschéftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 (Securo Pro Lux S.A.)
e) Bilanz

AKTIVA

31. Dezember 2019

EUR
B. Aufwendungen fiir die Errichtung
und Erweiterung des Unternehmens 179.008,44
C. Anlagevermogen
[ll. Finanzanlagen
5. Wertpapiere des Anlagevermogens 160.871.306,07
6. Sonstige Ausleihungen 58.697.967,50
D. Umlaufvermogen
Il. Forderungen
4. Sonstige Forderungen
a) mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 1.141.219,40
IV. Guthaben bei Kreditinstituten,
Postscheckguthaben, Schecks und
Kassenbestand 6.434.168,00
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SUMME (AKTIVA)

PASSIVA

A. Eigenkapital

I.  Gezeichnetes Kapital

V. Ergebnisvortrag

VI. Ergebnis des Geschaftsjahres

B. Rickstellungen
3. Sonstige Ruckstellungen

C. Verbindlichkeiten
1. Anleihen
b) nicht konvertible Anleihen
i) mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
ii) mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr

2. Verbindlichkeiten gegeniber Kreditinstituten
a) mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
8. Sonstige Verbindlichkeiten
c) Sonstige Verbindlichkeiten
ii) mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr

SUMME (PASSIVA)

f) Gewinn- und Verlustrechnung

4. Sonstige betriebliche Ertrage
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und sonstige externe Auf-
5. wendungen

b) Sonstige externe Aufwendungen
7. Wertberichtigungen
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227.323.669,41

31. Dezember 2019

EUR

31.000,00
-28.652,96
31,51

2.378,55

82.747,76

2.250.008,03
218.972.700,33

0,00

6.015.834,74

227.323.669,41

1. Januar 2019 —
31. Dezember 2019

2.764.160,11

-2.227.720,81



a) zu Aufwendungen fir die Errichtung und Erweiterung
des Unternehmens und zu Sachanlagen und immateriel-

len Anlagewerten -62.915,58
b) von Gegenstanden des Umlaufvermaogens 0,00
8. Sonstige betriebliche Aufwendungen -2.660.946,20
Ertrage aus sonstigen Wertpapieren und Forderungen
10. des Anlagevermogens
b) sonstige Ertrdge die nicht unter a) enthalten sind 6.542.862,51
11. Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage
b) sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage 5.701.541,70
Wertberichtigungen zu Finanzanlagen und zu Wertpa-
13. pieren des Umlaufvermogens -1.348.595,22
14. Zinsen und ahnliche Aufwendungen
b) sonstige Zinsen und dhnliche Aufwendungen -8.704.054,21
Sonstige Steuern, soweit nicht unter den Posten 1-16
17. enthalten -4.300,79
18. Ergebnis des Geschaftsjahres 31,51

g) Rechnungslegungsmethoden und erlauternde Anmerkungen

Grundlagen der Aufstellung

Der Jahresabschluss wurde gemall den in Luxemburg geltenden Gesetzen und Verordnungen unter
Beachtung des Prinzips der historischen Anschaffungskosten aufgestellt. Die Rechnungslegungs- und
Bewertungsgrundsatze werden, abgesehen von den gesetzlichen Vorschriften des Gesetzes vom
19. Dezember 2002 in seiner jeweils glltigen Fassung, vom Verwaltungsrat festgelegt und
eingeflhrt.

Die Emittentin verfigt zum 31. Dezember 2019 Uber ein positives Eigenkapital in Hohe von 2.378,55
EUR und daher ist die Gultigkeit der Annahme der Unternehmensfortfihrung von kiinftigen profitablen
Geschaften abhdngig, einschlielllich der Fahigkeit der Emittentin, ausreichende Cashflows zu generie-
ren, um ihre Verpflichtungen bei Falligkeit zu erfillen, und von der fortgesetzten finanziellen Unterstt-
zung durch die Hauck & Aufhauser Alternative Investment Services S.A.

In dieser Hinsicht hat die Emittentin von Hauck & Aufhduser Alternative Investment Services S.A. einen
Comfort Letter vom 15. Juni 2020 erhalten, um der Emittentin die Fortsetzung ihrer normalen Geschéfts-
tatigkeit und die Erflllung ihrer entstehenden finanziellen Verpflichtungen fir einen Zeitraum von min-
destens zwolf Monaten ab Genehmigung ihres Jahresabschlusses zu ermoglichen.

Folglich wird der Jahresabschluss der Emittentin fiir das Geschéaftsjahr zum 31. Dezember 2019 auf der
Grundlage der Unternehmensfortfihrung erstellt.

Die Erstellung von Jahresabschlissen erfordert die Verwendung bestimmter kritischer rechnungsle-
gungsbezogener Schatzungen. Diese erfordert auch, dass der Verwaltungsrat bei der Anwendung der
Rechnungslegungsgrundsatze sein Ermessen ausiibt. Anderungen der Annahmen kénnen erhebliche
Auswirkungen auf den Jahresabschluss fir den Zeitraum haben, in dem sich die Annahmen geandert
haben. Der Verwaltungsrat ist der Ansicht, dass die zugrunde liegenden Annahmen angemessen sind
und der Jahresabschluss daher die Vermogens- und Ertragslage zutreffend darstellt.
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Bei Erstellung des Jahresabschlusses wurden von der Emittentin Schatzungen vorgenommen sowie
Annahmen getroffen, welche die Vermogenslage des nachfolgenden Geschéftsjahres beeinflussen.
Schatzungen und Beurteilungen werden standig weiterentwickelt und stitzen sich auf Erfahrungen
der Vergangenheit sowie andere Gesichtspunkte, u.a. Erwartungen beziglich zuklnftiger Ereignisse,
die vor dem gegebenen Hintergrund angemessen erscheinen.

Rechnungslegungsgrundsatze

Die Emittentin wendet im Wesentlichen folgende Bewertungsregeln an:

Griindungskosten

Die Grindungskosten werden, sofern vorhanden, linear Uber einen Zeitraum von finf Jahren abge-
schrieben, abhangig vom jeweiligen Compartment. Die Amortisationszeit beginnt mit dem Grindungs-
datum des jeweiligen Compartments.

Finanzanlagevermdgen

Wertpapiere des Anlagevermogens / Sonstige Ausleihungen (Finanzanlagen) werden zu
Anschaffungskosten / zum Nennwert (Sonstige Ausleihungen), inklusive etwaiger Anschaffungsneben-
kosten, bewertet. Bei Wertminderungen, die nach Ansicht des Verwaltungsrats dauerhaft sind, werden
diese Finanzanlagen wertberichtigt, um sie mit dem niedrigeren Wert anzusetzen, der lhnen am
Bilanzstichtag beizulegen ist. Diese Wertberichtigungen werden nicht beibehalten, wenn die Griinde
der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Forderungen

Forderungen werden mit ihrem Nennwert angesetzt. Sie werden wertberichtigt, wenn ihre
Einziehung am Abschlussstichtag ungewiss oder gefdahrdet ist. Diese Wertberichtigungen werden
nicht beibehalten, wenn die Griinde der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Wahrungsumrechnung
Die Emittentin fhrt ihre Bicher und Aufzeichnungen in Euro (EUR).

Alle Transaktionen in einer anderen Wahrung als Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der
Transaktion geltenden Devisenkurs umgerechnet. Die Griindungskosten und das Anlagevermogen in
einer anderen Wahrung als in Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der Transaktion geltenden
historischen Devisenkurs umgerechnet. Zum Abschlussstichtag bleiben diese Aktiva zum
historischen Devisenkurs umgerechnet.

Die Bankguthaben werden zu dem am Abschlussstichtag geltenden Devisenkurs umgerechnet. Die
daraus resultierenden Umrechnungsverluste und -gewinne werden in der Gewinn- und Verlustrechnung
des Geschéftsjahres/ des Zeitraums erfasst.

Die sonstigen Aktiva und Passiva werden einzeln zum historischen Devisenkurs oder zu ihrem
niedrigeren bzw. hoheren Wert, der auf der Grundlage des am Bilanzstichtag geltenden
Devisenkurses ermittelt wird, bewertet. In der Gewinn- und Verlustrechnung werden lediglich die
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nicht realisierten Umrechnungsverluste erfasst. Die Umrechnungsgewinne werden in der
Gewinn- und Verlustrechnung zum Zeitpunkt ihrer Realisierung erfasst.

Besteht ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen einem Vermogenswert und einer
Verbindlichkeit, werden diese insgesamt nach der oben beschriebenen Methode bewertet und der
nicht realisierte Netto-Umrechnungsverlust wird in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen;
nicht

realisierte Netto-Umrechnungsgewinne werden nicht erfasst.

Rickstellungen

Ruckstellungen dienen zur Deckung von Verlusten oder Verbindlichkeiten, die ihrer Eigenart nach
genau bestimmt sind und am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Hohe
oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind.

Ferner konnen Rickstellungen gebildet werden, um Aufwendungen zu decken, die im abgelaufenen
Geschaftsjahr oder in einem vorangegangenen Geschaftsjahr entstanden sind, die ihrer Eigenart nach
genau bestimmt sind und am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Hohe
oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind.

Schulden
Schulden werden mit ihnrem Rickzahlungsbetrag ausgewiesen.

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rickzahlungsbetrag erfasst. Ist der riickzahlbare Betrag héher oder
niedriger als der erhaltene Betrag, wird die Differenz direkt in der Gewinn - und Verlustrechnung erfasst.

Steuern

Die Emittentin unterliegt allen in Luxemburg geltenden steuerlichen Richtlinien und Verordnungen,
die in Bezug auf Gesellschaften im Sinne des Verbriefungsgesetzes anwendbar sind.

Ausgleichsposten

Verluste des Geschaftsjahres, die aus Verkaufen, Ausfdllen, gesunkenen Marktwerten oder
Aufwendungen resultieren, kénnen eine Verringerung des Rickzahlungsbetrags der emittierten
Wertpapiere bedingen. Solche Minderungen werden in umgekehrter vertraglich vereinbarter Reihen-
folge von den Investoren getragen. Folglich wird eine Minderung der Rickzahlungsverpflichtung der
emittierten Wertpapiere vorgenommen und in der Gewinn- und Verlustrechnung als Ausgleichsposten
in der Position Sonstige betriebliche Ertréige ausgewiesen.

Demgegeniiber erhoht sich die Riickzahlungsverpflichtung der emittierten Wertpapiere, wenn der riick-
zahlbare Betrag direkt mit dem Wert der jeweiligen Vermogenswerte verbunden ist und es
wahrscheinlich ist, dass die Cashflows/Einzahlungstberschisse aus den Vermogenswerten den erhalte-
nen Betrag Ubersteigen. Folglich wird eine Erh6hung der Rickzahlungsverpflichtung der emittierten
Wertpapiere vorgenommen und in der Gewinn- und Verlustrechnung als Ausgleichsposten in der Posi-
tion Sonstige betriebliche Aufwendungen ausgewiesen.
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Aufstellung der zusammengefassten Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Emittentin

Die kombinierte Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Emittentin stellt eine
Kombination der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des allgemeinen Compartments und der am
Bilanzstichtag aktiven Compartments dar.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Compartments werden in der Wahrung des Com-
partments angegeben.

Fir die Erstellung der kombinierten Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Emittentin,
werden die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Compartments mit dem am Bilanzstichtag
geltenden Devisenkurs in Euro umgerechnet. Die Emittentin verwendet fur die Umrechnung der Bilanz
und der Gewinn- und Verlustrechnung in die Wahrung der Emittentin die folgenden Devisenkurse:

- EUR/USD: 1,12128
- EUR/CHF: 1,08553

Die nicht realisierten Kursgewinne und -verluste werden in der Gewinn- und Verlustrechnung in den
folgenden Positionen erfasst:

- Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage
- Sonstige Zinsen und dhnliche Aufwendungen

Vermogenswerte und Verbindlichkeiten sowie Ertrage und Aufwendungen, die zwischen den
Compartments entstanden sind, werden in der kombinierten Bilanz und der Gewinn- und
Verlustrechnung eliminiert.

h) Alter der Finanzinformationen

Die Finanzinformationen beziehen sich auf das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember
2019.

11.4.Prifung der historischen Finanzinformationen

Die Emittentin erstellt geprifte und nicht konsolidierte Finanzberichte. Die Berichte in Bezug auf die
einzelnen von Zeit zu Zeit errichteten Compartments werden getrennt von den Finanzberichten der
Emittentin erstellt. Die Ernst & Young S.A. mit Sitz in 35E, Avenue John F. Kennedy, 1855 Luxemburg hat
in ihrer Eigenschaft als Abschlussprifer die Jahresabschlisse der Emittentin zum 31. Dezember 2019
und zum 31. Dezember 2020 sowie den Jahresabschluss des Compartments zum 31. Dezember 2020 in
Ubereinstimmung mit der Richtlinie 2006/43/EG, zuletzt gedndert durch Richtlinie 2014/56/EU, gepriift
und jeweils mit einem uneingeschrankten Bestatigungsvermerk versehen.

11.5. Bestatigungsvermerk des Abschlussprifers fur jedes Geschaftsjahr
11.5.1. Geschéftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020 (Securo Pro Lux S.A.)

Der Bestatigungsvermerk bezieht sich auf den Jahresabschluss der Emittentin fir das Geschaftsjahr vom
1. Januar bis 31. Dezember 2020 als Ganzes und nicht nur auf die zuvor abgebildeten Auszlge aus die-
sem Abschluss. Der Bestatigungsvermerk ist eine Ubersetzung aus dem Englischen. Im Falle von Abwei-
chungen gilt das englische Original.
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Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Securo Pro Lux S.A. (die ,,Gesellschaft”) - bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung flir das an diesem Datum endende Ge-
schdftsjahr sowie dem Anhang mit einer Zusammenfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden

- geprlift.

Nach unserer Beurteilung vermittelt der beigefiigte Jahresabschluss in Ubereinstimmung mit den in Lu-
xemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen betreffend die Aufstellung und Dar-
stellung des Jahresabschlusses ein den tatscichlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 und der Ertragslage fiir das an diesem Datum
endende Geschdftsjahr.

Grundlage fir das Prifungsurteil

Wir fiihrten unsere Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz (iber die Priifungstdtigkeit
(Gesetz vom 23. Juli 2016) und nach den flir Luxemburg von der Commission de Surveillance du Secteur
Financier ("CSSF") angenommenen internationalen Priifungsstandards ("ISA") durch. Unsere Verantwor-
tung gemdyfs dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und den ISA-Standards wird im Abschnitt "Verantwortung des
Reviseur d'entreprises agréé fiir die Jahresabschlusspriifung" weitergehend beschrieben. Wir sind auch
unabhdngig von der Gesellschaft in Ubereinstimmung mit dem fiir Luxemburg von der CSSF angenom-
menen "International Ethics Standards Board for Accountants' Code of Ethics for Professional Accoun-
tants" ("IESBA Code") zusammen mit den beruflichen Verhaltensanforderungen, welche wir im Rahmen
der Jahresabschlusspriifung einzuhalten haben und haben alle sonstigen Berufspflichten in Ubereinstim-
mung mit diesen Verhaltensanforderungen erfiillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unser Priifungsurteil zu dienen.

Verantwortung des Verwaltungsrats fir den Jahresabschluss

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich fiir die Aufstellung und sachgerechte Gesamtdarstellung dieses
Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit den in Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und
Verordnungen zur Aufstellung des Jahresabschlusses und fiir die internen Kontrollen, die der Verwal-
tungsrat als notwendig erachtet, um die Aufstellung und Darstellung des Jahresabschlusses zu ermégli-
chen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Verwaltungsrat verantwortlich fiir die Beurteilung der
Féhigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit und — sofern einschldgig — Anga-
ben zu Sachverhalten zu machen, die im Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit
stehen, und die Annahme der Unternehmensfortfiihrung als Rechnungslequngsgrundsatz zu nutzen, so-
fern nicht der Verwaltungsrat beabsichtigt die Gesellschaft zu liquidieren, die Geschdftstdtigkeit einzu-
stellen oder keine andere realistische Alternative mehr hat, als so zu handeln.

Verantwortung des "réviseur d ‘entreprises agréé" fiir die Priifung des Jahresabschlusses

Die Zielsetzung unserer Priifung ist es, eine hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss

als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und

dartiber einen Bericht des Reviseur d'entreprises agréé, welcher unser Priifungsurteil enthdilt, zu erteilen.

Hinreichende Sicherheit entspricht einem hohen Grad an Sicherheit, ist aber keine Garantie dafiir, dass
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eine Priifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den fiir Luxemburg von
der CSSF angenommenen ISAs stets eine wesentliche falsche Darstellung, falls vorhanden, aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen kénnen entweder aus Unrichtigkeiten oder aus Verstdfien resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernliinftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass diese individuell
oder insgesamt, die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen

Im Rahmen einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den
ftir Luxemburg von der CSSF angenommenen ISAs (iben wir unser pflichtgemdfses Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Dariiber hinaus:

e [dentifizieren und beurteilen wir das Risiko von wesentlichen falschen Darstellungen im Jahresabschluss
aus Unrichtigkeiten oder Verstéfsen, planen und fiihren Priifungshandlungen durch als Antwort auf diese
Risiken und erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage fiir
das Priifungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verst6f3en héher als bei Unrichtigkeiten, da Verstdfe betriigerisches Zusammenwirken, Fél-
schungen, beabsichtigte Unvollstdndigkeiten, irrefiihrende Angaben bzw. das AufSerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen;

e Gewinnen wir ein Verstdndnis von dem fiir die Abschlusspriifung relevanten internen Kontrollsystem,
um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Gesellschaft abzuge-
ben;

e Beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Verwaltungsrat angewandten Bilanzierungsmethoden,
der rechnungslegungsrelevanten Schétzungen und den entsprechenden Anhangangaben;

e Schlussfolgern wir (ber die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslequngsgrundsatzes der
Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit durch den Verwaltungsrat sowie auf der Grundlage der
erlangten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fdhigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der
Unternehmenstdtigkeit aufwerfen konnten. Sollten wir schlussfolgern, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet im Bericht des Reviseur d'entreprises agréé auf die dazugehérigen An-
hangangaben zum Jahresabschluss hinzuweisen oder, falls die Angaben unangemessen sind, das Prii-
fungsurteil zu modifizieren. Diese Schlussfolgerungen basieren auf der Grundlage der bis zum Datum des
Berichts des Reviseur d'entreprises agréé erlangten Priifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten kénnen jedoch dazu fiihren, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstdétigkeit nicht mehr
fortfiihren kann;

e Beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses, einschliefSlich

der Anhangangaben und beurteilen, ob dieser die zugrundeliegenden Geschdftsvorfille und Ereignisse
sachgerecht darstellt.
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Wir kommunizieren mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen, unter anderem den geplanten Prii-
fungsumfang und Zeitraum sowie wesentliche Priifungsfeststellungen einschlief3lich wesentlicher Schwd-
chen im internen Kontrollsystem, welche wir im Rahmen der Priifung identifizieren.

Dartiber hinaus stellen wir den mit der Uberwachung Verantwortlichen eine Erkldrung zur Verfiigung,
dass wir die relevanten ethischen Anforderungen in Bezug auf die Unabhdngigkeit einhalten, und kom-
munizieren alle Beziehungen und andere Angelegenheiten von denen verniinftigerweise angenommen
werden kann, dass sie unsere Unabhdngigkeit beeintrdchtigen, sowie gegebenenfalls ergriffene Majfs-
nahmen, um die Beeintrichtigungen zu beseitigen oder die Sicherheitsvorkehrungen, die angwendet
wurden.

Ernst & Young
Société anonyme
Cabinet de révision agréé

Oliver Cloess

11.5.2 Rumpf-Geschéaftsjahr vom 30. April 2020 (Griindungsdatum des Compartments) bis
31. Dezember 2020 (fur das Compartment 18 , VERIUS IHS 111“)

Der Bestatigungsvermerk bezieht sich auf den Jahresabschluss des Compartments fir das Rumpf-Ge-
schaftsjahr vom 30. April 2020 bis 31. Dezember 2020 als Ganzes und nicht nur auf die zuvor abgebil-
deten Ausziige aus diesem Abschluss. Der Bestatigungsvermerk ist eine Ubersetzung aus dem Engli-
schen. Im Falle von Abweichungen gilt das englische Original.

Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss des Compartments 18, Verius IHS Ill“ der Securo Pro Lux S.A. (das ,,Com-
partment”) - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung
ftir den Zeitraum vom 30. April 2020 (Griindungsdatum des Compartments) bis zum 31. Dezember 2020
sowie dem Anhang mit einer Zusammenfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden - gepriift.

Nach unserer Beurteilung vermittelt der beigefiigte Jahresabschluss in Ubereinstimmung mit den in Lu-
xemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen betreffend die Aufstellung und Dar-
stellung des Jahresabschlusses ein den tatscichlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-
und Finanzlage des Compartments zum 31. Dezember 2020 sowie der Ertragslage fiir den Zeitraum vom
30. April 2020 (Griindungsdatum des Compartments) bis zum 31. Dezember 2020.

Grundlage fir das Prifungsurteil

Wir fiihrten unsere Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz (iber die Priifungstdtigkeit
(Gesetz vom 23. Juli 2016) und nach den flir Luxemburg von der Commission de Surveillance du Secteur
Financier ("CSSF") angenommenen internationalen Priifungsstandards ("ISA") durch. Unsere Verantwor-
tung gemdyfs dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und den ISA-Standards, wie sie in Luxemburg von der CSSF
angenommen wurden, wird im Abschnitt "Verantwortung des Reviseur d'entreprises agréé fiir die Jah-
resabschlusspriifung” weitergehend beschrieben. Wir sind unabhéngig von der Gesellschaft in Uberein-
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stimmung mit dem fiir Luxemburg von der CSSF angenommenen "International Code of Ethics for Pro-
fessional Accountants, including International Independence Standards”, herausgegeben vom ,,Interna-
tional Ethics Standards Board for Accountants” ("IESBA Code"), zusammen mit den beruflichen Verhal-
tensanforderungen, welche wir im Rahmen der Jahresabschlusspriifung einzuhalten haben und haben
alle sonstigen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Verhaltensanforderungen erfiillt. Wir sind
der Auffassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage fiir unser Priifungsurteil zu dienen.

Hervorhebung eines Sachverhalts - Grundlagen der Rechnungslegung und Beschrankung der Verbreitung
und Verwendung

Wir machen auf Anhangangabe 2.1 im Jahresabschluss aufmerksam, die die Grundlagen der Rechnungs-
legung beschreibt. Der Jahresabschluss wird erstellt, um den Berichtspflichten des Compartments im Zu-
sammenhang mit einer beabsichtigten Notierung des Compartments zu entsprechen. Daher kann der
Jahresabschluss fiir einen anderen Zweck nicht geeignet sein. Unser Bericht ist ausschliefslich fiir den
Verwaltungsrat der Securo Pro Lux S.A., handelnd im Namen des Compartments 18 ,Verius IHS Ill“, und
sollte nicht an andere Parteien als den Verwaltungsrat der Securo Pro Lux S.A., handelnd im Namen die-
ses Compartments im Zusammenhang mit der beabsichtigten Notierung des Compartments verteilt oder
von diesen verwendet werden.

Wir machen ferner auf Anhangangabe 1 im Jahresabschluss aufmerksam, in der beschrieben wird, dass
sich dieser Jahresabschluss nur auf das Compartment bezieht. Das Compartment ist keine eigenstindige
juristische Person.

Unsere Priifungsurteil ist im Hinblick auf diese Sachverhalte nicht eingeschrénkt.

Verantwortung des Verwaltungsrats fir den Jahresabschluss

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich fiir die Aufstellung und sachgerechte Gesamtdarstellung dieses
Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit den in Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und
Verordnungen zur Aufstellung des Jahresabschlusses und fiir die internen Kontrollen, die der Verwal-
tungsrat als notwendig erachtet, um die Aufstellung und Darstellung des Jahresabschlusses zu ermégli-
chen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Verwaltungsrat verantwortlich fiir die Beurteilung der
Féhigkeit des Compartments zur Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit und — sofern einschldgig — An-
gaben zu Sachverhalten zu machen, die im Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unternehmenstd-
tigkeit stehen, und die Annahme der Unternehmensfortfiihrung als Rechnungslegungsgrundsatz zu nut-
zen, sofern nicht der Verwaltungsrat beabsichtigt das Compartment zu liquidieren, die Geschdftstdtigkeit
einzustellen oder keine andere realistische Alternative mehr hat, als so zu handeln.

Verantwortung des "réviseur d ‘entreprises agréé” fir die Priifung des Jahresabschlusses

Die Zielsetzung unserer Priifung ist es, eine hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss

als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und

dartiber einen Bericht des Reviseur d'entreprises agréé, welcher unser Priifungsurteil enthdilt, zu erteilen.

Hinreichende Sicherheit entspricht einem hohen Grad an Sicherheit, ist aber keine Garantie dafiir, dass

eine Priifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den fiir Luxemburg von
44



der CSSF angenommenen ISAs stets eine wesentliche falsche Darstellung, falls vorhanden, aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen kénnen entweder aus Unrichtigkeiten oder aus Verstdfien resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn verniinftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass diese individuell
oder insgesamt, die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen

Im Rahmen einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den
ftir Luxemburg von der CSSF angenommenen ISAs iiben wir unser pflichtgemdfses Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Dariiber hinaus:

e [dentifizieren und beurteilen wir das Risiko von wesentlichen falschen Darstellungen im Jahresabschluss
aus Unrichtigkeiten oder Verstéfsen, planen und fiihren Priifungshandlungen durch als Antwort auf diese
Risiken und erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage fiir
das Priifungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstof3en héher als bei Unrichtigkeiten, da VerstéfSe betriigerisches Zusammenwirken, Fél-
schungen, beabsichtigte Unvollstdndigkeiten, irrefiihrende Angaben bzw. das Aufserkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen;

e Gewinnen wir ein Verstdndnis von dem fiir die Abschlusspriifung relevanten internen Kontrollsystem,
um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Gesellschaft abzuge-
ben;

e Beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Verwaltungsrat angewandten Bilanzierungsmethoden,
der rechnungslegungsrelevanten Schéitzungen und den entsprechenden Anhangangaben;

e Schlussfolgern wir (ber die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslequngsgrundsatzes der
Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit durch den Verwaltungsrat sowie auf der Grundlage der erlang-
ten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Ge-
gebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Féhigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Un-
ternehmenstdtigkeit aufwerfen konnten. Sollten wir schlussfolgern, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet im Bericht des Reviseur d'entreprises agree auf die dazugehérigen Anhang-
angaben zum Jahresabschluss hinzuweisen oder, falls die Angaben unangemessen sind, das Priifungsur-
teil zu modifizieren. Diese Schlussfolgerungen basieren auf der Grundlage der bis zum Datum des Berichts
des Reviseur d'entreprises agree erlangten Priifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten kénnen jedoch dazu fiihren, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstdtigkeit nicht mehr fortfiihren
kann;

e Beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses, einschliefSlich
der Anhangangaben und beurteilen, ob dieser die zugrundeliegenden Geschdftsvorfille und Ereignisse
sachgerecht darstellt.

Wir kommunizieren mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen, unter anderem den geplanten Prii-
fungsumfang und Zeitraum sowie wesentliche Priifungsfeststellungen einschliefslich wesentlicher Schwd-
chen im internen Kontrollsystem, welche wir im Rahmen der Priifung identifizieren.
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Ernst & Young

Société anonyme
Cabinet de révision agréé
Oliver Cloess

11.5.3. Geschéftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 (Securo Pro Lux S.A.)

Der Bestatigungsvermerk bezieht sich auf den Jahresabschluss der Emittentin fir das Geschéaftsjahr vom
1. Januar bis 31. Dezember 2019 als Ganzes und nicht nur auf die zuvor abgebildeten Ausziige aus die-
sem Abschluss. Der Bestatigungsvermerk ist eine Ubersetzung aus dem Englischen. Im Falle von Abwei-
chungen gilt das englische Original.

Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Securo Pro Lux S.A. (die ,,Gesellschaft”) - bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung fiir das an diesem Datum endende Ge-
schdftsjahr sowie dem Anhang mit einer Zusammenfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden

- geprlift.

Nach unserer Beurteilung vermittelt der beigefiigte Jahresabschluss in Ubereinstimmung mit den in Lu-
xemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen betreffend die Aufstellung und Dar-
stellung des Jahresabschlusses ein den tatscichlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2019 und der Ertragslage fiir das an diesem Datum
endende Geschdftsjahr.

Grundlage fir das Prifungsurteil

Wir fiihrten unsere Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz (iber die Priifungstdtigkeit
(Gesetz vom 23. Juli 2016) und nach den flir Luxemburg von der Commission de Surveillance du Secteur
Financier ("CSSF") angenommenen internationalen Priifungsstandards ("ISA") durch. Unsere Verantwor-
tung gemdyfs dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und den ISA-Standards wird im Abschnitt "Verantwortung des
Reviseur d'entreprises agréé fiir die Jahresabschlusspriifung" weitergehend beschrieben. Wir sind auch
unabhdngig von der Gesellschaft in Ubereinstimmung mit dem fiir Luxemburg von der CSSF angenom-
menen "International Ethics Standards Board for Accountants' Code of Ethics for Professional Accoun-
tants" ("IESBA Code") zusammen mit den beruflichen Verhaltensanforderungen, welche wir im Rahmen
der Jahresabschlusspriifung einzuhalten haben und haben alle sonstigen Berufspflichten in Ubereinstim-
mung mit diesen Verhaltensanforderungen erfiillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unser Priifungsurteil zu dienen.

Verantwortung des Verwaltungsrats fir den Jahresabschluss

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich fiir die Aufstellung und sachgerechte Gesamtdarstellung dieses
Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit den in Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und
Verordnungen zur Aufstellung des Jahresabschlusses und fiir die internen Kontrollen, die der Verwal-
tungsrat als notwendig erachtet, um die Aufstellung und Darstellung des Jahresabschlusses zu ermégli-
chen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Verwaltungsrat verantwortlich flir die Beurteilung der
Féhigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit und — sofern einschldgig — Anga-
ben zu Sachverhalten zu machen, die im Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit
stehen, und die Annahme der Unternehmensfortfiihrung als Rechnungslequngsgrundsatz zu nutzen, so-
fern nicht der Verwaltungsrat beabsichtigt die Gesellschaft zu liquidieren, die Geschdiftstdtigkeit einzu-
stellen oder keine andere realistische Alternative mehr hat, als so zu handeln.

Verantwortung des "réviseur d ‘entreprises agréé” fir die Priifung des Jahresabschlusses

Die Zielsetzung unserer Priifung ist es, eine hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und
dartiber einen Bericht des Reviseur d'entreprises agréé, welcher unser Priifungsurteil enthdilt, zu erteilen.
Hinreichende Sicherheit entspricht einem hohen Grad an Sicherheit, ist aber keine Garantie dafiir, dass
eine Priifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den fiir Luxemburg von
der CSSF angenommenen ISAs stets eine wesentliche falsche Darstellung, falls vorhanden, aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen kénnen entweder aus Unrichtigkeiten oder aus Verstéfien resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernlinftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass diese individuell
oder insgesamt, die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen

Im Rahmen einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den
fuir Luxemburg von der CSSF angenommenen ISAs (iben wir unser pflichtgemdfses Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Dartiber hinaus:

e [dentifizieren und beurteilen wir das Risiko von wesentlichen falschen Darstellungen im Jahresabschluss
aus Unrichtigkeiten oder Verstéfsen, planen und fiihren Priifungshandlungen durch als Antwort auf diese
Risiken und erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage fiir
das Priifungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstof3en héher als bei Unrichtigkeiten, da VerstdfSe betriigerisches Zusammenwirken, Fél-
schungen, beabsichtigte Unvollstdndigkeiten, irrefiihrende Angaben bzw. das AufSerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen;

e Gewinnen wir ein Verstdndnis von dem flir die Abschlusspriifung relevanten internen Kontrollsystem,
um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Gesellschaft abzuge-
ben;

e Beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Verwaltungsrat angewandten Bilanzierungsmethoden,
der rechnungslegungsrelevanten Schétzungen und den entsprechenden Anhangangaben;

e Schlussfolgern wir (ber die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortfiihrung der Unternehmenstdétigkeit durch den Verwaltungsrat sowie auf der Grundlage der
erlangten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fdhigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der
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Unternehmenstdtigkeit aufwerfen konnten. Sollten wir schlussfolgern, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet im Bericht des Reviseur d'entreprises agréé auf die dazugehdrigen An-
hangangaben zum Jahresabschluss hinzuweisen oder, falls die Angaben unangemessen sind, das Prii-
fungsurteil zu modifizieren. Diese Schlussfolgerungen basieren auf der Grundlage der bis zum Datum des
Berichts des Reviseur d'entreprises agréé erlangten Priifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten kénnen jedoch dazu fiihren, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstdtigkeit nicht mehr
fortfiihren kann;

e Beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses, einschliefSlich
der Anhangangaben und beurteilen, ob dieser die zugrundeliegenden Geschdftsvorfille und Ereignisse
sachgerecht darstellt.

Wir kommunizieren mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen, unter anderem den geplanten Prii-
fungsumfang und Zeitraum sowie wesentliche Priifungsfeststellungen einschlief3lich wesentlicher Schwd-
chen im internen Kontrollsystem, welche wir im Rahmen der Priifung identifizieren.

Ernst & Young
Société anonyme
Cabinet de révision agréé

Oliver Cloess

11.6.Angabe sonstiger Informationen im Prospekt, die vom Abschlusspriifer geprift wurden
Sonstige Informationen in diesem Prospekt wurden nicht von dem Abschlussprufer geprift.
11.7.Sonstige Finanzdaten

Finanzdaten, die nicht dem gepriften Jahresabschluss entnommen sind, sind nicht in diesem Prospekt
enthalten.

11.8.Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren

Es bestehen seit Griindung der Emittentin am 11. Dezember 2009 keine staatliche Interventionen, Ge-
richts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschlieBlich derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emit-
tentin noch anhéngig sind oder eingeleitet werden kénnten), die sich in erheblicher Weise auf die Fi-
nanzlage oder die Rentabilitdt der Emittentin ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken kénnten.

11.9.Wesentliche Verdanderungen in der Finanzlage der Emittentin

Eine wesentliche Verdanderung in der Finanzlage der Emittentin oder des Compartments, die seit dem
Ende des 31.12.2020 eingetreten ist, besteht nicht.

12. Wesentliche Vertrage

12.1.Allgemeines

Dieser Abschnitt enthalt eine kurze Beschreibung der wesentlichen Vertrage, die die Emittentin in Bezug
auf das Compartment bzw. fir samtliche Compartments abgeschlossen hat.
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12.2.Administration-Vertrag

Die Securo Pro Lux S.A. hat mit der Hauck & Aufhauser Alternative Investment Services S.A. als Admi-
nistrator und Berechnungsstelle einen Administrations-, Domizilierungs- und Corporate Agent Vertrag
abgeschlossen (,,Administrations-, Domizilierungs- und Corporate Agent Vertrag”), der luxemburgischen
Recht unterliegt.

Gemald dem Administrations-, Domizilierungs- und Corporate Agent Vertrag verpflichtet sich der Admi-
nistrator als Domizilierungsstelle i.S.d. Gesetz vom 31. Marz 1999 Uber die Regelung der Domizilierung
von Gesellschaften sowie der CSSF-Rundschreiben 01/28, 01/29, 01/47 und 02/65 zu fungieren.

Des Weiteren unterstiitzt der Administrator bei (i) der Anlage von Dokumenten der Emittentin, (ii) Fih-
rung des Registers der Aktionare der Emittentin, (iii) Annahme von Mitteilungen, Korrespondenzen,
Nachrichten, telefonischer Ratschlage, E-Mails oder andere Darstellungen und Kommunikationen, die
im Namen der Emittentin eingehen sowie entsprechender Weiterleitung an die zustandige Person bei
der Emittentin, (iv) Veroffentlichung von Informationen der Emittentin, (v) der Buchfihrung und der
Veranlassung der Jahresabschlussprifung, (vi) der Einziehung aller der Emittentin zustehenden Ein-
kiinfte sowie die steuerliche Veranlagung in Luxemburg, (vii) der Ubermittlung von Erkldrungen an die
luxemburgischen Behorden, (viii) bei der Zusammenarbeit mit der Emittentin und den Dienstleistern der
Emittentin, einschlieBlich der Zustellung aller gesetzlich vorgeschriebenen Dokumente, Unterlagen und
Informationen, (ix) allen anféanglichen und laufenden Offenlegungspflichten, die sich aus den Regeln und
Vorschriften der betreffenden Borse, an der die Schuldverschreibungen der Emittentin zum Handel zu-
gelassen werden kénnen, und anderen einschlagigen Rechtsvorschriften (x) der Vorbereitung und Ver-
sendung von Mitteilungen, Einberufungsbescheide und andere Dokumente fir die Einberufung eines
Investorentreffens vorzubereiten sowie der Durchfiihrung des Investoren-Meetings, (xi) der Bereitstel-
lung von Einrichtungen, welche von Zeit zu Zeit im Rahmen der taglichen Verwaltung der Emittentin
vernlnftigerweise erforderlich sind, einschlieBlich der Zusammenkunft ihrer jeweiligen leitenden Ange-
stellten, Direktoren und Aktionare, die in Luxemburg erforderlich ist, (xii) der Bereitstellung und Beauf-
sichtigung von Einrichtungen und Dienstleistungen fur die Erstellung und Versendung von Erklarungen,
Berichten, Mitteilungen, Bekanntmachungen, Vollmachten und anderen Dokumenten an die Verwal-
tungsratsmitglieder und/oder Aktionare der Emittentin und Fihrung der diesbezlglichen Aufzeichnun-
gen, die von Zeit zu Zeit nach luxemburgischem Recht erforderlich sind, (xiii) der Erstellung von Proto-
kollen der Versammlungen der Aktionare und des Verwaltungsrates im Rahmen der Geschéaftstatigkeit
der Emittentin sowie fir gesetzliche Veroffentlichungen zu sorgen, (xiv) bei der Informationsvermittlung
an den jeweiligen Wirtschaftsprifer der Emittentin, (xv) bei statistischen, aufzeichnenden, buchhalteri-
schen oder administrativen Dienstleistungen der Emittentin, (xvi) den Wirtschaftsprifer der Emittentin
bei der Bewertung der Vermdgensgegenstande.

12.3.Zahlstellenvertrag

Die Emittentin hat mit der Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg, 1c, rue
Gabriel Lippmann, 5365 Munsbach, GroRherzogtum Luxemburg (,,Zah/l- und Abwicklungsstelle“) in Be-
zug auf das Compartment einen Transfer- und Zahlstellenvertrag am 30. April 2020 abgeschlossen.

Gemalk dem Zahlstellenvertrag verpflichtet sich die Zahl- und Abwicklungsstelle zur Ubernahme und
Abwicklung samtlicher von der Emittentin nach MaRgabe der Anleihebedingungen geschuldeten Zah-
lungen.
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12.4.Keine weiteren wesentlichen Vertrage

Uber die vorstehend unter 12.1 bis 12.3 genannten Vertrdge hinaus hat die Emittentin auBerhalb der
normalen Geschaftstatigkeit keine wesentlichen Vertrage abgeschlossen, die dazu fihren kénnten, dass
die Emittentin einer Verpflichtung unterliegt oder ein Recht erlangt, die bzw. das fir die Fahigkeit der
Emittentin, ihren Verpflichtungen gegenliber den Anlegern in Bezug auf die Schuldverschreibung nach-
zukommen, von wesentlicher Bedeutung ist.

13. Verfiigbare Dokumente

Wahrend der Glltigkeitsdauer des Prospektes konnen die folgenden Dokumente auf der Homepage von
Hauck & Aufhauser https://www.hauck-aufhaeuser.com/asset-servicing/real-assets-4/dienstleistun-
gen-als-luxemburgischer-zentralverwalter abgerufen werden:

e die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten der Emittentin;

e der gepriifte Jahresabschluss des Compartments zum 31. Dezember 2020 einschlieRlich des Besta-
tigungsvermerks;

e der geprifte Jahresabschluss der Emittentin zum 31. Dezember 2019 einschlieflich des Bestati-
gungsvermerks;

e der geprifte Jahresabschluss der Emittentin zum 31. Dezember 2020 einschlieflich des Bestati-
gungsvermerks;

e Emissionsdokument von Verius Capital SCS SICAV RAIF einschlielRlich der spezifischen Angaben zum
Referenzfonds (,, Emissionsdokument”).

Der Prospekt wird von der Emittentin in elektronischer Form zur kostenlosen Ausgabe bereitgehalten.
Die in dem Prospekt genannten Unterlagen, die die Emittentin betreffen, wie z.B. die Satzung der Emit-
tentin, konnen auch am Geschaftssitz der Emittentin eingesehen werden.

Der jeweils letzte gepriifte Jahresabschluss der Emittentin (der auch Informationen Uber die Compart-
ments enthalt, die bis zum Datum des jeweiligen Jahresberichts errichtet wurden) ist nach Vorliegen
jeweils am Geschéftssitz der Emittentin erhaltlich und den Anleihegldubigern grundsatzlich innerhalb
von sechs (6) Monaten nach Ablauf eines jeden Geschaftsjahres nach den anwendbaren Rechtsvor-
schriften zur Verfigung zu stellen.

Der erste Jahresabschluss der Emittentin unter Einbezug des Compartments wird zum 31. Dezember
2020 erstellt.

14. Grundlegende Angaben

14.1.Interessen natirlicher und juristischer Personen, die an der Emission beteiligt sind

Die Emittentin hat ein geschaftliches Interesse an der Emission der Schuldverschreibungen. Darlber hin-
aus gibt es keine wesentlichen Interessen bzw. (moglichen) Interessenskonflikte von Personen, die an
der Emission beteiligt sind.

14.2.Zweckbestimmung der Erlése und die geschatzten Nettoerlose

Der Emissionserlds der einzelnen Schuldverschreibungen wird durch die Compartment-Vermdgens-
werte zur Abbildung des Referenzfonds in Hohe des Referenzfondsanteils verwendet, durch das (i) di-
rekte bzw. (ii) indirekte Halten des Referenzfondsanteils an dem Referenzfonds.
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Unter der Annahme, dass 100 % des Gesamtnennbetrags in der Hohe von EUR 300.000.000,00 gezeich-
net und abgerufen werden, ist es geplant, dass der aus den gezeichneten Schuldverschreibungen zum
Nennbetrag von insgesamt EUR 241.000.000,00 bereits erzielte Nettoerlds sowie der noch zu erzielende
Nettoerlds aus dem Gesamtnennbetrag, d.h. u.a. nach Abzug der Errichtungskosten, Kosten fiir Rechts-
und Steuerberatung, Vertriebs- und Marketingkosten, Ratingkosten sowie der Liquiditédtsreserve gemal
Ziff. 4.1 lit. a der Anleihebedingungen, zur Abbildung des Referenzfonds in Hohe des Referenzfondsan-
teils verwendet wird. Dies soll durch das (i) direkte bzw. (ii) indirekte Halten des Referenzfondsanteils an
dem Referenzfonds erfolgen. Es ist vorgesehen, dass hierflr ein Nettoerlds i.H.v. 99,75 % des Ge-
samtnennbetrags (bezogen auf EUR 300.000.000,00, abziglich der Kosten fir Rechts- und Steuerbera-
tung i.H.v. 0,05 %, Rating 0,05 %, Liquiditditsreserve 0,05 %, weitere Kostenpositionen 0,1 %) investiert
wird.

15. Angaben zu den zum Handel zuzulassenden Wertpapieren
Gegenstand der zum Handel zuzulassenden Wertpapiere

Gegenstand dieses Prospekts ist die Zulassung der Schuldverschreibungen zum geregelten Markt der
Borse Stuttgart. Bei diesen handelt es sich um Inhaberschuldverschreibungen im Nennwert von zusam-
men bis zu EUR 300.000.000,00 (in Worten: dreihundert Millionen Euro), die in bis zu 3.000 (in Worten:
dreitausend) unter sich gleichberechtigte, auf den Inhaber lautende Schuldverschreibungen nach deut-
schem Recht zu je EUR 100.000,00 (in Worten: einhunderttausend Euro) eingeteilt sind, mit der Inter-
national Services Identification Number (ISIN) DEOOOA2R8V63 sowie der Wertpapierkennnummer
(WKN) A2R8V6. Schuldverschreibungen im Nennwert von insgesamt EUR 241.000.000,00 (zweihundert-
einundvierzig Millionen Euro) wurden bereits im Rahmen von Privatplatzierungen emittiert. Die Zeich-
nung von Schuldverschreibungen im Nennwert von weiteren EUR 39.000.000,00 (neunundreiRig Millio-
nen Euro) wurde im Rahmen von Privatplatzierungen bereits zugesagt. Die verbleibenden Schuldver-
schreibungen werden ebenfalls privat platziert werden.

16. Allgemeine Informationen der zum Handel zuzulassenden Wertpapiere

16.1.Form und Verwahrung der Schuldverschreibungen

Die Schuldverschreibungen werden von der Emittentin fir das Compartment als Inhaberpapiere nach
deutschem Recht begeben. Die Schuldverschreibungen werden ausschlieRlich an Professionelle Kunden
(,, Professionelle Kunden”) im Sinne des Anhangs Il der Richtlinie 2014/65/EU des Europdaischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Mai 2014 Uber Mérkte fir Finanzinstrumente (die ,, MiFID /I-Richtlinie”)
ausgegeben. Somit konnen ausschlieRlich Professionelle Kunden im Sinne des Anhangs Il der MiFID I/-
Richtlinie Anleihegldubiger werden.

Die von der Emittentin begebenen Schuldverschreibungen sind durch eine oder mehrere Dauer-Inhaber-
Globalurkunde(n) (die "Dauerglobalurkunde') ohne Zinsscheine verbrieft. Effektive Stlicke werden nicht
ausgegeben. Der Anspruch auf Lieferung effektiver Sticke ist ausgeschlossen.

Die Dauerglobalurkunde wird bei Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main mit der Geschaftsan-
schrift: Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn (das "Clearingsystem") entsprechend der anwendbaren
Regeln und Vorschriften des Clearingsystems verwahrt. Die Schuldverschreibungen sind als Miteigen-
tumsanteile an der Dauerglobalurkunde in Ubereinstimmung mit den anwendbaren Regeln und Vor-
schriften des Clearingsystems Ubertragbar. Die Emittentin liefert zu diesem Zweck die Dauerglobalur-
kunde bei dem Clearingsystem ein.
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Zur Zahl- und Abwicklungsstelle wurde die Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxem-
burg mit Sitz in 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, Luxemburg bestellt. Der Verwaltungsrat
ist berechtigt die Zahl- und Abwicklungsstelle nach eigenem Ermessen auszuwechseln.

16.2.Status der Schuldverschreibungen

Die Schuldverschreibungen des Compartments begriinden unmittelbare, unbedingte und unbesicherte
sowie an einem organisierten bzw. Geregelten Markt zum Handel zugelassene Verbindlichkeiten der
Emittentin, handelnd fur das Compartment und stehen im gleichen Rang untereinander und mindestens
im gleichen Rang mit allen anderen gegenwartigen und zukinftigen unbesicherten Verbindlichkeiten
der Emittentin, soweit zwingende gesetzliche Bestimmungen nichts anderes vorschreiben und in Ein-
klang mit der Zahlungsreihenfolge.

17. Beschreibung der Schuldverschreibungen

Diese Beschreibung stellt lediglich eine Zusammenfassung der Anleihebedingungen dar. Die detaillierte
rechtliche Ausgestaltung der Schuldverschreibungen regeln die Anleihebedingungen im Anhang zu die-
sem Prospekt.

Emissionsbetrag: Bis zu EUR 300.000.000 (dreihundert Millionen
Euro), davon sind bereits EUR 269.500.000,00
(zweihundertneunundsechzigfiinfhunderttau-
send Millionen Euro) emittiert

Stlickelung: EUR 100.000 (einhunderttausend Euro)

Erstausgabepreis: 100 % entsprechend dem am ersten Bege-
bungstag festgelegten anfanglichen Nominal-
betrag

Weiterer Ausgabepreis: Entspricht dem von der Emittentin am jeweili-

gen Begebungstag festgestellten Preis der
Schuldverschreibungen

Mindestzeichnungssumme: EUR 1.000.000.- (EUR eine Million)

Erste Zeichnung: Erste Zeichnung erfolgte am 29. Oktober 2020
(12:00 Uhr Luxemburger Zeit);

Weitere Zeichnungsperioden: Die Emittentin kann fortlaufend weitere
Schuldverschreibungen begeben.

Form und Status der Schuldverschreibungen: Die Schuldverschreibungen werden von der
Emittentin fir das Compartment als Inhaberpa-
piere nach deutschem Recht begeben mit der
ISIN DEOOOA2R8V6E3 sowie der WKN A2R8V6.

Die von der Emittentin begebenen Schuldver-
schreibungen sind durch eine oder mehrere
Dauerglobalurkunde ohne Zinsscheine ver-
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Ubertragung der Schuldverschreibungen:

Listingagent:

Emissionstag:

Endfdlligkeitstag:
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brieft. Effektive Stlicke werden nicht ausgege-
ben. Der Anspruch auf Lieferung effektiver Sti-
cke ist ausgeschlossen.

Die Dauerglobalurkunde wird bei dem Clea-
ringsystem entsprechend der anwendbaren
Regeln und Vorschriften des Clearingsystems
verwahrt. Die Schuldverschreibungen sind als
Miteigentumsanteile an der Dauerglobalur-
kunde in Ubereinstimmung mit den anwendba-
ren Regeln und Vorschriften des Clearingsys-
tems Ubertragbar. Die Emittentin liefert zu die-
sem Zweck die Dauerglobalurkunde bei dem
Clearingsystem ein.

Die Wertpapiere sind als Inhaberschuldver-
schreibungen wertpapierrechtlich frei Uber-
tragbar.

Die beantragende Person fir die Zulassung
zum Handel ist Hauck & Aufhduser Privatbanki-
ers AG, KaiserstraBe 24, 60311 Frankfurt am
Main, Deutschland. Die LEl des Listing Agent
lautet 52990000ZP78CYPYF471.

Erstmals der 29.10.2020 sowie jeder weitere
Begebungstag, an welchem die Schuldver-
schreibungen emittiert werden (,£Emissions-

tag’)

Der reguldre Endfdlligkeitstag der Schuldver-
schreibungenist der 31. Januar 2026 (der ,, End-
falligkeitstag”). Die Emittentin ist berechtigt,
die Laufzeit der ausstehenden Schuldverschrei-
bungen einmalig um maximal zwolf (12) Mo-
nate zu verlangern (im Folgenden fir die
Schuldverschreibungen als , Extension Period’
definiert). Das Ende der Extension Period der
Schuldverschreibungen gilt im Fall einer sol-
chen vorstehenden Verlangerung als Endfdllig-
keitstag im Sinne dieser Anleihebedingungen
(ebenfalls der ,Endfélligkeitstag”). Der Endfél-
ligkeitstag nach einer Extension Period ist je-
doch spatestens der 31. Januar 2027.



Bankgeschaftstag:

Abhangigkeit der Kapitaldienstfahigkeit

von der Wertentwicklung des Referenzfonds:

Gebihren / Kosten:

Rendite

Nominaler Zinssatz:

Vertretung der Schuldtitelinhaber
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Ist jeder Tag (auBer einem Samstag oder einem
Sonntag), an demdas Trans-European Automa-
ted Real-Time Gross Settlement Express Trans-
fer 2 (, TARGETZ2") zur Abwicklung von Zahlun-
gen gedffnet ist und Banken in Luxemburg,
GroBherzogtum Luxemburg und Stuttgart,
Bundesrepublik Deutschland, fir den Ge-
schaftsbetrieb gedffnet sind und Zahlungen ab-
wickeln.

Eine Anlage in die Schuldverschreibungen hat
nicht dieselben wirtschaftlichen Folgen wie
eine direkte Investition in den Referenzfonds,
mithin hangen die Zins- und Tilgungszahlungen
an die Anleiheglédubiger grundsatzlich nicht
ausschlieRlich von der Performance des Refe-
renzfonds ab.

Die oben genannten Dienstleister und der Ver-
waltungsrat erhalten marktlbliche Vergitun-
gen. Einzelheiten Uber die Vergltungen kon-
nen dem Jahresabschluss der Emittentin ent-
nommen werden.

Die einmaligen Kosten und Geblhren fur die
Aufsetzung des Compartments werden durch
das Compartment getragen.

Zielrendite: 6% vom urspringlichen Gesamt-
nennbetrag der Schuldverschreibungen abzig-
lich samtlicher bis zum Zeitpunkt der Ermitt-
lung des Nettoinventarwerts je Anteil an der
Kommanditanteilsklasse ,A“ des Referenz-
fonds, ISIN-Code LU1738378287 (,, NSV-NAV")
erfolgten Tilgungen an die Anleiheglédubiger
(, Restnennbetrag”) (siehe auch nachstehend
Angaben zu Festzins und Variablem Zins).

Der nominale Zinssatz besteht aus dem Fest-
zins und dem Variablen Zins (wie nachfolgend
dargestellt).

Jeder Anleihegléubiger kann sich bei einer An-
leihegldubigerversammlung durch eine andere
von ihm ernannte Person vertreten lassen,



Festzins:

Vorzeitige Tilgung

wenn eine schriftliche Vollmacht im Original
oder per Fax vorgelegt wird.

1,25 % p.a. bezogen auf den Restnennbetrag;
halbjahrlich zahlbar an die Anleihegléubiger.

Erhalt die Emittentin aus ihrer Beteiligung an
dem Referenzfonds vor dem Endfdlligkeitstag
Rlckzahlungen auf ihr eingelegtes Beteili-
gungskapital, wird die Emittentin handelnd fir
das Compartment den Betrag des zurickge-
zahlten Kapitals an die Anleihegldubiger pro
rata im Verhaltnis des Nennbetrags der Schuld-
verschreibungen des jeweiligen Anleihegldubi-
gers zum Restnennbetrag der Schuldverschrei-
bungen als Tilgung auf die Schuldverschreibun-
gen zahlen (, Vorzeitige Tilgung”).

Beschluss fur die Grundlage der Schuldverschreibungen Mit Beschluss vom 30. April 2020 hat der Ver-

Zinszahlungstag auf den Festzins:

Variabler Zins:

Zinszahlungstag auf den Variablen Zins:
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waltungsrat der Emittentin die Bildung des
Compartments und die Ausgabe der Wertpa-
piere beschlossen.

Die Zahlungen auf den Festzins erfolgen halb-
jahrlich nachtraglich jeweils am 1. Juli und am
1. Januar eines jeden lJahres (,Zinszahlungs-
tag’). Die erste Zinszahlung erfolgt am 1. Juli
2021 oder ggfs. am 1. Januar 2022 (s. Anlei-
hebedingungen).

Fallt der Zinszahlungstag hinsichtlich des Fest-
zinses in Bezug auf diese Schuldverschreibun-
gen auf einen Tag, der kein Bankgeschaftstag
ist, dann hat der Anleihegldubiger keinen An-
spruch auf Zahlung vor dem nachsten Bankge-
schaftstag.

Der Variable Zins bezogen auf den Restnennbe-
trag setzt sich fir jeden Zinszahlungstag aus
den ausgeschitteten Ertragen der Anteile des
Referenzfonds an das Compartment abzlglich
aller Verbindlichkeiten der Emittentin und des
Compartments zusammen.

Zahlungen auf den Variablen Zins werden
durch den Verwaltungsrat der Emittentin be-
schlossen und richten sich nach der Liquiditats-
lage des Compartments.



RiUckzahlung der Schuldverschreibungen:

Riickzahlungsbetrag am Endfdlligkeitstag:

56

Fallt der Zinszahlungstag hinsichtlich des Vari-
ablen Zins in Bezug auf diese Schuldverschrei-
bungen auf einen Tag, der kein Bankgeschafts-
tag ist, dann hat der Anleiheglédubiger keinen
Anspruch auf Zahlung vor dem néchsten Bank-
geschéftstag.

Am Endfilligkeitstag wird die Emittentin den
ausstehenden Nennbetrag der Anleihen zu-
rickzahlen, vorbehaltlich der Bestimmungen
der Ziffern 4.1 und 6.1 der Anleihebedingun-
gen.

Bei Endfélligkeit werden die Schuldverschrei-
bungen zu ihrem am Endfdlligkeitstag ausste-
henden Nennbetrag (i) zuziglich des Festzinses
sowie aufgelaufener Variabler Zinsen, (ii) zu-
zlglich von Betrdagen gemald Ziffer 4.2 der An-
leihebedingungen sowie (iii) zuzUglich von Be-
trdgen, die die Emittentin bezogen auf das
Compartment bis zum Endfilligkeitstag nach
Abzug von dafiir anfallenden Kosten vom Refe-
renzfonds als aullerordentliche Ausschittun-
gen erhalten hat, zurlckgezahlt, sofern die
Schuldverschreibungen nicht vorzeitig getilgt
oder zurlckgekauft worden sind.

Der Riickzahlungsbetrag wird spatestens sechs
Kalendermonate nach dem Endfilligkeitstag
zur Zahlung fallig.

Im Ergebnis wird die Emittentin die ihr zur Ver-
fligung stehenden Barmittel gemal der in den
Anleihebedingungen festgelegten Zahlungsrei-
henfolge an den in diesem Prospekt und den
Anleihebedingungen definierten Zinszahlungs-
tagen sowie am Endfilligkeitstag an die Anlei-
heglédubiger und Ubrigen Glaubiger des Com-
partments auskehren.

100 % des Restnennbetrags; es sei denn, die
verfligbaren Mittel der Emittentin fir das Com-
partment reichen dafir nicht aus. Der Riickzah-
lungsbetrag wird spéatestens sechs Kalender-
monate nach dem Endfdlligkeitstag zur Zah-
lung fallig.



Zahlungsreihenfolge: Die Zahlungsreihenfolge richtet sich nach Ziffer
4.1 bzw. 6.2.1 der Anleihebedingungen. Zah-
lungen erfolgen ausschlieBlich in Abhangigkeit
von verfligbaren Mitteln des Compartment.
Nur soweit nach Erflllung der Verpflichtungen
einer Stufe der Zahlungsreihenfolge noch Bar-
mittel vorhanden sind, erfolgt eine Zahlung auf
die weiteren geregelten Verbindlichkeiten. In-
nerhalb einer Stufe aufgefiihrte Verbindlich-
keiten sind untereinander gleichrangig; ihre Er-
fillung erfolgt gegebenenfalls anteilig.

Vorzeitige Kiindigung durch die Emittentin: Die Emittentin hat das Recht, die Schuldver-
schreibungen insgesamt, jedoch nicht nur teil-
weise jederzeit vorzeitig zu kiindigen. Eine vor-
zeitige Teilrlickzahlung durch die Emittentin ist
lediglich aufgrund von Rickzahlungen auf ihr
eingelegtes Beteiligungskapital in den Refe-
renzfonds gemall den Vorgaben der Anleihe-
bedingungen moglich sowie in Einklang mit Zif-
fer 10 der Anleihebedingungen.

Gultigkeitsdauer der Anspriiche Sofern die Verpflichtungen der Emittentin zur
Zahlung von Kapital und Zinsen in Bezug auf die
Schuldverschreibungen nicht schon gemal an-
deren Bestimmungen dieser Anleihebedingun-
gen erloschen, verjahren diese Verpflichtun-
gen

(a) im Fall der Verpflichtung zur Zahlung
des Kapitals nach Ablauf von zehn (10) Jahren
nach dem jeweiligen Tag, an dem die die Zah-
lung des Kapitals fallig wurde; und

(b) im Fall der Verpflichtung zur Zahlung
von Zinsen nach Ablauf von finf (5) Jahren
nach dem jeweiligen Tag, an dem die Zahlung
des Zinses féllig wurde.

18. Angabe der Beschliisse, Erméachtigungen und Billigungen, aufgrund deren die Wertpapiere ge-

schaffen und/oder emittiert wurden

Mit Beschluss vom 30. April 2020 hat der Verwaltungsrat der Emittentin die Bildung des Compartments
und die Ausgabe der Wertpapiere beschlossen. Mit Beschluss vom 1. Juni 2021 hat der Verwaltungsrat
der Emittentin beschlossen, die Emission von urspringlich geplanten EUR 200 Mio. auf EUR 300 Mio. zu
erhoéhen.
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19. Emissionstermin der Schuldverschreibungen

Der erste Emissionstermin war der 29.10.2020. Emissionstermin ist zudem jeder weitere Begebungstag
von Schuldverschreibungen.

20. Beschreibung aller etwaigen Beschrinkungen fur die Ubertragbarkeit der Schuldverschreibun-

gen

Die Wertpapiere sind als Inhaberschuldverschreibungen wertpapierrechtlich frei Gbertragbar. Versiche-
rungsaufsichtsrechtlich unterliegt die freie Ubertragbarkeit fiir (i) einen Anleihegldubiger, welcher seine
Investition in die Schuldverschreibungen im Sicherungsvermdogen im Sinne des § 125 bzw. des § 239 des
Gesetzes Uber die Beaufsichtigung von Versicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz -
, VAG") halt oder eine deutsche Versicherungsgesellschaft oder ein Pensionsfonds ist, fur welche/wel-
chen aber die Vorschriften des VAG entsprechend gelten bzw. welche/welcher sich selbst diesen Vor-
schriften oder den Vorschriften der Verordnung (ber die Anlage des Sicherungsvermogens von Pensi-
onskassen, Sterbekassen und kleinen Versicherungsunternehmen unterworfen hat oder (ii) ein Invest-
mentvehikel, dass direkt oder indirekt ausschlieBlich von den unter (i) genannten Anlegern im Siche-
rungsvermogen oder sonstigen gebundenen Vermogen gehalten wird (,, VAG-Investor”) dem gesetzlich
geforderten Treuhandersperrvermerk gemaR Ziffer 1.4.5 der Anleihebedingungen.

21. ldentitdt und Kontaktdaten der die Zulassung zum Handel am regulierten Markt beantragen-

den Person

21.1.Zulassung zum Handel am regulierten Markt und Handelsmodalitdten

Die beantragende Person fir die Zulassung der Schuldverschreibung zum Handel am regulierten Markt
ist Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, KaiserstralRe 24, 60311 Frankfurt am Main, Deutschland
(, Listing Agent”). Die LEI des Listing Agent lautet 52990000ZP78CYPYF471.

21.2.Angaben zum geregelten Markt

Die Emittentin wird einen Antrag auf Einbeziehung der Schuldverschreibung am regulierten Markt der
Borse Stuttgart stellen. Der regulierte Markt der Borse Stuttgart ist ein organisierter Markt i.S.d. § 2
Abs. 1 Nr. 7 lit. a) Verordnung Uber die Anlage des Sicherungsvermogens von Pensionskassen, Sterbe-
kassen und kleinen Versicherungsunternehmen (Anlageverordnung — AnlV) bzw. ein geregelter Markt
i.5.d. Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 MIFID li-Richtlinie.

21.3.Erster Handelstermin

Unmittelbar nach Billigung dieses Prospekts soll die Zulassung der Schuldverschreibungen zum Handel
am regulierten Markt an der Borse Stuttgart beantragt werden.

22. Angaben zur Zahl- und Abwicklungsstelle, zur Berechnungsstelle sowie Administrator und zu

Verwabhrstellen in jedem Land

Zum Administrator sowie zur Berechnungsstelle der Emittentin wurde die Hauck & Aufhduser Alternative
Investment Services S.A. mit Sitz in 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, Luxemburg bestellt.

Zur Zahl- und Abwicklungsstelle wurde die Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxem-
burg mit Sitz in 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, Luxemburg bestellt.
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Die Schuldverschreibung ist bei der Clearstream Banking AG als Wertpapiersammelbank zur Verwahrung
hinterlegt.

23. Kosten der Zulassung zum Handel
Die geschatzten Gesamtkosten fir die Zulassung zum Handel belaufen sich auf ca. EUR 17.000.
24. Weitere Angaben

Allgemeine Hinweise

Handler, Vertriebspersonal oder andere Personen sind nicht befugt, im Zusammenhang mit dem Ange-
bot oder Verkauf der Schuldverschreibung andere als die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben zu
machen oder Zusicherungen abzugeben. Falls solche Angaben gemacht oder Zusicherungen abgegeben
wurden, kdnnen sie nicht als von der Emittentin genehmigt angesehen werden. Dieser Prospekt und
etwaige sonstige Angaben Uber die Schuldverschreibung sind nicht als Grundlage einer Bonitatsprifung
oder sonstigen Bewertung gedacht und sollten nicht als Empfehlung der Emittentin an den jeweiligen
Empfénger angesehen werden, die angebotene Schuldverschreibung zu erwerben.

Die Verbreitung dieses Prospekts und das Angebot der Schuldverschreibungen unterliegen maoglicher-
weise in bestimmten Landern gesetzlichen Beschrankungen. Der Prospekt stellt kein Angebot und keine
Aufforderung zur Anlage in einem Land dar, in dem ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung
unzuldssig ist, oder im Hinblick auf solche Personen, gegenliber denen ein solches Angebot oder eine
solche Aufforderung rechtlich unzuldssig ist, und darf nicht fir solche Zwecke verwendet werden. Es
wurde keine (Ausnahme-)Genehmigung zum Angebot der Schuldverschreibungen oder zur Verteilung
des Prospekts in einer Rechtsordnung, in der eine solche Genehmigung erforderlich ist, eingeholt. Die
Emittentin fordert Personen, in deren Besitz dieses Prospekts gelangt, auf, sich Gber entsprechende Be-
schrankungen zu informieren und diese einzuhalten.

25. Angabe der Ratings, die im Auftrag der £Emittentin oder in Zusammenarbeit mit ihm beim Ra-

tingverfahren fur Wertpapiere erstellt wurden

Die Emittentin hat die Creditreform Rating AG, welche eine Registrierte Ratingagentur darstellt, flr ein
Rating der Schuldverschreibungen beauftragt. Weitere Einzelheiten hierzu sind vorstehend unter Ab-
schnitt 4.7 dieses Prospekts dargestellt.

26. Referenzfonds

Bei diesem Abschnitt handelt es sich um eine Zusammenfassung wesentlicher Merkmale des Referenz-
fonds ohne Anspruch auf Vollstandigkeit. Fiir einen vollstandigen Uberblick und ein umfassendes Ver-
standnis des Referenzfonds sollten potentielle Anleihegldubiger das aktuelle Emissionsdokument sowie
den Gesellschaftsvertrag des Referenzfonds, welche potentiellen Anleihegldubigern kostenfrei von der
Emittentin zur Verflgung gestellt werden, eingehend prufen.

26.1.Uberblick

Der Referenzfonds wurde als eine Kommanditgesellschaft luxemburgischen Rechts (société en comman-
dite simple) in der Form einer Investmentgesellschaft mit verdnderlichem Kapital (société d’investisse-
ment a capital variable), mit Sitz in 1c, rue Gabriel Lippmann, 5365 Munsbach, GrolRherzogtum Luxem-
burg und ist im Handels- und Gesellschaftsregister Luxemburgs (Registre de commerce et des sociétés)
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unter der Nummer B219805 eingetragen. Der Referenzfonds wurde als reservierter alternativer Invest-
mentfonds nach dem Recht des GroRherzogtums Luxemburg unter dem Namen "VERIUS Capital SCS
SICAV RAIF' am 29. November 2017 errichtet.

Der Referenzfonds wurde als ,Umbrella“-Fonds gegriindet, mit der Moglichkeit, Teilfonds im Sinne von
Artikel 49 des luxemburgischen RAIF-Gesetzes zu errichten. Der Referenzfonds unterliegt zudem dem
luxemburgischen Gesetz vom 10. August 1915 Uber Handelsgesellschaften in seiner jeweils geltenden
Fassung, dem AIFM-Gesetz sowie dem Gesellschaftsvertrag (in seiner jeweils glltigen Fassung). Der
AIFM des Referenzfonds ist CSSF-reguliert, der Referenzfonds selbst nicht.

Es ist jedoch jederzeit moglich den Referenzfonds in einen spezialisierten Investmentfonds (fonds d'in-
vestissement spécialisé, , SIF’), der nach dem Gesetz vom 13. Februar 2007 lber spezialisierte Invest-
mentfonds der Aufsicht und Regulierung durch die CSSF unterliegt, zu Uberfihren.

Der Referenzfonds tritt bei Auflésung eines Teilfonds automatisch in die Phase der Liquidation ein, wenn
zu diesem Zeitpunkt kein weiterer Teilfonds mehr besteht. Die Teilfonds kdnnen mit einer befristeten
oder einer unbefristeten Laufzeit aufgelegt werden. Falls Teilfonds eine befristete Laufzeit haben, wer-
den sie an ihrem Laufzeitende automatisch in Liquidation gesetzt. Der Teilfonds ist flir eine unbegrenzte
Laufzeit errichtet und kann daher nur durch Beschluss des Komplementdrs des VERIUS Capital SCS SICAV
RAIF, die Verius Capital Partner S.a.r.l. (,, Komplementér’) nach MalRgabe des Artikel 7.6 des Gesell-
schaftsvertrags des Referenzfonds aufgeldst werden.

Artikel 7.6 des Gesellschaftsvertrages des Referenzfonds lautet wie folgt:
, 7.6 Liquidation eines Teilfonds

Der Komplementdr kann samtliche Gesellschaftsanteile eines Teilfonds zum Nettoinventarwert pro Ge-
sellschaftsanteil (unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Preise der Realisierung von Vermogenswer-
ten sowie der Kosten im Rahmen der Realisierung) zwangsweise zurlickzunehmen, wenn:

. das Vermogen eines Teilfonds unter einen Betrag fallt oder einen Betrag nicht erreicht, der durch
den Komplementir als Mindestbetrag fiir eine wirtschaftlich effiziente und sinnvolle Verwaltung
des Teilfonds bestimmt wurde;

o eine wesentliche Anderung der wirtschaftlichen, politischen oder finanziellen Situation, materiell
unglnstige Folgen auf die Anlagen eines Teilfonds haben kénnte, die eine solche Liquidation auch
unter Bertcksichtigung der Interessen der Kommanditisten gerechtfertigt erscheinen lasst; oder

. in anderen, im Emissionsdokument beschriebenen Féllen.

Der Komplementdr wird flr die Zwecke der Ricknahme einen Nettoinventarwert pro Kommanditanteil
bestimmen. Die Gesellschaft Ubersendet den betroffenen Kommanditisten vor dem Beschluss Gber die
Zwangsricknahme eine schriftliche Mitteilung, in der die Griinde fir die Riicknahme und das Ricknah-
meverfahren erklart werden.

Die Gesellschaft nimmt ab dem Zeitpunkt des Beschlusses Uber die Aufldsung eines Teilfonds keine Bei-
trittserklarungen fir diesen Teilfonds mehr an.
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Vermogenswerte, die nach Umsetzung der Rlcknahme nicht an berechtigte Kommanditisten ausgezahlt
werden konnten, werden bei der luxemburgischen Caisse de Consignation bis zum Ablauf der gesetzli-
chen Fristen hinterlegt.

Samtliche zurtickgenommenen Gesellschaftsanteile werden geldscht.”

Die Liquidation, das Ausscheiden, die Insolvenz oder (bei natirlichen Personen) das Versterben eines
oder mehrerer Gesellschafter des Referenzfonds hat nicht die automatische Auflosung des Referenz-
fonds zur Folge.

Der Referenzfonds wird auch nicht aufgelost im Falle der Liquidation, des Rucktritts, des Ausscheidens
oder der Insolvenz des Komplementirs oder falls der Komplementdr aus anderen rechtlichen Griinden
nicht mehr fahig ist, fir den Referenzfonds zu handeln. Auch die Ubertragung des Komplementaranteils
flhrt nicht zur Auflésung des Referenzfonds.

Der Referenzfonds richtet sich ausschliefRlich an Anleger, die Sachkundige Investoren im Sinne des Arti-
kel 2 des Gesetzes von 2016 sind.

a) AIFM des Referenzfonds

Der Referenzfonds hat die Hauck & Aufhduser Fund Services S.A. als seinen externen AIFM im Sinne des
Gesetzes von 2013 durch einen AIFM-Vertrag bestellt. Die Hauck & Aufhduser Fund Services S.A. ist
eine Aktiengesellschaft nach luxemburgischem Recht, mit Sitz in 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365
Munsbach, GrolRherzogtum Luxemburg, Tel.: +352 451314-500. Sie ist beim Luxemburger Handels- und
Gesellschaftsregister (,,RCS“) unter der Nummer B 28.878 eingetragen und unterliegt der Aufsicht der
CSSF. Die Gesellschaft wurde am 27. September 1988 fiir unbestimmte Zeit gegriindet. Die Rechtstra-
gerkennung (LEI) lautet 529900C55XPLX8BWM794.

Die Hauck & Aufhauser Fund Services S.A. ist bei der CSSF als AIFM nach Kapitel 2 des Gesetzes von 2013
zugelassen und erfillt die Eigenkapitalanforderungen gemal den Vorschriften dieses Gesetzes. |hr Ge-
sellschaftszweck ist die Auflegung, Verwaltung und Vertrieb von Organismen fir gemeinsame Anlagen
im weitestmoglichen Sinne, einschlieflich auf grenziberschreitender Basis im Rahmen des freien
Dienstleistungsverkehrs und der Niederlassungsfreiheit innerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums.
Die Gesellschaft kann alle Tatigkeiten auslben, die sie zur Erflllung oder Entwicklung ihres Gesell-
schaftszweckes als notwendig beurteilt oder nitzlich erachtet. Innerhalb des Rahmens des Gesetzes von
2010 und des Gesetzes von 2013 kann die Gesellschaft samtliche Aufgaben der kollektiven Anlagever-
waltung (Portfolioverwaltung und/oder Risikomanagement) wahrnehmen sowie alle zusatzlichen Akti-
vitaten betreffend die Administration, den Vertrieb oder Tatigkeiten im Zusammenhang mit den Ver-
mogenswerten von Organismen flr gemeinsame Anlagen auslben. Der Referenzfonds selbst ist nicht
CSSF-reguliert.

In ihrer Eigenschaft als AIFM nimmt Hauck & Aufhduser Fund Services S.A. im Rahmen des AIFM-Vertra-
ges insbesondere folgende Aufgaben wahr:

e die Vermogensverwaltung, insbesondere die Portfolioverwaltung und das Risikomanagement

des Referenzfonds und des Teilfonds; und

e Bewertungsfunktion im Sinne der AIFM-RL
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Der AIFM ist des Weiteren fiir das Vertriebsanzeigeverfahren unter Nutzung seines Vertriebspasses im
Rahmen des Gesetzes von 2013 fir den Vertrieb der Anteile des Referenzfonds in Luxemburg und/oder
anderen Mitgliedsstaaten des EWR verantwortlich.

b) Verwahrstelle des Referenzfonds

Der Referenzfonds hat Hauck & Aufhduser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg mit Sitz in 1c
rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, GroBherzogtum Luxemburg, Tel. +352 451314-1, zur Verwahr-
stelle und Zahlstelle (im Folgenden nur — Verwahrstelle — genannt) des Referenzfonds bestellt, welche
beim Luxemburger RCS unter der Nummer B175937 eingetragen ist.

Die Verwahrstelle ist eine Niederlassung der Hauck & Aufhduser Privatbankiers AG Kaiserstr. 24, D-
60311 Frankfurt am Main, ein deutsches Kreditinstitut mit Vollbanklizenz im Sinne des deutschen Ge-
setzes Uber das Kreditwesen und im Sinne des Luxemburger Gesetzes vom 5. April 1993 Uber den Fi-
nanzsektor (in seiner aktuellen Fassung). Diese ist im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am
Main unter der Nummer HRB 108617 eingetragen. Die Hauck & Aufh&user Privatbankiers AG wurde fir
unbestimmte Zeit errichtet und ist in 2017 durch formwechselnde Umwandlung der Hauck & Aufhduser
Privatbankiers Kommanditgesellschaft auf Aktien mit dem Sitz in Frankfurt am Main (Amtsgericht Frank-
furt am Main, HRB 20065) entstanden. Die Rechtstragerkennung der Hauck & Aufhauser Privatbankiers
AG (LEI) lautet 52990000ZP78CYPYF471. Sowohl Hauck & Aufh&duser Privatbankiers AG als auch ihre
Niederlassung in Luxemburg werden durch die BaFin beaufsichtigt. Zusatzlich unterliegt Hauck & Auf-
hauser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg im Hinblick auf Liquiditat, Geldwasche und Markt-
transparenz der CSSF. Alle Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle werden durch die Niederlassung
ausgelbt.

Die Verwahrstelle ist verantwortlich fiir die Verwahrung bzw. Uberwachung der Vermégenswerte des
Fonds und seiner Teilfonds und unterliegt den Pflichten, die sich aus dem Verwahrstellenvertrag, dem
Gesellschaftsvertrag des Referenzfonds, dem Emissionsdokument des Referenzfonds, den Bestimmun-
gen des Gesetzes von 2016, dem Gesetz von 2013 und den einschldgigen Rundschreiben der CSSF er-
geben.

Als Zahlstelle ist sie mit der Verpflichtung zur Auszahlung eventueller Ausschittungen sowie des Riick-
nahmepreises auf zurlickgegebene Anteile und sonstigen Zahlungen beauftragt. Die Verwahrstelle hat
Anspruch auf das im jeweiligen Anhang des jeweilige Teilfonds angegebene Honorar.

Die Website von AIFM und Verwahrstelle lautet www.hauck-aufhaeuser.com. Die Angaben auf der
Website sind nicht Teil des Prospekts.

c) Angaben betreffend die Bewertung

(i) Bewertung der Vermogenswerte des Referenzfonds

GemaR Anlage 2 dieses Prospekts — Emissionsdokument des Referenzfonds, dort Ziff. 5 der Spezifischen
Angaben zum Teilfonds, erfolgt die Bewertung der Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen
durch den AIFM zu jedem Bewertungstag und erstmalig zum Zeitpunkt des Erwerbs. Flir Immobiliendar-
lehen bzw. Schuldverschreibungen, fur die ein liquider Marktwert verfligbar ist, erfolgt die Bewertung
zum Marktwert.
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Fir Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen, fur die kein liquider Marktwert verflgbar ist, er-
folgt die Bewertung zu Anschaffungskosten bzw. dem Nominalwert, jeweils ggf. abzlglich voraussicht-
lich dauerhafter Wertminderungen (Bewertung zu fortgefiihrten Anschaffungskosten unter Bertcksich-
tigung einer Impairment Analyse). Wertberichtigungen werden nicht beibehalten, wenn die Griinde der
Wertberichtigungen nicht mehr bestehen.

An jedem Bewertungstag wird geprift, ob die Bewertung der einzelnen Immobiliendarlehen bzw.
Schuldverschreibungen zu fortgefliihrten Anschaffungskosten noch zutreffend ist.

TurnusmaRige Bewertungstage des Teilfonds sind grundsatzlich die jeweils letzten Bankarbeitstage ei-
nes Monats, wobei der Komplementdr im freien Ermessen zusatzliche Bewertungstage bestimmen
kann.

Im Fall einer wesentlichen Anderung der Bewertungsparameter wird die Bewertung der Immobiliendar-
lehen bzw. Schuldverschreibungen korrigiert. Zudem behilt sich der AIFM die Moglichkeit einer weite-
ren Korrektur am ndchsten Bewertungstag vor, sollten sich die Umstinde, welche zur wesentlichen An-
derung der Bewertungsparameter der Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen beigetragen
haben, wieder andern.

Die Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen werden in der Nettoinventarwertberechnung mit
dem Marktwert, sofern ein liquider Marktwert verfligbar ist, bzw. andernfalls mit den fortgefiihrten
Anschaffungskosten zuziglich Zinsabgrenzungen bewertet und verbucht. Die Anschaffungsnebenkos-
ten der Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen werden direkt gesondert aktiviert und tber
die Restlaufzeit des jeweiligen Darlehens abgeschrieben.

(ii) Berechnung des Nettoinventarwertes der Anteile am Referenzfonds

Der Nettoinventarwert je Anteil eines Teilfonds wird durch die Zentralverwaltungsstelle an jedem Be-
wertungstag in Ubereinstimmung mit den Vorgaben des Gesellschaftsvertrags des Referenzfonds, ins-
besondere Artikel 3.11 des Gesellschaftsvertrags des Referenzfonds (nachfolgend wiedergegeben), den
nachstehenden Regelungen, dem Luxemburger Recht und allgemein anerkannten Luxemburger Rech-
nungslegungsprinzipien (Lux GAAP) berechnet.

Der Nettoinventarwert je Anteil wird in Euro ausgewiesen und zu jedem Bewertungstag auf zwei (2)
Nachkommastellen bestimmt und kaufmannisch gerundet. Zur Berechnung des Nettoinventarwertes
der Anteile eines jeweiligen Teilfonds wird der Wert des zu dem jeweiligen Teilfonds gehdrenden Ver-
mogens abzuglich der Verbindlichkeiten des jeweiligen Teilfonds an jedem Bewertungstag ermittelt und
durch die Anzahl der sich am Bewertungstag im Umlauf befindlichen Anteile des jeweiligen Teilfonds
geteilt (der "Nettoinventarwert", in Bezug auf einen Teilfonds das "Nettoteilfondsvermogen"). Diese
Nettoinventarwertbewertung erfolgt fir jeden Teilfonds separat. Soweit jedoch innerhalb eines Teil-
fonds Kommanditanteilsklassen gebildet wurden, erfolgt diese Anteilswertberechnung fir jede Kom-
manditanteilsklasse des Teilfonds getrennt. Die Zusammenstellung und Zuordnung der Aktiva erfolgt
immer pro Teilfonds.
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Der AIFM ist berechtigt, fir den Fall, dass seit der letzten Berechnung des Nettoinventarwerts der An-
teile eine wesentliche Anderung in Bezug auf einen wesentlichen Teil der vom Fonds bzw. einem Teil-
fonds gehaltenen Anlagen eingetreten ist, die erste Bewertung aufzuheben und nach Treu und Glauben
eine zweite Bewertung durchzufihren.

Der Fonds wendet bestimmte de-minimis-Schwellenwerte fiir Nettoinventarwert-Berechnungsfehler
an. Der Fonds hat mit dem AIFM vereinbart, den Schwellenwert auf drei Prozent (3 %) bei Nettoinven-
tarwert-Berechnungsfehlern festzulegen. Bestimmungen betreffend die Berechnung des Nettoinven-
tarwertes ergeben sich aus Artikel 3.11 des Gesellschaftsvertrags des Referenzfonds.

Artikel 3.11 des Gesellschaftsvertrages des Referenzfonds sieht folgende Regelungen zur Bewertung
und dem Nettoinventarwert vor:

,3.11 Bewertung und Nettoinventarwert

Der Nettoinventarwert wird von der Zentralverwaltungsstelle unter Verantwortung des AIFM mindes-
tens einmal jahrlich zum Geschéftsjahresende oder aber zu den im jeweiligen Teilfondsanhang des Emis-
sionsdokumentes benannten Bewertungstag nach dem LuxGAAP und den nachfolgend geregelten Be-
wertungsregeln berechnet. Der Nettoinventarwert wird in Euro angegeben. Der Jahresbericht enthélt
die Berechnungsgrundlage, z.B. alle relevanten verwendeten Parameter. Alle Bewertungsrichtlinien un-
terliegen den Gesetzen des GroRherzogtums Luxemburgs und sind entsprechend auszulegen. Bei der
Bewertung sollten folgende Richtlinien beachtet werden:

3.11.3 Bewertungsmethode fir Aktiva

(a)  Vermogensgegenstdnde der Teilfonds, die zum Handel an einer Borse zugelassen sind oder auf
einem organisierten Markt gehandelt werden (insbesondere Wertpapiere einschlieRlich Unter-
nehmensbeteiligungen, Aktien und andere Unternehmensanteile), werden zu ihren jeweiligen
(letzten verflgbaren) Marktpreisen vorbehaltlich spezieller Bewertungsregeln fir die gegebenen-
falls im Emissionsdokument aufgelisteten einzelnen Vermogensgegenstande bewertet. Sind diese
Preise nicht reprasentativ oder aber nicht verfligbar, wird der Wert dieser Vermdgensgegen-
stande der Teilfonds auf Grundlage des wahrscheinlich realisierbaren Werts ermittelt, der nach
Treu und Glauben und unter Beachtung der Bewertungsrichtlinie des AIFM durch den AIFM ge-
schatzt wird;

(b)  Vermogensgegenstdande der Teilfonds (insbesondere Wertpapiere einschliellich Unternehmens-
beteiligungen, Aktien und andere Unternehmensanteile), die nicht an einer Bérse zum Handeln
zugelassen sind oder nicht auf einem organisierten Markt gehandelt werden oder fir die kein
handelbarer Preis verflgbar ist, werden zum beizulegenden Zeitwert basierend auf geeigneten
Bewertungsmodellen sowie unter Berlcksichtigung aktueller Marktumstande und vorbehaltlich
spezieller Bewertungsregeln flr die individuellen gegebenenfalls im Emissionsdokument aufge-
listeten Vermogensgegenstande bewertet;

(c)  Im Allgemeinen werden Schuldverschreibungen, Schuldscheine und Darlehensforderungen zum
Nennwert zuzlglich aufgelaufener Zinsen vorbehaltlich spezieller Bewertungsregeln bewertet,
die gegebenenfalls im Emissionsdokument aufgelistet sind Bei wesentlichen fundierten Ereignis-
sen, die beispielsweise die Rickzahlung von Schuldverschreibungen, Schuldscheine oder Darle-
hensforderungen beeinflussen, wird eine Wertanpassung vorgenommen;
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Aktien und/oder Anteile von OGA, spezialisierten Investmentfonds, OGAW und vergleichbaren
Investmentfonds werden zum jlingst ermittelten und zum jeweiligen Bewertungsstichtag verfig-
baren Nettoinventarwert bewertet;

Der Wert von Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteldaquivalenten bzw. Bareinzahlungen, Wechseln
und Zahlungsforderungen sowie Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, Rechnungsab-
grenzungsposten, Bardividenden und Zinsertragen, die wie oben beschrieben beschlossen wur-
den oder aufgelaufen sind, aber noch nicht erhalten wurden, finden vollumfanglich Bercksichti-
gung, es sei denn, es ist unwahrscheinlich, dass diese Betrage gezahlt oder erhalten werden. In
diesem Fall wird ein Abschlag festgesetzt, mit dessen Hilfe der tatsédchliche Wert dieser Betrage
errechnet wird. Im Falle von Geldmarktinstrumenten, die mit dem Nettokaufpreis beginnen und
bei denen die sich ergebende Rendite auf gleichem Niveau gehalten wird, wird der Bewertungs-
preis schrittweise an den Ricknahmepreis angepasst;

Ergeben sich hinsichtlich der Marktumstidnde wesentliche Anderungen, wird die Bewertungs-
grundlage der einzelnen Investitionen an die neuen Marktrenditen angepasst. Der Wert von Ter-
mingeschaften, Terminkontrakten oder Optionen, die an Bdrsen oder auf anderen regulierten
Markten gehandelt werden, wird auf Grundlage der neuesten verflgbaren Kurse dieser Kontrakte
zum Bewertungsstichtag an den Borsen bzw. auf den regulierten Markten berechnet, an bzw. auf
denen diese Termingeschéafte, Terminkontrakte oder Optionen gehandelt werden. Kann ein Ter-
mingeschaft, ein Terminkontrakt oder eine Option an einem Tag, fur den der Nettoinventarwert
festgesetzt wird, nicht realisiert werden, wird die Bewertungsgrundlage flr diesen Kontrakt unter
Beachtung der Bewertungsrichtlinie des AIFM entsprechend angemessen festgesetzt;

Der Wert der Terminkontrakte bzw. Optionen, die nicht an Borsen oder auf anderen regulierten
Markten gehandelt werden (OTC-Derivate), entspricht dem Nettorealisierungswert zum jeweili-
gen Bewertungsstichtag, der gemal den Richtlinien des AIFM auf einer Grundlage ermittelt wird,
die einheitlich fur alle verschiedenen Formen von Kontrakten gilt. Swaps werden zu ihrem Markt-
wert bewertet — bei Zinsswaps mit Bezug auf den zugrundeliegenden Zinstrend;

Auf andere als die Wahrung des Teilfonds lautende Aktiva und Passiva werden zu dem zum rele-
vanten Bewertungsstichtag in Luxemburg geltenden Wechselkurs in die Wahrung des Teilfonds
umgerechnet (i. d.R.der von der EZB veroffentlichte Referenzkurs). Ist kein Wechselkurs verflg-
bar, wird er vom AIFM nach Treu und Glauben gemaR der von ihm vorgegebenen Methode er-
mittelt.

3.11.4 Bewertungsmethode fur Passiva

Als Passiva gelten

(a)
(b)

(c)

samtliche entstandenen bzw. zahlbaren Aufwendungen und Gebihren;
samtliche aktuell bekannten und zukinftigen Verbindlichkeiten, einschlieRlich samtlicher falligen
vertraglichen Verpflichtungen flir Zahlungen von Geldern oder Vermogensgegenstdnden, ein-
schlielRlich aufgefihrter, aber noch nicht vorgenommener Ausschittungen;
entsprechende Ruckstellungen fur kiinftige Steuern basierend auf Vermdgen und Einnahmen des
jeweiligen Teilfonds der Gesellschaft bis zum Bewertungsstichtag (z.B. latente Steuern) sowie ge-
gebenenfalls sonstige Rickstellungen, die vom Komplementir genehmigt und bewilligt wurden,
sowie gegebenenfalls jeder Betrag, der vom Komplementdir als geeignete Rlcklage fur potenzielle
Verbindlichkeiten erachtet wird; sowie
samtliche sonstigen Verbindlichkeiten, die gemald luxemburgischem Recht
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ausgewiesen werden.

Bei der Bestimmung der Hohe dieser Verbindlichkeiten missen alle Aufwendungen beriicksichtigt wer-
den, die vom jeweiligen Teilfonds gezahlt werden missen. Die Gesellschaft kann fir Rechnung des je-
weiligen Teilfonds regelmaRig wiederkehrende Kosten im Voraus basierend auf geschatzten Zahlen far
Jahres- und andere Zeitrdume schatzen und abgrenzen.

3.11.5 Zusétzliche Bewertungsmethode flir Kommanditanteile

(a) Kommanditanteile, die zuriickgenommen werden sollen, werden in den Blichern so lange als um-
laufende Kommanditanteile aufgefiihrt, bis der Zeitpunkt des Einzugs gekommen ist. Von diesem
Zeitpunkt an bis zur Zahlung der Abfindung wird der Sachverhalt dann als eine Verbindlichkeit des
jeweiligen Teilfonds abgebildet.

(b)  Kommanditanteile, die von Teilfonds auszugeben sind, werden ab dem Ausgabezeitpunkt als um-
laufende Kommanditanteile behandelt.

(c)  Der Marktpreis bzw. Wechselkurs zum Bewertungsstichtag findet dann Bertcksichtigung, wenn
Investitionen, Termineinzahlungen und andere auf eine andere als die Wahrung des jeweiligen
Teilfonds lautende Vermogensgegenstande bewertet werden.

3.11.6 Zusétzliche Bewertungsmethode fir potenzielle Investitionen

Hat sich die Gesellschaft fiir Rechnung eines Teilfonds zu einem Bewertungstag verpflichtet,

(a)  Vermogensgegenstdande zu kaufen, wird der fir diese Vermogensgegenstiande zu zahlende Be-
trag als ein Passivposten der Gesellschaft ausgewiesen, wobei der Wert des zu erwerbenden Ver-
mogenswerts als ein Aktivposten des jeweiligen Teilfonds der Gesellschaft ausgewiesen wird;

(b)  Vermogensgegenstdnde zu verkaufen, wird der fir diese Vermogensgegenstande des jeweiligen
Teilfonds der Gesellschaft erhaltene Betrag als ein Aktivposten de ausgewiesen, wobei der zu
liefernde Vermogenswert nicht als ein Aktivposten jeweiligen Teilfonds der Gesellschaft ausge-
wiesen wird. Ist der genaue Wert der Gegenleistung zum Bewertungsstichtag nicht bekannt, wird
er vom AIFM geschétzt.

(c)  sowohl bei Kaufen als auch bei Verkdaufen von Vermdgensgegenstanden auf einem regulierten
Markt gelten die in diesem Abschnitt aufgeflhrten Grundsatze ab dem Bankarbeitstag nach dem
Closing des betreffenden Kaufs bzw. Verkaufs. Wird die Transaktion von einem Broker vorgenom-
men, ist das Datum maRgeblich, an dem der betreffende Broker den Auftrag Gber den Kauf bzw.
Verkauf ausfihrt.

3.11.7 Berechnung des Nettoinventarwerts

Der Nettoinventarwert je Kommanditanteil einer Kommanditanteilsklasse eines Teilfonds wird in der
Wahrung des jeweiligen Teilfonds ausgewiesen und von der Zentralverwaltungsstelle unter der Aufsicht
des AIFM an jedem im Teilfondsanhang des besonderen Teils benannten Bewertungstag sowie zusatz-
lich an jedem anderen Bankarbeitstag ermittelt, den der AIFM gegebenenfalls fallweise festsetzt. Der
Nettoinventarwert wird gemal den Vorgaben von LuxGAAP berechnet, indem (i) der Nettoinventarwert

der jeweiligen Kommanditanteilsklasse des jeweiligen Teilfonds der Gesellschaft in Form des Werts des
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Bruttovermogens abzlglich des Anteils der Verbindlichkeiten an diesem Bewertungstag durch (ii) die

Anzahl an Kommanditanteilen der jeweiligen Kommanditanteilsklasse dividiert wird, die am betreffen-

den Bewertungstag der jeweilige Kommanditanteilsklasse des jeweiligen Teilfonds ausgegeben waren.

3.11.8 Voribergehende Aussetzung der Bewertung des Nettoinventarwerts

(a)

(b)

Die Aussetzung der Festsetzung des Nettoinventarwerts kann gemal den Bestimmungen dieses
Abschnitts erfolgen.

Der AIFM kann die Bewertung des Nettoinventarwerts sowie die Ausgabe und Einziehung von

Kommanditanteilen der jeweiligen Kommanditanteilsklassen des jeweiligen Teilfonds in folgen-

den Fallen voribergehend aussetzen:

(i)

(iv)

(vi)

wahrend eines Zeitraums, in dem ein Markt oder eine Borse, die sich auf dem Hauptmarkt
befindet, oder eine Borse, an der ein betrachtlicher Teil der Investitionen der jeweiligen Teil-
fonds notiert sind, geschlossen ist und dies nicht auf gewohnliche Feiertage zurlckzufihren
ist, oder wahrend dessen Handelsgeschafte erheblich eingeschrankt oder ausgesetzt wer-
den;

wenn aus anderen aullergewodhnlichen Umstanden die Preise von Investitionen, die Eigen-
tum des jeweiligen Teilfonds sind, nicht sofort oder genau ermittelt werden kénnen;

wenn die Ublicherweise zur Berechnung des Werts von Vermogen des jeweiligen Teilfonds
verwendeten Kommunikationsmittel voribergehend eingestellt werden oder wenn der
Wert einer Investition in den jeweiligen Teilfonds aus irgendeinem Grund nicht mit der ge-
wlnschten Schnelligkeit und Prazision berechnet werden kann;

wenn durch Beschrankungen hinsichtlich des Austauschs oder Transfers von Kapital die
Durchfihrung von Handelsgeschéften fir den Teilfonds verhindert wird oder wenn Kauf-
und Verkaufsgeschéfte in seinem Auftrag nicht zu den Ublichen Wechselkursen stattfinden
konnen;

wenn durch Faktoren, die u.a. von der politischen, wirtschaftlichen, militarischen und finan-
ziellen Lage abhangen und die sich der Kontrolle, der Verantwortung und dem Handlungs-
vermogen des jeweiligen Teilfonds entziehen, der Teilfonds daran gehindert wird, auf sein
Vermogen zuzugreifen und dessen Nettoinventarwert regular und angemessen zu berech-
nen; oder

wenn der AIFM dies beschlieRen sollte, vorausgesetzt, alle Kommanditisten werden gleich-
berechtigt behandelt und alle relevanten Gesetze und Vorschriften finden Anwendung, so-
bald eine auRerordentliche Gesellschafterversammlung der Gesellschafter des Teilfonds ein-
berufen wurde, um Uber die Beendigung oder Liquidation des Teilfonds zu entscheiden. Eine
solche Aussetzung der Bewertung des Nettoinventarwerts wird von dem AIFM veroffentlicht
und den Kommanditisten mitgeteilt. Neben diesem Abschnitt sind ergédnzend die Regelun-
gen des Gesellschaftsvertrags zu beachten.

3.11.9 Spezielle Bewertungsregeln flr Investitionen in nicht-verwahrfdhige Vermogensgegenstande des
jeweiligen Teilfonds

Investitionen in nicht-verwahrfahige Vermogensgegenstdnde des jeweiligen Teilfonds werden an jedem

Bewertungstag zum dann aktuellen Marktwert auf Grundlage geeigneter Bewertungsmodelle und unter

Bericksichtigung der dann vorherrschenden Marktumstdnde bewertet. Das Bewertungsverfahren und
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die Bewertungsmethode werden einmal pro Jahr von einer namhaften Wirtschaftsprifungsgesellschaft
geprift, was auch das Bewertungsmodell und die verwendeten Informationsquellen einschlieRt.

Die Bewertung kann entweder a) durch einen Unabhéngigen Gutachter oder b) durch die Bewertungs-
abteilung des AIFM erfolgen. Diese Entscheidung trifft der AIFM fir jeden erworbenen nicht-verwahr-
fahigen Vermogensgegenstand des jeweiligen Teilfonds.

Der Unabhangige Gutachter wird gemal den Vorschriften des AIFM Vertrags bestellt. Der Unabhéngige
Gutachter muss als solcher eingetragen sein, sich nach den Berufsregeln richten und Uber Garantien
verfligen. Der Unabhangige Gutachter muss lber entsprechende Erfahrungen hinsichtlich der Formen
der zu bewertenden Vermogensgegenstande und des betreffenden Marktes verfiigen. Vom AIFM wird
unter Berlcksichtigung aller bei der Berechnung verwendeten relevanten Parameter eine Plausibilitats-
prifung der Ergebnisse durchgefihrt.

Die interne Bewertung wird von der unabhéngigen Bewertungsabteilung des AIFM gemaR den umge-
setzten und im Organisationshandbuch dokumentierten Verfahren durchgefiihrt.”

Die Berechnung des Nettoinventarwertes kann vom Fonds zeitweilig eingestellt werden, siehe Anlage 2
— Emissionsdokument des Referenzfonds, Ziff. 5.1 der Spezifischen Angaben zum Teilfonds. Die Bedin-
gungen einer solchen zeitweiligen Einstellung ergeben sich aus den Bestimmungen des Artikels 3.11.8
des Gesellschaftsvertrags des Referenzfonds. Danach kann der AIFM des Referenzfonds die Bewertung
des Nettoinventarwerts sowie die Ausgabe und Einziehung von Kommanditanteilen der jeweiligen Kom-
manditanteilsklassen des jeweiligen Teilfonds in folgenden Fallen voribergehend aussetzen:

(i)  wahrend eines Zeitraums, in dem ein Markt oder eine Borse, die sich auf dem Hauptmarkt
befindet, oder eine Borse, an der ein betrachtlicher Teil der Investitionen der jeweiligen Teil-
fonds notiert sind, geschlossen ist und dies nicht auf gewohnliche Feiertage zurlckzufihren
ist, oder wahrend dessen Handelsgeschéfte erheblich eingeschrankt oder ausgesetzt werden;

(i) wenn aus anderen auRergewohnlichen Umstanden die Preise von Investitionen, die Eigentum
des jeweiligen Teilfonds sind, nicht sofort oder genau ermittelt werden kénnen;

(iii) wenn die Ublicherweise zur Berechnung des Werts von Vermogen des jeweiligen Teilfonds
verwendeten Kommunikationsmittel voribergehend eingestellt werden oder wenn der Wert
einer Investition in den jeweiligen Teilfonds aus irgendeinem Grund nicht mit der gewinsch-
ten Schnelligkeit und Préazision berechnet werden kann;

(iv) wenn durch Beschrankungen hinsichtlich des Austauschs oder Transfers von Kapital die Durch-
fihrung von Handelsgeschaften fir den Teilfonds verhindert wird oder wenn Kauf- und Ver-
kaufsgeschafte in seinem Auftrag nicht zu den Ublichen Wechselkursen stattfinden kénnen;

(v)  wenn durch Faktoren, die u.a. von der politischen, wirtschaftlichen, militarischen und finanzi-
ellen Lage abhangen und die sich der Kontrolle, der Verantwortung und dem Handlungsver-
mogen des jeweiligen Teilfonds entziehen, der Teilfonds daran gehindert wird, auf sein Ver-
mogen zuzugreifen und dessen Nettoinventarwert reguldr und angemessen zu berechnen;
oder

(vi) wenn der AIFM dies beschlielRen sollte, vorausgesetzt, alle Kommanditisten werden gleichbe-
rechtigt behandelt und alle relevanten Gesetze und Vorschriften finden Anwendung, sobald
eine auRerordentliche Gesellschafterversammlung der Gesellschafter des Teilfonds einberu-

fen wurde, um Uber die Beendigung oder Liquidation des Teilfonds zu entscheiden. Eine solche
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Aussetzung der Bewertung des Nettoinventarwerts wird von dem AIFM veroffentlicht und den
Kommanditisten mitgeteilt. Neben diesem Abschnitt sind erganzend die Regelungen des Ge-
sellschaftsvertrags zu beachten.

26.2.Anlagepolitik des Teilfonds ,VERIUS Immobilienfinanzierungsfonds”

Die Anlagepolitik des Teilfonds sieht die Bereitstellung von Finanzierungen im Rahmen des Erwerbs
(durch Dritte) von Immobilien tGber Darlehen und Ziel-Schuldverschreibungen vor.

Als ,,Immobilien’ gelten (a) Immobilienwerte in Form von Gebduden und Grundstlcken, (b) Teileigen-
tum und Wohnungseigentum, (c) immobilienbezogene Rechte wie Erbbaurechte und NieRbrauchrechte
oder sonstige zeitlich beschrankte unbedingte Besitz- und Nutzungsrechte und (d) Anteile an Immobi-
lien- und Projektgesellschaften. Insbesondere kdnnen die Immobilien auch unbebaut, zur Bebauung be-
stimmt oder im Bau befindlich sein.

Neben den Beschrankungen durch die Anlagepolitik in und den Regelungen aus dem allgemeinen Teil
des Emissionsdokuments des Referenzfonds unterliegt der Teilfonds folgenden Anlagerichtlinien und -
beschrankungen:

Der Teilfonds wird folgenden Kategorien von Darlehensnehmern und Schuldverschreibungsbegeber Fi-
nanzierungen zur Verfiigung stellen:

e Initiatoren / Emittenten von Immobilienfonds fur institutionelle und private Anleger

e Immobiliengesellschaften / Bestandshalter, sowohl bérsennotiert wie nicht-bérsennotiert
e Private Equity Fonds

e Ultra-high-net-worth individuals (UHNW!Is) und Family Offices

e Vermogensverwalter und Immobilienmakler

e Developer und

e Immobilienunternehmen

Der Teilfonds kann Ziel-Schuldverschreibungen per Zeichnung oder per Ankauf erwerben, die auf den
Namen lauten oder als Inhaberschuldverschreibungen ausgestaltet sind. Die Inhaber- wie auch die Na-
mensschuldverschreibungen kénnen dabei einzeln begeben und im Falle von Inhaberschuldverschrei-
bungen einzeln verbrieft werden, oder auch in Form von Teilschuldverschreibungen, die im Falle von
Inhaberschuldverschreibungen mittels Global- bzw. Sammelurkunden verbrieft und zur Verwahrung bei
Wertpapiersammelbanken (wie Clearstream Banking AG, EUROCLEAR o.a.) hinterlegt werden. Auf den
Namen lautende Teilschuldverschreibungen kénnen ebenfalls - mittels Nominee und Globaleintra-
gungsbestatigungen (Global Note Certificates) — bei Wertpapiersammelbanken registriert und Uber
diese gehandelt werden.

Die Beurteilung und ggf. Verhandlung von Ausgestaltung und Festlegung der Ausstattungsmerkmale der
Ziel-Schuldverschreibungen obliegt dem durch die Eidgendssische Finanzmarktaufsicht (FINMA) regu-
lierten Portfoliomanager des Referenzfonds.

Der Teilfonds kann daneben auch Darlehen, die bereits durch einen Dritten an eine Immobiliengesell-
schaft ausgereicht wurden, erwerben oder - soweit nach den einschlagigen investment- und bankauf-
sichtsrechtlichen Regelungen zuldssig - Darlehen auch selbst ausreichen.
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Die Darlehen bzw. Ziel-Schuldverschreibungen sollen zur Finanzierung von in Deutschland sowie ggf. in
Osterreich und der Schweiz gelegenen Immobilien dienen. Der Teilfonds wird keine Immobilien finanzie-
ren, die auRerhalb von Deutschland, Osterreich oder der Schweiz belegen sind.

Die den Finanzierungen zugrunde liegenden Immobilien werden folgenden Asset-Klassen angehoren:

e  Grundstiicke (bebaut, unbebaut, zur Bebauung bestimmt und im Bau befindlich);
e \Wohn-, Betreiber- und Gewerbeimmobilien im vermieteten und nicht vermieteten Zustand.

Der Referenzfonds darf folgende Besicherungsinstrumente einsetzen bzw. akzeptieren (vgl. Ziffer 3.6,
S. 63ff des Emissionsdokuments des Teilfonds, beigeflgt als Anlage 2):

e  Grundpfandrechte und/oder

e Verpfandung der Anteile der die Immobilien unmittelbar oder mittelbar haltenden Gesell-
schaft(en).

Weitere Sicherheiten kdnnen im Einzelfall zum Beispiel in Form von:

e  Forderungsabtretungen;

e  (Garantien;

e  Blrgschaften;

e  Kontoverpfandungen;

e  Vormerkung fir Eigentumsibertragung (Vermeidung der Grunderwerbsteuer); und

e Sicherheiten an anderen Objekten oder Gesellschaften akzeptiert werden.

Der Teilfonds darf im Eintritt eines Sicherungsfalls Immobilien direkt oder indirekt zu Verwertungszwe-
cken halten. In diesem Fall wird der Teilfonds die anwendbaren Luxemburger aufsichtsrechtlichen Best-
immungen fir Immobilienfonds, insbesondere hinsichtlich der Bewertung von Immobilien, einhalten.

Die Teilfonds durfen nach Abschnitt 4.4.1 des allgemeinen Teils des Emissionsdokuments entsprechend
den Bestimmungen des CSSF-Rundschreibens 07/309 nicht mehr als dreiRig Prozent (30 %) ihrer Kapi-
talzusagen in Wertpapiere desselben Typs desselben Emittenten anlegen.

Der Teilfonds kann bis zum Ablauf von zwolf (12) Monaten nach dem Ende der ersten Zeichnungsperi-
ode von den unter Luxemburger Aufsichtsrecht vorgeschriebenen Risikodiversifikationsregeln sowie
den Anlagebeschrdankungen in Abschnitt 4.4 des allgemeinen Teils des Emissionsdokuments abweichen.
Gleiches gilt auch fur den Zeitraum der Abwicklung des Teilfonds ab Liquidationsbeschluss.

26.3.Anderung der Anlagepolitik des Referenzfonds

Auf der Ebene des Teilfonds hat die Gesellschafterversammlung der Gesellschafter das Recht, tGber die
vom Komplementdr vorgeschlagenen Anderungen der im Emissionsdokument ((vgl. Ziffer 24.3 lit. h) des
Emissionsdokuments des Teilfonds, beigeflgt als Anlage 2) flr den Teilfonds festgelegten Anlagepolitik
und/oder Anlagebeschrankungen sowie zu Regelungen tber die Ricknahme abzustimmen.

26.4.Fremdkapitalaufnahme/Leverage des Te/lfonds

Der AIFM stellt entsprechend den Vorschriften des Gesetzes von 2013 der CSSF fir jeden Teilfonds In-
formationen Uber die Hohe der eingesetzten Hebelfinanzierung zur Verfiigung. Der AIFM berechnet das
Leverage des Referenzfonds nach der in Artikel 7 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 der
Kommission vom 19. Dezember 2013 zur Erganzung der Richtlinie 2011/61/EU des Europaischen Parla-
ments und des Rates im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen fir die Auslibung der Tatigkeit, Ver-
wahrstellen, Hebelfinanzierung, Transparenz und Beaufsichtigung (,A/FM Verordnung”) dargelegten
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Brutto-Methode und der in Artikel 8 der AIFM Verordnung dargelegten Commitment-Methode. Das ma-
ximal zuldssige Hebelrisiko nach beiden Berechnungsmethoden wird fur jeden Teilfonds im betreffen-
den Teilfondsanhang angegeben. Es ist nicht geplant, im Referenzfonds oder Teilfonds selbst Kredite
oder andere Arten von Fremdfinanzierungen zu nutzen. Dennoch darf der Teilfonds Kredite in Hohe von
bis zu 10 % des Nettoteilfondsvermogens zu marktiblichen Bedingungen aufnehmen, um den Liquidi-
tatsbedarf des Teilfonds zu steuern. Der Zeitraum der Kreditaufnahme darf im Einzelfall 120 Kalender-
tage nicht Gberschreiten. Im Falle einer Anlage Uber eine oder mehrere Tochtergesellschaften gilt diese
Begrenzung auf konsolidierter Basis. Es ist Ziel des Teilfonds, kein Leverage im Teilfonds zu nutzen. Der
Teilfonds kann maximal einen Leverage von 200 % des Nettoteilfondsvermdgens sowohl nach der
Brutto- Methode als auch nach der Commitment-Methode einsetzen. Die Hohe des tatsadchlich einge-
setzten Leverage ist dem Jahresbericht zu entnehmen.

26.5.Derivategeschéfte zu Anlagezwecken

Der Teilfonds darf zu Investmentzwecken nicht in Derivate investieren oder Derivatgeschafte eingehen.

26.6.Ausschittungen des Teilfonds, Dividendenpolitik

Der Komplementdr des Teilfonds strebt bezlglich der ausschittenden Kommanditanteilsklassen A und
B, beginnend im Kalenderjahr 2019, eine halbjahrliche Ausschittung der laufenden Ertrage des Teil-
fonds zum jeweiligen Monatsultimo der Monate Juni und Dezember an, vorbehaltlich der Liquiditatslage
und des Liquiditatsmanagements des Teilfonds. Der Komplementdr des Teilfonds kann nach freiem Er-
messen, jedoch in den gesetzlichen Grenzen, Zwischenausschittungen entweder in bar und/oder, das
Einvernehmen der Anleger vorausgesetzt, als Sachausschittung aus dem Vermdogen des Teilfonds vor-
nehmen. Auch Zwischenausschittungen kdnnen jederzeit, sofern Liquiditat zur Verfigung steht, erfol-
gen. Die Verwendung des jahrlichen Ertrages wird in der Gesellschafterversammlung auf Vorschlag des
Komplementdirs des Teilfonds festgelegt. Die Anteile partizipieren im Verhaltnis ihres jeweiligen Netto-
inventarwertes an Ausschittungen des Teilfonds.

Fir weitergehende Anlegerinformationen (insbesondere zur bisherigen Wertentwicklung des Teil-
fonds), wird auf Ziff. 24.2, S. 43 des Emissionsdokuments des Teilfonds, beigeflgt als Anlage 2, verwie-
sen.

26.7.Laufzeit des Teilfonds
Der Teilfonds ist fir eine unbestimmte Zeit aufgelegt worden.
26.8.Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren

Es bestehen keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren im Hinblick auf
den Referenzfonds, noch sind solche Verfahren nach Kenntnis der Emittentin noch anhangig oder kénn-
ten eingeleitet werden, die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in
jingster Zeit erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilitat des Referenzfonds ausgewirkt haben oder
sich in Zukunft auswirken kénnten.

26.9.Wesentliche Veranderung in der Finanzlage des Teilfonds

Seit dem Ende des Stichtags, flr den ein geprifter Abschluss veroffentlicht wurde, d.h. seit 31.12.2020
ist keine wesentliche Veranderung in der Finanzlage des Teilfonds eingetreten.
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26.10. Aktuellster Nettoinventarwert der Kommanditanteile am 7ei/fonds

Der Referenzfonds begibt Kommanditanteile in den Kommanditanteilklassen A, B, C, D und Z. Die Emit-
tentin erwirbt (i) direkt oder (ii) indirekt Anteile an der Kommanditanteilklasse ,A” des Referenzfonds
und halt insoweit zum 31.08.2021 8.359.274,762 Anteile an der Kommanditanteilklasse ,,A” des Refe-
renzfonds. Die ungepriften aktuellsten Nettoinventarwerte zum 31.08.2021 je Anteil der Kommandi-
tanteilklassen des Referenzfonds kbnnen der nachfolgenden Tabelle enthnommen werden:
Kommanditanteilsklasse A EUR 102,29

Kommanditanteilsklasse B EUR 102,13

Kommanditanteilsklasse C EUR 0,00

Kommanditanteilsklasse D EUR 0,00

Kommanditanteilsklasse Z EUR 103,05

26.11. Partner des Referenzfonds und deren Vergiitung
a) AIFM

Der AIFM erhélt - bei einem Teilfondsvermoégen von bis zu EUR 100.000.000 (einhundert Millionen Euro)
- eine jahrliche Geblhr aus dem Teilfonds in Hohe von 0,06 % des Nettoteilfondsvermogens, bei einem
Teilfondsvermogen von tber EUR 100.000.000 (einhundert Millionen Euro) in Héhe von 0,05 % des Net-
toteilfondsvermaogens, zuziiglich einer jahrlichen Geblhr von EUR 40.000 (vierzigtausend Euro). Die Ge-
bihren sind vierteljahrlich fallig.

b) Portfoliomanager

Der AIFM hat in Ubereinstimmung mit den Vorgaben der AIFM-Richtlinie, des AIFM-Gesetzes und des
RAIF-Gesetzes fir den Teilfonds mit dem Ziel eines diversifizierten Portfolioansatzes den folgenden,
durch die Eidgendssische Finanzmarktaufsicht (FINMA) regulierten Portfoliomanager bestellt:

Quantus AG, Kirchenweg 8, CH-8008 Zirich, Schweiz

Der AIFM delegiert auf den vorgenannten Portfoliomanager (nachfolgend der " Portfoliomanager') das
Portfoliomanagement fir den Teilfonds. Die Einzelheiten der Bestellung des Portfoliomanagers kann
dem Portfoliomanagementvertrag zwischen dem AIFM und dem Portfoliomanager entnommen wer-
den, der von jedem Anleger des Teilfonds am Sitz des Referenzfonds eingesehen werden kann.

Das Portfoliomanagement des Portfoliomanagers wird bewertungstaglich im Rahmen des Risikomana-
gements des AIFM Uberwacht. Die Vermdgensallokation sowie die Leistung des Portfoliomanagers wer-
den regelmélig — mindestens jedoch jahrlich - durch den AIFM anhand der Vorgaben des Portfolioma-
nagementvertrags bewertet. Eventuelle Anderungen der Vermégensallokation und / oder der Wechsel
von Portfoliomanagern werden in Ubereinstimmung mit den Vorgaben des Portfoliomanagementver-
trags durch den AIFM beschlossen.

Der Portfoliomanager hat Anspruch auf eine Gebihr in Hohe von 0,025 % p.a. des Nettoteilfondsver-
mogens des Teilfonds. Darlber hinaus erhalt der Portfoliomanager eine jahrliche Geblhr in H6he von
pauschal EUR 30.000 (in Worten: dreiRigtausend Euro) fir die Betreuung des vorliegenden sowie etwa-
iger kiinftiger Teilfonds, auf die diese Gebuhr dann anteilig umgelegt wird. Die Geblhren sind viertel-
jahrlich fallig. Der Portfoliomanager erhalt zudem fur bestimmte einmalige oder wiederkehrende Tétig-
keiten die im Portfoliomanagementvertrag vorgesehene Vergltung.
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c) Anlageberater

Der Portfoliomanager hat die VERIUS Capital AG mit Sitz Kolinplatz 2, CH- 6300 Zug, Schweiz, als Anla-
geberater flr die Teilfonds bestellt.

Der Anlageberater berdt den Portfoliomanager unter anderem bei der Anlage des Teilfondsvermogens
in Einklang mit den Anlagezielen, Anlagerichtlinien und -beschrankungen des Teilfonds und erbringt in
diesem Zusammenhang die im Anlageberatervertrag ausfihrlicher beschriebenen Dienstleistungen.

Der Anlageberater trifft keine diskretiondren Anlageentscheidungen fir die Teilfonds und verwaltet fir
diese keine Anlagen. Die Kiindigungsfristen und Kiindigungsmodalitaten fur die Abberufung des Anlage-
beraters sind in dem Anlageberatervertrag geregelt. Der Anlageberater kann seinerseits fir den jewei-
ligen Teilfonds — mit Zustimmung des Portfoliomanagers - einen Unter-Anlageberater ernennen.

Der Anlageberater erhilt fiir seine Tatigkeit die folgenden Gebihren:
(i) Anlageberatergebihr

Die Vergltung des Anlageberaters wird direkt aus dem Vermaogen des Teilfonds beglichen und
ihre Auszahlung vom AIFM Uberwacht. Der Anlageberater erhilt eine laufende Vergltung von
jahrlich bis zu 1,7 Prozent (1,7 %) des Nettoteilfondsvermogens.

(i)  Erfolgsabhdngige Verglitung

Der Anlageberater erhilt eine erfolgsabhéngige Verglitung, die wie folgt berechnet wird:

Die erfolgsabhangige Vergltung betragt fir die Kommanditanteilsklasse ,A“ 25 % der Performance. Die
erfolgsabhingige Vergltung entspricht dem angegebenen, prozentualen Teil der Netto-Teilfondsren-
dite pro Kommanditanteilsklasse. Die Berechnung erfolgt auf Basis des Nettoinventarwertes nach Abzug
aller Geblhren und Aufwendungen, einschlielllich der (fixen) Verwaltungsgebiihr und der laufenden
Anlageberatergebihr, nicht aber der Performance Fee und wird korrigiert um Zeichnungen und Riick-
gaben von Anteilen wahrend der Berechnungsperiode, sodass diese die Berechnung der Performance
Fee nicht beeinflussen. Zur Berechnung und Auszahlung der erfolgsabhédngigen Vergltung wird auf An-
lage 2, Ziff. 9.3 des Emissionsdokuments des Referenzfonds verwiesen.

d) Zentralverwaltungsstelle

Hauck & Aufhauser Alternative Investment Services S.A. als Zentralverwaltungsstelle des Referenzfonds
erhalt eine jahrliche GeblUhr aus dem Teilfonds in Hohe von 0,08 % des Nettoteilfondsvermogens, min-
destens jedoch eine jahrliche Gebihr in Hohe von EUR 30.000,- (dreiRigtausend Euro).

e) Register- und Transferstelle

Hauck & Aufhduser Alternative Investment Services S.A. als Register- und Transferstelle des Referenz-
fonds erhilt eine Geblhr aus dem Vermogen des Teilfonds in Hohe von EUR 8.000,- p.a. (achttausend
Euro) zuzlglich EUR 200,- p.a. (zweihundert Euro) pro Investor.

f) Verwahrstelle

Die Verwahrstelle erhalt eine jahrliche Geblhr aus dem Vermdégen des Teilfonds in Hohe von 0,05 % des
Nettoteilfondsvermogens, mindestens jedoch jéhrlich EUR 24.000 (vierundzwanzigtausend Euro) und

einer einmaligen Set-Up Gebihr von EUR 5.000 (flinftausend Euro).
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Die Verwahr- und Zahlstelle, Zentralverwaltungsstelle und die Register- und Transferstelle erhalten dar-
Uber hinaus fir bestimmte einmalige oder wiederkehrende Tatigkeiten die im jeweiligen Vertrag vorge-
sehene Vergltung.

g) Interessenskonflikte

Es konnen eventuelle Interessenkonflikte des Portfoliomanagers oder des Anlageberaters auftreten. Ein
Interessenkonflikt im Zusammenhang mit der Vermogensanlage liegt insbesondere vor, wenn dem Re-
ferenzfonds oder dem Teilfonds ein Angebot zum Erwerb oder Verkauf von Anlagen des Teilfonds un-
terbreitet wird und der Portfoliomanager, Anlageberater oder ein verbundenes Unternehmen:

¢ selbst die Anlagen im Vermaogen halt;
e Anteile an dem Referenzfonds hilt oder diese finanziert;

e eine Verwaltungs-, Beratungs- oder Promotertatigkeit im Zusammenhang mit den potentiell durch
den Referenzfonds zu erwerbenden Anlagen auslbt;

¢ ebenfalls ein direktes oder indirektes Investment in die Anlage, auf welches sich das Angebot bezieht,
oder eine entsprechende Anlage in unmittelbarer raumlicher Ndhe in Erwagung zieht; oder

e Partei eines Mietverhaltnisses oder Besitzverhaltnisses in Bezug auf die Anlage ist, auf welche sich das
Angebot bezieht.

h) Management von Interessenkonflikten

In Auslibung seiner Tatigkeit gehort es zu den Aufgaben des AIFM, jede Handlung oder Transaktion, die
zu einem Interessenkonflikt zwischen dem AIFM und dem Referenzfonds oder dessen Anleger oder zwi-
schen den Interessen eines oder mehrerer Anleger und den Interessen eines oder mehrerer anderer
Anleger fihren kann, zu identifizieren, mit den hdchsten Standards an Integritat und Fairness dem Ent-
stehen von Interessenkonflikten vorzubeugen und Interessenkonflikte beizulegen. Der AIFM unterhélt
in diesem Zusammenhang angemessene und wirksame organisatorische und administrative Vorkehrun-
gen zur Ergreifung aller angemessenen MaRnahmen.

26.12. Finanzinformationen des Referenzfonds
26.12.1. Geschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020

a) Vermogensaufstellung

31. Dezember 2020

Aktiva

Grindungskosten 9.955
Finanzanlagen 409.798.184
Zinsforderungen 34.906.782
Bankguthaben 2.205.652
Vorauszahlungen 773
Gesamtaktiva 446.921.346
Passiva
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Verbindlichkeiten und Rickstellungen -7.599.535
Gesamtpassiva -7.599.535

Nettofondsvermaogen 439,321,811

b) Ertragsrechnung und Veranderung des Nettofondsvermogens

1. Januar 2020 —
31. Dezember 2020

Ertrage

Sonstige Ertrage 823
Zinsertrage 39.809.874
Gesamte Ertrage 39.810.697
Aufwendungen

Komplementargebihren -27.995
Managementgeblhren -297.419
Erfolgsabhdngige Geblhren -8.871.745
Zentralverwaltungsgebihren -265.144
Verwahrstellengebihren -144.832
Beratungsgebihren -3.331.118
Zeichnungssteuer -31.085
Anlagebezogene Aufwendungen -
Sonstige Aufwendungen -94.383
Gesamte Aufwendungen -13.063.721
Ergebnis des Geschéftsjahres 26.746.976
Realisierte Wahrungsgewinne/-verluste -134
Nettozunahme des Nettofondsvermdégens aus operative 26.746.842
Tatigkeit

Kapitaleinzahlungen 282.835.485
Ausschuttungen -31.488.547
Nettozunahme des Nettofondsvermégens aus Kapital- 251.346.938

transaktionen
Gesamte Zunahme des Nettofondsvermdgens 278.093.780
Nettofondsvermogen am Anfang des Jahres / der Be- 161.228.031

richtsperiode
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Nettofondsvermogen am Ende des Jahres / der Berichts- 439.321.811
periode

c) Veranderung der Gesellschafterkonten

Kommanditisten | Komplementar Gesamt
Nettofondsvermoégen am 1. Januar 2020 161.228.030 1,000 161.228.031
Kapitaleinzahlungen 282.835.485 282.835.485
Ausschuttungen -31.488.547 -31.488.547
Ergebnis des Geschaftsjahres 26.746.842 26.746.842
Nettofondsvermogen am 31. Dezember 2020 439.321.810 1,000 439.321.811

d) Rechnungslegungsmethoden und erlduternde Anmerkungen

Grundlagen der Aufstellung

Der Jahresabschluss wurde gemall den in Luxemburg geltenden Gesetzen und Verordnungen aufge-
stellt.

Die Rechnungslegungs- und Bewertungsgrundsatze werden, abgesehen von den Luxemburgischen ge-
setzlichen Vorschriften in ihren jeweils glltigen Fassungen, vom Komplementar festgelegt und einge-
fahrt.

Die Erstellung von Jahresabschlissen erfordert die Verwendung bestimmter kritischer rechnungsle-
gungsbezogener Schatzungen. Diese erfordert auch, dass der Komplementar bei der Anwendung der
Rechnungslegungsgrundsitze sein Ermessen ausibt. Anderungen der Annahmen kénnen erhebliche
Auswirkungen auf den Jahresabschluss fir den Zeitraum haben, in dem sich die Annahmen geandert
haben. Der Komplementar ist der Ansicht, dass die zugrunde liegenden Annahmen angemessen sind
und der Jahresabschluss daher die Vermogens- und Ertragslage zutreffend darstellt.

Bei Erstellung des Jahresabschlusses wurden von dem Komplementar Schatzungen vorgenommen so-
wie Annahmen getroffen, welche die Vermoégenslage des nachfolgenden Geschaftsjahres beeinflussen.
Schatzungen und Beurteilungen werden standig weiterentwickelt und stitzen sich auf Erfahrungen
der Vergangenheit sowie andere Gesichtspunkte, u.a. Erwartungen beziglich zuklnftiger Ereignisse,
die vor dem gegebenen Hintergrund angemessen erscheinen.

Rechnungslegungsgrundsatze

Die von der Gesellschaft wendet im Wesentlichen folgende Bewertungsregeln an:

Griindungskosten

Die Grindungskosten der Gesellschaft werden linear Uber einen Zeitraum von maximal finf Jahren ab-
geschrieben.
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Finanzanlagevermdogen

Die Bewertung der Immobilienanleihen oder -darlehen erfolgt durch den AIFM an jedem Bewertungstag
und zundchst vor dem Erwerb der Anlage.

Sofern ein liquider Markt fir die Immobilienanleihen oder -darlehen besteht, erfolgt die Bewertung zum
Marktwert.

Bei einem illiquiden Markt fir die Immobilienanleihen oder -darlehen erfolgt die Bewertung zunachst
zu Anschaffungskosten bzw. zum Nennwert einschlieBlich der mit dem Erwerb verbundenen Aufwen-
dungen. AnschlieBend werden die Immobilienanleihen oder -darlehen zu Anschaffungskosten bzw. zum
Nennwert bewertet, das ist der Betrag, der vom Kreditnehmer erwartet wird. Bei einer dauerhaften
Wertminderung werden Wertberichtigungen vorgenommen, so dass die Immobilienanleihen oder -dar-
lehen mit dem am Bilanzstichtag niedrigeren Wert anzusetzen sind. Diese Wertberichtigungen werden
nicht fortgefihrt, wenn die Grinde fir ihre Vornahme weggefallen sind.

Da kein liquider Markt fiir die vom Fonds gehaltenen Anleihen und Darlehen besteht, werden alle Fonds-
anlagen zum Nennwert/Anschaffungskosten bewertet.
Forderungen

Forderungen werden mit ihrem Nennwert angesetzt. Sie werden wertberichtigt, wenn ihr
geschatzter Realisierungswert niedriger als der Nennwert ist. Diese Wertberichtigungen werden
nicht beibehalten, wenn die Griinde der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Bankguthaben

Bankguthaben umfassen Kassenbestande sowie taglich fallige Einlagen bei Banken und anderen Finan-
zinstituten.

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rickzahlungsbetrag angesetzt.
Aufwendungen

Aufwendungen werden periodengerecht erfasst. Aufwendungen werden der Ertragsrechnung und der
Veranderung des Nettofondsvermogens zugeordnet.

Ausschiittungen
Ausschittungen werden in dem Jahr erfasst, in dem sie erklart werden.

Wahrungsumrechnung

Die Gesellschaft fihrt ihre Bicher und Aufzeichnungen in Euro (Referenzwahrung). Alle Transaktionen
in einer anderen Wahrung als Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der
Transaktion geltenden Devisenkurs umgerechnet. Vermogenswerte und Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft in einer anderen Wahrung als in Euro werden zu dem am Stichtag der Vermogensaufstellung
geltenden Devisenkurs in Euro umgerechnet. Realisierte und unrealisierte Umrechnungsgewinne und -
verluste werden in der Ertragsrechnung und Verdnderung des Nettofondsvermogens erfasst.
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Umsatzabgrenzung

Zinsertrage werden periodengerecht erfasst.

Verwendung von Schatzungen

Die Erstellung des Jahresabschlusses nach den oben beschriebenen Grundsatzen ordnungsmaliger
Buchfihrung erfordert von dem Komplementar Schatzungen und Annahmen, die sich auf die ausgewie-
senen Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten und die Angabe von Eventualforderungen und -verbind-
lichkeiten zum Abschlussstichtag und die ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben im Berichtsjahr aus-
wirken. Die tatsachlichen Ergebnisse kdnnen von diesen Schatzungen abweichen.

COVID-19 PANDEMIE

COVID-19ist eine sich entwickelnde Situation und ab dem Datum der Genehmigung des Jahresabschlus-
ses wird die Bewertung dieser Situation weitere Aufmerksamkeit erfordern und sich im Laufe der Zeit
weiterentwickeln. Die Komplementéarin hat die Auswirkungen von COVID-19 auf die Gesellschaft und
ihre Investitionen bericksichtigt und kommt zu dem Schluss, dass die Auswirkungen von COVID-19 keine
spezifischen Anpassungen im Jahresabschluss der Gesellschaft erfordern. Die endglltigen Auswirkun-
gen von COVID-19 sind zu diesem Zeitpunkt schwer vorherzusagen, und die Komplementarin unter-
schatzt die Ernsthaftigkeit des Problems und die unvermeidlichen materiellen Auswirkungen, die es
trotz der mildernden MaRRnahmen der Zentralbanken und Regierungen auf der ganzen Welt auf die
Weltwirtschaft und viele Unternehmen haben wird, nicht. Die Komplementérin wird die Auswirkungen
auf das Portfolio der Gesellschaft genau beobachten.

e) Alter der Finanzinformationen

Die Finanzinformationen beziehen sich auf das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember
2020.

26.12.2. Geschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019

a) Vermogensaufstellung

31. Dezember 2019

Aktiva

Grindungskosten 15.149
Finanzanlagen 150.705.362
Zinsforderungen 12.676.003
Bankguthaben 208.327
Vorauszahlungen 4.856
Gesamtaktiva 163.609.697
Passiva

Verbindlichkeiten und Rickstellungen -2.381.666
Gesamtpassiva -2.381.666
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Nettofondsvermaogen 161.228.031

b) Ertragsrechnung und Veranderung des Nettofondsvermogens

1. Januar 2019 —
31. Dezember 2019

Ertrage

Zinsertrage 10.182.235
Gesamte Ertrage 39.810.697
Aufwendungen

Komplementargebihren -34.031
Managementgeblhren -51.962
Erfolgsabhdngige Geblhren -2.143.226
Zentralverwaltungsgebihren -238.269
VerwahrstellengebUlhren -43.238
Beratungsgebihren -928.575
Zeichnungssteuer -9.711
Anlagebezogene Aufwendungen -277.800
Sonstige Aufwendungen -32.284
Gesamte Aufwendungen -3.759.096
Ergebnis des Geschiftsjahres 6.423.139
Realisierte Wahrungsgewinne/-verluste 0
Nettozunahme des Nettofondsvermdégens aus operative 6.423.139
Tatigkeit

Kapitaleinzahlungen 127.080.907
Ausschuttungen -8.602.324
Nettozunahme des Nettofondsvermégens aus Kapital- 118.478.583

transaktionen
Gesamte Zunahme des Nettofondsvermogens 124.901.722

Nettofondsvermogen am Anfang des Jahres / der Be- 36.326.309
richtsperiode

Nettofondsvermogen am Ende des Jahres / der Berichts- 161.228.031
periode
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c) Veranderung der Gesellschafterkonten

Kommanditisten | Komplementar Gesamt
Nettofondsvermoégen am 1. Januar 2019 36.326.308 1,000 36.326.309
Kapitaleinzahlungen 127.080.907 127.080.907
Ausschiuttungen -8.602.324 -8.602.324
Ergebnis des Geschaftsjahres 6.423.139 6.423.139
Nettofondsvermoégen am 31. Dezember 2019 161.228.030 1,000 161.228.031

d) Rechnungslegungsmethoden und erlduternde Anmerkungen

Grundlagen der Aufstellung

Der Jahresabschluss wurde gemall den in Luxemburg geltenden Gesetzen und Verordnungen aufge-
stellt.

Die Rechnungslegungs- und Bewertungsgrundsatze werden, abgesehen von den Luxemburgischen ge-
setzlichen Vorschriften in ihren jeweils glltigen Fassungen, vom Komplementar festgelegt und einge-
fahrt.

Die Erstellung von Jahresabschlissen erfordert die Verwendung bestimmter kritischer rechnungsle-
gungsbezogener Schatzungen. Diese erfordert auch, dass der Komplementéar bei der Anwendung der
Rechnungslegungsgrundsitze sein Ermessen ausiibt. Anderungen der Annahmen kénnen erhebliche
Auswirkungen auf den Jahresabschluss flir den Zeitraum haben, in dem sich die Annahmen geandert
haben. Der Komplementar ist der Ansicht, dass die zugrunde liegenden Annahmen angemessen sind
und der Jahresabschluss daher die Vermogens- und Ertragslage zutreffend darstellt.

Bei Erstellung des Jahresabschlusses wurden von dem Komplementar Schatzungen vorgenommen so-
wie Annahmen getroffen, welche die Vermogenslage des nachfolgenden Geschaftsjahres beeinflussen.
Schatzungen und Beurteilungen werden standig weiterentwickelt und stitzen sich auf Erfahrungen
der Vergangenheit sowie andere Gesichtspunkte, u.a. Erwartungen beziglich zuklnftiger Ereignisse,
die vor dem gegebenen Hintergrund angemessen erscheinen.

Der Jahresabschluss wurde in Euro (,,EUR®) erstellt, sofern nicht anders erwahnt.

Rechnungslegungsgrundsatze

Die von der Gesellschaft wendet im Wesentlichen folgende Bewertungsregeln an:
Finanzanlagevermdgen

Die Bewertung der Immobilienanleihen oder -darlehen erfolgt durch den AIFM an jedem Bewertungstag
und zundchst vor dem Erwerb der Anlage.

Sofern ein liquider Markt fir die Immobilienanleihen oder -darlehen besteht, erfolgt die Bewertung zum
Marktwert.
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Bei einem illiquiden Markt flr die Immobilienanleihen oder -darlehen erfolgt die Bewertung zunachst
zu Anschaffungskosten bzw. zum Nennwert einschlieBlich der mit dem Erwerb verbundenen Aufwen-
dungen. AnschlieBend werden die Immobilienanleihen oder -darlehen zu Anschaffungskosten bzw. zum
Nennwert bewertet, das ist der Betrag, der vom Kreditnehmer erwartet wird. Bei einer dauerhaften
Wertminderung werden Wertberichtigungen vorgenommen, so dass die Immobilienanleihen oder -dar-
lehen mit dem am Bilanzstichtag niedrigeren Wert anzusetzen sind. Diese Wertberichtigungen werden
nicht fortgefihrt, wenn die Grinde fiir ihre Vornahme weggefallen sind.

Da kein liquider Markt fiir die vom Fonds gehaltenen Anleihen und Darlehen besteht, werden alle Fonds-
anlagen zum Nennwert/Anschaffungskosten bewertet.

Griindungskosten

Die Grindungskosten der Gesellschaft werden linear Uber einen Zeitraum von maximal finf Jahren ab-
geschrieben.

Forderungen

Forderungen werden mit ihrem Nennwert angesetzt. Sie werden wertberichtigt, wenn ihr
geschatzter Realisierungswert niedriger als der Nennwert ist. Diese Wertberichtigungen werden
nicht beibehalten, wenn die Griinde der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Bankguthaben

Bankguthaben umfassen Kassenbestande sowie taglich fallige Einlagen bei Banken und anderen Finan-
zinstituten.

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rickzahlungsbetrag angesetzt.
Aufwendungen

Aufwendungen werden periodengerecht erfasst. Aufwendungen werden der Ertragsrechnung und der
Veranderung des Nettofondsvermogens zugeordnet.

Ausschiittungen
Ausschittungen werden in dem Jahr erfasst, in dem sie erklart werden.

Wahrungsumrechnung

Die Gesellschaft fihrt ihre Bicher und Aufzeichnungen in Euro (Referenzwéahrung). Alle Transaktionen
in einer anderen Wahrung als Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der
Transaktion geltenden Devisenkurs umgerechnet. Vermogenswerte und Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft in einer anderen Wahrung als in Euro werden zu dem am Stichtag der Vermogensaufstellung
geltenden Devisenkurs in Euro umgerechnet. Realisierte und unrealisierte Umrechnungsgewinne und -
verluste werden in der Ertragsrechnung und Verdnderung des Nettofondsvermogens erfasst.

Umsatzabgrenzung

Zinsertrage werden periodengerecht erfasst.
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Verwendung von Schatzungen

Die Erstellung des Jahresabschlusses nach den oben beschriebenen Grundsatzen ordnungsmaliger
Buchfihrung erfordert von dem Komplementar Schatzungen und Annahmen, die sich auf die ausgewie-
senen Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten und die Angabe von Eventualforderungen und -verbind-
lichkeiten zum Abschlussstichtag und die ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben im Berichtsjahr aus-
wirken. Die tatsachlichen Ergebnisse kdnnen von diesen Schatzungen abweichen.

e) Alter der Finanzinformationen

Die Finanzinformationen beziehen sich auf das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember
2019.

26.12.3. Geschaftsjahr vom 29. November 2017 bis 31. Dezember 2018

a) Vermogensaufstellung

31. Dezember 2018

Aktiva

Grindungskosten 20.343
Finanzanlagen 33.952.719
Zinsforderungen 2.664.828
Bankguthaben 7.522
Vorauszahlungen 4671
Gesamtaktiva 36.650.083
Passiva

Verbindlichkeiten und Rickstellungen -323.774
Gesamtpassiva -323.774
Nettofondsvermogen 36.326.309

b) Ertragsrechnung und Veranderung des Nettofondsvermogens

29. November 2017 —
31. Dezember 2018

Ertrage

Zinsertrage 2.664.828
Gesamte Ertrage 2.664.828
Aufwendungen

Komplementargebihren -38.241
Managementgeblhren -35.561
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Erfolgsabhdngige Geblhren -534.101

Zentralverwaltungsgebihren -152.457
Verwahrstellengebihren -24.807
Beratungsgebihren -265.589
Zeichnungssteuer -2.214
Anlagebezogene Aufwendungen -1.050
Sonstige Aufwendungen -10.161
Gesamte Aufwendungen -1.064.181
Ergebnis des Geschéftsjahres 1.600.647
Realisierte Wahrungsgewinne/-verluste 0
Nettozunahme des Nettofondsvermdégens aus operative 1.600.647
Tatigkeit

Kapitaleinzahlungen 36.845.543
Ausschittungen -2.119.881
Nettozunahme des Nettofondsvermogens aus Kapital- 34.725.662

transaktionen
Gesamte Zunahme des Nettofondsvermdgens 36.326.309

Nettofondsvermogen am Anfang des Jahres / der Be- 0
richtsperiode

Nettofondsvermogen am Ende des Jahres / der Berichts- 36.326.309
periode

c) Veranderung der Gesellschafterkonten

Kommanditisten | Komplementar Gesamt
Nettofondsvermoégen am 29. November 2017 - - -
Kapitaleinzahlungen 36.845.542 1 36.845.542
Ausschuttungen -2.119.881 - -2.119.881
Ergebnis des Geschaftsjahres 1.600.647 - 1.600.647
Nettofondsvermoégen am 31. Dezember 2018 36.326.308 1,000 36.326.309

d) Rechnungslegungsmethoden und erlduternde Anmerkungen

Grundlagen der Aufstellung

Der Jahresabschluss wurde gemall den in Luxemburg geltenden Gesetzen und Verordnungen aufge-
stellt.
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Die Rechnungslegungs- und Bewertungsgrundsatze werden, abgesehen von den Luxemburgischen ge-
setzlichen Vorschriften in ihren jeweils glltigen Fassungen, vom Komplementar festgelegt und einge-
fahrt.

Die Erstellung von Jahresabschlissen erfordert die Verwendung bestimmter kritischer rechnungsle-
gungsbezogener Schatzungen. Diese erfordert auch, dass der Komplementar bei der Anwendung der
Rechnungslegungsgrundsitze sein Ermessen ausiibt. Anderungen der Annahmen kénnen erhebliche
Auswirkungen auf den Jahresabschluss flir den Zeitraum haben, in dem sich die Annahmen geandert
haben. Der Komplementar ist der Ansicht, dass die zugrunde liegenden Annahmen angemessen sind
und der Jahresabschluss daher die Vermogens- und Ertragslage zutreffend darstellt.

Bei Erstellung des Jahresabschlusses wurden von dem Komplementar Schatzungen vorgenommen so-
wie Annahmen getroffen, welche die Vermoégenslage des nachfolgenden Geschaftsjahres beeinflussen.
Schatzungen und Beurteilungen werden standig weiterentwickelt und stitzen sich auf Erfahrungen
der Vergangenheit sowie andere Gesichtspunkte, u.a. Erwartungen beziglich zuklnftiger Ereignisse,
die vor dem gegebenen Hintergrund angemessen erscheinen.

Der Jahresabschluss wurde in Euro (,,EUR®) erstellt, sofern nicht anders erwahnt.

Rechnungslegungsgrundsatze

Die von der Gesellschaft wendet im Wesentlichen folgende Bewertungsregeln an:
Finanzanlagevermdgen

Die Bewertung der Immobilienanleihen oder -darlehen erfolgt durch den AIFM an jedem Bewertungstag
und zundchst vor dem Erwerb der Anlage.

Sofern ein liquider Markt fir die Immobilienanleihen oder -darlehen besteht, erfolgt die Bewertung zum
Marktwert.

Bei einem illiquiden Markt fir die Immobilienanleihen oder -darlehen erfolgt die Bewertung zunachst
zu Anschaffungskosten bzw. zum Nennwert einschlieBlich der mit dem Erwerb verbundenen Aufwen-
dungen. AnschlieBend werden die Immobilienanleihen oder -darlehen zu Anschaffungskosten bzw. zum
Nennwert bewertet, das ist der Betrag, der vom Kreditnehmer erwartet wird. Bei einer dauerhaften
Wertminderung werden Wertberichtigungen vorgenommen, so dass die Immobilienanleihen oder -dar-
lehen mit dem am Bilanzstichtag niedrigeren Wert anzusetzen sind. Diese Wertberichtigungen werden
nicht fortgefihrt, wenn die Grinde fiir ihre Vornahme weggefallen sind.

Da kein liquider Markt fiir die vom Fonds gehaltenen Anleihen und Darlehen besteht, werden alle Fonds-
anlagen zum Nennwert/Anschaffungskosten bewertet.

Griindungskosten

Die Grindungskosten der Gesellschaft werden linear Uber einen Zeitraum von maximal finf Jahren ab-
geschrieben.
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Forderungen

Forderungen werden mit ihrem Nennwert angesetzt. Sie werden wertberichtigt, wenn ihr
geschatzter Realisierungswert niedriger als der Nennwert ist. Diese Wertberichtigungen werden
nicht beibehalten, wenn die Griinde der Wertberichtigung nicht mehr bestehen.

Bankguthaben

Bankguthaben umfassen Kassenbestande sowie taglich fallige Einlagen bei Banken und anderen Finan-
zinstituten.

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rickzahlungsbetrag angesetzt.
Aufwendungen

Aufwendungen werden periodengerecht erfasst. Aufwendungen werden der Ertragsrechnung und der
Veranderung des Nettofondsvermogens zugeordnet.

Ausschiittungen
Ausschittungen werden in dem Jahr erfasst, in dem sie erklart werden.

Wahrungsumrechnung

Die Gesellschaft fihrt ihre Bicher und Aufzeichnungen in Euro (Referenzwahrung). Alle Transaktionen
in einer anderen Wahrung als Euro werden in Euro zu dem zum Zeitpunkt der
Transaktion geltenden Devisenkurs umgerechnet. Vermogenswerte und Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft in einer anderen Wahrung als in Euro werden zu dem am Stichtag der Vermogensaufstellung
geltenden Devisenkurs in Euro umgerechnet. Realisierte und unrealisierte Umrechnungsgewinne und -
verluste werden in der Ertragsrechnung und Verdnderung des Nettofondsvermogens erfasst.

Umsatzabgrenzung

Zinsertrage werden periodengerecht erfasst.

Verwendung von Schatzungen

Die Erstellung des Jahresabschlusses nach den oben beschriebenen Grundsatzen ordnungsmaliger
Buchfihrung erfordert von dem Komplementar Schatzungen und Annahmen, die sich auf die ausgewie-
senen Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten und die Angabe von Eventualforderungen und -verbind-
lichkeiten zum Abschlussstichtag und die ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben im Berichtsjahr aus-
wirken. Die tatsachlichen Ergebnisse kdnnen von diesen Schatzungen abweichen.

e) Alter der Finanzinformationen

Die Finanzinformationen beziehen sich auf das Geschaftsjahr vom 29. November 2017 bis 31. Dezem-
ber 2018.

26.12.4 Prifung der historischen Finanzinformationen

Der Referenzfonds erstellt geprifte und nicht konsolidierte Finanzberichte. Die Ernst & Young S.A. mit
Sitz in 35E, Avenue John F. Kennedy, 1855 Luxemburg hat in ihrer Eigenschaft als Abschlusspriifer die
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Jahresabschlisse des Referenzfonds zum 31. Dezember 2018, zum 31. Dezember 2019 sowie zum 31.
Dezember 2020 in Ubereinstimmung mit der Richtlinie 2006/43/EG, zuletzt gedndert durch Richtlinie
2014/56/EU, gepriift und jeweils mit einem uneingeschrankten Bestatigungsvermerk versehen.

26.12.5 Bestadtigungsvermerk des Abschlussprifers flr jedes Geschaftsjahr
26.12.5.1 Geschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020

Der Bestatigungsvermerk bezieht sich auf den Jahresabschluss des Referenzfonds fur das Geschaftsjahr
vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020 als Ganzes und nicht nur auf die zuvor abgebildeten Ausziige
aus diesem Abschluss. Der Bestatigungsvermerk ist eine Ubersetzung aus dem Englischen. Im Falle von
Abweichungen gilt das englische Original.

Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Verius Capital S.C.S., SICAV-RAIF (der ,,Fonds”) - bestehend aus der
Vermégensaufstellung und der Aufstellung der Finanzanlagen zum 31. Dezember 2020 sowie der Verdn-
derung des Nettofondsvermdgens und der Verdnderung der Gesellschafterkonten zum 31. Dezember
2020 sowie dem Anhang mit einer Zusammenfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden und
weiterer erlduternder Informationen - gepriift.

Nach unserer Beurteilung vermittelt der beigefiigte Jahresabschluss in Ubereinstimmung mit den in Lu-
xemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen betreffend die Aufstellung und Dar-
stellung des Jahresabschlusses ein den tatscichlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-
und Finanzlage des Fonds zum 31. Dezember 2020 sowie der Ertragsrechnung und Verdnderung des
Nettofondsvermégens.

Grundlage fir das Prifungsurteil

Wir fiihrten unsere Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz (iber die Priifungstdtigkeit
(Gesetz vom 23. Juli 2016) und nach den flir Luxemburg von der Commission de Surveillance du Secteur
Financier ("CSSF") angenommenen internationalen Priifungsstandards ("ISA") durch. Unsere Verantwor-
tung gemdyfs dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und den ISA-Standards, wie sie in Luxemburg von der CSSF
angenommen wurden, wird im Abschnitt "Verantwortung des Reviseur d'entreprises agréé fliir die Jah-
resabschlussprifung” weitergehend beschrieben. Wir sind unabhéngig von dem Fonds in Ubereinstim-
mung mit dem fiir Luxemburg von der CSSF angenommenen "International Code of Ethics for Professio-
nal Accountants, including International Independence Standards”, herausgegeben vom ,International
Ethics Standards Board for Accountants” ("IESBA Code"), zusammen mit den beruflichen Verhaltensan-
forderungen, welche wir im Rahmen der Jahresabschlusspriifung einzuhalten haben und haben alle sons-
tigen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Verhaltensanforderungen erfiillt. Wir sind der Auf-
fassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage fiir unser Priifungsurteil zu dienen.

Sonstige Informationen

Fir die sonstigen Informationen ist der Komplementdr des Fonds verantwortlich. Die sonstigen Informa-
tionen umfassen die im Jahresbericht enthaltenen Informationen, jedoch nicht den Jahresabschluss und
unseren Bericht des "réviseur d'entreprises agréé" dariiber.
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Unser Priifungsurteil zum Jahresabschluss deckt die sonstigen Informationen nicht ab und wir geben
keine Form der Priifungssicherheit dazu.

Im Zusammenhang mit unserer Abschlusspriifung liegt unsere Verantwortung darin, die sonstigen Infor-
mationen zu lesen und dabei zu priifen, ob die sonstigen Informationen wesentlich von dem Jahresab-
schluss oder unseren bei der Priifung erlangten Kenntnissen abweichen oder anderweitig wesentlich
falsch dargestellt erscheinen. Wenn, basierend auf den von uns durchgefiihrten Arbeiten, wir zu dem
Schluss kommen, dass diese sonstigen Informationen wesentlich falsch dargestellt sind, sind wir ver-
pflichtet, diesen Umstand zu berichten. Wir haben diesbeziiglich nichts zu berichten.

Verantwortung des Komplementdrs fiir den Jahresabschluss

Der Komplementdir ist verantwortlich fiir die Aufstellung und sachgerechte Gesamtdarstellung dieses
Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit den in Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und
Verordnungen zur Aufstellung des Jahresabschlusses und fiir die internen Kontrollen, die der Komple-
mentdr als notwendig erachtet, um die Aufstellung und Darstellung des Jahresabschlusses zu ermégli-
chen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Komplementdr verantwortlich fiir die Beurteilung der
Féhigkeit des Fonds zur Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit und — sofern einschldgiqg — Angaben zu
Sachverhalten zu machen, die im Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit ste-
hen, und die Annahme der Unternehmensfortfiihrung als Rechnungslequngsgrundsatz zu nutzen, sofern
nicht der Komplementdr beabsichtigt den Fonds zu liquidieren, die Geschdftstdtigkeit einzustellen oder
keine andere realistische Alternative mehr hat, als so zu handeln.

Verantwortung des "réviseur d ‘entreprises agréé" fiir die Priifung des Jahresabschlusses

Die Zielsetzung unserer Priifung ist es, eine hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und
dartiber einen Bericht des Reviseur d'entreprises agréé, welcher unser Priifungsurteil enthdilt, zu erteilen.
Hinreichende Sicherheit entspricht einem hohen Grad an Sicherheit, ist aber keine Garantie dafiir, dass
eine Priifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den fiir Luxemburg von
der CSSF angenommenen ISAs stets eine wesentliche falsche Darstellung, falls vorhanden, aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen kénnen entweder aus Unrichtigkeiten oder aus Verstéfien resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn verniinftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass diese individuell
oder insgesamt, die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.

Im Rahmen einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den
ftir Luxemburg von der CSSF angenommenen ISAs (iben wir unser pflichtgemdfses Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Dariiber hinaus:

e [dentifizieren und beurteilen wir das Risiko von wesentlichen falschen Darstellungen im Jahresabschluss
aus Unrichtigkeiten oder Verstéfsen, planen und fiihren Priifungshandlungen durch als Antwort auf diese
Risiken und erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage fiir
das Priifungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
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den, ist bei Verstof3en héher als bei Unrichtigkeiten, da VerstdfSe betriigerisches Zusammenwirken, Fél-
schungen, beabsichtigte Unvollstdndigkeiten, irrefiihrende Angaben bzw. das AufSerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen;

e Gewinnen wir ein Verstdndnis von dem fiir die Abschlusspriifung relevanten internen Kontrollsystem,
um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des Fonds abzugeben;

e Beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Komplementdr angewandten Bilanzierungsmethoden,
der rechnungslegungsrelevanten Schétzungen und den entsprechenden Anhangangaben;

e Schlussfolgern wir (ber die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslequngsgrundsatzes der
Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit durch den Komplementér sowie auf der Grundlage der erlangten
Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Féhigkeit des Fonds zur Fortfiihrung der Unternehmenstd-
tigkeit aufwerfen konnten. Sollten wir schlussfolgern, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet im Bericht des Reviseur d'entreprises agree auf die dazugehérigen Anhangangaben zum
Jahresabschluss hinzuweisen oder, falls die Angaben unangemessen sind, das Priifungsurteil zu modlifi-
zieren. Diese Schlussfolgerungen basieren auf der Grundlage der bis zum Datum des Berichts des Revi-
seur d'entreprises agree erlangten Priifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Gegebenheiten kén-
nen jedoch dazu fiihren, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstdtigkeit nicht mehr fortfiihren kann;

e Beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses, einschliefSlich
der Anhangangaben und beurteilen, ob dieser die zugrundeliegenden Geschdftsvorfélle und Ereignisse
sachgerecht darstellt.

Wir kommunizieren mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen, unter anderem den geplanten Prii-
fungsumfang und Zeitraum sowie wesentliche Priifungsfeststellungen einschlief3lich wesentlicher Schwd-
chen im internen Kontrollsystem, welche wir im Rahmen der Priifung identifizieren.

Ernst & Young

Société anonyme
Cabinet de révision agréé
René Ensch

26.12.5.2 Geschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019

Der Bestatigungsvermerk bezieht sich auf den Jahresabschluss des Referenzfonds fir das Geschaftsjahr
vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 als Ganzes und nicht nur auf die zuvor abgebildeten Auszige
aus diesem Abschluss. Der Bestatigungsvermerk ist eine Ubersetzung aus dem Englischen. Im Falle von
Abweichungen gilt das englische Original.
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Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Verius Capital S.C.S., SICAV-RAIF (der ,,Fonds”) - bestehend aus der
Vermégensaufstellung und der Aufstellung der Finanzanlagen zum 31. Dezember 2019 sowie der Verdn-
derung des Nettofondsvermdgens und der Verdnderung der Gesellschafterkonten zum 31. Dezember
2019 sowie dem Anhang mit einer Zusammenfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden und
weiterer erlduternder Informationen - gepriift.

Nach unserer Beurteilung vermittelt der beigefiigte Jahresabschluss in Ubereinstimmung mit den in Lu-
xemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen betreffend die Aufstellung und Dar-
stellung des Jahresabschlusses ein den tatscichlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-
und Finanzlage des Fonds zum 31. Dezember 2019 sowie der Ertragsrechnung und Verdnderung des
Nettofondsvermégens.

Grundlage fir das Prifungsurteil

Wir fiihrten unsere Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz (iber die Priifungstdtigkeit
(Gesetz vom 23. Juli 2016) und nach den flir Luxemburg von der Commission de Surveillance du Secteur
Financier ("CSSF") angenommenen internationalen Priifungsstandards ("ISA") durch. Unsere Verantwor-
tung gemdyfs dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und den ISA-Standards, wie sie in Luxemburg von der CSSF
angenommen wurden, wird im Abschnitt "Verantwortung des Reviseur d'entreprises agréé fiir die Jah-
resabschlussprifung” weitergehend beschrieben. Wir sind unabhéngig von dem Fonds in Ubereinstim-
mung mit dem fiir Luxemburg von der CSSF angenommenen "International Code of Ethics for Professio-
nal Accountants, including International Independence Standards”, herausgegeben vom ,International
Ethics Standards Board for Accountants” ("IESBA Code"), zusammen mit den beruflichen Verhaltensan-
forderungen, welche wir im Rahmen der Jahresabschlusspriifung einzuhalten haben und haben alle sons-
tigen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Verhaltensanforderungen erfiillt. Wir sind der Auf-
fassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage fiir unser Priifungsurteil zu dienen.

Sonstige Informationen

Fir die sonstigen Informationen ist der Komplementdr des Fonds verantwortlich. Die sonstigen Informa-
tionen umfassen die im Jahresbericht enthaltenen Informationen, jedoch nicht den Jahresabschluss und
unseren Bericht des "réviseur d'entreprises agréé" dartiber.

Unser Priifungsurteil zum Jahresabschluss deckt die sonstigen Informationen nicht ab und wir geben
keine Form der Priifungssicherheit dazu.

Im Zusammenhang mit unserer Abschlusspriifung liegt unsere Verantwortung darin, die sonstigen Infor-
mationen zu lesen und dabei zu priifen, ob die sonstigen Informationen wesentlich von dem Jahresab-
schluss oder unseren bei der Priifung erlangten Kenntnissen abweichen oder anderweitig wesentlich
falsch dargestellt erscheinen. Wenn, basierend auf den von uns durchgefiihrten Arbeiten, wir zu dem
Schluss kommen, dass diese sonstigen Informationen wesentlich falsch dargestellt sind, sind wir ver-
pflichtet, diesen Umstand zu berichten. Wir haben diesbeziiglich nichts zu berichten.
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Verantwortung des Komplementdrs fiir den Jahresabschluss

Der Komplementdir ist verantwortlich fiir die Aufstellung und sachgerechte Gesamtdarstellung dieses
Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit den in Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und
Verordnungen zur Aufstellung des Jahresabschlusses und fiir die internen Kontrollen, die der Komple-
mentdr als notwendig erachtet, um die Aufstellung und Darstellung des Jahresabschlusses zu ermégli-
chen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Komplementdr verantwortlich fiir die Beurteilung der
Féhigkeit des Fonds zur Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit und — sofern einschldgiqg — Angaben zu
Sachverhalten zu machen, die im Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit ste-
hen, und die Annahme der Unternehmensfortfiihrung als Rechnungslequngsgrundsatz zu nutzen, sofern
nicht der Komplementdr beabsichtigt den Fonds zu liquidieren, die Geschdftstétigkeit einzustellen oder
keine andere realistische Alternative mehr hat, als so zu handeln.

Verantwortung des "réviseur d ‘entreprises agréé” fir die Priifung des Jahresabschlusses

Die Zielsetzung unserer Priifung ist es, eine hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und
dartiber einen Bericht des Reviseur d'entreprises agréé, welcher unser Priifungsurteil enthdilt, zu erteilen.
Hinreichende Sicherheit entspricht einem hohen Grad an Sicherheit, ist aber keine Garantie dafiir, dass
eine Priifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den fiir Luxemburg von
der CSSF angenommenen ISAs stets eine wesentliche falsche Darstellung, falls vorhanden, aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen kénnen entweder aus Unrichtigkeiten oder aus Verstéfsen resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn verniinftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass diese individuell
oder insgesamt, die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.

Im Rahmen einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den
ftir Luxemburg von der CSSF angenommenen ISAs (iben wir unser pflichtgemdfses Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Dartiiber hinaus:

e [dentifizieren und beurteilen wir das Risiko von wesentlichen falschen Darstellungen im Jahresabschluss
aus Unrichtigkeiten oder Verstéfsen, planen und fiihren Priifungshandlungen durch als Antwort auf diese
Risiken und erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage fiir
das Priifungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstof3en héher als bei Unrichtigkeiten, da VerstdfSe betriigerisches Zusammenwirken, Fél-
schungen, beabsichtigte Unvollstdndigkeiten, irrefiihrende Angaben bzw. das Aufserkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen;

e Gewinnen wir ein Verstdndnis von dem flir die Abschlusspriifung relevanten internen Kontrollsystem,
um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des Fonds abzugeben;

e Beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Komplementér angewandten Bilanzierungsmethoden,
der rechnungslegungsrelevanten Schétzungen und den entsprechenden Anhangangaben;
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e Schlussfolgern wir (ber die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslequngsgrundsatzes der
Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit durch den Komplementdr sowie auf der Grundlage der erlangten
Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Féhigkeit des Fonds zur Fortfiihrung der Unternehmenstd-
tigkeit aufwerfen konnten. Sollten wir schlussfolgern, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet im Bericht des Reviseur d'entreprises agree auf die dazugehérigen Anhangangaben zum
Jahresabschluss hinzuweisen oder, falls die Angaben unangemessen sind, das Priifungsurteil zu modlifi-
zieren. Diese Schlussfolgerungen basieren auf der Grundlage der bis zum Datum des Berichts des Revi-
seur d'entreprises agree erlangten Priifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Gegebenheiten kén-
nen jedoch dazu fiihren, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstdtigkeit nicht mehr fortfiihren kann;

e Beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses, einschliefSlich
der Anhangangaben und beurteilen, ob dieser die zugrundeliegenden Geschdftsvorfélle und Ereignisse
sachgerecht darstellt.

Wir kommunizieren mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen, unter anderem den geplanten Prii-
fungsumfang und Zeitraum sowie wesentliche Priifungsfeststellungen einschlief3lich wesentlicher Schwd-
chen im internen Kontrollsystem, welche wir im Rahmen der Priifung identifizieren.

Ernst & Young

Société anonyme
Cabinet de révision agréé
René Ensch

26.12.5.3 Geschaftsjahr vom 29. November 2017 (Grindungsdatum) bis 31. Dezember 2018

Der Bestatigungsvermerk bezieht sich auf den Jahresabschluss des Referenzfonds fir das Geschéaftsjahr
vom 29. November 2017 (Grindungsdatum) bis 31. Dezember 2018 als Ganzes und nicht nur auf die
zuvor abgebildeten Ausziige aus diesem Abschluss. Der Bestatigungsvermerk ist eine Ubersetzung aus
dem Englischen. Im Falle von Abweichungen gilt das englische Original.

Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Verius Capital S.C.S., SICAV-RAIF (der ,,Fonds”) - bestehend aus der
Vermégensaufstellung und der Aufstellung der Finanzanlagen zum 31. Dezember 2018 sowie der Verdn-
derung des Nettofondsvermdgens und der Verdnderung der Gesellschafterkonten fiir den Zeitraum vom
29. November 2017 (Griindungsdatum) bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang mit einer Zusam-
menfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden und weiterer erlduternder Informationen - ge-

priift.

Nach unserer Beurteilung vermittelt der beigefiigte Jahresabschluss in Ubereinstimmung mit den in Lu-
xemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen betreffend die Aufstellung und Dar-
stellung des Jahresabschlusses ein den tatscichlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-
und Finanzlage des Fonds zum 31. Dezember 2018 sowie der Ertragsrechnung und Verdnderung des
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Nettofondsvermdégens fiir den Zeitraum vom 29. November 2017 (Griindungsdatum) bis zum 31. Dezem-
ber 2018.

Grundlage fir das Prifungsurteil

Wir fiihrten unsere Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz (iber die Priifungstdtigkeit
(Gesetz vom 23. Juli 2016) und nach den flir Luxemburg von der Commission de Surveillance du Secteur
Financier ("CSSF") angenommenen internationalen Priifungsstandards ("ISA") durch. Unsere Verantwor-
tung gemdyfs dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und den ISA-Standards, wie sie in Luxemburg von der CSSF
angenommen wurden, wird im Abschnitt "Verantwortung des Reviseur d'entreprises agréé fiir die Jah-
resabschlusspriifung” weitergehend beschrieben. Wir sind unabhéngig von dem Fonds in Ubereinstim-
mung mit dem fiir Luxemburg von der CSSF angenommenen "International Code of Ethics for Professio-
nal Accountants, including International Independence Standards”, herausgegeben vom ,International
Ethics Standards Board for Accountants” ("IESBA Code"), zusammen mit den beruflichen Verhaltensan-
forderungen, welche wir im Rahmen der Jahresabschlusspriifung einzuhalten haben und haben alle sons-
tigen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Verhaltensanforderungen erfiillt. Wir sind der Auf-
fassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage fiir unser Priifungsurteil zu dienen.

Sonstige Informationen

Fir die sonstigen Informationen ist der Komplementdr des Fonds verantwortlich. Die sonstigen Informa-
tionen umfassen die im Jahresbericht enthaltenen Informationen, jedoch nicht den Jahresabschluss und
unseren Bericht des "réviseur d'entreprises agréé" dariiber.

Unser Priifungsurteil zum Jahresabschluss deckt die sonstigen Informationen nicht ab und wir geben
keine Form der Priifungssicherheit dazu.

Im Zusammenhang mit unserer Abschlusspriifung liegt unsere Verantwortung darin, die sonstigen Infor-
mationen zu lesen und dabei zu priifen, ob die sonstigen Informationen wesentlich von dem Jahresab-
schluss oder unseren bei der Priifung erlangten Kenntnissen abweichen oder anderweitig wesentlich
falsch dargestellt erscheinen. Wenn, basierend auf den von uns durchgefiihrten Arbeiten, wir zu dem
Schluss kommen, dass diese sonstigen Informationen wesentlich falsch dargestellt sind, sind wir ver-
pflichtet, diesen Umstand zu berichten. Wir haben diesbeziiglich nichts zu berichten.

Verantwortung des Komplementdrs fiir den Jahresabschluss

Der Komplementdir ist verantwortlich fiir die Aufstellung und sachgerechte Gesamtdarstellung dieses
Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit den in Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und
Verordnungen zur Aufstellung des Jahresabschlusses und fiir die internen Kontrollen, die der Komple-
mentdr als notwendig erachtet, um die Aufstellung und Darstellung des Jahresabschlusses zu ermégli-
chen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Komplementdr verantwortlich fiir die Beurteilung der
Féhigkeit des Fonds zur Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit und — sofern einschldgiqg — Angaben zu
Sachverhalten zu machen, die im Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit ste-
hen, und die Annahme der Unternehmensfortfiihrung als Rechnungslequngsgrundsatz zu nutzen, sofern
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nicht der Komplementdr beabsichtigt den Fonds zu liquidieren, die Geschdftstétigkeit einzustellen oder
keine andere realistische Alternative mehr hat, als so zu handeln.

Verantwortung des "réviseur d ‘entreprises agréé" fiir die Priifung des Jahresabschlusses

Die Zielsetzung unserer Priifung ist es, eine hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und
dartiber einen Bericht des Reviseur d'entreprises agréé, welcher unser Priifungsurteil enthdilt, zu erteilen.
Hinreichende Sicherheit entspricht einem hohen Grad an Sicherheit, ist aber keine Garantie dafiir, dass
eine Priifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den fiir Luxemburg von
der CSSF angenommenen ISAs stets eine wesentliche falsche Darstellung, falls vorhanden, aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen kénnen entweder aus Unrichtigkeiten oder aus Verstdfien resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn verniinftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass diese individuell
oder insgesamt, die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.

Im Rahmen einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit dem Gesetz vom 23. Juli 2016 und nach den
ftir Luxemburg von der CSSF angenommenen ISAs (iben wir unser pflichtgemdfses Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Dartiber hinaus:

e [dentifizieren und beurteilen wir das Risiko von wesentlichen falschen Darstellungen im Jahresabschluss
aus Unrichtigkeiten oder Verstéfsen, planen und fiihren Priifungshandlungen durch als Antwort auf diese
Risiken und erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage fiir
das Priifungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstof3en héher als bei Unrichtigkeiten, da Verstdfie betriigerisches Zusammenwirken, Fél-
schungen, beabsichtigte Unvollstdndigkeiten, irrefiihrende Angaben bzw. das AufSerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen;

e Gewinnen wir ein Verstdndnis von dem fiir die Abschlusspriifung relevanten internen Kontrollsystem,
um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des Fonds abzugeben;

e Beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Komplementér angewandten Bilanzierungsmethoden,
der rechnungslegungsrelevanten Schétzungen und den entsprechenden Anhangangaben;

e Schlussfolgern wir (ber die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslequngsgrundsatzes der
Fortfiihrung der Unternehmenstdtigkeit durch den Komplementér sowie auf der Grundlage der erlangten
Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Féhigkeit des Fonds zur Fortfiihrung der Unternehmenstd-
tigkeit aufwerfen konnten. Sollten wir schlussfolgern, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet im Bericht des Reviseur d'entreprises agree auf die dazugehérigen Anhangangaben zum
Jahresabschluss hinzuweisen oder, falls die Angaben unangemessen sind, das Priifungsurteil zu modlifi-
zieren. Diese Schlussfolgerungen basieren auf der Grundlage der bis zum Datum des Berichts des Revi-
seur d'entreprises agree erlangten Priifungsnachweise. Zuklinftige Ereignisse oder Gegebenheiten kén-
nen jedoch dazu fiihren, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstdtigkeit nicht mehr fortfiihren kann;
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e Beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses, einschliefSlich
der Anhangangaben und beurteilen, ob dieser die zugrundeliegenden Geschdftsvorfélle und Ereignisse
sachgerecht darstellt.

Wir kommunizieren mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen, unter anderem den geplanten Prii-
fungsumfang und Zeitraum sowie wesentliche Priifungsfeststellungen einschlief3lich wesentlicher Schwd-
chen im internen Kontrollsystem, welche wir im Rahmen der Priifung identifizieren.

Ernst & Young

Société anonyme
Cabinet de révision agréé
René Ensch

27. Rechte der Anleihegldubiger

Den Anleihegléubigern stehen folgende Rechte hinsichtlich der Emittentin und dem Referenzfonds zu:

e Die Emittentin, handelnd fir das Compartment, ist verpflichtet, den Anleihegldubigern innerhalb
von sechs (6) Monaten nach Ablauf eines jeden Geschaftsjahres einen gepriften Jahresabschluss
der Emittentin nach den anwendbaren Rechtsvorschriften zur Verfligung zu stellen.

e Die Emittentin, handelnd fir das Compartment, ist verpflichtet, den Anleihegldubigern samtliche
wesentlichen anderen Informationen zu Ubermitteln, die die Emittentin in Bezug auf die Vermo-
genswerte des Compartment erhalt, vorbehaltlich etwaiger entgegenstehender datenschutzrecht-
licher Bestimmungen.

e Weitere Informationsrechte ergeben sich aus Artikel 461-6 des Gesetzes von 1915.

e Auf schriftliche Anfrage eines Anleihegldubigers wird sich die Emittentin im Rahmen des Zumutba-
ren bemihen, insbesondere bei dem Referenzfonds solche Informationen zu beschaffen, die der
Anleihegldubiger verniinftigerweise flr bilanzielle, steuerliche, sowie fir aufsichtsrechtliche oder
regulatorische Zwecke bendtigt vorausgesetzt, dass der Anleihegléubiger die bendtigte Information
spezifiziert und diese Information bei der Emittentin selbst verflgbar ist, oder bei Dienstleistern, die
die Emittentin beauftragt, oder dem Referenzfonds ohne zuséatzliche Kosten beschafft werden kann.

e Auf schriftliche Anfrage des jeweiligen Anleihegldubigers stellt die Emittentin Angaben zum Refe-
renzfonds sowie Angaben Uber die vergangene und kiinftige Wertentwicklung des Referenzfonds
und seine Volatilitdt auf elektronischem Wege kostenlos zur Verfligung, soweit diese Angaben der
Emittentin vorliegen.

e Die Emittentin muss den Anleihegldubigern wesentliche Ereignisse, die sie, das Compartment oder
die Schuldverschreibungen unmittelbar betreffen und Auswirkungen auf die Fahigkeit zur Leistung
von Zins und Tilgung haben, unverziglich mitteilen. Als wesentliche Ereignisse gelten insbesondere:

o Uber das Vermdgen der Emittentin bezogen auf das Compartment oder tiber das Compart-
ment wird die Eréffnung eines Insolvenzverfahrens beantragt oder ein entsprechendes In-
solvenzverfahren wird eroffnet;
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o Die Emittentin bezogen auf das Compartment oder das Compartment ist zahlungsunfahig
oder Uberschuldet; oder

o Es wird ein Beschluss Uber die Liquidation der Emittentin bezogen auf das Compartment
gefasst.

Vorbehaltlich einer auBerordentlichen Kindigung durch die Emittentin Ziffer 10 der Anleihebedingun-
gen) bzw. eines Riickkaufs durch die Emittentin (Ziffer 7.3 der Anleihebedingungen) oder einer auReror-
dentlichen Kindigung durch die Anleiheglédubiger (Ziffer 9 der Anleihebedingungen) und vorbehaltlich
der jeweiligen Zahlungsreihenfolge gemaR den Ziffer 4.1 lit. d der Anleihebedingungen sowie unter dem
Vorbehalt der Bestimmung von Ziffer 17 der Anleihebedingungen gewahrt die Emittentin jedem Anlei-
hegldubiger gemalk den Anleihebedingungen das Recht, auf den Festzins und —abhangig von einem Be-
schluss des Verwaltungsrats der Emittentin und nach der Liquiditatslage des Compartments auf einen
Variablen Zins, auf Vorzeitige Tilgungsbetrége, sowie auf den Riickzahlungsbetrag. Darlber hinaus be-
steht ein auBerordentliches Kiindigungsrecht der Wertpapierglaubiger aus wichtigem Grund (Ziffer 9
der Anleihebedingungen).

Die Anleiheglédubiger erwerben keine Aktiondrsrechte, insbesondere keine Teilnahme-, Mitwirkungs-
und Stimmrechte bei Hauptversammlungen der Emittentin oder des Referenzfonds, oder Rechte zur
Zeichnung von neu ausgegebenen Aktien der Emittentin oder des Referenzfonds.

28. Wichtige Hinweise

28.1.Datenschutz

Die Emittentin, handelnd fur das Compartment, verarbeitet als Verantwortlicher automatisiert perso-
nenbezogene Daten von natirlichen Personen unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten. Dabei kann es erforderlich sein, neben personenbezogenen Daten von Aktiondren auch solche von
Dritten zu verarbeiten, die fur die Aktiondre handeln oder diese vertreten.

Es gilt insoweit die seit dem 25.05.2018 anwendbare EU-Datenschutzgrundverordnung, die Verordnung
(EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27.04.2016 zum Schutz naturlicher
Personen beider Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung
der Richtlinie 95/46/EG (die ,, DSGVO) einschlieRlich der Begriffsbestimmungen der DSGVO.

Des Weiteren hat der luxemburgische Gesetzgeber, durch das Gesetz vom 1. August 2018 lber die Or-
ganisation der nationalen Datenschutzkommission und die Umsetzung der DSGVO, die DSGVO umge-
setzt und eine Vereinfachung der zwingenden Formalitaten im Zusammenhang mit der Genehmigungs-
erfordernis eingefiihrt. Die einschldgigen Bestimmungen dieser Gesetzgebung gelten ebenfalls fir die
Emittentin.

Einzelheiten zum Datenschutz sind unter https://www.hauck-aufhaeuser.com/datenschutz-2 beschrie-
ben.

28.2.Transparenzregister/ Register der wirtschaftlichen Eigentiimer

Am 1. Marz 2019 trat das Gesetz vom 13. Januar 2019 zur Einrichtung eines Registers der wirtschaftli-
chen EigentUmer (registre des bénéficiaires effectifs oder ,,RBE") (das , RBE-GesetZ’) in Kraft. Das RBE-
Gesetz gilt fur alle im RCS eingetragenen Entitaten (entités immatriculées), welche im Artikel 1 Nr. 2 bis
16 des Gesetzes Uber das Handels- und Gesellschaftsregister genannt werden. Betroffen sind u.a. die
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Handelsgesellschaften, die Spezialkommanditgesellschaften und die FCPs (fonds communs de place-
ment), d.h. Investmentfonds in Vertragsform. Der Begriff der ,Handelsgesellschaften” erfasst die gangi-
gen Gesellschaftsformen, insbesondere die Aktiengesellschaft (société anonyme, SA), die GmbH (société
a responsabilité limitée, SARL) die einfache Kommanditgesellschaft (société en commandite simple, SCS)
und die Kommanditgesellschaft auf Aktien (société en commandite par actions, SCA). Das RBE-Gesetz
gilt somit auch flr die Emittentin.

Das RBE-Gesetz verlangt, dass die folgenden Daten im RBE eingetragen und verdffentlicht werden:
Name, Vorname, Staatsangehorigkeit, Tag, Monat und Jahr der Geburt, Geburtsort, Wohnsitzland, die
genaue Privat- oder Berufsadresse, fur die in Luxemburg im nationalen Register der natirlichen Perso-
nen eingetragenen Personen: die Identifikationsnummer, flir die anderen natirlichen Personen die
nicht in Luxemburg ihren Wohnsitz haben und nicht in Luxemburg eingetragen sind: die auslandische
Identifikationsnummer sowie die Natur sowie der Umfang der effektiv gehaltenen Interessen (la nature
et I'étendue des intéréts effectifs détenus). Dabei erfasst der Begriff des , wirtschaftlichen Eigentimers”
jede naturliche Person, die mind. 25 % am Gesellschaftskapital halt. Sollte kein Wirtschaftlicher Eigen-
timer identifiziert werden, ist die Geschaftsfihrung der Gesellschaft im RBE einzutragen.

Zugriff zu den veroffentlichen Daten haben die nationalen Behorden und die ,,Professionellen” (les pro-
fessionnels) im Sinne des Artikels 1 Nr. 6 RBE-Gesetzes. Zu den nationalen Behorden zéhlen u.a. die
Staatsanwaltschaft, die Generalstaatsanwaltschaft, die Untersuchungsrichter, die ,Cellule de renseig-
nement financier”, samtliche Steuerbehorden, die CSSF, das AuRenministerium und das Finanzministe-
rium (Art. 11 Abs. 1 RBE-Gesetz). Die ,, Professionellen” im Sinne des RBE-Gesetzes sind u.a. die Banken,
die PSF (professionnels du secteur financier), die Versicherungsgesellschaften, die Organismen fir ge-
meinsame Anlagen, die SIF, die Investmentgesellschaften in Risikokapital (SICAR), die Verwaltungsge-
sellschaften flir Organismen flr gemeinsame Anlagen, die AIFM, die Wirtschaftsprifer, die , Experts-
comptables”, die Notare und die Rechtsanwilte. Es handelt sich um Personen, die als , Professionelle”
im Sinne des Anti-Geldwasche-Gesetzes von 2004 gelten. Das RBE-Gesetz erfasst diese Personen, wenn
sie Pflichten auszuiiben haben, wie sie im Anti-Geldwasche-Gesetz beschrieben sind.

Der Zugang zu den folgenden Informationen Uber einen Wirtschaftlichen Eigentiimer steht darlber hin-
aus jeder Person offen: Vorname, Nachname, Geburtsdatum, -ort und -land, Staatsangehorigkeit,
Wohnsitzland sowie die Natur und der Umfang der effektiv gehaltenen Interessen (Art. 12 RBE-Gesetz).

Eine eingetragene Entitdt oder ein Wirtschaftlicher Eigentiimer kann von Fall zu Fall und unter aulBerge-
wohnlichen Umstdnden beantragen, dass der Zugang zu den im Artikel 3 RBE-Gesetz genannten Infor-
mationen begrenzt wird und nur den nationalen Behorden, Kredit- und Finanzinstituten sowie Gerichts-
vollziehern und Notaren zu gewahren ist. Dies ist der Fall, wenn der Zugang zu den Informationen den
Wirtschaftlichen Eigentiimer einem unverhaltnismaRigen Risiko aussetzen wirde. Es handelt sich um
folgende Risiken strafrechtlicher Natur: Betrug, Entfiihrung, Erpressung, Erpressungsgefahr, Belasti-
gung, Gewalt oder Einschichterung.

28.3.DAC 6- Anzeigepflichten

Am 25.6.2018 trat die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates Uber EU-weite Anzeigepflichten fir bestimmte
grenziberschreitende Steuergestaltungen in Kraft (, DAC 6°). Diese Richtlinie verfolgt in erster Linie den
Zweck, mehr Transparenz und einen weitergehenden Informationsaustausch zwischen den Mitglied-
staaten in Bezug auf steuerliche Gestaltungen herzustellen.
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Die Richtlinie verpflichtet nach Art. 3 Nr. 21 u.a. einen Intermedidr dazu, bestimmte, in der Richtlinie
definierte grenzibergreifende Steuergestaltungsmodelle an die fir ihn zustdndigen Finanzbehorden zu
melden.

Eine ,grenziberschreitende Gestaltung” gemaf Art. 3 Nr. 18 der Richtlinie liegt vor, wenn die Gestal-
tung mehrere Staaten betrifft und einer der an der Gestaltung Beteiligten in einem anderen Hoheitsge-
biet Gber eine dort gelegene Betriebsstatte eine Geschaftstatigkeit ausibt und die Gestaltung teilweise
oder ganz die durch die Betriebsstédtte ausgelibte Geschaftstatigkeit darstellt.

Die Meldefrist fir ein meldepflichtiges Steuergestaltungsmodell betrdagt 30 Tage ab dem Tag der Bereit-
stellung oder der potenziellen Nutzung des Modells. Betrifft die Steuergestaltung mehrere Mitgliedstaa-
ten, so missen die Informationen primar in dem Mitgliedstaat offengelegt werden, in dem der Interme-
didr steuerlich ansdssig ist, nachrangig im Mitgliedstaat der Betriebsstatte des Intermedidirs bzw. seiner
Eintragung.

Die Mitgliedstaaten haben bis zum 31. Dezember2019 Zeit, um die Richtlinie in ihr jeweiliges nationales
Recht umzusetzen. Luxemburg hat DAC 6 im Marz 2020 in nationales Recht umgesetzt. Der erste Infor-
mationsaustausch unter den Mitgliedstaaten soll bis zum 31. Oktober 2020 erfolgen. Die Richtlinie er-
fasst auch Transaktionen, die seit dem 24. Juni 2018 abgeschlossen wurden.

Die Emittentin behélt sich vor, den Verpflichtungen der Richtlinie in dem geforderten Umfang nachzu-
kommen. Hierzu kann es insbesondere erforderlich sein, persénliche Daten der Anleihegldubiger an die
zustandigen Steuerbehorden zu melden. Soweit aus Sicht der Emittentin erforderlich, wird sie sich
hierzu externer Dienstleister bedienen.
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29. Glossar

Die folgenden Begriffe haben bei Verwendung der Kursivschreibung in diesem Dokument die nachfol-
gende Bedeutung

1) LAbstimmungstag’ meint den Tag bis zu dem die Anleihegldubiger ihre Stimme im schriftlichen
Abstimmungsverfahren abgeben kénnen.

2) ,Administrator” bezeichnet die Hauck & Aufhduser Alternative Investment Services S.A.

3) LAdministrations-, Domizilierungs- und Corporate Agent Vertrag”meint den zwischen der Emit-
tentin und dem Administrator abgeschlossenen Administrations-, Domizilierungs- und Corporate
Agent Vertrag vom 05. Marz 2012.

4) LAIFM meint Alternative Investment Fund Manager, d.h. einen Verwalter alternativer Invest-
mentfonds.

5) LAIFM-RL” meint die die Richtlinie 2011/61/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom
8. Juni 2011 Uber die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien
2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010.

6) ,AIFM Verordnung” meint die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission vom 19.
Dezember 2013 zur Ergdnzung der Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des
Rates im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen fir die Austibung der Tatigkeit, Verwahrstel-
len. Hebelfinanzierung, Transparenz und Beaufsichtigung.

7)  ,Anleihebedingungen’ meinen die Regelungen, welche das Rechtsverhéltnis zwischen den Anlei-
hegldubigern und der Emittentin regeln.

8) LAnleihegldubiger’ meint den Inhaber der Schuldverschreibungen.

9) LJAufbau-Zeitraum” meint das Szenario, dass die Liquiditdtsreserve unter Berlcksichtigung der
Zahlungsreihenfolge wieder aufgefillt wird, sollte sie zu einem spateren Zeitpunkt nicht ausrei-
chen, um die Bedienung des Festzinses flir mindestens sechs Zinsperioden sicherzustellen.

10) ,BaFir’’ bezeichnet die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht.

11) ,Bankarbeitstag” bezeichnet jeden Tag (mit Ausnahme von Samstag und Sonntag), an dem die
Kreditinstitute in Luxemburg fir den Publikumsverkehr gedffnet sind und der auch ein TARGET2-
Tag ist. TARGET2-Tag ist ein Tag, an dem Zahlungen in Euro Gber TARGET2 (Abkirzung fur Trans-
European Automated Realtime Gross Settlement Express Transfers System 2) abgewickelt werden.

12) , Barmittelkonto” meint ein auf Rechnung des Compartments gefliihrtes Barmittelkonto der Emit-
tentin bei einer von der Emittentin ausgewdhlten Bank.

13) , Berechnungsstelle” bezeichnet die Hauck & Aufhauser Alternative Investment Services S.A.
14) BVl meint den Bundesverband Investment und Asset Management e.V.

15) , BVI Methode” meint die Wertberechnungsmethode fur die Netto-Teilfondsrendite des BV/.
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16)

17)
18)

19)

20)

21)

22)

23)

24)

25)

26)

27)

28)

29)
30)

31)

32)

33)

, Clearingsystem” meint die Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main mit der Geschéaftsan-
schrift: Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn, welche die Dauerglobalurkunde entsprechend
der anwendbaren Regeln und Vorschriften des Clearingsystems verwahrt.

»compartment' bezeichnet die Verius IHS Ill.
, CSSF meint die Commission de Surveillance du Secteur Financier.

,DAC 6" bezeichnet die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates Uber EU-weite Anzeigepflichten fur
bestimmte grenziberschreitende Steuergestaltungen

, Dauerglobalurkunde” bezeichnet eine oder mehrere Dauer-Inhaber-Globalurkunde (n), welche
die von der Emittentin begebenen Schuldverschreibungen ohne Zinsscheine verbrieft.

,DSGVO' meint die die Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 27.04.2016 zum Schutz natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG.

, Emissionsdokument’ meint das Emissionsdokument von Verius Capital SCS SICAV RAIF ein-
schlielRlich der spezifischen Angaben zum Referenzfonds .

»Emissionstag” ist der 29.10.2020 sowie jeder weitere Begebungstag, an welchem die Schuldver-
schreibungen emittiert werden ,, Emittentin” meint die Securo Pro Lux S.A.

LEndfilligkeitstag’ meint den 31.Januar 2026. Das Ende der Extension Period der Schuldver-
schreibungen gilt im Fall einer solchen Verlangerung ebenfalls als Endfilligkeitstag im Sinne dieser
Anleihebedingungen. Der Endfdlligkeitstag nach einer Extension Period ist jedoch spatestens der
31. Januar 2027.

, EU* meint die Europdische Union.

, Extension Period’ bezeichnet das Recht der Emittentin, die Laufzeit der ausstehenden Schuld-
verschreibungen einmalig um maximal zwolf (12) Monate zu verlédngern.

, Festzins” bezeichnet den festen Zinssatz der Schuldverschreibungen von 1,25 % per annum ge-
mal Ziff. 3.1.1 der Anleihebedingungen.

, Freie Liquiditdt’ meint, dass Zahlungen der Emittentin fir das Compartment ausschlieRlich in
Abhangigkeit der verfligbaren Mittel erfolgt.

, GbR* meint eine Gesellschaft blrgerlichen Rechts.
, Geregelter Markt” meint den geregelten Markt i.S.d. Art. 4 Abs. 1 Nr. 21i.S.d. MiFID lI-Richtlinie.

,Gesetz von 1915 meint das Luxemburger Gesellschaftsgesetz vom 10. August 1915 Uber Han-
delsgesellschaften in seiner jeweils geltenden Fassung.

,Gesetz von 2004 meint das Luxemburger Gesetz vom 22. Mdrz 2004 Uber Verbriefungen in sei-
ner jeweils geltenden Fassung.

, Gesetz von 2013" meint das luxemburgische Gesetz vom 12. Juli 2013 Uber die Verwalter alter-
nativer Investmentfonds in der jeweils geltenden Fassung.
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34)

35)

36)

37)

38)

39)
40)

41)

42)

43)

44)

45)

46)

47)

48)

49)

, Gesetz von 2016" meint das luxemburgische Gesetz vom 23. Juli 2016 (ber reservierte alterna-
tive Investmentfonds in der jeweils geltenden Fassung.

, Gestundeter Festzins* meint den Festzins, der auf Grund des Aufbaues der Liquiditétsreserve bis
zum Liquiditdtsreserve-Termin oder wahrend eines Aufbau-Zeitraums nicht oder nur zum Teil
fristgemal gezahlt werden kann und welcher als flir den Zeitraum gestundet gilt, bis der Festzins
in Einklang mit der Zahlungsreihenfolge wieder aufgenommen werden kann, siehe Ziff. 3.5 der
Anleihebedingungen .

»Handelsgesellschaften’ meint die gangigen Luxemburger Gesellschaftsformen, insbesondere
die Aktiengesellschaft (société anonyme, SA), die GmbH (société a responsabilité limitée, SARL)
die einfache Kommanditgesellschaft (société en commandite simple, SCS) und die Kommanditge-
sellschaft auf Aktien (société en commandite par actions, SCA).

,Immobilien” bezeichnen Immobilienwerte in Form von Gebaduden und Grundsticken, Teileigen-
tum und Wohnungseigentum, immobilienbezogene Rechte wie Erbbaurechte und NieRbrauch-
rechte oder sonstige zeitlich beschrankte unbedingte Besitz- und Nutzungsrechte und Anteile an
Immobilien- und Projektgesellschaften.

JIntermedidr” bezeichnet u.a. AIFM, Portfoliomanager, Anlageberater, Zentralverwaltung, Ver-
wahrstellen und Wirtschaftsprifer nach Art. 3 Nr. 21 der DAC 6

L, ISIN“ meint die International Securities Identification Number.
, Komplementar” meint die Verius Capital Partner S.a.r.l.

LLiquiditdtsreserve” bezeichnet die Berechtigung der Emittentin gemald Ziff. 4.1 lit. a der Anlei-
hebedingungen, handelnd fir das Compartment, ab Begebung der Schuldverschreibung an jedem
Zinszahlungstag bis zum letzten Zinszahlungstag vor dem Endfdlligkeitstag erhaltene Ertrége des
Referenzfonds als Liquiditdtsreserve bilanzwirksam einzubehalten.

,Liquiditdtsreserve-Termin” meint, dass die Emittentin die Liquiditétsreserve bis spatestens zum
1. Januar 2022 oder ggfs. 1. Juli 2022 erstmalig vollstandig aufgefillt haben wird.

LListing Agent’ meint Hauck & Aufhéuser Privatbankiers AG, KaiserstraRe 24, 60311 Frankfurt am Main,
Deutschland.

»Luxemburger GesellschaftsgesetZ’ meint das Luxemburger Gesetz vom 10. August 1915 Uber
Handelsgesellschaften in der jeweils geltenden Fassung.

, MIFID lI-Richtlinie” bezeichnet die Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 15. Mai 2014 Gber Markte fir Finanzinstrumente.

,INVAK“ meint das Nennbetrags-Ausfall-Konto.

,INAK-Betrag’ meint den Betrag um den der NSV-NAV den Restnennbetrag zuzUglich des Zinsfehl-
betrages unterschreitet.

, NAK-Referenztag” meint den Tag ab dem die Emittentin, handelnd fir das Compartment ein NAK
einrichten wird.

»NAK-Zeitraum" bezeichnet den Zeitraum des NAK-Referenztag bis zur vollstandigen Ruckfihrung
des NAK-Betrags.
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50)

51)

52)

53)

54)

55)
56)
57)
58)

59)

60)

61)

62)

63)

64)

65)

,NSV-NAV" bezeichnet den Nettoinventarwert des Referenzfonds.

, Performance Periode’ meint den Zeitraum zwischen dem letztem Ausschittungstag und dem
erneuten Ausschittungstag.

, Portfoliomanager” meint die Quantus AG, Kirchenweg 8, CH-8008 Zirich, Schweiz.

, Professionelle’ meint Professionellen i.S.d. Registre des bénéficiaires effectifs (RBE)-Gesetzes,
u.a. die Banken, die PSF (professionnels du secteur financier), die Versicherungsgesellschaften,
die Organismen fiir gemeinsame Anlagen, die spezialisierten Investmentfonds (S/F), die Invest-
mentgesellschaften in Risikokapital (SICAR), die Verwaltungsgesellschaften fir Organismen fir
gemeinsame Anlagen, die AIFM, die Wirtschaftspriifer, die , Experts-comptables”, die Notare und
die Rechtsanwalte (les professionnels).

,, Professionelle Kunden“ meint Professionelle Kunden im Sinne des Anhangs Il der MiFID II-Richt-
linie.

, Prospekt’ meint das gegenstandliche Dokument.

,PSF* meint die professionnels du secteur financier im Zusammenhang mit dem RBE-Gesetz.
,RAIF bedeutet Reserved Alternative Investment Fund luxemburgischen Rechts.

,RBE’ meint registre des bénéficiaires effectifs.

»RBE-GesetZ’ meint das Luxemburger Gesetz vom 13. Januar 2019 zur Einrichtung eines Registers
der wirtschaftlichen Eigentimer in seiner jeweils geltenden Fassung.

,RCS" bezeichnet das Handels- und Gesellschaftsregister des GroRherzogtums Luxembourg.

, Referenzfonds” meint den VERIUS Immobilienfinanzierungsfonds, einen Teilfonds des VERIUS
Capital SCS SICAV-RAIF.

,, Referenzfondsanteil” meint die Schuldverschreibungen bezogen auf den Anteil an der Komman-
ditanteilklasse ,A“ an dem Referenzfonds, der an einem jeweiligen Stichtag einem Anteil eines
hypothetischen Anlegers entspricht, der sich am Begebungstag an der Kommanditanteilklasse , A”
des Referenzfonds beteiligt, welcher insgesamt 100 % der Hohe des Gesamtnennbetrags abzig-
lich etwaiger Kosten und/oder Verbindlichkeiten der Schuldverschreibung entspricht.

,Registrierte Ratingagentur” bezeichnet eine Ratingagentur gemal der Verordnung (EG) Nr.
1060/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16.09.2009 Uber Ratingagenturen.

,Restnennbetrag’ bezeichnet den urspriinglichen Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen
abzlglich samtlicher bis zum Zeitpunkt der Ermittlung des NSV-NAV erfolgten Tilgungen an die
Anleihegldubiger.

,Riickzahlungsbetrag’ meint, dass bei Endfalligkeit die Schuldverschreibungen zu ihrem am End-
fdlligkeitstag ausstehenden Nennbetrag (i) zuzlglich des Festzinses sowie aufgelaufener Variab-
ler Zinsen, (ii) zuziglich von Betragen gemal Ziffer 4.2 der Anleihebedingungen sowie (iii) zuzlg-
lich von Betrdgen, die die Emittentin bezogen auf das Compartment bis zum Endfdlligkeitstag
nach Abzug von dafilr anfallenden Kosten vom Referenzfonds als auRerordentliche Ausschittun-
gen erhalten hat, zurlickgezahlt werden, sofern die Schuldverschreibungen nicht vorzeitig getilgt
oder zurlckgekauft worden sind.
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66)

67)

68)

69)

70)

71)

72)

73)

74)

75)

76)

77)

78)

»Ruckzahlungstag’ meint, dass der Riickzahlungsbetrag spatestens sechs Kalendermonate nach
dem Endfdlligkeitstag zur Zahlung fallig wird.

2SGB-Investorer!’ meint die (i) gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherungen ein-
schlielRlich der Alterssicherung der Landwirte sowie von sozialen Pflegeversicherungen, (ii) Inves-
toren, fUr die durch gesetzlichen Verweis (insbesondere § 170 Abs. 3 Sozialgesetzbuch (SGB) V)
die Regelungen der §§ 80ff. Sozialgesetzbuch (SGB) IV fiir Anwendbar erklarten werden oder (iii)
Investoren, welche sich freiwillig den Regelungen der §§ 80ff. SGB IV unterworfen haben

LSchuldverschreibungen” meint die mit diesem Prospekt angebotenen Inhaberschuldverschrei-
bungen Verius IHS Il

L,SICAV" Investmentgesellschaft mit verdnderlichem Kapital luxemburgischen Rechts (société d’in-
vestissement a capital variable).

,SIF' bezeichnet eine Spezial-Investmentfonds nach luxemburgischem Recht (fonds d'investisse-
ment spécialisé).

,Stichting Cautio” meint die Stichting Cautio, Barbara Strozzilaan 101, 1083 HN Amsterdam.

» TARGETZ meint das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Express Transfer
2.

,, Teilfonds” meint den VERIUS Immobilienfinanzierungsfonds, einen Teilfonds des VERIUS Capital
SCS SICAV-RAIF.

, Transaktionsvertrage’ meint den (i) Kontoerdéffnungsvertrag zum Zwecke der Verwaltung des
oder der, flr die Emittentin fiir das Compartment er6ffneten, Konto(s), (ii) im Zusammenhang mit
dem Compartment bzw. aus den sonstigen im Rahmen der normalen Geschaftstatigkeit der Emit-
tentin im Zusammenhang mit dem Compartment abgeschlossenen Vertrage, (iii) der mit dem Ad-
ministrator abgeschlossene Verwaltungs-; Domizil- und Vertretungsstellenvertrag, (iv) der mit der
Zahl- und Abwicklungsstelle abgeschlossene Abwicklungsstellenvertrag, (vi) die Zeichnungsver-
einbarung gegeniber dem Referenzfonds.

,USA“ meint die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre Gebiete und Besitztimer und den District
of Columbia.

, US-Blrger” bezeichnet (a) im Sinne der Definition in Regulation S des amerikanischen Wertpa-
piergesetzes (siehe nachfolgender Absatz), (b) ,Specified US-Persons”im Sinne der Definition von
FATCA, (c) Personen, die keine , Nicht-US-Personen” im Sinne des Commodity Exchange Act sind,
(d) ,,US-Personen”im Sinne des US-Einkommensteuergesetz (Internal Revenue Code) von 1986 in
der jeweils glltigen Fassung und der gemall dem Code erlassenen Treasury Regulations, und (e)
jede natdrliche oder juristische Person, die fiir die Zwecke von FATCA als relevante Person ange-
sehen wird. Zu letzterer Gruppe gehoren insbesondere sog. ,spezifizierte Personen” der USA im
Sinne von FATCA als auch nicht US-amerikanische Rechtstrager, die von einer oder mehreren
,spezifizierten Personen” der USA , beherrscht” werden im Sinne von FATCA.

, VAG" meint das Gesetz Uber die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen (Versiche-
rungsaufsichtsgesetz - VAG) in seiner jeweils giiltigen Fassung.

, VAG-Investor” meint (i) jeden Anleiheglédubiger, welcher seine Investition in die Schuldverschrei-
bung im Sicherungsvermdgen im Sinne des § 125 bzw. des § 239 VAG hélt oder eine deutsche
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79)

80)

81)

82)

83)

84)

85)

86)

87)

88)

89)

90)

Versicherungsgesellschaft oder Pensionsfonds ist, fir welche/welchen aber die Vorschriften des
VAG entsprechend gelten bzw. welche/welcher sich selbst diesen Vorschriften oder den Vor-
schriften der Anlageverordnung unterworfen hat oder (ii) Investmentvehikel, dass direkt oder in-
direkt ausschlieRlich von den unter (i) genannten Anlegern im Sicherungsvermoégen oder sonsti-
gen gebundenen Vermogen gehalten wird.

, Variabler Zins“ meint eine Verzinsung der Schuldverschreibungen Uber den Festzins hinaus, vor-
behaltlich der Ziffer 4.1 und 6 der Anleihebedingungen.

, Verwaltungsrat’ meint den Verwaltungsrat der Emittentin.

,» Verordnung (EU) 2017/1129" meint die Verordnung (EU) 2017/1129 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 14. Juni 2017 Uber den Prospekt, der beim offentlichen Angebot von
Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veroffentli-
chenist und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/.

, Vorzeitige Tilgung” bezeichnet eine Tilgung nach Ziffer 7.2 der Anleihebedingungen.

, Wirtschaftlicher Eigentdmer” umfasst jede natirliche Person, die mind. 25 % am Gesellschafts-
kapital halt.

» WKN* meint die Wertpapierkennnummer.

LZahl- und Abwicklungsstelle” bezeichnet die Hauck & Aufhduser Privatbankiers AG, Niederlas-
sung Luxemburg.

LZinsfehlbetrag” meint den Restnennbetrag zuzlglich des Festzinses bis zum Endfdlligkeitstag.

LZinsperiode” meint den Zeitraum ab dem Emissionstag (einschlieRlich) bis zum ersten Zinszah-
lungstag (ausschlieBlich) und danach von jedem weiteren Zinszahlungstag (einschlieRlich) bis
zum nachstfolgenden Zinszahlungstag (ausschlieBlich) bzw. bis zum Endfdlligkeitstag (ausschlieRR-
lich).

LZinszahlungstag” ist jeweils der 1. Juli und 1. Januar eines jeden Jahres, erstmals am 1. Juli 2021
oder am 1. Januar 2022.

LZinszeitraum” meint den Zeitraum ab dem Emissionstag bis zum Endfilligkeitstag.

Zahlungsreihenfolge” meint die Verwendungsreihenfolge, wonach die Emittentin Guthaben zu-
gunsten des Compartments am jeweiligen Zinszahlungstag sowie am Endfdlligkeitstag fir be-
stimmte Zwecke und in der bestimmten Reihenfolge verwenden darf, soweit der jeweilige Betrag
fallig und zahlbar ist.
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Anlage 1: Anleihebedingungen

Anleihebedingungen
der
Securo Pro Lux S.A. handelnd fir das Compartment
VERIUS IHS I
International Securities Identification Number (ISIN): DEOOOA2R8V63

Wertpapierkennnummer (WKN): A2R8V6

Stand: Juni 2021
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1.1

1.2

1.3

1.4

141

ALLGEMEINES

In diesen Anleihebedingungen (,,Anleihebedingungen”) verwendete Begriffe haben die Be-
deutung, die ihnen in den Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen zugewiesen wer-
den.

Nennbetrag

Die Securo Pro Lux S.A., (die ,, Emittentin“), handelnd fir ihr Compartment ,VERIUS IHS IIl“
(das ,,Compartment”), begibt ab dem 29. Oktober 2020 (der ,,Emissionstag”) sowie an wei-
teren Begebungstagen Inhaberschuldverschreibungen bezogen auf den Anteil an der Kom-
manditanteilklasse ,A”“ an dem Referenzfonds, der an einem jeweiligen Stichtag einem Anteil
eines hypothetischen Anlegers entspricht, der sich am Begebungstag an der Kommanditan-
teilklasse ,A“ des Referenzfonds beteiligt, welcher insgesamt 100 % der Hohe des Ge-
samtnennbetrags abzlglich etwaiger Kosten und/oder Verbindlichkeiten der Schuldver-
schreibung entspricht (,Referenzfondsanteil”) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR
300.000.000,00 (in Worten: dreihundert Millionen Euro), die in bis zu 3.000 (in Worten: drei-
tausend) gemaR den Vorgaben der Ziffer 1.4 unter sich gleichberechtigte, auf den Inhaber
lautende Schuldverschreibungen zu je EUR 100.000,00 (in Worten: einhunderttausend Euro)
(die ,, Schuldverschreibungen”) eingeteilt sind. Die Schuldverschreibungen werden ab dem 29.
Oktober 2020 emittiert.

Der Emissionserlos der einzelnen Schuldverschreibungen wird durch die Compartment-Ver-
mogenswerte zur Abbildung des Referenzfonds in Hohe des Referenzfondsanteils verwendet,
durch das (i) direkte bzw. (ii) indirekte Halten des Referenzfondsanteils an dem Referenz-
fonds. Die Securo Pro Lux S.A. ist eine nach dem Recht des GroRRherzogtums Luxemburg ge-
grindete Aktiengesellschaft (société anonyme) mit Geschéftssitz in Luxemburg, GroRherzog-
tum Luxemburg, und ist unter der Nummer B150232 im Handels- und Gesellschaftsregister
in Luxemburg (Registre de Commerce et des Sociétés de Luxembourg) eingetragen (,,Verbrie-
fungsgesellschaft” oder ,Emittentin”). Die Emittentin ist eine Verbriefungsgesellschaft
(société de titrisation)i.S.d. Gesetzes vom 22. Marz 2004 (ber Verbriefungenin seiner jeweils
aktuellen Fassung (das ,, Gesetz von 2004’) und handelt fir Rechnung ihres Compartments.

Die Satzung der Verbriefungsgesellschaft ermachtigt die Geschaftsfihrung, Compartments
zu grinden. Die Aktiva und Passiva, die Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten, eines Com-
partments dienen ausschlielRlich der Befriedigung der Anspriiche und Rechte der Glaubiger,
deren Forderungen und Anspriche bei der Griindung, dem Betrieb oder der Liquidierung
des jeweiligen Compartments entstanden sind oder entstehen.

Diese Anleihebedingungen gelten flr das Compartment. Das Rechtsverhaltnis zwischen den
Inhabern der Anleihen (die ,, Anleihegldubiger”) und der Emittentin wird durch die Anleihebe-
dingungen und die Satzung der Emittentin geregelt.

Form, Verwahrung und Treuhandersperrvermerk

Die Schuldverschreibungen werden von der Emittentin fir das Compartment als Inhaberpa-
piere nach deutschem Recht begeben. Die Schuldverschreibungen werden ausschlieBlich an
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1.4.2

143

1.44

1.45

1.5

151

Professionelle Kunden (die , Professionellen Kunden”) im Sinne des Anhangs Il der Richtlinie
2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 (iber Méarkte fur
Finanzinstrumente (die ,, MIFID lI-Richtlinie”) ausgegeben. Somit kdnnen ausschliellich Pro-
fessionelle Kunden im Sinne des Anhangs Il der MIFID [I-Richtlinie Anleihegldubiger werden.

Die von der Emittentin begebenen Schuldverschreibungen sind durch eine oder mehrere
Dauer-Inhaber-Globalurkunde(n) (die , Dauerglobalurkunde”) ohne Zinsscheine verbrieft. Ef-
fektive Stlcke werden nicht ausgegeben. Der Anspruch auf Lieferung effektiver Stiicke ist
ausgeschlossen.

Die Dauerglobalurkunde wird bei Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main mit der Ge-
schéftsanschrift: Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn (das ,Clearingsystem”) entspre-
chend der anwendbaren Regeln und Vorschriften des Clearingsystems verwahrt. Die Schuld-
verschreibungen sind als Miteigentumsanteile an der Dauerglobalurkunde in Ubereinstim-
mung mit den anwendbaren Regeln und Vorschriften des Clearingsystems und der Borse
Stuttgart frei Ubertragbar. Die Emittentin liefert zu diesem Zweck die Dauerglobalurkunde
bei dem Clearingsystem ein.

Die Schuldverschreibungen sind am regulierten Markt der Borse Stuttgart, d.h. an einem or-
ganisierten Markt i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 7 lit. a) Verordnung Uber die Anlage des Sicherungs-
vermogens von Pensionskassen, Sterbekassen und kleinen Versicherungsunternehmen (An-
lageverordnung — AnlV) bzw. an einem Geregelten Markt nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 MiFID [I-
Richtlinie zum Handel zugelassen.

Soweit und solange die Schuldverschreibungen zum Sicherungsvermogen eines VAG-Inves-
tors gehoren, darf hieriber nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des gemal § 128
VAG bestellten Treuhdnders oder seines Stellvertreters verflgt werden. Die Emittentin trifft
keine dahingehende Prifungspflicht. In diesem Zusammenhang meint , VAG" das Gesetz
Uber die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz —
VAG) in seiner jeweils glltigen Fassung. , VAG-Investor” meint (i) jeden Anleihegldubiger,
welcher seine Investition in die Schuldverschreibung im Sicherungsvermdgen im Sinne des §
125 bzw. des § 239 VAG halt oder eine deutsche Versicherungsgesellschaft oder Pensions-
fonds ist, fur welche/welchen aber die Vorschriften des VAG entsprechend gelten bzw. wel-
che/welcher sich selbst diesen Vorschriften oder den Vorschriften der Anlageverordnung
unterworfen hat oder (ii) Investmentvehikel, dass direkt oder indirekt ausschlieRlich von den
unter (i) genannten Anlegern im Sicherungsvermogen oder sonstigen gebundenen Vermo-
gen gehalten wird.

Status

Die Schuldverschreibungen des Compartments begriinden unmittelbare, unbedingte und un-
besicherte sowie an einem organisierten bzw. Geregelten Markt zum Handel zugelassene
Verbindlichkeiten der Emittentin, handelnd flr das Compartment, und stehen im gleichen
Rang untereinander und mindestens im gleichen Rang mit allen anderen gegenwartigen und
zukinftigen unbesicherten Verbindlichkeiten der Emittentin, soweit zwingende gesetzliche
Bestimmungen nichts anderes vorschreiben und in Einklang mit der Zahlungsreihenfolge.
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153

154
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1.6

Vorbehaltlich einer vorzeitigen Riickzahlung nach den Ziffern 7.1.3, 7.2, 7.3 dieser Anleihebe-
dingungen, einer aullerordentlichen Kindigung durch die Emittentin nach Ziffer 10 dieser
Anleihebedingungen oder einer aullerordentlichen Kindigung durch den Anleihegldubiger
nach Ziffer 9 dieser Anleihebedingungen und vorbehaltlich der Bestimmungen des be-
schrankten Rickgriffs nach Ziffer 17 dieser Anleihebedingungen und vorbehaltlich der Zah-
lungsreihenfolge nach Ziffer 4.1 lit. d dieser Anleihebedingungen gewéahrt die Emittentin je-
dem Anleihegldubiger gemal diesen Anleihebedingungen den Festzins sowie vorbehaltlich
der Ziffern 4.1und 6 den Variablen Zins zu erhalten.

Ein Anspruch auf Gewinnbeteiligung oder Stimmrechte an dem Referenzfonds besteht nicht.

Die Schuldverschreibungen berechtigen die Anleihegldubiger, von der Emittentin, handelnd
flr das Compartment, Zahlungen nach Maligabe dieser Anleihebedingungen zu verlangen.
Zahlungen an die Anleihegléubiger durch die Emittentin handelnd fir das Compartment han-
gen von den Ausschiittungen des Referenzfonds an die Emittentin bezogen auf das Compart-
ment ab. Der , Referenzfonds” ist der VERIUS Immobilienfinanzierungsfonds (auch als der
,, Tellfonds” bezeichnet), ein Teilfonds des VERIUS Capital SCS SICAV-RAIF, ein am 29. Novem-
ber 2017 als reservierter alternativer Investmentfonds in der Rechtsform einer einfachen
Kommanditgesellschaft (société en commandite simple — S.C.S.) aufgelegter Investment-
fonds, gegriindet geméall dem luxemburgischen Gesetz vom 23. Juli 2016 (ber reservierte
alternative Investmentfonds in der jeweils geltenden Fassung (das , Gesetz von 2016”) und
dem luxemburgischen Gesetz vom 12. Juli 2013 Uber die Verwalter alternativer Investment-
fonds in der jeweils geltenden Fassung (das ,Gesetz von 2013°). Der Teilfonds ist fir eine
unbestimmte Zeit aufgelegt und sieht eine feste halbjahrliche Verzinsung vor. Die Anlagepo-
litik des Teilfonds sieht die Bereitstellung mittel- bis langfristiger Finanzierungen im Rahmen
des Erwerbs (durch Dritte) von Immobilien Gber Darlehen und Schuldverschreibungen vor.
Die Darlehen bzw. Schuldverschreibungen sollen zur Finanzierung von in Deutschland sowie
ggf. in Osterreich und der Schweiz belegenen Immobilien dienen. Der Teilfonds wird keine
Immobilien finanzieren, die auRerhalb von Deutschland, Osterreich oder der Schweiz bele-
gen sind. Es wird auf das Emissionsdokument (das ,, Emissionsdokument”) des Referenzfonds
verwiesen, welches diesen Anleihebedingungen als Anlage beigeflgt ist.

Mit Erwerb der Schuldverschreibung wird der Anleihegldubiger Glaubiger der Emittentin. Es
handelt sich bei den Schuldverschreibungen nicht um eine Beteiligung am Kapital der Emit-
tentin. Die Anleihegldubiger erwerben keine Aktionarsrechte, insbesondere keine Teil-
nahme-, Mitwirkungs- und Stimmrechte bei Hauptversammlungen der Emittentin oder des
Referenzfonds, oder Rechte zur Zeichnung von neu ausgegebenen Aktien der Emittentin
oder des Referenzfonds. Die Anleihegldubiger sind nicht berechtigt, dem Verwaltungsrat
der Emittentin oder des Referenzfonds Weisungen zu erteilen. Die Anleiheglédubiger nehmen
weder an Gewinnen noch an Verlusten der Emittentin teil, bezogen auf das Compartment,
oder an Gewinnen und Verlusten des Referenzfonds; eine Nachschusspflicht der Anleihe-
gldubiger besteht nicht.

Die Artikel 470-3 bis 470-20 des abgeanderten Luxemburger Gesetzes vom 10. August 1915
Uber Handelsgesellschaften (das ,, Luxemburger Gesellschaftsgeset?') werden abbedungen.
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31

3.1.1

3.2

321

3.2.2

3.3

33.1

AUFSTOCKUNG

Die Emittentin, handelnd flr das Compartment, kann ohne Zustimmung der Anleihegléubiger
bis vor dem Endfdlligkeitstag weitere Schuldverschreibungen begeben, auch tUber den Ge-
samtnennbetrag hinaus, wobei diese weiteren Schuldverschreibungen in jeder Hinsicht mit
Ausnahme des Begebungstages und gegebenenfalls des Emissionspreises die gleichen Be-
dingungen wie die bereits begebenen Schuldverschreibungen haben.

VERZINSUNG
Fester Zinssatz

Die Schuldverschreibungen werden ab dem Emissionstag (einschliel3lich), bis zum Endfillig-
keitstag, vorbehaltlich der Regelungen der Ziffern 4.1 und 6 mit einem festen Zinssatz von
1,25 % per annum (der , Festzins“) auf den jeweils Restnennbetrag und dariber hinaus vor-
behaltlich der nachfolgenden Bestimmungen dieser Ziffer 3 mit einem variablen Zins (der
, Variable Zins“) verzinst. Der Zeitraum ab dem Emissionstag bis zum Endfdlligkeitstag be-
zeichnet den Zinszeitraum (der , Zinszeitraum”).

Variabler Zins

Anleihegldubiger haben vorbehaltlich der Ziffern 4.1 und 6 einen Anspruch auf einen Vari-
ablen Zins auf den jeweiligen Restnennbetrag. Der Variable Zins setzt sich flr jeden Zinszah-
lungstag aus den ausgeschitteten Ertragen der Anteile des Referenzfonds an das Compart-
ment abzlglich aller Verbindlichkeiten der Emittentin und des Compartments gemaR Ziffer
4.1 zusammen, vorbehaltlich der Regelungen gemaR Ziffer 6. Dieser Anspruch auf den Vari-
ablen Zins entsteht, soweit die von der Emittentin bezogen auf das Compartment in einem
Geschaftsjahr zum Zeitpunkt des Zinszahlungstags erzielten und in der Gewinn- und Verlust-
rechnung der Emittentin bezogen auf das Compartment erfassten Ertrage die vorrangigen
Verbindlichkeiten, wie unten in Ziffer 4.1 ndher definiert, der Emittentin bezogen auf das
Compartment in diesem Geschaftsjahr (bersteigen und an einem Zinszahlungstag die Voraus-
setzungen dieser Ziffer 3.2.1 sowie der Ziffern 4.1 vorliegen, vorbehaltlich der Regelungen
gemaR Ziffer 6.

Reicht der Jahrestberschuss der Emittentin zur Zahlung des Variablen Zinses nicht oder nicht
vollstandig aus, so reduziert sich der auf den Variablen Zinses zu zahlende Zahlungsbetrag
entsprechend bzw. entfallt ganz.

Zinszahlungstage

Die Zahlungen auf den Festzins sind halbjahrlich nachtraglich jeweils am 1. Juli und am 1.
Januar eines jeden Jahres (jeweils ein , Zinszahlungstag”, und der Zeitraum ab dem Emissi-
onstag (einschlieBlich) bis zum ersten Zinszahlungstag (ausschlieRlich) und danach von je-
dem weiteren Zinszahlungstag (einschlieRlich) bis zum nachst folgenden Zinszahlungstag
(ausschlielRlich) bzw. bis zum Endfilligkeitstag (ausschlieRlich) jeweils eine ,Zinsperiode”)
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3.3.2

333

334

34

3.5

4.1

zahlbar. Die erste Zinszahlung erfolgt am 1. Juli 2021 oder ggfs. am 1. Januar 2022 (s. Ziffer
4.1). Die Zinszahlung fur die erste Zinsperiode erfolgt pro rata temporis.

Zahlungen auf den Variablen Zins werden durch den Verwaltungsrat der Emittentin be-
schlossen, richten sich nach der Liquiditatslage des Compartments und kdnnen an jedem
beliebigen Zinszahlungstag gezahlt werden, allerdings nur (i) nach Bildung einer Liquiditdts-
reserve gemald Ziffer 4.1 und (ii) sofern der Variable Zins gemaR Ziffern 3.2, 4.1 und 6 zahlbar
ist.

Die letzte Zinszahlung erfolgt am Endfdlligkeitstag; der Endfdlligkeitstag gilt insoweit als Zins-
zahlungstag. Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages, der dem
Endfilligkeitstag vorausgeht.

Fallt der Zinszahlungstag einer Zahlung auf den (i) Festzins oder (ii) Variablen Zins oder (iii)
auf den Endfilligkeitstag in Bezug auf diese Schuldverschreibungen auf einen Tag, der kein
Bankgeschaftstag ist, dann hat der Anleihegldubiger keinen Anspruch auf Zahlung vor dem
nachsten Bankgeschéaftstag. Bankgeschaftstag ist jeder Tag (auller einem Samstag oder ei-
nem Sonntag), an dem das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Express
Transfer 2 (TARGETZ2) zur Abwicklung von Zahlungen gedffnet ist und Banken in Luxemburg,
GroBherzogtum Luxemburg und Stuttgart, Bundesrepublik Deutschland, fiir den Geschafts-
betrieb geodffnet sind und Zahlungen abwickeln. Der Anleihegldubiger ist nicht berechtigt,
weitere Zinsen oder sonstige Zahlungen aufgrund dieser Verspatung zu verlangen.

Zinstagequotient

Zinsen, die auf einen Zeitraum von weniger als einem Jahr zu berechnen sind, werden auf
Basis der tatsdchlich verstrichenen Tage, geteilt durch 365, berechnet (bzw. falls ein Teil die-
ses Zeitraums in ein Schaltjahr fallt, auf der Grundlage der Summe von (i) der tatsachlichen
Anzahl von Tagen des Zeitraums, die in dieses Schaltjahr fallen, dividiert durch 366, und (ii)
der tatsachlichen Anzahl von Tagen des Zeitraums, die nicht in das Schaltjahr fallen, dividiert
durch 365).

Zahlungsmodalitat

Die Emittentin hat das Recht, die Zahlung der Zinsen (d.h. Festzins und Variablem Zins) bis
maximal zum Endfdlligkeitstag zinslos zu stunden bzw. nicht zu leisten, soweit mangels aus-
reichender Liquiditat nicht geleistet werden kann.

LIQUIDITATSRESERVE
Bildung einer Liquiditdtsreserve und Zahlungsreihenfolge

a. Die Emittentin handelnd flr das Compartment ist berechtigt, ab Begebung der Schuld-
verschreibung an jedem Zinszahlungstag bis zum letzten Zinszahlungstag vor dem End-
fdlligkeitstag erhaltene Ertréage des Referenzfonds als Liquiditéitsreserve bilanzwirksam
einzubehalten (die , Liquiditdtsreserve”). Die Emittentin kann die Hohe der Liquiditétsre-
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serve vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen in ihrem Ermessen festlegen. Die Li-
quiditdtsreserve wird mindestens einem Betrag entsprechen, welcher es der Emittentin
erlaubt, die gemal der nachfolgend in Ziffer 4.1 lit.d.(i)-(vi) definierten Verbindlichkeiten
fir sechs Zinsperioden sicherzustellen, jedoch die Hohe von 5 % des Restnennbetrags
nicht Gberschreiten. Es ist grundsatzlich die Absicht der Emittentin, die Liquiditdtsreserve
aus den Ausschiittungen des Referenzfonds wahrend des ersten Jahres oder ggfs. wah-
rend der ersten zwei Jahre nach dem Emissionstag zu bilden. Alternativ kann die Emit-
tentin beschlieRen, die Liguiditétsreserve aus dem, im Rahmen der Emission(en) der
Schuldverschreibungen, aufgenommenen Kapital zu bilden — in diesem Fall steht der
Emittentin entsprechend weniger Kapital zu Investitionszwecken in den Referenzfonds
zur Verfligung — oder die beiden Moglichkeiten zu kombinieren. Die Emittentin wird die
Liquiditétsreserve bis spatestens zum 1. Januar 2022 oder ggfs. 1. Juli 2022 erstmalig
vollstandig aufgefillt haben (der , Liquiditdtsreserve-Termin®).

Sollte die Liquiditétsreserve zu einem spateren Zeitpunkt nicht ausreichen, um die Be-
dienung des Festzinses fir mindestens sechs Zinsperioden sicherzustellen, wird die Li-
quiditdtsreserve unter Berlcksichtigung der Zahlungsreihenfolge wieder aufgefillt (der
LJAufbau-Zeitraum”). In jedem Fall wird insgesamt der Maximalbetrag gem. Ziff. 4.1. lit
a.) nicht Uberschritten.

Soweit der Aufbau der Liquiditétsreserve dazu fihrt, dass der Festzins bis zum Liquidi-
tdtsreserve-Termin oder wahrend eines Aufbau-Zeitraums nicht oder nur zum Teil frist-
gemaR gezahlt werden kann, gilt dieser Festzins als fir den Zeitraum gestundet, bis der
Festzins in Einklang mit der Zahlungsreihenfolge wieder aufgenommen werden kann
(der , Gestundete Festzins”). Eine Verzinsung des Gestundeten Festzinses erfolgt wah-
rend der Stundung nicht.

Die Emittentin wird Guthaben zugunsten des Compartments am jeweiligen Zinszahlungs-
tag sowie am Endfdlligkeitstag fur bestimmte Zwecke und in der bestimmten Reihen-
folge (,Zahlungsreihenfolge”’) verwenden, soweit der jeweilige Betrag fallig und zahlbar
ist:

(i) Zahlung der bestehenden Steuerverbindlichkeiten der Emittentin bzw. weiterer ge-
setzlicher Verbindlichkeiten der Emittentin beziehungsweise und soweit einschlagig
des Compartments;

(i) Erfullung der Verwaltungskosten sowie sonstiger Verbindlichkeiten der Emittentin,
handelnd flr das Compartment, welche in Zusammenhang mit den Transaktionsver-
tréigen stehen, wie beispielsweise Kosten (u.a. fir Berater, einschlielich Rechtsbe-
ratungskosten) und Gebihren an Drittparteien;

(iii) Zahlungen des NAK-Betrags auf das NAK, soweit die Voraussetzungen der Ziffer 6 flr
die Bildung eines NAK vorliegen;

(iv) Bildung und ggf. Auffullung der Liquiditétsreserve gemald Ziffer 4.1;

(v) Zahlung eines Gestundeten Festzinses im Sinne der Ziffer4.1 lit. ¢, vorbehaltlich der
Regelungen in Ziffer 6.2.
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4.2

511

5.1.2

513

(vi) Zahlung des Festzinses gemaR Ziffer 3.1, vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.2;

(vii) Zahlung eines Zinsfehlbetrages im Sinne der Ziffer 6.1., vorbehaltlich der Regelungen
in Ziffer 6.2;

(viii) Zahlung des Riickzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen in Einklang mit den
Vorgaben der Ziffer 7.2;

(ix) Zahlung des Riickzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen; und

(x) Zahlungvon Variablen Zinsen gemaR Ziffer 3.2, vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer
6.2.

(xi) Zahlung sonstiger Betrage unter diesen Anleihebedingungen soweit fallig und zahl-
bar.

Zahlungen der Emittentin fir das Compartment erfolgen ausschlieflich in Abhangigkeit von
verfligharen Mitteln. Nur soweit nach Erfillung der Verpflichtungen einer Stufe der Zah-
lungsreihenfolge noch liquide Mittel vorhanden sind, erfolgt eine Zahlung der weiteren ge-
regelten Verbindlichkeiten vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.2.2. Innerhalb einer Stufe
aufgefiihrte Verbindlichkeiten sind untereinander gleichranging; ihre Erfullung erfolgt gege-
benenfalls anteilig.

Ausschittung der Liquidititsreserve

Soweit am Endfdlligkeitstag bei der Emittentin bezogen auf das Compartment eine Liquidi-
tdtsreserve vorhanden ist, wird die Emittentin handelnd flr das Compartment die Liquidi-
tdtsreserve an die Anleihegldubiger ausschitten. Es gelten die Bedingungen der Zahlungsrei-
henfolge.

RATING DER SCHULDVERSCHREIBUNG

Soweit und solange Schuldverschreibungen im Umlauf sind, wird die Emittentin angemes-
sene Anstrengungen unternehmen, um zu erreichen, dass die Schuldverschreibungen ein Ra-
ting erhalten und dieses Rating mindestens jahrlich von der Creditreform Rating AG oder
einer anderen von der Emittentin ausgewdhlten Rating-Agentur Gberprift und aktualisiert
wird, sofern diese Rating-Agentur von der BaFin anerkannt ist und den Anforderungen der
EG-Verordnung Ne1060/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Septem-
ber 2009 Gber Rating-Agenturen (" Registrierte Ratingagentur') genlgt. Die aktuelle Fassung
des Ratings erhalten die Anleihegldubiger auf Anfrage von der Emittentin schriftlich zur Ver-
fligung gestellt.

Das Zielrating der Schuldverschreibung ist gleich oder besser als BBB- der Creditreform Ra-
ting AG oder ein entsprechendes Rating einer anderen zertifizierten Ratingagentur ("Ziel-
rating").

Wird das Rating der Schuldverschreibungen herabgestuft und liegt es infolgedessen unter
dem Zielrating, so wird die Emittentin nach Erhalt einer Herabstufungsmitteilung ("Herab-
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514

6.1

6.1.1

6.1.2

6.1.3

stufungsmitteilung") des Administrators die Anleiheglédubiger Gber diese Herabstufung infor-
mieren und sich nach besten Kraften bemihen, die Schuldverschreibungen umzustrukturie-
ren, indem sie eine geeignete Anderung der Anleihebedingungen ermittelt, die das Zielrating
voraussichtlich erreichen wird; die Umsetzung solcher Anderungen der Bedingungen unter-
liegt einem Beschluss der Anleiheglédubiger nach den MalRgaben der Ziffern 23.6 und 24.1.3
(der "Restrukturierungsbeschluss").

Wenn keine Entscheidung hinsichtlich des Restrukturierungsbeschlusses getroffen wird,
dann hat jeder Anleiheglédubiger das Recht die Schuldverschreibung auerordentlich zu kiin-
digen nach Ziffer 9 der Anleihebedingungen.

EINRICHTUNG EINES NENNBETRAGS-AUSFALL-KONTOS
Ausfall einer Finanzierung

Stellt die Emittentin fest, dass der der Emittentin zustehende Anteil des gemald des letzten,
verflgbaren Jahresberichts bzw. des letzten verfliigbaren Quartalsberichts des Referenzfonds
- es gilt der aktuellere Bericht — ermittelten Nettoinventarwerts des Referenzfonds (der
, NSV-NAV*) den urspriinglichen Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen abzuglich (i)
samtlicher bis zum Zeitpunkt der Ermittlung des NSV-NAV in irgendwelcher Form erfolgten
Tilgungen (der ,, Restnennbetrag’), (ii) samtlicher bis zum Zeitpunkt der Ermittlung des NSV-
NAV in irgendwelcher Form erfolgten Zinszahlungen und (iii) der Liquiditdtsreserve (der
,Restbetrag’) unterschreitet, wird die Emittentin handelnd fur das Compartment ein Nenn-
betrags-Ausfall-Konto” (das , NAK”) ab dem Tag der Feststellung der Unterschreitung (der
,, NAK-Referenztag”) einrichten und darin den Betrag einstellen, um den der NSV-NAV den
Restbetrag unterschreitet (der ,, NAK-Betrag’"). Der NAK-Betrag wird in Einklang mit der Zah-
lungsreihenfolge gemaR Ziffer 4.1 lit. d finanziert. Flr Zeitrdume ab dem NAK-Referenztag
bis zur vollstandigen Rickfihrung des NAK-Betrags (der ,, NAK-Zeitraum”) richten sich die
Zahlungsanspriche der Anleihegldubiger an Zinszahlungstagen ebenfalls nach der Zahlungs-
reihenfolge gemaR Ziffer 4.1 lit. d. Soweit in diesem Zeitraum Zinszahlungen nicht bzw. nicht
vollstandig geleistet werden kdnnen, verfallen diese ersatzlos und sind nicht von der Emit-
tentin, handelnd fir das Compartment, zu einem spateren Zeitpunkt aufzuholen, vorbehalt-
lich der Regelungen der Ziffer 6.2. Es erfolgt dementsprechend auch keine Verzinsung dieser
Anspriche.

Stellt die Emittentin fest, dass der der Emittentin zustehende Anteil am NSV-NAV den Rest-
betrag Uberschreitet, wird die Emittentin handelnd flr das Compartment den Betrag auf dem
NAK um welchen der NSV-NAV den Restbetrag Uberschreitet ab dem Tag der Feststellung
der Uberschreitung auf das Barmittelkonto zur weiteren Verwendung gemaR der Zahlungs-
reihenfolge umbuchen.

Soweit am Endfdlligkeitstag bei der Emittentin bezogen auf das Compartment ein Restbetrag
auf dem NAK vorhanden ist, wird die Emittentin handelnd fur das Compartment das NAK an
die Anleihegldubiger ausschitten. Es gelten die Bedingungen der Zahlungsreihenfolge.
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6.2

6.2.1

Umwandlung von Zinszahlungen in Tilgung und von Variablen Zinsen in Festzinsen

Wahrend des NAK-Zeitraums kann die Emittentin handelnd fir das Compartment an den in
diesem Zeitraum liegenden Zinszahlungstagen Ausschittungen des Referenzfonds fir eine
vorzeitige auch nur teilweise Tilgung auf den Riickzahlungsbetrag an die Anleihegldubiger
gemal der nachfolgenden, Alternativen Zahlungsreihenfolge leisten und somit Schuldver-
schreibungen vorzeitig tilgen. Der NAK-Betrag wird aufgrund einer solchen Tilgungsleistung
gemal dieser Ziffer 6.2 anteilig reduziert.

Alternative Zahlungsreihenfolge:

(i) Zahlung der bestehenden Steuerverbindlichkeiten der Emittentin bzw. weiterer ge-
setzlicher Verbindlichkeiten der Emittentin beziehungsweise und soweit einschlagig
des Compartments;

(i) Erfullung der Verwaltungskosten sowie sonstiger Verbindlichkeiten der Emittentin,
handelnd flr das Compartment, welche in Zusammenhang mit den Transaktionsver-
trégen stehen, wie beispielsweise Kosten (u.a. fir Berater, einschlielich Rechtsbe-
ratungskosten) und Gebihren an Drittparteien;

(iii) Zahlungen des NAK-Betrags auf das NAK, soweit die Voraussetzungen der Ziffer 6 flr
die Bildung eines NAK vorliegen unter Berlcksichtigung der nachfolgenden Ziffer

(iv);

(iv) Zahlung des Riickzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen in Einklang mit den
Vorgaben dieses Abschnitts 6.2.1;

(v) Bildung und ggf. Auffullung der Liquiditétsreserve gemald Ziffer 4.1;

(vi) Zahlung eines Gestundeten Festzinses im Sinne der Ziffer 4.1., vorbehaltlich der Re-
gelungen in dieser Ziffer 6.2;

(vii) Zahlung des Festzinses gemaR Ziffer 3.1, vorbehaltlich der Regelungen in dieser Ziffer
6.2;

(viii) Zahlung eines Zinsfehlbetrages im Sinne der Ziffer 6.1, soweit dieser fallig ist und
vorbehaltlich der Regelungen in dieser Ziffer 6.2;

(ix) Zahlung des Riickzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen; und

(x) Zahlung von Variablen Zinsen gemal Ziffer 3.2, vorbehaltlich der Regelungen in die-
ser Ziffer 6.2.

(xi) Zahlung sonstiger Betrage unter diesen Anleihebedingungen soweit fallig und zahl-
bar.

Zahlungen der Emittentin fir das Compartment erfolgen ausschlielRlich in Abhangigkeit von
verflgbaren Mitteln (Freie Liquiditat). Nur soweit nach Erfillung der Verpflichtungen einer
Stufe der Alternativen Zahlungsreihenfolge noch liquide Mittel vorhanden sind, erfolgt eine
Zahlung der weiteren geregelten Verbindlichkeiten, vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer
6.2.1-6.2.4. Innerhalb einer Stufe aufgeflhrte Verbindlichkeiten sind untereinander gleich-
ranging; ihre Erfullung erfolgt gegebenenfalls anteilig.
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6.2.2

6.2.3

6.2.4

7.1

7.1.1

Stellt die Emittentin am Endfdlligkeitstag fest, dass der fallige Riickzahlungsbetrag nicht bzw.
nicht vollstandig geleistet werden kann, gleichzeitig wahrend der Laufzeit der Schuldver-
schreibungen aber Variable Zinsen an die Anleihegldubiger gezahlt worden sind, wird die
Emittentin diese bereits geleisteten Variablen Zinsen in dem Umfang nachtréglich umwid-
men, der erforderlich ist, um den, am Endfdlligkeitstag falligen Riickzahlungsbetrag zu be-
dienen, jedoch insgesamt nicht mehr als 99 % der bereits geleisteten Variablen Zinsen. Die
Umwidmung erfolgt im Wege einer einseitigen Erklarung der Emittentin gegentiber den An-
leihegldubigern gemal den Bestimmungen dieser Anleihebedingungen.

Stellt die Emittentin am Endfdlligkeitstag fest, dass der fallige Rickzahlungsbetrag auch un-
ter Anwendung des Abschnitts 6.2.2 nicht bzw. nicht vollstandig geleistet werden kann,
gleichzeitig wahrend der Laufzeit der Schuldverschreibungen aber Festzinsen — inklusive Ge-
stundeter Festzinsen und nachtraglich gezahlter Zinsfehlbetrage- an die Anleihegldubiger ge-
zahlt worden sind, wird die Emittentin diese bereits geleisteten Festzinsen in dem Umfang
nachtraglich umwidmen, der erforderlich ist, um den, am Endfdlligkeitstag falligen Riickzah-
lungsbetrag zu bedienen, jedoch insgesamt nicht mehr als 99 % der bereits geleisteten Fest-
zinsen. Die Umwidmung erfolgt im Wege einer einseitigen Erklarung der Emittentin gegen-
Uber den Anleiheglédubigern gemall den Bestimmungen dieser Anleihebedingungen.

Stellt die Emittentin am Endfdlligkeitstag fest, dass dann fallige Festzinsen oder Gestundete
Festzinsen nicht geleistet werden kénnen, gleichzeitig wahrend der Laufzeit der Schuldver-
schreibungen aber Variable Zinsen an die Anleiheglédubiger gezahlt worden sind, wird die
Emittentin diese bereits geleisteten Variablen Zinsen in dem Umfang nachtraglich umwid-
men, der erforderlich ist, um die, am Endfdlligkeitstag falligen oder Gestundeten Festzinsen
(teilweise) zu bedienen. Die Umwidmung erfolgt im Wege einer einseitigen Erklarung der
Emittentin gegeniber den Anleihegldubigern gemaR den Bestimmungen dieser Anleihebe-
dingungen.

ENDFALLIGKEIT & TILGUNG; VORZEITIGE TILGUNG; RUCKKAUF; SACHTILGUNG
Endfélligkeit

Der regulare Endfdlligkeitstag der Schuldverschreibungen ist der 31. Januar 2026, oder der
Tag, an dem der Emittentin eine Kindigungserklarung gemaR Ziffer 9.3 zugeht oder eine
Kindigung der Emittentin bzw. vorzeitige Riickzahlung gemaR Ziffern 7.1.3, 7.2 und 7.3 be-
kannt gemacht worden ist (der , Endfédlligkeitstag”). Die Emittentin ist berechtigt, die Laufzeit
der ausstehenden Schuldverschreibungen einmalig um maximal zwolf (12) Monate zu ver-
langern (im Folgenden fur die Schuldverschreibungen als ,,Extension Period’ definiert). Das
Ende der Extension Period der Schuldverschreibungen gilt im Fall einer solchen vorstehenden
Verlangerung als Endfdlligkeitstag im Sinne dieser Anleihebedingungen (ebenfalls der ,, End-
falligkeitstag”). Die Emittentin wird die Anleiheglédubiger im Falle einer Verlangerung des
Endfdlligkeitstags um eine Extension Period spatestens 2 Monate vorher tber die Verlange-

114



7.1.2

7.1.3

7.1.4

7.1.5

7.1.6

7.2

7.2.1

rung gemaR Ziffer 22 informieren. Wahrend dieser Extension Period gelten die Anleihebedin-
gungen weiter, insbesondere auch die Regelungen der Ziffern 3, 4 und 6. Der Endfilligkeits-
tag nach einer Extension Period ist jedoch spatestens der 31. Januar 2027.

Am Endfilligkeitstag wird die Emittentin den Restnennbetrag der Anleihen zuriickzahlen,
vorbehaltlich der Bestimmungen der Ziffern 4.1 und 6.2.

Die Emittentin handelnd fir das Compartment ist jederzeit berechtigt, die noch ausstehen-
den Schuldverschreibungen vorbehaltlich der Ziffer 7.2. insgesamt, nicht jedoch teilweise,
mit einer Frist von mindestens dreilkig (30) und hochstens sechzig (60) Kalendertagen durch
Bekanntmachung zu kiindigen; der Tag des Fristendes gilt als Endfdlligkeitstag im Sinne der
Ziffer 7.1.1. Die Kindigungserklarung der Emittentin muss den Endfdlligkeitstag angeben.

Bei Endfalligkeit werden die Schuldverschreibungen zu ihrem am Endfilligkeitstag festge-
stellten Restnennbetrag (i) zuziiglich des Festzinses sowie aufgelaufener Variabler Zinsen, (ii)
zuzUglich von Betragen gemal Ziffer 4.2 sowie (iii) zuziglich von Betrdgen, die die Emittentin
bezogen auf das Compartment bis zum Endfdlligkeitstag nach Abzug von daflir anfallenden
Kosten vom Referenzfonds als aullerordentliche Ausschittungen erhalten hat, zurlickge-
zahlt, sofern die Schuldverschreibungen nicht vorzeitig getilgt oder zurlickgekauft worden
sind (der , Rickzahlungsbetrag”).

Der Riickzahlungsbetrag wird spatestens sechs Kalendermonate nach dem Endfdlligkeitstag
(der ,, Rickzahlungstag”) zur Zahlung fallig.

Im Falle der Endfalligkeit steht den Anleihegldubigern bzw. der Emittentin grundsatzlich kein
Recht zu, nach Endfélligkeit die Leistung des Riickzahlungsbetrags durch Sachauskehr an Er-
fUllungsstatt zu verlangen bzw. auszukehren. Eine Sachauskehr im Ermessen der Emittentin
an den jeweiligen Anleihegldubiger kann jedoch mit dessen ausdrlcklicher vorheriger Zu-
stimmung, die schriftlich zu erfolgen hat, vorgenommen werden. Ungeachtet des wirtschaft-
lichen Wertes des Sachtilgungsbetrages tritt mit Ubertragung des Sachtilgungsbetrags, ein-
schlielllich des Referenzfondsanteils an den jeweiligen Anleiheglédubiger Tilgungswirkung an
Erflllung statt ein und ein Anspruch auf einen etwaigen ausstehenden Nennbetrag (i) zuzlg-
lich des Festzinses sowie aufgelaufener Variabler Zinsen, (ii) zuzlglich von Betrdgen gemafR
Ziffer 4.2 sowie (iii) zuztglich von Betragen, die die Emittentin bezogen auf das Compartment
bis zum Endfdlligkeitstag nach Abzug von dafir anfallenden Kosten vom Referenzfonds als
auBerordentliche Ausschittungen erhalten hat, verfallt. Soweit keine Zustimmung des je-
weiligen Anleihegldubigers vorliegt, wird die Emittentin auf Kosten des jeweiligen Anlei-
hegldubigers die auszukehrenden Vermdgenswerte zum bestmoglichen Preis liquidieren
und den entsprechenden Verwertungsbetrag abzlglich Steuern, Gebihren und Kosten an
den Investor an Erfiillungsstatt mit Tilgungswirkung ausschitten.

Vorzeitige Tilgung

Erhalt die Emittentin aus ihrer Beteiligung an dem Referenzfonds vor dem Endfdlligkeitstag

Riuckzahlungen auf ihr eingelegtes Beteiligungskapital, wird die Emittentin handelnd fur das

Compartment den Betrag des zuriickgezahlten Kapitals an die Anleihegldubiger pro rata im

Verhiltnis des Nennbetrags der Schuldverschreibungen des jeweiligen Anleihegldubigers
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7.2.2

7.2.3

7.3

zum Restnennbetrag der Schuldverschreibungen als Tilgung auf die Schuldverschreibungen
zahlen (die , Vorzeitige Tilgung”). Die Emittentin handelnd fir das Compartment hat die Vor-
zeitige Tilgung an dem Zinszahlungstag zu leisten, der mindestens zehn (10) Bankarbeitstage
dem Tag nachfolgt, an dem die Emittentin die Riickzahlung erhalten hat.

DarUber hinaus hat die Emittentin das Recht, zwolIf (12) Monate vor dem zu diesem Zeitpunkt
erwarteten Endfdlligkeitstag mit der Tilgung der zu diesem Zeitpunkt noch ausstehenden
Schuldverschreibungen zu beginnen und diese in ihrem Ermessen in Einklang mit den Vorga-
ben der Ziffer 4.1 bzw. 6.2. zuriickzuzahlen. Die Emittentin wird die Anleihegldubiger hier-
Uber rechtzeitig, spatestens jedoch zehn (10) Arbeitstage vor einer (Teil-)Tilgung informie-
ren.

Im Falle einer Vorzeitigen Tilgung steht den Anleiheglédubigern bzw. der Emittentin grund-
satzlich kein Recht zu, die Leistung des Riickzahlungsbetrags durch Sachauskehr an Erfil-
lungsstatt zu verlangen bzw. auszukehren. Eine Sachauskehr im Ermessen der Emittentin an
den jeweiligen Anleihegldubiger kann jedoch mit dessen ausdricklicher vorheriger Zustim-
mung, die schriftlich zu erfolgen hat, vorgenommen werden. Ungeachtet des wirtschaftli-
chen Wertes des Sachtilgungsbetrages tritt mit Ubertragung des Sachtilgungsbetrags, ein-
schlielllich des Referenzfondsanteils an den jeweiligen Anleihegldubiger Tilgungswirkung an
Erflllung statt ein und ein Anspruch auf einen etwaigen ausstehenden Nennbetrag (i) zuziig-
lich des Festzinses sowie aufgelaufener Variabler Zinsen, (ii) zuzlglich von Betrdgen gemaR
Ziffer 4.2 sowie (iii) zuztglich von Betragen, die die Emittentin bezogen auf das Compartment
bis zum Endfdlligkeitstag nach Abzug von dafiir anfallenden Kosten vom Referenzfonds als
auBerordentliche Ausschittungen erhalten hat, verfallt. Soweit keine Zustimmung des je-
weiligen Anleiheglédubigers vorliegt, wird die Emittentin auf Kosten des jeweiligen Anlei-
hegldubigers die auszukehrenden Vermdgenswerte zum bestmoglichen Preis liquidieren
und den entsprechenden Verwertungsbetrag abzlglich Steuern, Geblhren und Kosten an
den Investor an Erfillungsstatt mit Tilgungswirkung ausschitten.

Rickkauf von Schuldverschreibungen

Die Emittentin, handelnd flir das Compartment, kann jederzeit und zu jedem Preis im Markt
oder auf eine andere Weise, die von ihr begebenen Schuldverschreibungen ankaufen. Die
von der Emittentin erworbenen Schuldverschreibungen kbnnen nach Wahl der Emittentin
von ihr fir Rechnung des Compartment gehalten, weiterverkauft oder entwertet werden.
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9.1

AUSSCHLUSS DES ORDENTLICHEN KUNDIGUNGSRECHTS

Weder die Emittentin noch die Anleiheglédubiger haben ein ordentliches Kiindigungsrecht.

AUSSERORDENTLICHES KUNDIGUNGSRECHT DER ANLEIHEGLAUBIGER

Kiindigung der Schuldverschreibungen

Jeder Anleihegléubiger ist berechtigt, seine Schuldverschreibungen zu kiindigen und den aus-

stehenden Riickzahlungsbetrag zur Rickzahlung fallig zu stellen, falls

(a)

die Emittentin gegen eine Zusicherung aus Ziffer 15 der Anleihebedingungen ver-
stoRt; ein Verstol gegen die Zusicherung aus Ziffer 15(a) der Anleihebedingungen
berechtigt jedoch nur dann zur auerordentlichen Kindigung, sofern ein Rest-
rukturierungsbeschluss nach Ziffer 5.1.4 der Anleihebedingungen zuvor nicht zu-
stande genkommen ist;

die Emittentin handelnd fir das Compartment Kapital oder beanspruchbare Zin-
sen, letztere vorbehaltlich der Regelung gemalR Ziffer 4.1, nicht innerhalb von
30 Kalendertagen nach dem betreffenden Falligkeitstag zahlt;

die Emittentin, handelnd flr das Compartment, schriftlich erklart, dass sie ihre
Schulden bei Félligkeit nicht zahlen kann (Zahlungseinstellung);

ein Insolvenzverfahren Uber das Vermogen der Emittentin oder des Compart-
ments, eroffnet wird oder die Emittentin, handelnd fir das Compartment, ein sol-
ches Verfahren einleitet oder beantragt oder eine allgemeine Schuldenregelung
zu Gunsten ihrer Anleihegldubiger anbietet oder trifft oder ein Dritter ein Insol-
venzverfahren gegen die Emittentin, oder das Compartment beantragt und ein
solches Verfahren nicht innerhalb einer Frist von 30 Kalendertagen aufgehoben
oder ausgesetzt worden ist, es sei denn es wird mangels Masse abgewiesen oder
eingestellt;

die Emittentin in Liquidation tritt, es sei denn, dies geschieht im Zusammenhang
mit einer Verschmelzung oder einer anderen Form des Zusammenschlusses mit
einer anderen Gesellschaft oder im Zusammenhang mit einer Umwandlung und
die andere oder neue Gesellschaft Gbernimmt im Wesentlichen alle Aktiva und
Passiva der Emittentin, der Garantin oder der Tochtergesellschaft der Emittentin,
einschlieBlich aller Verpflichtungen, die die Emittentin im Zusammenhang mit
den Schuldverschreibungen hat;

der Verwaltungsrat der Emittentin beschlieRt, ihren Sitz in ein anderes Land zu
verlegen;

der Verwaltungsrat der Emittentin beschliel3t, eine andere Emittentin zu nutzen.
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9.2

9.3

10.

Erloschen des Kiindigungsrechts

Das Kundigungsrecht der Anleihegléubiger erlischt, falls der Kiindigungsgrund vor Austbung
des Kiindigungsrechts geheilt wurde.

Form der Benachrichtigung oder der Kiindigung

Eine Benachrichtigung oder Kiindigung gemaR Ziffer 9.1 hat in der Weise zu erfolgen, dass
der Anleihegldubiger der Emittentin die Erklarung in schriftlicher Form Gbergibt oder durch
eingeschriebenen Brief (ibersendet und die Umstande darlegt, aus denen sich die vorzeitige
Falligstellung gemaR Ziffer 9.1 ergibt.

KUNDIGUNGSRECHT DER EMITTENTIN

Bei Vorliegen eines der nachstehend beschriebenen Kiindigungsereignisse ist die Emittentin
berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Schuldverschreibungen durch Mitteilung gemal Ziffer
20dieser Anleihebedingungen und unter Angabe des Kiindigungsereignisses aullerordentlich
zu kindigen und gegen Zahlung des ausstehenden Riickzahlungsbetrags vorzeitig zu tilgen.
Mit der Zahlung des ausstehenden Riickzahlungsbetrages erldéschen alle weiteren Anspriche
der Anleihegldubiger.

Ein Kindigungsereignis bezeichnet insbesondere die folgenden Ereignisse, soweit ein sol-
chesnach einerim billigen Ermessen getroffenen Feststellung der Emittentin eine wirtschaft-
lich nachteilige Auswirkung auf die Schuldverschreibungen hat:

Ein Insolvenzverfahren oder ein nach dem fir die Emittentin anwendbaren Recht ver-
gleichbares Verfahren Uber das Vermogen der Emittentin wurde beantragt;

Die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens Uber das Vermogen des Referenzfonds ist be-
antragt worden und der Antrag ist nicht innerhalb von 30 Bankgeschaftstagen widerru-
fen oder abgewiesen worden oder ein Gericht hat das Insolvenzverfahren gegen den
Referenzfonds er6ffnet.

Die Emittentin verliert ihren Status oder eine gegebenenfalls erteilte Genehmigung
bzw. Zulassung gemaRk dem Verbriefungsgesetz;

Die Emittentin verliert ihren Status oder eine ggf. erteilte Genehmigung bzw. Zulassung
gemalk dem Gesetz von 2004.

Ereignisse in Bezug auf den Referenzfonds, die sich nachteilig auf die Fahigkeit der Emit-
tentin, inre Verpflichtungen aus diesen Anleihebedingungen zu erfillen, auswirken, ins-
besondere eine auerplanmalige Auflésung des Referenzfonds oder wenn die sich aus
dem Referenzfondsanteil ergebenden Rechte zum wirtschaftlichen Nachteil der Emit-
tentin gedndert werden.

Auf die von der Emittentin zur Nachbildung des Referenzfondsanteils gehaltenen Com-
partment-Vermégenswerte entfallende Zahlungen werden trotz Falligkeit nicht oder
nicht in voller Hohe an die Emittentin gemaR den dem Referenzfondsanteil zugrunde-
liegenden Bestimmungen geleistet.
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11.

111

11.1.1

12.

121

13.

131

Der Eintritt solcher Ereignisse, die sich dauerhaft nachteilig auf die Fahigkeit der Emit-
tentin auswirken, ihre Verpflichtungen aus diesen Anleihebedingungen zu erfiillen;

Die Emittentin stellt nach billigem Ermessen fest, dass (i) die Erflillung der Verpflichtun-
gen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen nach den anwendbaren gegenwar-
tigen oder kinftigen Rechtsbestimmungen, Regeln, Urteilen, Anordnungen oder Richt-
linien einer Verwaltungsbehorde, eines Gesetzgebers oder eines Gerichts, oder einer
Anderung der Auslegung derselben, vollstindig oder teilweise ungesetzlich, rechtswid-
rig oder aus sonstigen Griinden untersagt ist oder werden wird oder (ii) der Emittentin
erheblich héhere Kosten bei der Erfillung ihrer Verpflichtungen aus den Schuldver-
schreibungen entstehen (unter anderem auf Grund einer Erhéhung der Steuerpflicht,
einer Verringerung der Steuervorteile oder anderen fir die steuerliche Situation nach-
teiligen Auswirkungen);

Die Emittentin ist nicht in der Lage, in wirtschaftlich verninftiger Weise (i) Transaktio-
nen abzuschlielen, fortzufiihren oder abzuwickeln bzw. Vermogenswerte zu erwerben,
auszutauschen, zu halten oder zu verdulRern, die zur Absicherung von Preisrisiken im
Hinblick auf die Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen not-
wendig sind oder sie (ii) ist nicht in der Lage, die Erlése aus den Transaktionen bzw.
Vermogenswerten zu realisieren, erlangen oder weiterzuleiten;

Die Emittentin muss im Vergleich zum Begebungstag einen wesentlich hoheren Betrag
an Steuern, Abgaben, Aufwendungen und GebUhren (auller Maklergeblhren) entrich-
ten, um (i) Transaktionen abzuschlieRen, fortzufihren oder abzuwickeln bzw. Vermo-
genswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu verduBBern, die zur Absiche-
rung von Preisrisiken im Hinblick auf die Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuld-
verschreibungen notwendig sind oder (ii) Erlése aus den Transaktionen bzw. Vermo-
genswerten zu realisieren, zurtick zu gewinnen oder weiterzuleiten.

UBERTRAGUNG VON SCHULDVERSCHREIBUNGEN
Freie Ubertragbarkeit

Die Schuldverschreibungen sind als Miteigentumsanteile an der Dauerglobalurkunde in Uber-
einstimmung mit den anwendbaren Regeln und Vorschriften des Clearingsystems und der
Borse Stuttgart frei Ubertragbar.

RUCKGABERECHT DER ANLEIHEGLAUBIGER

Neben dem AulRerordentlichen Kiindigungsrecht gemaR Ziffer 9 steht den Anleiheglédubigern
kein Rickgaberecht der gehaltenen Schuldverschreibungen an die Emittentin vor dem End-
fdlligkeitstag zu.

ZAHLUNGEN, LIEFERUNGEN, BERECHNUNGEN, FESTSTELLUNGEN

Die Zahlung von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen werden an dem entspre-
chenden Zinszahlungs- beziehungsweise Endfdlligkeitstag, an dem diese Zahlungen gemal}
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13.2

133

14.

15.

den Bestimmungen dieser Anleihebedingungenfillig werden, von der Emittentin mittels des
Administrators geleistet.

Samtliche Zahlungen gemiR diesen Anleihebedingungen erfolgen in Ubereinstimmung mit
der Zahlungsreihenfolge gemald Ziffer 4.1 und vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.

Vorbehaltlich geltender steuerlicher und sonstiger gesetzlicher Regelungen und Vorschriften
erfolgen zu leistende Zahlungen auf die Schuldverschreibungen in EUR durch Uberweisung
auf ein auf EUR lautendes Konto.

AUFRECHNUNGSVERBOT

Die Emittentin verzichtet hiermit auf jegliche Aufrechnungsrechte gegen beziehungsweise
aus Ansprichen aus den Schuldverschreibungen sowie auf die Austbung jeglicher Pfand-
rechte, Zurlickbehaltungsrechte oder anderer Rechte, durch die die Ansprliche eines Anlei-
hegldubigers beeintrachtigt werden kénnten.

ZUSICHERUNGEN DER EMITTENTIN

Die Emittentin, handelnd flr das Compartment, sichert den Anleiheglédubigern zu, dass am
Tag der Begebung der Schuldverschreibungen und bis zum Endfilligkeitstag die folgenden
Feststellungen zutreffend sind:

(a) Die Emittentin verpflichtet sich gegenlber den Anleiheglédubigern, dass Rating
der Schuldverschreibung BBB- gemal Ziffer 5 der Anleihebedingungen zu be-
schaffen und zu erhalten.

(b) Die Emittentin ist eine nach luxemburgischem Recht wirksam errichtete, beste-
hende und im luxemburgischen Handels- und Gesellschaftsregister unter der
Nummer B 150.232 registrierte Aktiengesellschaft (société anonyme).

(c) Die Begebung der Schuldverschreibungen durch die Emittentin und die Erful-
lung der Verpflichtungen darunter verstoRen nicht gegen gesetzliche und sat-
zungsmaRige Verpflichtungen der Emittentin und die Emittentin hat samtliche ge-
setzlich und satzungsmalig erforderlichen Genehmigungen und Zustimmungen
eingeholt.

(d) Soweit erheblich fir den Geschaftsbetrieb der Emittentin und die Wirksamkeit
der Begrindung der Schuldverschreibungen, (bt die Emittentin ihre Geschafts-
tatigkeit in Ubereinstimmung mit allen einschlagigen Rechtsvorschriften aus und
befolgt alle einschldgigen behordlichen Regelungen und Anweisungen.

(e) Die Emittentin bezogen auf das Compartment ist weder insolvent noch droht eine
Insolvenz. Gegen die Emittentin bezogen auf das Compartment oder das Com-
partment wurde weder ein Antrag auf Eroffnung eines Insolvenzverfahrens ge-
stellt, noch wurde ein solches Verfahren eroffnet. Die Emittentin bezogen auf das
Compartment oder das Compartment befindet sich nicht in Liquidation und es ist
auch kein entsprechender Liquidationsbeschluss gefasst.
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16.

PFLICHTEN DER EMITTENTIN

Die Emittentin, handelnd flir das Compartment, verpflichtet sich, solange die Schuldver-

schreibungen ausstehen,

(a)

die eingenommenen Nennbetrage der Schuldverschreibung aus der Begebung
der Schuldverschreibungen des Compartments abzlglich einem auf die Kosten
des Compartments entfallenden Betrages zur Investition in den Referenzfonds
durch Ankauf von Anteilen des Referenzfonds zu verwenden;

samtliche Anspriche unter den Schuldverschreibungen, sofern und soweit diese
bestehen, zahlbar und fallig sind, stets fristgerecht zu erfillen;

weder selbst noch lber eine Tochtergesellschaft eine Ausschittung aus dem
Compartment an ihre Aktionare oder eine Nahestehende Person vorzunehmen.
, Nahestehende Person” bezeichnet jede (natlrliche oder juristische) Person, die
mittelbar oder unmittelbar einen beherrschenden Einfluss auf die Emittentin aus-
Ubt; einen Anteil am Unternehmen halt, der maligeblichen Einfluss gewahrt; an
einer gemeinschaftlichen Flihrung beteiligt ist; Unternehmen, an denen die Akti-
onare der Emittentin und / oder deren mittelbare oder unmittelbare Gesellschaf-
ter bzw. Aktionédre (einzeln oder gemeinschaftlich, mittelbar oder unmittelbar)
beteiligt sind; ein Partner bei einem Joint Venture ist; ferner eine Person, die in
der Emittentin eine Schllsselposition bekleidet oder ein naher Familienangehdri-
ger einer nattrlichen Person, die eine oder mehrere Gesellschaften der Gruppe
halt;

ihren Geschaftsbetrieb stets in Ubereinstimmung mit den jeweiligen branchen-
Ublichen Standards und mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu fih-
ren und zu betreiben;

die flr ihren Geschaftsbetrieb erforderlichen behordlichen Genehmigungen zu
beschaffen und flr deren Aufrechterhaltung zu sorgen;

alle anwendbaren Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften oder sonstigen
Regelungen oder Anweisungen behordlicher Stellen zu beachten, welche fir ih-
ren Geschéaftsbetrieb erheblich sind;

keine anderen Verpflichtungen einzugehen als diejenigen, die sich aus oder im
Zusammenhang mit den folgenden Vertrdgen (zusammen ,, Transaktionsver-
trdge”) ergeben:

(A) dem Kontoeroffnungsvertrag zum Zwecke der Verwaltung des oder
der, fir die Emittentin fiir das Compartment eroffneten, Konto(s);

(B) im Zusammenhang mit dem Compartment bzw. aus den sonstigen im
Rahmen der normalen Geschaftstatigkeit der Emittentinim Zusammen-
hang mit dem Compartment abgeschlossenen Vertragen; und/oder
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17.

17.1

17.2

(C) dem in Zusammenhang mit der Grindung und dem Betrieb der Emit-
tentin mit Hauck & Aufhduser Alternative Investment Services S.A. als
Administrator (der ,Administrator”) abgeschlossenen Verwaltungs-;
Domizil- und Vertretungsstellenvertrag;

(D) dem in Zusammenhang mit der Funktion als Zahl- und Abwicklungs-
stelle mit der Hauck & Aufhaduser Privatbankiers AG, Niederlassung Lu-
xemburg (die ,Zahl- und Abwicklungsstelle“) abgeschlossenen Zahl-
und Abwicklungsstellenvertrag;

(E) die Zeichnungsvereinbarung gegeniiber dem Referenzfonds;

(h) keine anderen Aktivitdten auszulben als diejenigen, die sich auf Grund der oder
im Zusammenhang mit diesen Anleihebedingungen und den Transaktionsvertrd-
gen ergeben soweit nicht nach jeweils geltendem Luxemburger oder deutschem
Recht erforderlich.

(i) Verbindlichkeiten, die nicht im Zusammenhang mit dem Compartment stehen,
auf andere Compartments zu beschranken und in alle kiinftigen Vereinbarungen
Uber Verpflichtungen des Compartment Beschrankungsklauseln aufzunehmen,
die im Wesentlichen den Bestimmungen in Ziffer 16 entsprechen.

BESCHRANKTER RUCKGRIFF; VERZICHT AUF GERICHTLICHE SCHRITTE UND RECHTSVERFOL-
GUNG

Alle Anspriche und Forderungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen sind auf
die Liquiditdt und die Vermégenswerte des Compartments begrenzt. Uber die Verteilung des
Erloses aus der Verwertung der Vermogenswerte des Compartments hinaus ist die Emitten-
tin zu keinen weiteren Zahlungen an die Anleiheglédubiger verpflichtet .

Die Anleihegldubiger erklaren sich ausdricklich damit einverstanden und akzeptieren, dass
die Emittentin (a) dem Gesetz von 2004 unterliegt und (b) durch Beschluss des Verwaltungs-
rats vom 30. April 2020 das Compartment gegriindet hat, in dem alle Vermogenswerte,
Rechte und Anspriiche in Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen gesammelt und
zugeteilt werden. Folglich steht das Vermogen des Compartments ausschlieBlich der Befrie-
digung der Rechte der Anleihegléubiger in Bezug auf das Compartment und der Rechte der
Glaubiger, deren Forderungen und Anspriche bei der Griindung, dem Betrieb oder der Auf-
|6sung/Liquidierung des Compartments entstanden sind oder entstehen, zur Verflgung.
Darlber hinaus erklaren sich die Anleihegldubiger ausdricklich damit einverstanden und ak-
zeptieren, dass sie nur einen beschrankten Rickgriff auf die Vermogenswerte des Compart-
ments und auch keinen Ruckgriff und keinen Anspruch auf andere Vermogenswerte der
Emittentin oder auf die Vermogenswerte anderer Compartments der Emittentin haben. Die
Anleihegldubiger erklaren sich ausdricklich damit einverstanden und akzeptieren, dass, so-
bald alle Vermogenswerte des Compartments verwertet wurden, sie nicht berechtigt sind,
im Hinblick auf die Befriedigung ihrer Forderungen und Anspriiche gegen die Emittentin vor-
zugehen, sondern alle dann ausstehenden Forderungen und Anspriiche erléschen.
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Falls die Vermogenswerte des Compartments zur endglltigen vollstandigen Befriedigung der
Ansprlche der Anleihegldubiger im Zusammenhang mit dem Compartment nicht ausreichen,
haftet die Emittentin nicht fir Fehlbetrage hieraus, und die Anleihegldubiger konnen keine
weiteren Anspriche gegenlber der Emittentin geltend machen. Diese Vermogenswerte und
Erlose gelten als "endgultig nicht ausreichend", wenn nach Erflllung der Zahlungsreihenfolge
gemaR Ziffer 4.1 lit. d dieser Anleihebedingungen vorrangigen Verpflichtungen der Emitten-
tin keine weiteren Vermogenswerte des Compartments verfliigbar sind und keine weiteren
Erldse zur Befriedigung von ausstehenden Forderungen der Anleihegléubiger realisiert wer-
den kénnen. Der Anspruch auf vollstandige Riickzahlung entfallt in diesem Fall. Die Anleihe-
gldubiger haben insbesondere keinen Riickgriff und keinen Anspruch auf andere Vermaogens-
werte der Emittentin, einschlieBlich der Vermogenswerte anderer Compartments oder der
allgemeinen Vermdgenswerte der Emittentin, die nicht dem Compartment zugeordnet sind.

Die Anleihegldubiger verzichten auf eine Klageerhebung oder die Einleitung sonstiger Ge-
richtsverfahren bzw. jede Art von Beteiligung an Gerichtsverfahren Dritter gegen die Emit-
tentin im Zusammenhang mit Ansprichen aus den Schuldverschreibungen, die zu einem In-
solvenzverfahren oder einem dhnlichen Verfahren zur Abwicklung der Emittentin, zur Bestel-
lung eines Insolvenzverwalters, zur Beschlagnahme der Vermdgenswerte der Emittentin
oder zur Zwangsvollstreckung in die Vermogenswerte der Emittentin, einschlieBlich der Ver-
mogenswerte anderer Compartments oder der allgemeinen Vermogenswerte der Emitten-
tin, die nicht dem Compartment zugeordnet sind, fihren oder fihren kbnnen. Dies gilt unter
der Voraussetzung, dass dieser Absatz dieser Anleihebedingungen keinen Anleihegldubiger
darin beschrankt, Schritte gegen die Emittentin zu ergreifen, die nicht zu einer Einleitung
oder moglichen Einleitung eines Insolvenzverfahrens oder eines dhnlichen Verfahrens zur
Abwicklung der Emittentin, zur Bestellung eines Insolvenzverwalters, zur Beschlagnahme der
Vermogenswerte der Emittentin oder zur Zwangsvollstreckung in die Vermogenswerte der
Emittentin fihren.

WAHRUNG; ZAHLUNGEN

Wahrung

Samtliche Zahlungen auf die Schuldverschreibungen werden in EUR geleistet.
Durchfiihrung von Zahlungen

Die Emittentin wird gemall den Anleihebedingungen Kapital und Zinsen auf die Schuldver-
schreibung bei Falligkeit in Euro, vorbehaltlich geltender steuerlicher und sonstiger gesetzli-
cher Regelungen und Vorschriften, Gber die Zahl- und Abwicklungsstelle an das Clearingsys-
tem zur Weiterleitung an die jeweiligen Anleihegldubiger zahlen. Diese Zahlungen haben flr
die Emittentin in ihrer jeweiligen Hohe befreiende Wirkung von den entsprechenden Ver-
bindlichkeiten gegeniber den jeweiligen Anleihegldubigern.

Falligkeitstag/Bankarbeitstag

Ist ein Falligkeitstag flr Zahlungen kein Bankarbeitstag, so wird die betreffende Zahlung erst
am ndchstfolgenden Bankarbeitstag geleistet, ohne dass wegen dieser Zahlungsverzogerung
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weitere Zinsen fallig werden. ,Bankarbeitstag” bezeichnet dabei jeden Tag (mit Ausnahme
von Samstag und Sonntag), an dem die Kreditinstitute in Luxemburg fir den Publikumsver-
kehr geoffnet sind und der auch ein TARGET2-Tag ist. TARGET2-Tag ist ein Tag, an dem Zah-
lungenin Euro Uber TARGETZ2 (Abkurzung fir Transeuropean Automated Realtime Gross Sett-
lement Express Transfers System 2) abgewickelt werden.

STEUERN
Einbehalte von Steuern

Alle Zahlungen in Bezug auf die Schuldverschreibungen erfolgen ohne Einbehalt oder Abzug
flr oder wegen gegenwartiger oder zuklnftiger Steuern, Abgaben oder behdrdlicher Gebih-
ren gleich welcher Art, es sei denn, die Emittentin ist kraft Gesetzes verpflichtet, solche ge-
genwadrtigen oder zukinftigen Steuern, Abgaben oder behordlichen Gebihren gleich wel-
cher Art von den Zahlungen in Bezug auf die Schuldverschreibungen abzuziehen oder einzu-
behalten. In diesem Fall leistet die Emittentin, handelnd fir das Compartment, die entspre-
chenden Zahlungen nach einem solchen Einbehalt oder Abzug und zahlt die einbehaltenen
oder abgezogenen Betrédge an die zustandigen Behorden, jeweils fir Rechnung des Compart-
ments. Die Emittentin, handelnd fir das Compartment, ist nicht verpflichtet, wegen eines
solchen Einbehalts oder Abzugs an die Anleiheglédubiger irgendwelche zusatzlichen Betrage
zu zahlen.

Verpflichtung zur Zahlung von Steuern

Alle Zahlungen der Emittentin in Bezug auf die Schuldverschreibungen unterliegen der Be-
steuerung aufgrund samtlicher steuerrechtlicher und anderer Gesetze und Regelungen. Die
Emittentin ist nicht verpflichtet, sondern der jeweilige Anteilsglaubiger ist verpflichtet, die
auf die Schuldverschreibungen entfallenden Steuern, Zuschlage, Abzlige etc. zu zahlen. Die
Emittentin ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, solche Betrdge bei Zahlungen aufgrund der
Schuldverschreibungen an den Anleihegldubiger in Abzug zu bringen.

MITTEILUNGEN
Mitteilungen an Inhaber der Schuldverschreibungen

Mitteilungen an die Anleihegldubiger erfolgen in deutscher oder englischer Sprache im Er-
messen der Emittentin durch eingeschriebenen Brief oder als E-Mail an die E-Mail-Adresse
des Anleihegléubigers. Mitteilungen an die Anleihegldubiger kdnnen auch durch das Clea-
ringsystem nach den fir das Clearingsystem geltenden Regelungen veroffentlicht werden.
Die Emittentin kann Mitteilungen gegeniber den Anleihegldubigern entsprechend dieser
Vorgaben an das Clearingsystem Ubermitteln. Mitteilungen werden am siebten Tag nach
dem Tag der Ubermittlung der Mitteilung an das Clearingsystem gegeniiber dem Anleihe-
gldubiger wirksam.

Mitteilungen gegenlber der Emittentin
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Mitteilungen der Inhaber der Schuldverschreibungen gegeniber der Emittentin haben an fol-
gende Anschrift zu erfolgen: Securo Pro Lux S.A., 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach,
GroBherzogtum Luxemburg.

VERJAHRUNG

Sofern die Verpflichtungen der Emittentin zur Zahlung von Kapital und Zinsen in Bezug auf die
Schuldverschreibungen nicht schon gemald anderen Bestimmungen dieser Anleihebedingun-
gen erldschen, verjahren diese Verpflichtungen

(a) im Fall der Verpflichtung zur Zahlung des Kapitals nach Ablauf von zehn (10) Jahren
nach dem jeweiligen Tag, an dem die die Zahlung des Kapitals fallig wurde; und

(b) im Fall der Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen nach Ablauf von funf (5) Jahren
nach dem jeweiligen Tag, an dem die Zahlung des Zinses fallig wurde.

INFORMATIONSPFLICHTEN
Zurverfiigungstellung des Jahresabschlusses
Den Anleihegléubigern stehen folgende Informationsrechte hinsichtlich der Emittentin zu:

Die Emittentin, handelnd fir das Compartment, ist verpflichtet, den Anleiheglédubigern inner-
halb von sechs (6) Monaten nach Ablauf eines jeden Geschéftsjahres einen gepriften Jah-
resabschluss der Emittentin nach den anwendbaren Rechtsvorschriften zur Verfligung zu
stellen.

Die Emittentin, handelnd fir das Compartment, ist verpflichtet, den Anleiheglédubigern samt-
liche wesentlichen anderen Informationen inklusive eines quartalsweise von der Emittentin
flr die Anleihegldubiger bereitgestellten Reportings zu Ubermitteln, die die Emittentin in Be-
zug auf die Vermogenswerte des Compartment erhilt, vorbehaltlich etwaiger entgegenste-
hender datenschutzrechtlicher Bestimmungen.

Weitere Informationsrechte ergeben sich aus Artikel 461-6 des Luxemburger Gesellschafts-
gesetzes vom 10. August 1915 Uber Handelsgesellschaften (,, Gesetz von 1915“). Die vorste-
hend in 19.2 genannten Informationen werden von der Emittentin innerhalb von zwanzig
(20) Bankgeschaftstagen nach Erhalt bzw. nach Vorliegen des gepriften Jahresabschlusses
an die Anleihegldubiger ibermittelt. Die Ubermittlung der in dieser Ziffer erwdhnten Infor-
mationen steht unter dem Vorbehalt des Erhalts der entsprechenden Informationen durch
die Emittentin.

Informationsrechte und alle sonstigen Rechte, die der Emittentin handelnd fiir Rechnung des
Compartment zustehen, werden von der Emittentin im eigenen Namen und auf eigene Rech-
nung ausgelbt.

Auf schriftliche Anfrage eines Anleiheglédubigers wird sich die Emittentin im Rahmen des Zu-
mutbaren bemihen, insbesondere bei dem Referenzfonds solche Informationen zu beschaf-
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22.8

23.
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fen, die der Anleihegldubiger verninftigerweise fir bilanzielle, steuerliche, sowie fir auf-
sichtsrechtliche oder regulatorische Zwecke benétigt vorausgesetzt, dass der Anleihegldubi-
ger die benotigte Information spezifiziert und diese Information bei der Emittentin selbst
verfligbar ist, oder bei Dienstleistern, die die Emittentin beauftragt, oder dem Referenzfonds
ohne zusatzliche Kosten beschafft werden kann.

Die Emittentin ist nicht verpflichtet, die Vollstandigkeit und Richtigkeit von Informationen
gemadld dieser Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.Ziff. 22 dieser Anleihebe-
dingungen zu Uberprifen. Die Emittentin haftet gegenlber den Anleihegldubigern demnach
weder fir die Vollstdndigkeit noch fir die Richtigkeit dieser Informationen. Die Emittentin
haftet nur fUr die rechtzeitige und unverfalschte Weiterleitung der Informationen, jedoch
nicht dafur, dass ihr diese Informationen rechtzeitig zur Verfigung gestellt werden.

Information von wesentlichen Ereignissen

Die Emittentin muss den Anleihegldubigern wesentliche Ereignisse, die sie, das Compartment
oder die Schuldverschreibungen unmittelbar betreffen und Auswirkungen auf die Fahigkeit
zur Leistung von Zins und Tilgung haben, unverziglich mitteilen. Als wesentliche Ereignisse
gelten insbesondere:

(a) Uber das Vermogen der Emittentin bezogen auf das Compartment oder iiber das
Compartment wird die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens beantragt oder ein
entsprechendes Insolvenzverfahren wird er6ffnet;

(b) Die Emittentin bezogen auf das Compartment oder das Compartment ist zah-
lungsunfahig oder Uberschuldet; oder

(c) Es wird ein Beschluss Uber die Liquidation der Emittentin bezogen auf das Com-
partment gefasst.

Uber die in dieser Ziffer 22 niedergelegten Informationsrechte stehen den Anleihegldubigern
keine weiteren Informationsrechte zu.

ANLEIHEGLAUBIGERVERSAMMLUNG

Anleihegldubiger, welche Schuldverschreibungen im Nennwert von insgesamt mindestens
33 % des gesamten Nennwerts aller flir das Compartment ausstehenden Schuldverschrei-
bungen auf sich vereinigen, kédnnen von der Emittentin schriftlich verlangen, eine Anlei-
heglédubigerversammlung einzuberufen. Sie haben ihrem Verlangen eine geeignete Tages-
ordnung beizufligen. Die Emittentin ist erméchtigt, diese Tagesordnung zu erganzen. Die
Emittentin hat die Anleihegldubigerversammlung innerhalb eines Zeitraums von dreilRig (30)
Kalendertagen nach Erhalt der Tagesordnung einzuberufen. Die Emittentin kann auch auf-
grund eigener Initiative unter Angabe einer entsprechenden Tagesordnung eine Anlei-
heglédubigerversammlung einberufen.

Mit der Einberufung der Anleihegldubigerversammlung hat die Emittentin den Anleihegldu-
bigern die Beschlussunterlagen zu Ubersenden. Die Beschlussunterlagen haben neben der
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Tagesordnung und den Beschlussgegenstanden auch gegebenenfalls erforderliche erlau-
ternde Unterlagen sowie — bei Einberufung einer Anleihegldubigerversammlung — die An-
gabe von Tag, Zeit und Ort der Anleihegldubigerversammlung zu beinhalten. Zwischen Ver-
sand der Einberufung einschlieRlich der Beschlussunterlagen und dem Tag, an dem die An-
leihegldubigerversammlung stattfinden soll, sollen grundsatzlich mindestens acht (8) Bank-
geschéftstage liegen. Diese Frist kann in zu begrindenden Eilfallen auf drei (3) Bankge-
schaftstage verklrzt werden.

Jeder Anleihegldubiger kann an einer Anleihegldubigerversammlung mittels einer Audiokon-
ferenz, einer Videokonferenz oder mittels anderer Kommunikationsmittel teilnehmen, so-
fern dies technisch machbar ist und hierdurch (i) alle Versammlungsteilnehmer zweifelsfrei
als Anleihegléubiger identifiziert werden konnen, (ii) die Anleihegldubiger, die an der Anlei-
hegldubigerversammlung teilnehmen, miteinander sprechen und sich gegenseitig horen
konnen, (iii) die Anleiheglédubigerversammlung ohne Unterbrechung durchgefihrt werden
kann und (iv) die Anleihegléubiger sich ordentlich beraten kénnen. Anleihegldubiger, die auf
diesem Wege an einer Anleihegldubigerversammlung teilnehmen, gelten als anwesend.

Die Anleihegldubigerversammlung wird durch einen Vertreter der Emittentin geleitet. Jeder
Anleihegldubiger kann sich bei einer Anleihegldubigerversammlung durch eine andere von
ihm ernannte Person vertreten lassen, wenn eine schriftliche Vollmacht im Original oder per
Fax vorgelegt wird. Wenn alle Anleihegldubiger in einer Anleihegldubigerversammlung an-
wesend oder vertreten sind, und wenn diese angeben, dass sie Uber die Tagesordnung in-
formiert wurden, kann die Anleiheglédubigerversammlung ohne Beachtung der Vorgaben der
Ziffer 22.2 abgehalten werden.

Statt einer Anleihegldubigerversammlung kann die Emittentin auch eine Beschlussfassung
der Anleihegléubiger Uber die Tagesordnungspunkte im schriftlichen Abstimmungsverfahren
per Brief, Fax, E-Mail oder durch ein vergleichbares Kommunikationsmittel herbeifihren. In
diesem Fall wird die Emittentin den Anleihegldubigern die Beschlussunterlagen im Sinne der
Ziffer 22.2 zuleiten und den Anleiheglédubigern den Tag benennen, bis zu welchem sie ihre
Stimme abgeben konnen (,,Abstimmungstag”). Die Abstimmungsfrist soll zehn (10) Bankge-
schéaftstage ab dem Versand der Beschlussunterlagen betragen und kann in zu begriinden-
den Eilfallen auf bis zu drei (3) Bankgeschaftstage verkirzt werden. Die Stimmabgabe kann
schriftlich, per Fax oder per E-Mail erfolgen. MaRgeblich fir die Fristwahrung ist der Eingang
der abgegebenen Stimme bei der Emittentin. Ein Beschluss der Anleihegldubiger im schrift-
lichen Abstimmungsverfahren ist mit Ablauf des Abstimmungstages gefasst.

Jede Schuldverschreibung gewahrt eine Stimme. Beschllsse der Anleihegldubiger werden
vorbehaltlich zwingender gesetzlicher Bestimmungen und vorbehaltlich der Regelung in
Ziff. 24.1.1. mit drei Viertel (%) der abgegebenen Stimmen gefasst.

Uber die gefassten Beschliisse ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Vorsitzenden
der Anleihegldubigerversammlung bzw., falls die Beschlussfassung im schriftlichen Abstim-
mungsverfahren erfolgt ist, von der Emittentin zu unterzeichnen und allen Anleiheglédubigern
in einfacher Abschrift zu Ubersenden ist. Die Niederschrift hat mindestens den Zeitpunkt,
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den Ort, die anwesenden und vertretenen Anleihegldubiger, etwaige Verzichte auf die Ein-
haltung von Form- und Fristvorschriften und den Inhalt der gefassten Beschlisse einschliel3-
lich der jeweiligen Abstimmungsergebnisse und die Art und Weise der Beschlussfassung zu
enthalten vorbehaltlich der Regelung in Ziff. 24.1.1.

Vorbehaltlich der im Rahmen eines Beschlusses der Aktionare der Emittentin zu fassenden
Entscheidungen, erfordern die folgenden Angelegenheiten die Zustimmung der Anleihegldu-
biger durch Beschluss:

(a) Vorzeitige Liquidation des Compartments;

(b) Wechsel der Emittentin (z.B. durch Verschmelzung mit einer anderen Gesell-
schaft) bzw. Anderung der Nationalitat, des Zwecks und/oder der Rechtsform der
Emittentin; und/oder

(c) Anderungen der Anleihebedingungen, soweit diese Anderungen nicht von Ziffer
23.1 erfasst werden.

Durch die Schuldverschreibungen wird keine Personengesellschaft zwischen der Emittentin
und den Anleihegléubigern begrindet, insbesondere keine stille Gesellschaft oder eine sons-
tige Gesellschaft des burgerlichen Rechts (,, GbR).

VERSCHIEDENES
Anderung der Anleihebedingungen

Die Emittentin ist berechtigt, jeweils ohne die Zustimmung der Anleihegldubiger, an diesen
Anleihebedingungen in der Form, die die Emittentin fir notwendig oder wiinschenswert halt,
Anderungen oder Ergdnzungen vorzunehmen, sofern die Anderung oder Erganzung:

e formaler, geringflgiger oder technischer Natur ist;
e zur Behebung eines offensichtlichen oder erwiesenen Fehlers erfolgt;
e zur Behebung einer Mehrdeutigkeit erfolgt;

e zur Berichtigung eines Fehlers oder einer Auslassung erfolgt, wenn ohne eine solche
Berichtigung die Anleihebedingungen nicht die beabsichtigten Bedingungen, zu de-
nen die Schuldverschreibungen begeben wurden, darstellen wirden;

e keine nachteiligen Auswirkungen auf die Interessen oder Rechte der Anleihegldubi-
ger in Bezug auf die Schuldverschreibungen hat. Eine wesentliche nachteilige Aus-
wirkung in diesem Sinne liegt z.B. im Falle der Verlangerung des maximalen Endfdl-
ligkeitstages oder der Anderung des Auszahlungsprofils vor.
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Solche Anderungen bzw. Ergdnzungen werden gemaR ihren Bestimmungen wirksam, sind
fur die Anleihegldubiger bindend und werden den Anleihegldubigern gemal Ziffer 22 be-
kannt gemacht. Eine versdumte Ubermittlung einer solchen Mitteilung oder deren Nichter-
halt beeintrachtigt die Wirksamkeit der betreffenden Anderung bzw. Ergédnzung nicht, wird
aber ab Kenntnis des Versdaumnisses nachgeholt.

Die Emittentin ist berechtigt, jeweils mit vorheriger Zustimmung von mindestens % der Stim-
men der Anleihegldubigern, wesentliche Anderungen bzw. Ergédnzungen der Anleihebedin-
gungen vorzunehmen. Soweit und solange die Schuldverschreibung von VAG-Investoren im
Sicherungsvermaogen und von (i) gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherungen
einschlieBlich der Alterssicherung der Landwirte sowie von sozialen Pflegeversicherungen,
(i) Investoren, fur die durch gesetzlichen Verweis (insbesondere § 171e Abs. 2a Sozialgesetz-
buch (SGB) V) die Regelungen der §§ 80ff. Sozialgesetzbuch (SGB) IV fiir Anwendbar erklar-
ten werden oder (iii) Investoren, welche sich freiwillig den Regelungen der §§ 80ff. SGB IV
unterworfen haben (,SGB-Investoren”) als Ricklage bzw. Mittel gehalten werden, kénnen
diese Regelung sowie die Regelungen in Ziffern 1.6, 9.1 sowie Ziffer 16 nur mit Zustimmung
der betreffenden VAG-Investoren und SGB-Investoren geandert werden. Zusatzlich kann die
Ziffer 1.5.5 nur mit Zustimmung der betreffenden VAG-Investoren geandert werden.

Erfallungsort

Erfullungsort fir die Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen ist Munsbach, Grof-
herzogtum Luxemburg, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas anderes be-
stimmen.

Anwendbares Recht

Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie samtliche sich aus den Schuldverschrei-
bungen und diesen Anleihebedingungen ergebenden Rechte und Pflichten der Anleihegléu-
biger und der Emittentin bestimmen sich in jeder Hinsicht nach dem Recht der Bundesre-
publik Deutschland.

Gerichtsstand

Nicht-AusschlieRlicher Gerichtsstand fir alle sich aus den in diesen Anleihebedingungen ge-
regelten Rechtsverhdltnissen ergebenden Rechtsstreitigkeiten mit der Emittentin ist Min-
chen, Bundesrepublik Deutschland. Weitere allgemeine und besondere Gerichtsstande wer-
den ausgeschlossen.

Teilunwirksamkeit

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingungen insgesamt oder teilweise un-
wirksam sein oder unwirksam werden oder eine an sich notwendige Regelung nicht enthal-
ten, so wird hierdurch der Gbrige Inhalt dieser Anleihebedingungen nicht berthrt. Anstelle
der unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfihrung der Regelungsliicke soll, soweit rechtlich
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moglich, eine dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung bzw. dem
Sinn dieser Bedingungen entsprechende Regelung erfolgen.

Erfullungsgehilfen

Der Administrator sowie die Zahl- und Abwicklungsstelle handeln in ihrer Eigenschaft aus-
schlieBlich als Erfullungsgehilfen der Emittentin und stehen in dieser Eigenschaft nicht Fin
einem Auftrags- oder Treuhandverhaltnis zu den Anleihegldubigern.
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VERIUS Capital SCS SICAV RAIF

Investmentgesellschaft mit variablem Kapital — Reservierter alternativer Investmentfonds in
der Rechtsform einer Kommanditgesellschaft

Société d'investissement a capital variable — fonds d'investissement alternatif réservé

Société en commandite simple

Gesellschaftssitz :

1c, rue Gabriel Lippmann
L- 5365 Munsbach
GrolRherzogtum Luxemburg

Emissionsdokument

in der Fassung vom 08.03.2021

Der reservierte alternative Investmentfonds unterliegt nicht der Aufsicht der Luxemburger Aufsichtsbe-
horde tiber den Finanzsektor, der Commission de Surveillance du Secteur Financier ("CSSF").



VORBEMERKUNG

Die VERIUS Capital SCS SICAV RAIF (der "Fonds") wurde am 29. November 2017 in der Rechtsform einer
Kommanditgesellschaft (société en commandite simple) als Investmentgesellschaft mit variablem Kapital in
der Gestalt eines reservierten alternativen Investmentfonds (societé d'investissement a capital variable —
fonds d'investissement alternatif réservé, kurz "SICAV-RAIF") nach luxemburgischem Recht errichtet. Der
Fonds unterliegt als reservierter alternativer Investmentfonds dem luxemburgischen Gesetz vom 23. Juli
2016 Gber reservierte alternative Investmentfonds in der jeweils geltenden Fassung (das "Gesetz von 2016")
und dem luxemburgischen Gesetz vom 12. Juli 2013 Uber die Verwalter alternativer Investmentfonds in der
jeweils geltenden Fassung (das "Gesetz von 2013"). Der Fonds ist als Umbrellafonds strukturiert und kann
somit liber verschiedene Teilfonds verfiigen.

Wahrend der AIFM (wie nachstehend definiert) der Aufsicht der CSSF unterliegt, ist der Fonds selbst nicht
reguliert, so dass dieser weder von der CSSF genehmigt wurde oder wird noch der fortlaufenden Aufsicht
durch die CSSF unterliegt.

Das Emissionsdokument ist im Zusammenhang mit den tibrigen Fondsdokumenten zu lesen, namentlich dem
Gesellschaftsvertrag des Fonds (der "Gesellschaftsvertrag") und der Zeichnungsvereinbarung mitsamt der
Muster-Einzahlungsaufforderung, den Pflichtangaben nach Artikel 21 des Gesetzes von 2013 (zusammen die
"Fondsdokumentation") und bildet zusammen mit diesen Dokumenten die ausschliefliche Grundlage der
Investitionsentscheidung des potentiellen Investors. Das Emissionsdokument besteht in seinem derzeitigen
Stand von Januar 2020 (der "Statuszeitpunkt") aus einem allgemeinen Teil und spezifischen Teilfondsanhan-
gen. Die Bestimmungen des allgemeinen Teils gelten fir alle unter dem Fonds errichteten Teilfonds, sofern
im spezifischen Teilfondsanhang nicht Abweichendes geregelt ist. Die jeweiligen besonderen Regelungen fiir
die einzelnen Teilfonds sind im entsprechenden Anhang enthalten. Investoren, welche in einen bestimmten
Teilfonds investieren, sollten daher auch die Informationen, welche im entsprechenden Anhang fiir den be-
treffenden Teilfonds enthalten sind, beachten.

Der Inhalt des Emissionsdokuments stellt keine rechtliche, steuerliche oder wirtschaftliche Beratung des In-
vestors dar. Jeder Empfanger dieses Emissionsdokuments sollte daher eine eigene Priifung der anwendbaren
Rechtsvorschriften, der geplanten Investition und der moglichen rechtlichen, steuerlichen und wirtschaftli-
chen Folgen einer Investition in die von dem Fonds begebenen Anteile vornehmen. Potentielle Investoren
werden insbesondere auf die Informationen im Abschnitt "Chancen und Risiken" und auf die besonderen
Risiken der jeweiligen Teilfonds im jeweiligen Anhang hingewiesen. Jeder potentielle Investor wird aufgefor-
dert, eigenstandig die Chancen und Risiken einer Investition zu bewerten.

Die in diesem Emissionsdokument enthaltenen Angaben sind zum Statuszeitpunkt zutreffend. Das Emissions-
dokument kann im Falle des Eintritts von Anderungen (z.B. Auflage von neuen Teilfonds, Anderungen der
Anlagepolitik und Anlagebeschriankungen, der Mitglieder des Komplementars usw.) aktualisiert werden.
Zeichnungen fiir Anteile durch neue Investoren kdnnen nur auf der Grundlage der jeweils aktuellen Fassung

des Emissionsdokuments angenommen werden.



Gultigkeit haben nur Angaben, die in der Fondsdokumentation enthalten sind. Der Investor kann sich nicht
auf Informationen oder Zusicherungen von Personen berufen, die nach nicht ausdriicklich in der Fondsdoku-
mentation zur Abgabe solcher Erklarungen autorisiert sind.

Dieses Emissionsdokument darf in Staaten oder Rechtsordnungen, in denen ein solches Angebot oder eine
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots allgemein oder gegeniiber bestimmten Personen nicht zuldssig ist
oder gesetzlichen Beschrankungen unterliegt, nicht zum Zwecke eines solchen Angebots oder einer solchen
Aufforderung verwendet werden.

Dieses Emissionsdokument richtet sich ausschlief3lich an potentielle Investoren, die als "Sachkundige Inves-
toren" im Sinne des Abschnittes 3.2 gelten.

Allgemeine Hinweise fiir Investoren im Europadischen Wirtschaftsraum (mit Ausnahme des GroBherzog-
tums Luxemburg)

Im Falle des Vertriebs der Anteile eines Teilfonds innerhalb des Européaischen Wirtschaftsraums ("EWR") (mit
Ausnahme des GrofRherzogtums Luxemburg) an professionelle Investoren, welche ihren Wohnsitz oder ihren
Sitz innerhalb des EWR haben, sieht der AIFM vor, dass ein solcher Vertrieb auf Basis des "Vertriebspasses"
unter der AIFM-Richtlinie (wie nachstehend definiert) erfolgt. Anteile kdnnen unter diesem Vertriebspass nur
an "Professionelle Anleger" im Sinne der Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 8. Juni 2011 iber die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien
2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 ("AIFM-
Richtlinie") in den Jurisdiktionen vertrieben werden, fiir welche der Vertrieb ordnungsgemaR angezeigt
wurde.

Hinweis fiir Investoren in Deutschland

Der Vertrieb der Anteile der Teilfonds an Semiprofessionelle Anleger und Professionelle Anleger in der Bun-
desrepublik Deutschland wurde im Einklang mit den Vorschriften der AIFM-Richtlinie im Wege des grenz-
Uberschreitenden europdischen Vertriebsanzeigeverfahrens angezeigt.

Die Anteile der Teilfonds diirfen in Deutschland an professionelle Anleger gemaR Artikel 4 Absatz 1 lit. ag)
der AIFM-Richtlinie und den anwendbaren deutschen Vorschriften (§ 1 Abs. 19 Nr. 32 KAGB) sowie an Semi-
professionelle Anleger gemall § 1 Abs. 19 Nr. 33 KAGB vertrieben werden. Die Anteile des Fonds diirfen je-
doch nicht Privatanleger im Sinne des §1 Abs. 19 Nr. 31 KAGB angeboten oder beworben werden.

Entsprechend dirfen dieses Emissionsdokument oder jedes andere Dokument sowie jegliche Informationen
in Bezug auf den Fonds nur an solche Personen in Deutschland ausgehandigt werden, die als Semiprofessio-
nelle Anleger oder Professionelle Anleger qualifizieren.

Der Erhalt dieses Emissionsdokuments oder jedes anderen Dokuments sowie sonstiger Informationen in Be-
zug auf den Fonds im Zusammenhang mit einer Zeichnung der Anteile am Fonds stellt keine Anlageberatung



oder Steuerberatung dar. Potentielle Anleger sollten ihre eigene unabhangige Bewertung der Vor- und Nach-
teile einer Zeichnung der Anteile an dem Fonds vornehmen und ihren Rechts- und Steuerberater, Wirt-
schaftspriifer oder sonstigen Berater konsultieren.

Anwendung der PRIIPS Verordnung

Der Fonds wird daher gemaR der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. November 2016 Uber Basisinformationsblatter fiir verpackte Anlageprodukte fiir Kleinanleger
und Versicherungsanlageprodukte (die "PRIIPs-Verordnung") ein erforderliches PRIIP Basisinformationsblatt
(das "PRIIPs-KID") herausgeben.
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DEFINITIONEN

Die in diesem Emissionsdokument verwendeten Begriffe haben die nachstehende Bedeutung, so-

fern sich aus den Umstanden nicht etwas anderes ergibt. Alle Bezugnahmen auf den Singular be-

inhalten eine Bezugnahme auf den Plural (und umgekehrt).

"Absicherungsgeschifte"

"AIFM"

"AIFM-Richtlinie"

"AIFM Verordnung"

"ATAD-Richtlinie"

"Bankarbeitstag"

"Bewertungstag"

"Bindungszeitraum"

Hat die unter Abschnitt 27.19 definierte Be-
deutung.

Der von der Gesellschaft beauftragte und in
diesem Emissionsdokument beschriebene
externe Verwalter Alternativer Investment-
fonds im Sinne des Gesetzes von 2013.

Richtlinie 2011/61/EU des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011
Uber die Verwalter Alternativer Investment-
fonds und zur Anderung der Richtlinien
2003/41/EG und 2009/65/EG und der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und
(EU) Nr. 1095/2010.

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 213/2013
der Kommission vom 19. Dezember 2012
zur Erganzung der Richtlinie 2011/61/EU
des Europaischen Parlaments und des Rates
im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingun-
gen fur die Auslibung der Tatigkeit, Ver-
wahrstellen, Hebelfinanzierung, Transpa-
renz und Beaufsichtigung.

Die Richtlinie (EU) 2016/1164 zur Bekamp-
fung von Steuervermeidungspraktiken.

Jeder volle Tag, an dem Banken in Luxem-
burg fir den Geschaftsverkehr geoffnet
sind, mit Ausnahme des 24. und 31. Dezem-
bers eines jeden Jahres.

Jeder Bankarbeitstag an dem der Nettoin-
ventarwert berechnet wird, wie in dem je-
weiligen Teilfondsanhang dieses Emissions-
dokumentes fiir jeden Teilfonds angegeben.

Hat die im jeweiligen Teilfondsanhang die-
ses Emissionsdokuments definierte Bedeu-
tung.



|ICRSI|

"CRS-Gesetz"

"CSSF"

"DAC-Richtlinie"

"DAC6-Richtlinie"

"DSGVO"

"Emissionsdokument"

"Erfolgsgebiihr" oder "Performance Fee'

"Euro-CRS-Richtlinie"

n EWRII

Der gemeinsame Meldestandard der OECD
(Common Reporting Standard), um einen
allgemeinen multilateralen automatischen
Informationsaustaus weltweit zu ermogli-
chen.

Das luxemburgische Gesetz vom 23. Juli
2016 beziiglich der Verpflichtung zum auto-
matischen Austausch von Informationen im
Bereich der Besteuerung, in seiner jeweils
geltenden Fassung.

Die Luxemburger Finanzaufsichtsbehorde,
die Commission de Surveillance du Secteur
Financier.

Die Richtlinie 2011/16/EU des Europaischen
Rates in der gednderten Fassung.

Die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates Uber
EU-weite Anzeigepflichten flr bestimmte
grenziberschreitende Steuergestaltungen.

Die EU-Datenschutzgrundverordnung (Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27.04.2016
zum Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten,
zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG).

Dieses Emissionsdokument der Gesellschaft
einschlieBlich etwaiger Anderungen, Anpas-
sungen und Ergdnzungen.

Hat die im jeweiligen Teilfondsanhang die-
ses Emissionsdokuments definierte Bedeu-
tung.

die Richtlinie 2014/107/EU des Rates zur
Anderung der Richtlinie 2011/16/EU beziig-
lich der Verpflichtung zum automatischen
Austausch von Informationen im Bereich
der Besteuerung.

Der Europaische Wirtschaftsraum.



n ESG"

"ESG-Kriterien"

"Fondsdokumentation"

"Gesamteinlagen"

"Gesellschaft" oder "Fonds"

"Gesellschafter"

"Gesellschaftsanteil" oder "Anteil"

"Gesellschaftsvertrag"

"Geschaftsfiihrung des
Komplementars"

"Gesetz von 1915"

"Gesetz von 2013"

"Gesetz von 2016"

Hat die Bedeutung Umwelt, Soziales und
Unternehmensfiihrung.

Hat die Bedeutung, dass innerhalb des Aus-
wahlprozesses des Teilfonds die Ublichen
Daten insbesondere auch Kriterien aus den
Bereichen Umwelt, Soziales und Gover-
nance berticksichtigt werden.

Dieses Emissionsdokument sowie der Ge-
sellschaftsvertrag des Fonds, die Zeich-
nungsvereinbarung des Fonds mitsamt der
Muster-Einzahlungsaufforderung, den
Pflichtangaben nach Artikel 21 des Gesetzes
von 2019.

Hat die unter Abschnitt 4.4 definierte Be-
deutung.

VERIUS Capital SCS SICAV RAIF.

Der Komplementdr und die Kommandi-
tist(en) der Gesellschaft.

Die Anteile der Gesellschaft. Dies umfasst
sowohl den Komplementdranteil als auch
die Kommanditanteile.

Der Gesellschaftsvertrag des Fonds in seiner
jeweils geltenden Fassung.

Samtliche Geschaftsfiihrer des Komplemen-
tars.

Das luxemburgische Gesetz vom 10. August
1915 (iber Handelsgesellschaften in seiner
jeweils geltenden Fassung.

Das luxemburgische Gesetz vom 12. Juli
2013 Uber die Verwalter alternativer Invest-
mentfonds, in seiner jeweils geltenden Fas-
sung.

Das luxemburgische Gesetz vom 23. Juli
2016 Uber reservierte alternative Invest-
mentfonds, in seiner jeweils geltenden Fas-
sung.



"Griindungskommanditist"

"Immobilien"

IIIHSII

IIKAGBII

"Kapitalabruf"

"Kapitalzusage"

"Kommanditist"

"Kommanditanteile"

"Komplementar"

"Kristallisation"

"Kristallisationstag"

"multilaterale Vereinbarung"

"Nachhaltigkeitsrisiko"

QUANTUS AG.

Hat die unter Abschnitt 2 der spezifischen
Angaben zum Teilfonds "VERIUS Capital SCS
SICAV-RAIF — VERIUS Immobilienfinanzie-
rungsfonds" definierte Bedeutung.

Inhaberschuldverschreibungen wie unter
Abschnitt 3.2 definiert.

Das deutsche Kapitalanlagegesetzbuch, in
seiner jeweils geltenden Fassung.

Hat die unter Abschnitt 5.2 definierte Be-
deutung.

Die Zeichnungsverpflichtung des jeweiligen
Anlegers gemaR der jeweiligen Zeichnungs-
vereinbarung.

Gesellschafter, die jeweils einen oder meh-
rere Kommanditanteile halten.

Gesellschaftsanteile, bei denen die Haftung
auf die vom Gesellschafter geleistete Kapi-
taleinlage in der Gesellschaft beschrankt ist.

Verius Capital Partner S.ar.l.

Hat die im jeweiligen Teilfondsanhang die-
ses Emissionsdokuments definierte Bedeu-
tung.

Hat die im jeweiligen Teilfondsanhang die-
ses Emissionsdokuments definierte Bedeu-
tung.

Hat die unter Abschnitt 22 dieses Emissions-
dokuments definierte Bedeutung.

Meint ein Ereignis oder eine Bedingung aus
den Bereichen Umwelt, Soziales und Unter-
nehmensfihrung, dass bei Realisierung, ei-
nen tatsachlichen oder potenziellen we-
sentlichen negativen Einfluss auf den Wert
der getatigten Investitionen haben kann.



"Nettoinventarwert"

"Nettoteilfondsvermogen"

"Nicht - Konformer Anleger"

IIOECDII

IIOGAII

IIOGAwlI

"Offene Zeichnungsverpflichtung"

"Performance Periode"

"Portfoliomanager"

"PRIIPs-Verordnung"

"PRIIPs-KID"

IIRBEII

Hat die unter Abschnitt 19 dieses Emissions-
dokuments definierte Bedeutung.

Hat die unter Abschnitt 19 dieses Emissions-
dokuments definierte Bedeutung.

Hat die unter Artikel 3.5.3 des Gesellschafts-
vertrags definierte Bedeutung.

Die Organisation fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung.

Organismen flir gemeinsame Anlagen.

Organismen flir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren gemall der Richtlinie
2009/65/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordi-
nierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften betreffend bestimmte Organis-
men fir gemeinsame Anlagen in Wertpa-
piere.

Der Teil der Kapitalzusage eines Anlegers,
der noch nicht abgerufen und an den Fonds
gezahlt wurde.

Hat die im jeweiligen Teilfondsanhang die-
ses Emissionsdokuments definierte Bedeu-
tung.

Der von der Gesellschaft beauftragte und in
diesem Emissionsdokument beschriebene
Portfoliomanager.

Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 26.
November 2016 {ber Basisinformations-
blatter fur verpackte Anlageprodukte fir
Kleinanleger und Versicherungsanlagepro-
dukte.

Das nach der PRIIPs-Verordnung erforderli-
che PRIIP Basisinformationsblatt.

Das Register der wirtschaftlichen Eigenti-
mer (Registre des Bénéficiaires Effectifs).



"RBE-Gesetz"

n RCSII

"RCS-Gesetz"

"Register"

"Register- und Transferstelle"

"RESA"

"Riicknahmejahr"

"Riicknahmetag"

"Riicknahmemitteilung"

"Sachkundiger Investor"

"Saumiger Kommanditist"

"SICAV-RAIF"

Das luxemburgische Gesetz vom 13. Januar
2019 zur Einrichtung eines Registers der
wirtschaftlichen Eigentlimer, in seiner je-
weils geltenden Fassung.

Das Handels- und Gesellschaftsregister des
GroBherzogtums Luxemburg (Registre de
Commerce et des Sociétés), in seiner jeweils
geltenden Fassung.

Das luxemburgische Gesetz vom 19. Dezem-
ber 2002 Uber das Handels- und Gesell-
schaftsregister, in seiner jeweils geltenden
Fassung.

Das Register der Gesellschafter bzw. Gesell-
schaftsanteile gemaR Artikel 310-1(5) des
Gesetzes von 1915.

Die von der Gesellschaft beauftragte und in
diesem Emissionsdokument beschriebene
Register- und Transferstelle der Gesell-
schaft.

Der luxemburgische elektronische Verof-
fentlichungsanzeiger — das Recueil Electro-
nique des Sociétés et des Associations.

Hat die unter Abschnitt 8.1 dieses Emissi-
onsdokuments definierte Bedeutung.

Hat die unter Abschnitt 8.1 dieses Emissi-
onsdokuments definierte Bedeutung.

Hat die unter Abschnitt 8.1 dieses Emissi-
onsdokuments definierte Bedeutung.

Alle natirlichen und juristischen Personen,
die als Sachkundige Investoren im Sinne von
Artikel 2 des Gesetzes von 2016 gelten.

Hat die unter Abschnitt 5.3 dieses Emissi-
onsdokuments definierte Bedeutung.

Eine nach Luxemburger Recht gegriindete
Investmentgesellschaft mit variablem Kapi-
tal (société d'investissement a capital vari-



"Side Letter"

"Statuszeitpunkt"

"Steuerinformationen"

"Tax Reporting Regimes"

"Textform"

"Tochtergesellschaft"

"US-Person"

able) in der Form eines reservierten alterna-
tiven Investmentfonds (fonds d'investisse-
ment alternatif réservé).

Eine Side Letter des Fonds oder vergleich-
bare Vereinbarung wie unter Abschnitt 25
definiert.

Hat die in der Vorbemerkung dieses Emissi-
onsdokuments definierte Bedeutung.

Hat die unter Abschnitt 23 dieses Emissions-
dokuments definierte Bedeutung.

Hat die unter Abschnitt 23 dieses Emissions-
dokuments definierte Bedeutung.

Die Einzahlungsaufforderung in Form einer
elektronischen Nachricht (E-Mail).

Eine Gesellschaft, deren Stimmrechte oder
Kapital direkt oder indirekt mehrheitlich
von der Gesellschaft gehalten wird.

Staatsbirger der USA oder Personen mit
standigem Wohnsitz in den USA bzw. nach
den Gesetzen von US-Bundesstaaten, Terri-
torien oder Besitzungen der USA gegriin-
dete Kapital- oder Personengesellschaften
oder Nachlassvermdgen bzw. Trusts aulRer
Nachldssen bzw. Treuhand-verhéaltnissen,
deren Einkommen aus Quellen aullerhalb
der USA bei der Berechnung des Bruttoein-
kommens fiir US-Einkommensteuerzwecke
nicht bericksichtigt wird, oder jegliche Fir-
men, Gesellschafter oder andere Rechtsge-
bilde — unabhangig von Nationalitdat, Domi-
zil, Standort und Geschaftssitz —, wenn ge-
mak dem jeweils geltenden Einkommen-
steuerrecht der USA deren Besitz einer oder
mehreren US-Personen bzw. in der unter
dem US-Securities Act von 1933 erlassenen
Regulation S oder dem US-Internal Revenue
Code von 1986 in seiner jeweils letzten Fas-
sung als "US-Personen" definierten Perso-
nen zugeschrieben wird.



"VAG-Anleger"

"Verordnung 1215/2012"

"Verwahrstelle"

"Vorstand des AIFM"

"Zentralverwaltung"

"Zeichnungsvereinbarung'

"Zulassiger Anleger"

Kommanditisten, bei denen es sich (i) um
deutsche Versicherungsunternehmen oder
sonstige juristische Personen handelt, auf
die das deutsche Versicherungsaufsichtsge-
setz (VAG) und/oder die Verordnung Uber
die Anlage des gebundenen Vermdgens von
Versicherungsunternehmen (AnlV) im Hin-
blick auf die Anlage des (gebundenen) Ver-
mogens anwendbar sind und die Komman-
ditanteile der Gesellschaft im Sicherungs-
vermoégen oder sonstigen gebundenen Ver-
mogen halten, oder (ii) um ein Investment-
vehikel handelt, das direkt oder mittelbar
ausschlieBlich von den unter (i) genannten
Anlegern im Sicherungsvermdgen oder
sonstigen gebundenen Vermdgen gehalten
wird.

Die Verordnung 1215/2012/EG des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 12.
Dezember 2012 iber die gerichtliche Zu-
standigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen.

Die von der Gesellschaft beauftragte und in
diesem Emissionsdokument beschriebene
Verwahrstelle im Sinne des Gesetzes von
2013.

Samtliche Vorstandsmitglieder des AIFM.

Die von der Gesellschaft beauftragte und in
diesem Emissionsdokument beschriebene
Zentralverwaltung.

Hat die in Abschnitt 5.1 definierte Bedeu-
tung.

Anleger, die nicht die in Artikel 3.5.3 des Ge-
sellschaftsvertrags  aufgeflihrten  Aus-
schlusskriterien erfllen.



2.1

2.2

2.3

2.4
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UBERSICHT UBER DIE BETEILIGTEN
Komplementar

VERIUS Capital Partner S.ar.l.
1c, rue Gabriel Lippmann
L-5365 Munsbach
GroBherzogtum Luxemburg

Geschiftsfiihrer des Komplementars

Maximilian Thiel
Alexander Werner
Marc Kriegsmann

AIFM (Portfoliomanagement und Risk Management)

Hauck & Aufhduser Fund Services S.A.
1c, rue Gabriel Lippmann

L- 5365 Munsbach

GroRherzogtum Luxemburg

Vorstand des AIFM:
Stefan Schneider
Achim Welschoff
Christoph Kraiker

Portfoliomanager

Es wird auf die Darstellung in den jeweiligen Teilfondsanhdngen verwiesen.

Anlageberater

VERIUS Capital AG
Loretohdhe 18

CH -6300 Zug
Schweiz

Zentralverwaltung und Register- und Transferstelle

Hauck & Aufhduser Alternative Investment Services S.A.

1c, rue Gabriel Lippmann
L- 5365 Munsbach
GroBherzogtum Luxemburg



2.6

2.7

2.8

Verwahrstelle

Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg
1c, rue Gabriel Lippmann

L-5365 Munsbach

GrolBherzogtum Luxemburg

Wirtschaftspriifer

Ernst & Young S.A.

35E, avenue John F. Kennedy
L- 1855 Luxemburg
GroRRherzogtum Luxemburg

Juristischer Berater

Clifford Chance LLP

10 Boulevard Grande-Duchesse Charlotte
L-1147 Luxemburg

GroRRherzogtum Luxemburg

-10-



3.1

3.2

GENERELLE ANGABEN ZUM FONDS

Dieses Emissionsdokument besteht aus einem allgemeinen Teil und den Teilfondsanhangen. Die
Bestimmungen des allgemeinen Teils gelten fiir alle unter dem Fonds errichteten Teilfonds, sofern
im jeweiligen Teilfondsanhang nichts Abweichendes geregelt ist. Die jeweiligen besonderen Re-
gelungen fir die einzelnen Teilfonds sind in den entsprechenden Teilfondsanhdngen enthalten
und gehen denen des allgemeinen Teils vor.

Der Fonds

Der Fonds besteht als Umbrellafonds mit einem oder mehreren Teilfonds. Das Mindestkapital des
Fonds von einer Million zweihundertfiinfzigtausend Euros (EUR 1.250.000) muss innerhalb von
zwolf (12) Monaten nach Errichtung des Fonds erreicht werden. Der Gesellschaftsvertrag des
Fonds wird auszugsweise im RESA veroffentlicht. Der Fonds ist im Luxemburger RCS unter der
Nummer B.219.805 eingetragen.

Als Kommanditgesellschaft (société en commandite simple) hat der Fonds zwei Kategorien von
Anteilinhabern:

(i) einen Komplementar (associé commandité), der mindestens einen (1) Komplementéaran-
teil hdlt und unbeschrankt haftet fir jegliche Verbindlichkeiten des Fonds; und

(i)  einen oder mehrere Kommanditisten (associés commanditaires), die einen oder mehrere
Kommanditanteile halten und deren Haftung auf ihre Kapitaleinlage in den Fonds be-
schrankt ist. Der Fonds kann eine unbegrenzte Anzahl von Kommanditisten haben.

Samtliche Befugnisse, die nicht kraft Gesetzes oder aufgrund des Gesellschaftsvertrags der Ge-
sellschafterversammlung vorbehalten sind, stehen dem Komplementar zu. Die Kommanditisten
sind von der Geschaftsfiihrung und der rechtlichen Vertretung des Fonds ausgeschlossen.

Der AIFM (ibt die Aufgaben der Anlageverwaltung gemals Anhang | 1. des Gesetzes von 2013 aus,
wobei der AIFM das Portfoliomanagement an einen oder mehrere Portfoliomanager delegieren
kann. Die genauen Regeln zu den Pflichten und Rechten des AIFM sind im Gesetz von 2013 und
dem AIFM-Vertrag zwischen dem Fonds und dem AIFM geregelt.

Zulassige Anleger

Der Fonds richtet sich ausschlieflich an Anleger, die Sachkundige Investoren im Sinne des Artikel
2 des Gesetzes von 2016 sind. Als "Sachkundige Investoren" gelten insofern institutionelle Inves-
toren, professionelle Investoren sowie jeder andere Investor, der die folgenden Bedingungen er-
fallt:
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(1)  er hatschriftlich sein Einverstandnis mit der Einordnung als Sachkundiger Investor erklart;
und

(2) a) erinvestiert mindestens einhundertfiinfundzwanzigtausend Euro (EUR 125.000)
in den Fonds; oder

b) er verflgt Uber eine Beurteilung, die seine Fachkompetenz, seine Erfahrung und
seine Kenntnisse bescheinigt, auf angemessene Weise, die in einen Reservierten al-
ternativen Investmentfonds getéatigte Anlage beurteilen zu kénnen, erteilt / erstellt
von

i einem Kreditinstitut im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 {iber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012, oder

ii. einer Wertpapierfirma im Sinne der Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 iber Markte flr
Finanzinstrumente, zur Anderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/
EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Européischen Parlaments
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/ EWG des Rates, oder

iii. einer Verwaltungsgesellschaft im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte OGAW,
oder

iv. einem Verwalter alternativer Investmentfonds im Sinne der Richtlinie
2011/61/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011
Uiber die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Anderung der
Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr.
1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010.

Im Ubrigen diirfen Anteile an Investoren nur unter Beriicksichtigung der jeweils fiir diese gelten-
den gesetzlichen Bestimmungen ausgegeben werden. Des Weiteren kénnen die Anteile von ver-
schiedenen Teilfonds bestimmten Investoren vorbehalten sein, welche zusatzlich zum Kriterium
des "Sachkundigen Investors" weitere Kriterien erfillen miissen; in einem solchen Falle sind diese
zusatzlichen Kriterien in dem fiir den jeweiligen Teilfonds geltenden Anhang erlautert. Der Kom-
plementéar kann dariber hinaus die Definition der zuldssigen Anleger flir einen bestimmten Teil-
fonds in dem jeweiligen Teilfondsanhang enger definieren.
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33

3.4

4.1

Die Uberpriifung, ob ein Kommanditist die Voraussetzungen eines zuléssigen Anlegers erfiillt, ob-
liegt dem Komplementar oder einem vom Komplementar beauftragten Dritten.

Ausgeschlossen als Investoren des Fonds sind US-Personen.
Teilfonds

Der Komplementar ist berechtigt, nach eigenem Ermessen und ohne Zustimmung der Komman-
ditisten jederzeit einen oder mehrere Teilfonds im Sinne des Artikels 49 des Gesetzes von 2016
aufzulegen, welche jeweils einen separaten Teil des Vermdgens des Fonds umfassen. Der Fonds
wird fir jeden Teilfonds spezifische Charakteristika und Bestimmungen definieren, insbesondere
eine spezifische Anlagepolitik sowie spezifische Anlagebeschrankungen festsetzen und jeden Teil-
fonds eindeutig bezeichnen.

Die Rechte der Gesellschafter und Glaubiger eines Teilfonds oder die Rechte, die im Zusammen-
hang mit der Grindung, der Verwaltung oder der Liquidation eines Teilfonds stehen, beschranken
sich gemaR Artikel 49 Absatz 5 des Gesetzes von 2016 auf die Vermogenswerte dieses Teilfonds.
Jeder Teilfonds besitzt ein eigenstandiges Teilvermogen und flihrt seine Geschafte insoweit un-
abhéangig, als jedes Teilfondsvermdgen zum ausschlieRlichen Nutzen des betreffenden Teilfonds
investiert wird. Die Vermogenswerte eines Teilfonds haften ausschlieRRlich im Umfang der Anspri-
che der Gesellschafter dieses Teilfonds und im Umfang der Forderungen derjenigen Glaubiger,
deren Forderungen im Zusammenhang mit der Griindung, Verwaltung oder der Liquidation dieses
Teilfonds entstanden sind. Im Verhéltnis der Gesellschafter untereinander wird jeder Teilfonds als
eigenstdndige Einheit behandelt.

Referenzwahrung
Die Referenzwdahrung des Fonds ist der Euro (EUR).
ANLAGEZIEL, -POLITIK UND -BESCHRANKUNGEN

Soweit gemall den Bestimmungen des jeweiligen Teilfondsanhangs keine besonderen Regelun-
gen gelten, gelten die in diesem Abschnitt 4 enthaltenen Regeln fiir samtliche Teilfonds.

Anlageziel

Das Anlageziel des Fonds besteht darin, aus dem investierten Kapital Gewinne zugunsten der In-
vestoren zu erzielen, wahrend die Anlagerisiken durch eine entsprechende Diversifikation der An-
lagen reduziert werden.
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4.2

4.3

4.4

Anlagepolitik

Hauptziel der Anlagepolitik des Fonds ist die Erwirtschaftung eines Wertzuwachses. Der Fonds
kann hierfiir grundsatzlich in saimtliche nach dem Gesetz von 2016 zuldssigen Vermdgensgegen-
stdnde investieren.

Die Teilfondsanhdnge konkretisieren fir jeden Teilfonds diese Anlagepolitik.
Investitionsstruktur

Der Fonds kann - vorbehaltlich der Bestimmungen des jeweiligen Teilfondsanhangs - Anlagen in
die unter Abschnitt 4.2 aufgefiihrten Vermodgensgegenstande auch mittelbar tiber Tochtergesell-
schaften (auch mehrstufig) und andere speziell hierfiir errichtete Zwischengesellschaften, u.a. in
Form von Kapital- und Personengesellschaften unterschiedlichster Rechtsordnungen, tatigen.

Des Weiteren ist der Fonds erméchtigt auch Tochter- bzw. Zwischengesellschaften Darlehen zu
gewdhren und Sicherheiten fiir diese zu begeben, solange dies im Zusammenhang mit einem In-
vestment des Fonds steht und zu marktgerechter Verzinsung erfolgt.

Anlagebeschrankungen
4.4.1 Allgemeine Anlagegrenzen

Die nachfolgend aufgefiihrten Anlagegrenzen sind anwendbar auf das zum jeweiligen
Zeitpunkt fiir den jeweiligen Teilfonds bestehende Nettoteilfondsvermégen zuziiglich der
zum gleichen Zeitpunkt noch ausstehenden restlichen Kapitalzusagen seitens der Gesell-
schafter (zusammen als "Gesamteinlagen" bezeichnet), soweit in dem relevanten Teil-
fondsanhang keine weitergehenden Anlagebeschrankungen spezifiziert werden.

a. Die Teilfonds dirfen entsprechend den Bestimmungen des CSSF-Rundschreibens
07/309 nicht mehr als dreiRig Prozent (30 %) ihrer Kapitalzusagen in Wertpapiere
desselben Typs desselben Emittenten anlegen. Dies gilt nicht fir:

e Anlagen in Wertpapiere, die von einem OECD-Mitgliedstaat, seinen regiona-
len oder kommunalen Gebietskorperschaften, der Européaischen Union sowie
regionalen oder globalen supranationalen Institutionen oder Kérperschaften
ausgegeben oder garantiert werden; oder

e Anlagen in Ziel-OGA, die Risikostreuungsanforderungen unterliegen, die mit
denen des CSSF Rundschreiben 07/309 und den Bestimmungen des Gesetzes
von 2016 zumindest vergleichbar sind. Insofern gilt ein Teilfonds eines Ziel-
OGAs als separater Emittent, sofern das Prinzip der Trennung der Haftung
der Teilfonds gegeniiber Dritten gewahrt ist.
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5.1

b. Die Teilfonds dirfen bis zu hundert Prozent (100 %) der ausgegebenen Anteile eines
Ziel-OGAs oder einer sonstigen Emission erwerben, vorbehaltlich der in vorstehend
unter Ziffer 1 aufgefiihrten Grenze. Sofern es sich bei dem Ziel-OGA um einen
Umbrella-Fonds handelt, gilt dies entsprechend fiir Anteile an einem Teilfonds die-
ses Umbrella-Fonds.

C. Im Zusammenhang mit geplanten Anlagen und unter Beriicksichtigung der Einhal-
tung der Anlagegrenzen kénnen die Teilfonds Verpflichtungen eingehen, zu einem
spateren Zeitpunkt weitere Anteile zu erwerben. Diese Verpflichtungen dirfen
grundsatzlich das frei verfligbare Netto-Teilfondsvermdgen nicht Gberschreiten, es
sei denn, dem betreffenden Teilfonds liegen Kapitalzusagen der Anleger vor, die es
erlauben, Anteile in entsprechender Hohe an dem Teilfonds zu zeichnen.

d. Die Teilfonds diirfen keine Optionsscheine oder sonstige Bezugsrechte fir Anteile
des betreffenden Teilfonds ausgeben.

e. Der Fonds und die Teilfonds diirfen nicht als Biirge fiir Dritte auftreten, sofern dies
nicht anders in dem relevanten Teilfondsanhang geregelt ist. Blrgschaften fir Ver-
pflichtungen des betreffenden Teilfonds oder seiner Tochtergesellschaften sind je-
doch zulassig.

Diese Anlagegrenzen sind von den Teilfonds erst nach Ablauf einer bestimmten Anlauf-
phase, wie im jeweiligen Teilfondsanhang festgelegt und naher ausgefihrt, zu erfillen.
Auch im Falle der Liquidation eines Teilfonds sind die Anlagegrenzen fiir den Zeitraum der
Fondsabwicklung unbeachtlich.

ZEICHNUNGSVEREINBARUNG, KAPITALABRUFE, EINZAHLUNGSAUFFORDERUNGEN
Zeichnungsvereinbarung, Zeichnungsverpflichtung, Bindungszeitraum

Zur Zeichnung von Anteilen eines Teilfonds geht der Anleger eine Vereinbarung mit dem Fonds in
Form eines vorgegebenen Formulars ein (die "Zeichnungsvereinbarung"). Der Anleger gibt mit
Unterzeichnung einer Zeichnungsvereinbarung die Zeichnungsverpflichtung ab, eine vorgege-
bene Anzahl an Anteilen oder bis zu einem bestimmten Hoéchstbetrag Anteile wahrend eines be-
stimmten, im besonderen Teil dieses Emissionsdokuments beschriebenen Bindungszeitraums zu
zeichnen. Die Zeichnungsverpflichtung wird durch Einzahlung auf die Kapitalabrufe gemaR Ab-
schnitt 5.2 des allgemeinen Teils erfiillt. Zeichnungsvereinbarungen werden am Sitz des Fonds
oder von einer hiermit beauftragten Person entgegengenommen und bedirfen der Annahme
durch den Komplementar.
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5.2

Zeichnungsvereinbarungen werden vom Komplementar grundsatzlich nur angenommen, wenn
diese von dem potentiellen Anleger bis zum Ende der fiir jeden Teilfonds festgelegten Zeichnungs-
perioden wirksam abgegeben wurden. Unterzeichnet ein potentieller Anleger eine Zeichnungs-
vereinbarung vor dem Ende der letzten Zeichnungsperiode, so gibt er damit ein unwiderrufliches
Zeichnungsangebot bis zum Ende der letzten Zeichnungsperiode ab. Dem Komplementar steht es
frei Zeichnungsvereinbarungen ganz oder teilweise anzunehmen oder abzulehnen. Sofern der
Fonds ein Zeichnungsangebot eines potentiellen Anlegers nicht annimmt, wird dieses Zeichnungs-
angebot zum Ende der letzten Zeichnungsperiode unwirksam. Es besteht keine Verpflichtung des
Komplementars nach der ersten Zeichnungsperiode eines Teilfonds weitere Zeichnungsperioden
durchzufiihren.

Potentielle Anleger haben zudem vor Annahme der Zeichnungsvereinbarung geeignete Nach-
weise Uber samtliche Angaben des potentiellen Anlegers insbesondere gemaR den Abschnitten
3.2 und 17 des allgemeinen Teils zu erbringen.

Die Mindestzeichnungsverpflichtung, die ein Anleger in der Zeichnungsvereinbarung abgeben
muss, wird flr den jeweiligen Teilfonds im jeweiligen Teilfondsanhang genannt; es liegt jedoch im
Ermessen des Komplementiars, niedrigere Zeichnungen zuzulassen und/oder die Zeichnungsver-
pflichtungen mehrerer Gruppengesellschaften fiir diese Zwecke als eine Zeichnungsverpflichtung
anzusehen.

Kapitalabrufe

Der Fonds wird nach eigenem Ermessen von den Anlegern eines Teilfonds wahrend des Bindungs-
zeitraums im erforderlichen Umfang Einzahlungen mittels einer Textform abrufen (jeweils ein
"Kapitalabruf"). Den konkreten Zeitpunkt fir diese Kapitalabrufe bestimmt der Komplementar in
Abhangigkeit vom Liquiditatsbedarf des Fonds. Kapitalabrufe kénnen zu jedem Zweck erfolgen,
auch zur Deckung von Gebiihren und Auslagen des Fonds bzw. Teilfonds sowie, sofern einschlagig,
zur Ruckfiihrung von Krediten.

Der Fonds wird in der Regel einen bestimmten Prozentsatz der jeweiligen Zeichnungsverpflich-
tung des Anlegers abrufen, welcher vom Komplementar festgelegt wird. Dieser Prozentsatz ist fir
alle Anleger, die noch Offene Zeichnungsverpflichtungen haben, identisch.

Die Offene Zeichnungsverpflichtung eines Anlegers entspricht bei Abschluss der Zeichnungsver-
einbarung der dort genannten Zeichnungsverpflichtung und reduziert sich jeweils um den Betrag,
den ein Anleger auf einen Kapitalabruf an den Fonds leistet (die "Offene Zeichnungsverpflich-
tung"). Am Ende des jeweiligen Bindungszeitraums erlischt die Offene Zeichnungsverpflichtung
der Anleger. Sofern sich der jeweilige Anleger zu diesem Zeitpunkt in Verzug mit der Leistung auf
seine Offene Zeichnungsverpflichtung befindet, erlischt die Offene Zeichnungsverpflichtung zum
Ablauf des Bindungszeitraums bis auf den Betrag, mit dem sich der betreffende Anleger in Verzug
befindet.
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53

Die Falligkeit fur Einzahlungen legt der Komplementar fest und wird finf (5) Bankarbeitstage ge-
rechnet ab dem Tag der Versendung des jeweiligen Kapitalabrufs an den Anleger nicht unter-
schreiten. Der Fonds ist berechtigt eine Aufrechnung von Ausschittungen und Kapitaleinzahlun-
gen in Bezug auf einen Anleger vorzunehmen. Eine Aufrechnung erfolgt jedoch nicht gegeniber
VAG-Anlegern.

Der Fonds ist seinerseits verpflichtet, Anteile (einschlieRlich Bruchteilen von Anteilen) in dem Um-
fang an den Anleger auszugeben, in dem auf Kapitalabrufe hin die entsprechenden Einzahlungen
geleistet wurden.

Fondsanteile kdnnen auch zu Bruchteilen ausgegeben werden. Diese werden auf drei (3) Dezima-
len abgerundet. Der jeweilige Teilfonds kann aus einer etwaigen Rundung entstehende Spitzen
fiir sich beanspruchen.

Zahlungsverzug

Zahlt ein Anleger innerhalb der vom Komplementar in dem jeweiligen Kapitalabruf festgelegten
Frist die von ihm darin verlangte Zahlung nicht oder nicht vollstandig, erklart der Komplementar
den betreffenden Anleger zum sdumigen Kommanditisten (der "Sdumige Kommanditist"). Hat
ein Sdumiger Kommanditist nach weiteren acht (8) Bankarbeitstagen nachdem er zum Saumigen
Kommanditist erklart wurde die fallige Zahlung nicht geleistet, kann der Komplementar nach sei-
nem Ermessen folgende MalRnahmen ergreifen:

a. er kann von dem Saumigen Kommanditisten die Zahlung von Zinsen auf den
ausstehenden Betrag in Hohe des 3-Monats EURIBOR zzgl. zehn (10)
Prozentpunkte an den Fonds fiir den Zeitraum ab Falligkeit der Zahlung bis zu
deren Leistung verlangen;

b. er kann von dem Saumigen Kommanditisten Ersatz fiir Schaden, Kosten,
Aufwendungen etc. verlangen, die dem Fonds durch den Zahlungsverzug
entstehen bzw. entstanden sind;

C. er kann dem Sdumigen Kommanditisten sein Stimmrecht bis zur Beendigung des
Zahlungsverzugs entziehen, sodass samtliche Entscheidungen, die von seiner
Zustimmung abhédngig oder von Kommanditisten zu treffen sind, ohne seine
Mitwirkung getroffen werden kdnnen; und/oder
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d. er kann Ausschittungen an den Sdumigen Kommanditisten gegen die im Verzug
befindliche Zahlung aufrechnen oder Ausschiittungen zuriickhalten bis der
Zahlungsverzug beendet ist. Eine Aufrechnung erfolgt jedoch nicht gegeniiber
VAG-Anlegern.

Ist der Zahlungsverzug des Sdumigen Kommanditisten auch nach dreiRig (30)
Bankarbeitstagen nach Erklarung zum Saumigen Kommanditisten gemaR Absatz 1
nicht beendet, kann der Komplementar nach eigenem Ermessen eine der
folgenden MalRnahmen zusatzlich zu den oben genannten, ergreifen:

e. er kann eine Zwangsriicknahme einiger oder aller Kommanditanteile des Sdumigen
Kommanditisten gegen Zahlung eines Riicknahmepreises je Kommanditanteil
vornehmen, der achtzig Prozent (80 %) des Nettoinventarwerts je
Kommanditanteil zum Zeitpunkt der Riicknahme entspricht, wobei der
Ricknahmezeitpunkt und die Zahlungsmodalitdten nach eigenem Ermessen des
Komplementars festgelegt werden; oder

f. er kann von dem Saumigen Kommanditisten verlangen, dass er seine
Kommanditanteile verdauBert bzw. einen Zwangsverkauf einleiten oder die
Kommanditanteile zu dem unter lit. (e) genannten Nettoinventarwert
zurticknehmen.

Des Weiteren kann der Komplementar die Kapitalzusage des Sdumigen Kommanditisten herab-
setzen und/oder kindigen.

Zudem kann der Komplementdr samtlichen nicht-sdumigen Kommanditisten eine zusatzliche Ka-
pitalabrufmitteilung zusenden, um entsprechende Fehlbetrage des Sdumigen Kommanditisten
auszugleichen, wobei dabei die Offene Zeichnungsverpflichtung jedes nicht-saumigen Komman-
ditisten nicht Uberschritten werden darf.

Die Geltendmachung des tatsdchlich entstandenen Schadens bleibt von diesen Regelungen unbe-
rahrt. Die vorstehend beschriebenen Anspriiche schlie8t auch die Geltendmachung weiterer et-
waiger bestehender Anspriiche nicht aus, sofern der Komplementar diese in Anbetracht der je-
weiligen Situation als angemessener erachtet.

Der Komplementar kann nach eigenem Ermessen und unter Beriicksichtigung der Interessen der
nicht-sdumigen Anleger auf die Geltendmachung dieser Anspriiche verzichten.

Der spezielle Teil dieses Emissionsdokuments kann fiir jeden Teilfonds erweiternde und/oder kon-
kretere Vorgaben enthalten.
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5.4.

6.1

Bestellung von Kreditsicherheiten

Im Rahmen der Aufnahme von kurzfristigen Krediten durch den Fonds ist dieser berechtigt, zu-
gunsten des jeweiligen Kreditgebers Sicherheiten aller Art zu bestellen, insbesondere die Einzah-
lungsverpflichtungen aus den Offenen Zeichnungsverpflichtungen der Anleger abzutreten oder zu
verpfanden. Er ist auch berechtigt, das Recht, die Offenen Zeichnungsverpflichtungen bei den An-
legern einzufordern, an den jeweiligen Kreditgeber abzutreten. Der jeweilige Kreditgeber kann
daher das Recht haben, die Offenen Zeichnungsverpflichtungen von den Anlegern direkt einzu-
fordern und Zahlung unmittelbar an ihn zu verlangen. Die Anleger kdnnten daher verpflichtet sein,
Zahlungen auf Anforderung des Kreditgebers zu leisten, entweder auf ein Konto des Fonds oder
auf ein Konto des Kreditgebers. In diesem Fall reduziert sich die Offene Zeichnungsverpflichtung
des Anlegers, es werden jedoch gegebenenfalls keine Anteile des Fonds an den Anleger ausgege-
ben. Die wirtschaftliche Berilcksichtigung der durch Anleger an den Kreditgeber geleisteten Zah-
lungen spiegelt sich in jedem Fall vollstandig durch eine Vermégensmehrung des Fonds wider und
erhoht somit letztlich den Nettoinventarwert des Fonds. Anleger missen diese Zahlung ohne Ab-
zlge, Verrechnungen, Gegenanspriiche oder sonstige Einreden oder Einwande leisten. Anleger
werden unter keinen Umstanden verpflichtet sein, Zahlungen tber ihre Offenen Zeichnungsver-
pflichtungen hinaus zu leisten. Zahlt ein Anleger auf Anforderung des Kreditgebers nicht, so ist
der Fonds berechtigt, ihn gemal Abschnitt 5.3 des allgemeinen Teils zum Sdumigen Anleger zu
erklaren.

Je nach Ausgestaltung des jeweiligen Kreditvertrages kann es sein, dass der Fonds Ausschittun-
gen wahrend der Kreditlaufzeit nur vornehmen darf, wenn bestimmte Voraussetzungen erfullt
sind. Forderungen der Anleger gegen den Fonds sind grundsatzlich nachrangig gegeniiber den
Forderungen des Kreditgebers.

Es kann notwendig sein, dass der Fonds die Inhalte der Zeichnungsvereinbarungen der Anleger
gegeniber dem Kreditgeber bestatigt und diesem finanzielle Informationen und Identifikations-
dokumente der Anleger zur Verfligung stellt. Der Fonds ist berechtigt, dem Kreditgeber die Zeich-
nungsvereinbarungen, sonstige Vereinbarungen mit den Anlegern und die Beteiligungsbezogenen
Daten der Anleger offenzulegen. Es ist jedoch generell nicht geplant Kredite bzw. kurzfristige Kre-
dite durch den Fonds in Anspruch zu nehmen.

ZEICHNUNG VON ANTEILEN
Zeichnung

Die Anteile werden, vorbehaltlich der im jeweiligen Teilfondsanhang genannten Ausnahmen, ge-
malk den Vorgaben des Gesellschaftsvertrags, insbesondere der Vorgaben des Artikels 3.8 des
Gesellschaftsvertrags, ausgegeben. Wahrend der ersten Zeichnungsperiode oder am Erstausga-
betag erfolgt die Ausgabe zum Erstemissionspreis. Die erste Zeichnungsperiode, der Erstausgabe-
tag sowie der Betrag des Erstemissionspreises werden im relevanten Teilfondsanhang definiert.
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6.2

7.1

7.2

8.1

Form der Anteile, Kommanditanteilsklassen

Die Anteile sind Namensanteile gemall den Bestimmungen des Artikels 3.3.1 des Gesellschafts-
vertrags. Anteile konnen (iber die Register- und Transferstelle in unterschiedlichen Kommandi-
tanteilsklassen ausgegeben werden, die sich im Hinblick auf die Zeichnungspreise, die Gebuhren-
struktur, die Mindestanlagebetrdge, die Ausschittungs- bzw. Wiederanlagepolitik, die von den
Anlegern zu erfiillenden Voraussetzungen oder sonstige besondere Merkmale ("Ausstattungs-
merkmale"), die jeweils vom Komplementar bestimmt und im jeweiligen Teilfondsanhang be-
schrieben werden, unterscheiden. Der in diesem Emissionsdokument verwendete Begriff des
"Anteils" umfasst Kommanditanteile jeglicher Kommanditanteilsklassen des jeweiligen Teilfonds,
die gemal Teilfondsanhang mit den dort aufgefiihrten Ausstattungsmerkmalen begeben werden.

GEWINNVERTEILUNG

Ausschittungen

Die Ausschittungspolitik je Teilfonds wird im Teilfondsanhang beschrieben.
Reinvestitionen

Die Regeln betreffend einer eventuellen Wiederanlage der Ertrage eines bestimmten Teilfonds
werden in der Anlagepolitik des betreffenden Teilfonds dargestellt.

RUCKNAHME VON ANTEILEN

Der Fonds ist unter Vorbehalt der spezifischen Regelungen eines Teilfondsanhangs fiir Riicknah-
men offen.

Allgemeines Riicknahmeverfahren

Anleger, die im Einklang mit den Regelungen eines Teilfondsanhangs alle oder einen Teil ihrer
Kommanditanteile zurlickgeben wollen, kdnnen per Brief einen entsprechenden Antrag beim
Komplementar bzw. der Register- und Transferstelle einreichen.

Der Antrag auf Riicknahme von Kommanditanteilen muss Folgendes beinhalten: (a) die Anzahl
der Kommanditanteile, die der Anleger zurlickgeben mochte und (b) die Kommanditanteilsklasse,
der die zur Ricknahme eingereichten Kommanditanteile angehoren (die "Riicknahmemittei-
lung"). Der betreffende Anleger erhalt eine Bestatigung des Eingangs der Riicknahmemitteilung.
Anleger sollten diese Bestatigung prifen, um die korrekte Erfassung der Transaktion sicherzustel-
len. Der Fonds betrachtet den in der Riicknahmemitteilung enthaltenen Riicknahmeantrag als
bindend und unwiderruflich. Riicknahmemitteilungen missen im Namen des die Kommanditan-
teile zuriickgebenden Anlegers gestellt und entsprechend ordnungsgemaR unterzeichnet sein.
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8.2

8.3

8.4

10.

Der Riicknahmepreis entspricht dem letzten verfligbaren Nettoinventarwert vor dem effektiven
Riicknahmetag, wie ndher im jeweiligen teilfondsspezifischen Anhang definiert.

Voriibergehende Aussetzung der Riicknahme

Das Recht eines Anlegers, die Riicknahme seiner Kommanditanteile zu verlangen, wird in Zeitrau-
men aufgehoben, in denen die Feststellung des Nettoinventarwertes des jeweiligen Teilfonds der
jeweiligen Kommanditanteilsklasse durch den Fonds gemal Artikel 3.11.8 des Gesellschaftsver-
trags ausgesetzt wird. Anleger, die eine Rlicknahme ihrer Kommanditanteile verlangt haben, wer-
den von einer solchen Aussetzungsfrist in Kenntnis gesetzt. Ein Rlicknahmeantrag kann mit gulti-
ger Wirkung nur zurlickgezogen werden, wenn der Komplementar bzw. die Register- und Trans-
ferstelle vor dem Ende des Aussetzungszeitraums eine entsprechende schriftliche Mitteilung er-
halt; andernfalls werden die betreffenden Kommanditanteile gemal diesem Abschnitt nach dem
Ende des Aussetzungszeitraums zuriickgenommen.

Zwangsricknahme

Der Komplementar kann zwangsweise Kommanditanteile von Kommanditisten (i) im Falle von de-
ren Saumnis, wie in Artikel 3.7.1 des Gesellschaftsvertrags beschrieben oder wenn der jeweilige
ein Nicht - Konformer Anleger ist, wie in Artikel 3.6.1 des Gesellschaftsvertrags beschrieben, zu-
riicknehmen. Nach der Riicknahme ist der jeweilige Kommanditist nicht langer Eigentliimer dieser
Kommanditanteile.

Ricknahme nach eigenem Ermessen zu Ausschittungszwecken

Der Fonds kann nach eigenem Ermessen beschlieBen, eine anteilsmalige Teilriicknahme der
Kommanditanteile aller Anleger zu Ausschiittungszwecken vorzunehmen, wenn das Kapital der
Anleger zum gegebenen Zeitpunkt nicht fir die Tatigung von Investitionen oder fiir Folgeinvesti-
tionen bendtigt wird. Nach einer solchen Teilrlicknahme nach eigenem Ermessen ist der Kom-
manditist nicht mehr Eigentiimer der zur Teilrlicknahme bestimmten Kommanditanteile.

UBERTRAGUNG VON ANTEILEN
Die Verfligung Gber Anteile richtet sich nach Artikel 3.9 des Gesellschaftsvertrags.
BESCHRANKUNGEN DES EIGENTUMS AN ANTEILEN

Der Fonds kann das Eigentum an Anteile gemalR den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags,
insbesondere des Artikels 3.6 des Gesellschaftsvertrags, personenbezogen beschranken oder ver-
hindern, wenn das Eigentum nach Ansicht des Komplementars dem Fonds schaden kénnte oder
einen Verstol} gegen luxemburgische oder ausldandische Gesetze oder Rechtsvorschriften darstel-
len kdnnte oder wenn der Fonds hierdurch den Gesetzen (beispielsweise den Steuergesetzen)
eines anderen Staates als Luxemburg unterworfen sein kénnte.
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11.

111

11.2

11.3

11.4

11.5

12.

12.1

LAUFZEIT DES FONDS UND BEENDIGUNG
Laufzeit des Fonds

Der Fonds wird grundsatzlich fiir eine unbegrenzte Laufzeit errichtet, die Laufzeit der Teilfonds
wird im jeweiligen Teilfondsanhang geregelt.

Beendigung des Fonds

Bei Beendigung des Fonds werden die Vermogensgegenstande des Fonds je Teilfonds ordnungs-
gemal liquidiert, wobei die Erl6se aus der Liquidation der Investments an die Anleger der betref-
fenden Teilfonds ausbezahlt werden. Die Erlése aus der Liquidation der Investments werden
grundsatzlich in liquiden Mitteln bezahlt. Mit Zustimmung des betroffenen Anlegers bzw. der be-
troffenen Anleger kann auch eine Sachausschiittung erfolgen.

Laufzeit der Teilfonds

Falls der Komplementar fir einen Teilfonds keine bestimmte Laufzeit festsetzt, ist der Teilfonds
fiir eine unbegrenzte Laufzeit aufgelegt. Einzelheiten betreffend die Laufzeit der einzelnen Teil-
fonds werden im jeweiligen Teilfondsanhang genannt.

Auflésung der Teilfonds

Ein mit unbestimmter Laufzeit aufgelegter Teilfonds kann in Ubereinstimmung mit den in Arti-
kel 7.6 des Gesellschaftsvertrags vorgesehenen Regeln aufgeldst und liquidiert werden.

Verschmelzung der Teilfonds

Die Teilfonds kénnen durch Beschluss der Anleger der jeweiligen Teilfonds in Ubereinstimmung
mit den in Artikel 7.7 des Gesellschaftsvertrags vorgesehenen Regeln mit einem anderen Teil-
fonds des Fonds oder mit einem anderen OGA oder einem Teilfonds eines solchen OGA zusam-
mengelegt werden.

ORGANE - GREMIEN - ANLEGERRECHTE
Komplementar

Der Komplementar hat umfassende Befugnisse, den Fonds im Rahmen der Anlagepolitik und den
Anlagebeschrankungen des jeweiligen Teilfonds zu verwalten und zu flihren. Einzelheiten zu den
Rechten und Pflichten des Komplementaérs sind in den Artikel 4.1 und 4.3 des Gesellschaftsver-
trags geregelt.
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12.2

12.3

Gesellschafterversammlungen

Einzelheiten zur Verantwortung und Abstimmungsmodalitdten der Gesellschafterversammlung

sind in den Artikel 5.1 und 5.4 des Gesellschaftsvertrags geregelt.

AlIFM

a)

Allgemeines

Der Fonds hat die Hauck & Aufhduser Fund Services S.A. als seinen externen Verwalter
alternativer Investmentfonds ("AIFM") im Sinne des Gesetzes von 2013 durch einen AIFM-
Vertrag bestellt.

Die Hauck & Aufhduser Fund Services S.A. ist eine Aktiengesellschaft nach luxemburgi-
schem Recht, mit Sitz in 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, GroBherzogtum Lu-
xemburg. Sie ist beim Luxemburger RCS unter der Nummer B 28.878 eingetragen und un-
terliegt der Aufsicht der CSSF.

Die Hauck & Aufhduser Fund Services S.A. ist bei der CSSF als Verwalter alternativer In-
vestmentfonds, AIFM nach Kapitel 2 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 zugelassen und erfllt
die Eigenkapitalanforderungen gemal den Vorschriften dieses Gesetzes.

Der AIFM unterliegt den Anforderungen der AIFM-Richtlinie, dem Gesetz von 2016, dem
Gesetz von 2013, diesem Emissionsdokument, dem Gesellschaftsvertrag und dem AIFM-
Vertrag. In seiner Eigenschaft als AIFM nimmt er im Rahmen des AIFM-Vertrages insbe-
sondere folgende Aufgaben wahr:

. die Vermogensverwaltung, insbesondere die Portfolioverwaltung und das Risiko-
management des Fonds und der Teilfonds; und

o Bewertungsfunktion im Sinne der AIFM-Richtlinie.

Der AIFM ist des Weiteren flir das Vertriebsanzeigeverfahren unter Nutzung seines Ver-
triebspasses im Rahmen des Gesetzes von 2013 fiir den Vertrieb der Fondsanteile in Lu-
xemburg und/oder anderen Mitgliedsstaaten des EWR verantwortlich.

Der AIFM kann entsprechend den Bestimmungen des Gesetzes von 2013 und des Geset-
zes von 2016 und auf eigene Verantwortung, Kosten und Kontrolle Aufgaben an andere
Gesellschaften ("Portfoliomanager") delegieren, die hierfir geeignet sind und Uber die
erforderlichen Qualifikationen, Erfahrungen und Ressourcen verfiigen. Die Delegation
wird den Investoren in diesem Fall offengelegt. Weitere Angaben zu Portfoliomanagern
werden im jeweiligen Teilfondsanhang dargestellt.
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Zur Absicherung potentieller durch Fahrldssigkeit im Geschaftsverkehr verursachter Haf-
tungsrisiken verfligt der AIFM (iber ausreichendes und angemessenes Haftungskapital im
Einklang mit den diesbeziiglichen Vorschriften des Gesetzes von 2013, des Gesetzes von
2016 und der AIFM-Richtlinie.

Abberufung des AIFM

Der AIFM-Vertrag wurde fiir einen unbestimmten Zeitraum geschlossen und bleibt so-
lange giiltig, bis der Fonds oder der AIFM ihn unter Einhaltung einer mindestens dreimo-
natigen Kiindigungsfrist beenden. Dariiber hinaus kann der AIFM-Vertrag aus wichtigem
Grund (wie im AIFM-Vertrag naher spezifiziert) unverziglich gekiindigt werden.

Im Falle der Abberufung des AIFM wird der Komplementar einen neuen AIFM bestellen.

Der ersetzte AIFM und dessen Vorstand, leitende Angestellte und Mitarbeiter bleiben
weiterhin Freistellungsberechtigte (wie in Abschnitt 16 beschrieben), jedoch ausschliel3-
lich im Hinblick auf alle Anspriiche, Verbindlichkeiten, Kosten und Aufwendungen, die im
Zusammenhang mit ihrer entsprechenden Funktion entstanden sind und (i) sich auf In-
vestitionen beziehen, die vor der Abberufung des ersetzten AIFM getatigt wurden; oder
(ii) sich aus oder im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit innerhalb des Zeitraums vor dem
Stichtag der Abberufung des AIFM ergeben oder anderweitig aus den Dienstleistungen
des AIFM als AIFM des Fonds entstehen.

13 DIENSTLEISTER

13.1 Verwabhrstelle

a)

Allgemeines

Der Fonds hat Hauck & Aufhduser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg mit Sitz in
1c rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, GroRRherzogtum Luxemburg zur Verwahr-
stelle und Zahlstelle (im Folgenden nur — Verwahrstelle — genannt) des Fonds bestellt,
welche beim Luxemburger RCS unter der Nummer B175937 eingetragen ist. Die Verwahr-
stelle ist eine Niederlassung der Hauck & Aufhduser Privatbankiers AG Kaiserstr. 24, D-
60311 Frankfurt am Main, ein deutsches Kreditinstitut mit Vollbanklizenz im Sinne des
deutschen Gesetzes liber das Kreditwesen (KWG) und im Sinne des Luxemburger Gesetzes
vom 5. April 1993 (iber den Finanzsektor (in seiner aktuellen Fassung). Diese ist im Han-
delsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter der Nummer HRB 108617 einge-
tragen. Sowohl Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, als auch ihre Niederlassung in Lu-
xemburg werden durch die BaFin beaufsichtigt. Zusatzlich unterliegt Hauck & Aufhauser
Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg im Hinblick auf Liquiditat, Geldwasche und
Markttransparenz der CSSF.
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Alle Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle werden durch die Niederlassung ausgetibt.

Die Verwabhrstelle ist verantwortlich fiir die Verwahrung bzw. Uberwachung der Vermé-
genswerte des Fonds und seiner Teilfonds und unterliegt den Pflichten, die sich aus dem
Verwahrstellenvertrag, der Gesellschaftsvertrag, diesem Emissionsdokument, den Best-
immungen des Gesetzes von 2016, dem Gesetz von 2013 und den einschldgigen Rund-
schreiben der CSSF ergeben.

Als Zahlstelle ist sie, mit der Verpflichtung zur Auszahlung eventueller Ausschiittungen
sowie des Rlicknahmepreises auf zurlickgegebene Anteile und sonstigen Zahlungen be-
auftragt.

Die Verwahrstelle hat Anspruch auf das im jeweiligen Teilfondsanhang fiir den jeweiligen
Teilfonds angegebene Honorar.

b) Haftung der Verwahrstelle

Die Verwahrstelle haftet gegenliber dem Fonds oder gegeniiber den Anlegern entspre-
chend den Vorschriften des Gesetzes von 2013, des Gesetzes von 2016, des Gesellschafts-
vertrags, insbesondere im Artikel 6.1.5 des Gesellschaftsvertrags, dem Verwahrstellen-
vertrag und den einschlagigen Rundschreiben der CSSF.

c) Beendigung des Verwahrstellenvertrags

Der Fonds, der AIFM und die Verwahrstelle konnen den Verwahrstellenvertrag jederzeit
mit einer Frist von drei (3) Monaten kiindigen. Im Fall einer Kiindigung durch die Verwahr-
stelle ist der Komplementar des Fonds gemal Artikel 5 Abs. 5 des Gesetzes von 2016 ver-
pflichtet, innerhalb einer Frist von zwei Monaten eine Nachfolgerin der Verwahrstelle zu
bestimmen.

13.2 Zentralverwaltung

Der Fonds hat Hauck & Aufhduser Alternative Investment Services S.A. zur Zentralverwaltungs-
stelle des Fonds ("Zentralverwaltung") in Luxemburg bestellt.

Die Zentralverwaltung ist unter anderem dafir verantwortlich, den Nettoinventarwert je Anteil
zu ermitteln, die Blicher des Fonds ordnungsgemaR zu fihren und alle anderen nach luxemburgi-
schem Recht vorgeschriebenen und in dem entsprechenden Dienstleistungsvertrag naher be-
schriebenen Verwaltungsaufgaben wahrzunehmen.

Die Zentralverwaltung hat Anspruch auf das im jeweiligen Teilfondsanhang fiir den jeweiligen
Teilfonds angegebene Honorar.
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13.3 Register- und Transferstelle

14.

Der Fonds hat Hauck & Aufhduser Alternative Investment Services S.A. auch zur Register- und
Transferstelle des Fonds ("Register- und Transferstelle") in Luxemburg bestellt.

Die Register- und Transferstelle ist unter anderem dafir verantwortlich, das Anteilsregister zu
pflegen sowie Zeichnungs- und eventuelle Riicknahmeantrage abzuwickeln.

Die Register- und Transferstelle hat Anspruch auf das im jeweiligen Teilfondsanhang fiir den je-
weiligen Teilfonds angegebene Honorar.

FREISTELLUNG UND ENTSCHADIGUNG

Der Fonds wird gegebenenfalls im Rahmen des gesetzlich Zuldssigen und im Rahmen der vertrag-
lichen Vereinbarungen aus seinem Vermogen bzw. dem Vermaogen des betroffenen Teilfonds den
AIFM, den Komplementar, den etwaigen Portfoliomanager oder Anlageberater und deren jewei-
lige Organe, leitende Angestellte und Mitarbeiter (sofern es einen solchen gibt) und die Mitglieder
eines eventuellen Anlageausschusses, im Rahmen der gesetzlichen Regelungen fir jede Haftung
und alle Forderungen, Schaden und Verbindlichkeiten, denen diese unter Umstanden aufgrund
ihrer Eigenschaft als Organe, leitende Angestellte oder Mitarbeiter des AIFM, des Komplemen-
tars, des Portfoliomanagers, des Anlageberaters oder als Mitglied des Anlageausschusses oder
aufgrund einer von ihnen im Zusammenhang mit der Gesellschaft vorgenommenen oder unter-
lassenen Handlung unterliegen, freistellen. Dies gilt nicht, soweit eine Inanspruchnahme im vor-
genannten Sinne nicht von der Freigestellten Person durch grobe Fahrlassigkeit, Bosglaubigkeit
oder vorsatzliches Fehlverhalten verursacht wurde oder ein Grund fiir eine Kiindigung aus wich-
tigem Grund nach dem AIFM Vertrag vorliegt. Der Anspruch auf Freistellung bleibt solange unbe-
rihrt, bis ein grob fahrlassiges, bosgldaubiges oder vorsatzliches Verhalten oder die wirksame Kiin-
digung des AIFM Vertrags wegen Kiindigung aus wichtigem Grund gerichtlich festgestellt oder von
der Freigestellten Person anerkannt ist.

Das Recht jedes Dienstleisters und des AIFM, nach dem vorstehenden Absatz freigestellt zu wer-
den, richtet sich nach den Bedingungen und Bestimmungen des jeweils zwischen dem Fonds oder
dem AIFM und diesem Dienstleister abgeschlossenen Dienstleistungsvertrags.

Wird zwischen einer Freigestellten Person und einem Dritten ein Vergleich erzielt, wird die vor-
stehend geregelte Freistellung lediglich im Zusammenhang mit Angelegenheiten gewahrt, die Ge-
genstand des Vergleichs sind und hinsichtlich derer sich die Freigestellte Person keines Pflichtver-
stoRes gegeniiber der Gesellschaft im Sinne der oben naher beschriebenen Bedeutung schuldig
gemacht hat. Um zu beurteilen, ob unter diesen Umsténden eine Freistellung gewahrt wird oder
nicht, kann sich der Fonds an einen kompetenten Berater wenden, der nach Treu und Glauben
der Gesellschaft auszuwahlen ist.
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15.

15.1

15.2

15.3

AUFSICHTSRECHTLICHE OFFENLEGUNG
Risikomanagement

Der AIFM sorgt fir die Festlegung, Umsetzung und Aufrechterhaltung angemessener und doku-
mentierter Grundsatze fiir das Risikomanagement, in denen die Risiken genannt werden, denen
der Fonds und die Teilfonds ausgesetzt sind oder sein kdnnten. Die Grundsatze fiir das Risikoma-
nagement umfassen die Verfahren, die notwendig sind, damit der AIFM das Markt-, Liquiditats-
und Gegenparteirisiko sowie alle sonstigen relevanten Risiken, einschlieRlich operationeller Risi-
ken, bewerten kann. Weiterhin stellt das Verfahren des Risikomanagements eine unabhangige
Uberpriifung der Bewertungspolitik und Verfahren gemaR Art. 70 Absatz 3 der AIFM Verordnung
sicher.

Das Risikomanagement ist der GréRe, der Anlagenstruktur sowie der Anlagepolitik des Fonds und
der Teilfonds angepasst.

Der AIFM wendet einen umfassenden Risikomanagementprozess an, der sowohl qualitative als
auch quantitative Risikomessungen einschlieRt, um die Risiken jedes Teilfonds zu messen.

Fremdfinanzierung

Der AIFM stellt entsprechend den Vorschriften des Gesetzes von 2013 der CSSF fiir jeden Teilfonds
Informationen tiber die Hohe der eingesetzten Hebelfinanzierung zur Verfiigung.

Der AIFM berechnet das Hebelrisiko ("Leverage") des Fonds nach der in Artikel 7 der AIFM Ver-
ordnung dargelegten Brutto-Methode und der in Artikel 8 der AIFM Verordnung dargelegten
Commitment-Methode. Das maximal zuldssige Hebelrisiko nach beiden Berechnungsmethoden
wird fir jeden Teilfonds im betreffenden Teilfondsanhang angegeben.

Es ist nicht geplant im Fonds oder Teilfonds selbst Kredite oder andere Arten von Fremdfinanzie-
rungen zu nutzen.

Liquiditatsmanagement

Der AIFM sorgt fiir ein angemessenes Liquiditdtsmanagementsystem gemaR den Vorschriften des
Gesetzes von 2013. Der AIFM legt Verfahren fest, die es ihm ermdglichen, die Liquiditatsrisiken
des Fonds und der Teilfonds zu Gberwachen, und gewahrleistet fiir den Fonds und die Teilfonds,
dass die Anlagepolitik, das Liquiditatsprofil und die Riicknahmegrundséatze koharent sind.

Der AIFM stellt sicher, dass der Fonds ein den zugrundeliegenden Verbindlichkeiten angemesse-
nes Liquiditdtsmanagement umsetzt.
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15.4

15.5

15.6

Der AIFM bericksichtigt die Instrumente und Vorkehrungen, die fiir die Steuerung des Liquidi-
tatsrisikos jedes von ihm verwalteten Fonds erforderlich sind. Der AIFM ermittelt die Umstande,
unter denen diese Instrumente und Vorkehrungen, sowohl unter normalen als auch unter auBer-
gewobhnlichen Umstédnden, eingesetzt werden kdnnen und bericksichtigt dabei die faire Behand-
lung aller Investoren in Bezug auf jeden von ihm verwalteten Fonds.

Strategien fir die Auslibung von Stimmrechten

Der AIFM hat im Allgemeinen fiir wirksame und angemessene Strategien im Hinblick darauf zu
sorgen, wann und wie etwaige Stimmrechte des Fonds und der Teilfonds ausgelibt werden, damit
dies ausschlieRlich zum Nutzen des Fonds und der Teilfonds und seiner Anleger erfolgt.

Vergutungspolitik

Der AIFM hat eine Vergltungspolitik festgelegt, welche fiir die malRgeblichen Mitarbeiterkatego-
rien im Sinne der gesetzlichen Vorgaben und der ESMA Leitlinien fir solide Verglitungspolitiken
unter Beriicksichtigung der AIFM-Richtlinie (ESMA/2013/232 vom 3. Juli 2013) gelten. Eine Offen-
legung der Angaben zur Verglitung der malRgeblichen Mitarbeiterkategorien gegentiber der CSSF
erfolgt entsprechend den gesetzlichen Vorschriften.

Bewertung
a) Allgemeines

Die Bewertung der Vermogenswerte und der Verbindlichkeiten des Fonds beziehungs-
weise der einzelnen Teilfonds richtet sich nach Artikel 3.11 des Gesellschaftsvertrags. Die
Bewertung der Vermogensgegenstinde erfolgt durch die interne Bewertungsstelle des
AIFM, auf Basis von durch den AIFM selbst und/oder von den externen Sachverstandigen
zur Verfugung gestellten Daten. Gemal} Art. 17 des Gesetzes von 2013 hat die Bewer-
tungsstelle zur Sicherstellung einer ordnungsgemalRen und unabhangigen Bewertung der
Vermogensgegenstdande des Fonds ein geeignetes und koharentes Bewertungsverfahren
entwickelt und implementiert.

Anleger kdnnen Informationen zum Bewertungsverfahren kostenlos am Sitz des AIFM er-
halten.

Der AIFM stellt eine hierarchische und funktionale Trennung der Ausfiihrung seiner Auf-
gaben als Bewertungsstelle von seinen potenziell dazu in Konflikt stehenden Aufgaben
sicher und hat die erforderlichen MaRnahmen getroffen, um potenzielle Interessenkon-
flikte ordnungsgemal ermitteln, steuern und beobachten und gegeniiber den Investoren
des Fonds offenlegen zu kénnen.
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b)

Bewertung von Vermdgensgegenstanden

Die Ermittlung des angemessenen Wertes der Vermogensgegenstande erfolgt im Einklang
mit den giiltigen gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Bestimmungen sowie aktueller
Marktpraxis.

Der angemessene Wert der Vermoégensgegenstande wird vom AIFM und/oder externen
Sachverstandigen ermittelt. Der Wert der Vermogensgegenstande wird aufgrund eines
Bewertungsprozesses ermittelt, der vom AIFM und/oder externen Sachverstidndigen
durchgefiihrt wird und bei dem die Vermoégensgegenstande auf alle relevanten Aspekte
nach einem festgelegten Verfahren und ausgewahlten Kriterien untersucht werden.

Der AIFM kann nach bestem Wissen und Gewissen auf Grundlage objektiver Anhalts-
punkte von den oben dargestellten Bewertungen des/der externen Sachverstandigen ab-
weichen, wenn dies im Interesse des Teilfonds und seiner Anleger liegt. Sofern der AIFM
einen externen Sachverstdandigen im Rahmen der Bewertung einzelner Investments be-
auftragt, werden die daraus entstehenden Kosten von dem entsprechenden Teilfonds ge-
tragen.

15.7 Interessenkonflikte

a)

Komplementar und AIFM

Bei der Verwaltung und der Geschéftstatigkeit des Fonds und der Teilfonds kénnen Inte-
ressenkonflikte auftreten.

Die Geschaftsfiihrer des Komplementars, der AIFM und die sonstigen vom Fonds beauf-
tragten Dienstleister sind berechtigt, die gleichen oder dhnliche Leistungen, die sie gegen-
Uber dem Fonds oder dessen Teilfonds erbringen, gleichzeitig auch gegeniiber anderen
Personen und Unternehmen zu erbringen. Insbesondere darf der AIFM Anlagen, die er fiir
den Fonds oder dessen Teilfonds erwirbt oder die den erworbenen Anlagen dhnlich sind,
auch fiir seine anderen Kunden erwerben. Ebenfalls darf der AIFM Anlagen, die er fiir den
Fonds oder dessen Teilfonds erworben hat oder die den erworbenen Anlagen ahnlich
sind, flr eigene Rechnung oder fir Rechnung anderer Kunden kaufen, halten oder han-
deln. Der AIFM ist nicht verpflichtet, solche Anlagen, die der AIFM fir sich selbst oder
andere Kunden kauft oder verkauft oder zum Kauf oder Verkauf empfiehlt, fiir den Fonds
oder dessen Teilfonds zu kaufen oder zu verkaufen. Der AIFM darf gegeniiber seinen an-
deren Kunden Ratschlage erteilen sowie flir diese Aktivitdten entfalten, die sich von den
Handlungen unterscheiden, die der AIFM fiir den Fonds oder seinen Teilfonds vorgenom-
men hat.
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b)

Der AIFM und dessen verbundene Unternehmen kénnen gelegentlich Investitionsmog-
lichkeiten erhalten, die nicht nur flir den Fonds in Betracht kommen. Investitionsmoglich-
keiten, die der AIFM oder mit diesem verbundenen Unternehmen haben, kénnen sie nach
freiem Ermessen zwischen den von ihm verwalteten oder beratenen Gesellschaften oder
Personen verteilen. Hierbei wird der AIFM Anforderungen an die Rendite der Investitio-
nen, den geographischen Fokus, die InvestitionsgroRe sowie andere Faktoren, die nach
Ansicht des AIFM von Bedeutung sind, berticksichtigen.

Portfoliomanager, Anlageberater und Kommanditisten

Es konnen eventuelle Interessenkonflikte des Portfoliomanagers, des Anlageberaters, ei-
nes Kommanditisten oder Geschaftsfiihrers des Komplementars auftreten.

Ein Interessenkonflikt im Zusammenhang mit der Vermogensanlage liegt insbesondere
vor, wenn dem Fonds oder einem Teilfonds, ein Angebot zum Erwerb oder Verkauf von
Anlagen des Teilfonds unterbreitet wird und der Portfoliomanager, Anlageberater, ein
Kommanditist oder ein verbundenes Unternehmen:

selbst die Anlagen im Vermogen halt;
. Anteile an dem Fonds halt oder diese finanziert;

. eine Verwaltungs-, Beratungs- oder Promotertatigkeit im Zusammenhang mit den
potentiell durch den Fonds zu erwerbenden Anlagen auslibt;

. ebenfalls ein direktes oder indirektes Investment in die Anlage, auf welches sich das
Angebot bezieht, oder eine entsprechende Anlage in unmittelbarer rdaumlicher
N&he in Erwagung zieht; oder

o Partei eines Mietverhaltnisses oder Besitzverhaltnisses in Bezug auf die Anlage ist,
auf welche sich das Angebot bezieht.

Management von Interessenkonflikten

In Auslibung seiner Tatigkeit gehort es zu den Aufgaben des AIFM, jede Handlung oder
Transaktion, die zu einem Interessenkonflikt zwischen dem AIFM und dem Fonds oder
dessen Anleger oder zwischen den Interessen eines oder mehrerer Anleger und den Inte-
ressen eines oder mehrerer anderer Anleger flihren kann, zu identifizieren, mit den héchs-
ten Standards an Integritdt und Fairness dem Entstehen von Interessenkonflikten vorzu-
beugen und Interessenkonflikte beizulegen. Der AIFM unterhalt in diesem Zusammen-
hang angemessene und wirksame organisatorische und administrative Vorkehrungen zur
Ergreifung aller angemessenen Mallnahmen.
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d)

Unbeschadet der gebotenen Vorsicht und bestmoglichen Bemiihungen kann das Risiko
nicht ausgeschlossen werden, dass sich die MaBnahmen zum Management von Interes-
senkonflikten, die von dem AIFM fir die Handhabung von Interessenkonflikten vorge-
nommen wurden, unzureichend sind, um mit hinreichender Sicherheit zu gewahrleisten,
dass Schadenrisiken fiir die Interessen des Fonds oder der Anleger abgewendet werden
kénnen.

Geschaftsleiter des Komplementérs und des AIFM

Vertrage und sonstige Geschafte zwischen dem Fonds und einer anderen Person, Gesell-
schaft oder Unternehmung werden nicht dadurch beeintrachtigt oder deshalb ungiiltig,
dass ein oder mehrere Geschéftsleiter des Komplementars oder des AIFM ein personli-
ches Interesse hat/haben oder Organe, Gesellschafter, Teilhaber, Prokuristen oder Ange-
stellte einer anderen Gesellschaft oder eines anderen Unternehmens sind. Jeder Ge-
schaftsfliihrer des Komplementars und jeder Vorstand oder Angestellte des AIFM, der
gleichzeitig Funktionen als Organ oder Angestellter in einer anderen Gesellschaft oder
Firma ausibt, mit der der Fonds Vertrage abschlieBt oder sonst in Geschaftsverbindung
tritt, wird durch diese Verbindung mit dieser anderen Gesellschaft oder Unternehmung
nicht daran gehindert, im Zusammenhang mit einem solchen Vertrag oder einer solchen
Geschaftsbeziehung zu beraten, abzustimmen oder zu handeln.

Sofern ein Geschéftsleiter des Komplementars oder des AIFM im Zusammenhang mit ei-
nem Geschaftsvorfall des Fonds ein den Interessen des Fonds entgegengesetztes person-
liches Interesse hat, wird dieser Geschéftsleiter, den weiteren Geschéaftsleitern dieses ent-
gegengesetzte personliche Interesse mitteilen und im Zusammenhang mit diesem Ge-
schaftsvorfall nicht an den Beratungen oder Abstimmungen teilnehmen. Dieser Ge-
schaftsvorfall wird ebenso wie das personliche Interesse des Geschaftsleiters der darauf-
folgenden Gesellschafterversammlung berichtet. Ein Geschaftsleiter des Komplementars
oder des AIFM ist Gber die Mitteilung der Tatsache hinaus, dass ein entgegengesetztes
personliches Interesse besteht, jedoch nicht verpflichtet, gegenliber dem Fonds Informa-
tionen offen zu legen, wenn der Geschéftsleiter dadurch Vertraulichkeitsverpflichtungen
verletzen wiirde.

Diese vorgehenden Bestimmungen sind nicht anwendbar auf Beschliisse, welche tagliche
Geschafte, die zu normalen Bedingungen eingegangen wurden, betreffen. Hierzu gehoren
insbesondere auch Handlungen und Erklarungen des Fonds gegenliber dem AIFM.

Falls ein Quorum der Geschéftsleitung des Komplementéars oder des AIFM wegen eines
Interessenkonfliktes eines oder mehrerer Geschaftsfuhrer nicht erreicht werden kann,
werden die giiltigen Beschliisse durch eine Mehrheit der Geschaftsfiihrer, welche bei ei-
ner solchen Sitzung der Geschaftsfliihrung anwesend oder vertreten sind, getroffen.
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16.

le.1

16.2

16.3

16.4

16.5

16.6

GEBUHREN UND KOSTEN
Grindungskosten

Die folgenden Griindungskosten des Fonds werden durch den ersten Teilfonds getragen und tber
einen Zeitraum von héchstens flinf (5) Jahre abgeschrieben:

. Kosten fiir Rechts- und Steuerberatung im Zusammenhang mit der Strukturierung, Grin-
dung und Auflegung des Fonds

Werden nachfolgend weitere Teilfonds aufgelegt, werden die vorgenannten Griindungskosten
des Fonds zwischen den einzelnen Teilfonds auf Basis ihrer jeweiligen Nettovermdgen anteilig
verteilt, jedoch unter der Voraussetzung, dass jeder Teilfonds seine unmittelbaren und dem be-
treffenden Teilfonds zurechenbaren Griindungs- und Auflagekosten selbst tragt.

Anlageberatergebihr

Fir die Teilfonds, fiir welche Anlageberater bestellt werden, fallen Anlageberatergebiihren an,
welche im jeweiligen Teilfondsanhang dargestellt werden.

Gebihren des AIFM

Der Fonds zahlt an den AIFM im Einklang mit dem abgeschlossenen AIFM-Vertrag die im jeweili-
gen Teilfondsanhang dargestellten Geblhren.

Gebiihren des Portfoliomanagers

Fir die Teilfonds, fur welche ein Portfoliomanager bestellt wird, fallen Portfoliomanagergebiihren
an, welche im jeweiligen Teilfondsanhang dargestellt werden.

Geblihren Zentralverwaltungsstelle sowie Register- und Transferstelle

Der Fonds zahlt an die Zentralverwaltungsstelle sowie Register- und Transferstelle im Einklang mit
dem abgeschlossenen Zentralverwaltungsvertrag die im jeweiligen Teilfondsanhang dargestellten
Gebiihren.

Laufende Kosten

Der Fonds bzw. der betreffende Teilfonds tragt auRerdem die folgenden Kosten. Kosten, die vom
Fonds unmittelbar getragen werden bzw. die mehr als einem Teilfonds entstehen, werden ent-
sprechend des jeweiligen Nettoinventarwerts der Teilfonds anteilig auf diese umgelegt:

° alle angemessenen Kosten und Auslagen flr etwaige Finanzierungen fiir den Fonds unge-
achtet dessen, ob eine derartige Transaktion erfolgreich abgeschlossen wird;
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alle angemessenen Kosten, Auslagen und Gebiihren im Zusammenhang mit der Identifi-
zierung, Strukturierung, Due-Diligence sowie Absicherung potentieller Investments, un-
geachtet dessen, ob eine derartige Transaktion genehmigt oder erfolgreich abgeschlossen

wird;

angemessene Auslagen fir Rechts- und Steuerberatung, Buchhaltung und sonstige Ausla-
gen im Zusammenhang mit den Transaktionen des Fonds, ungeachtet dessen, ob eine
derartige Transaktion genehmigt oder erfolgreich abgeschlossen wird;

marktibliche Geblhren und Courtagen (insbesondere Ankaufsgeblhren, Verkaufsgebiih-
ren, Performance Fees und Erfolgsgebiihren), die an Dritte gezahlt und dem Fonds be-
rechnet werden;

die Kosten der Meldungen an ein Transaktionsregister;

alle regelmaRig anfallenden Verwaltungskosten des Fonds, insbesondere die Kosten fir
die Einberufung und Durchfiihrung der Gesellschafterversammlungen und Sitzungen des
Komplementérs, sowie anderer Gremien des Fonds; die Vergiitung der Mitglieder des
Komplementars sowie anderer Gremien des Fonds, einschliellich der Reisekosten, ange-
messener Spesen und etwaiger Sitzungsgelder; die Kosten fir die Verwahrstelle, die Zent-
ralverwaltung und den Registerfiihrer; die Kosten der jahrlichen Wirtschaftspriifung, der
Nettoinventarwertberechnung, der Bewertung der Vermoégenswerte der Teilfonds, der
Erstellung regelmaliger Finanzberichte, der Buchhaltung, der Steuererklarungen, der
steuerlichen Betriebsprifung, der Bescheinigung nach § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 InvStG, der
Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen und des Anteilgewinns gemaf} InvStG und der
Verrechnungspreisdokumentation; des Drucks und der Verteilung des Emissionsdoku-
ments sowie anderer Berichte, Dokumente und der durch den Fonds durchgefiihrten Ver-
offentlichungen; die Auslagen flir Barmittelverwaltung sowie Werbungs-, Versicherungs-
und Rechtberatungskosten, Zinsen, Bankgebihren, Devisenumtauschkosten und Porto-,
Telefon- und Telexgebihren;

die angemessenen Kosten fiir Berater, Bewerter und sonstige Fachleute; und

alle Umsatzsteuern, Kapitalsteuern und sonstige ahnlichen Steuern und Abgaben.

Alle Gebilhren und Kosten verstehen sich zuzliglich gegebenenfalls anfallender Umsatzsteuer.

Die oben aufgefiihrten Kosten und Gebiihren kdnnen der Fonds bzw. die einzelnen Teilfonds auch

fir ihre direkten oder indirekten Beteiligungen (Beteiligungsgesellschaften und Co-Investments)

tragen.
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17.

18.

18.1

18.2

VERHINDERUNG VON GELDWASCHE UND TERRORISMUSFINANZIERUNG

GemaR dem luxemburgischen Gesetz vom 12. November 2004 zur Bekampfung der Geldwdasche
und Terrorismusfinanzierung in seiner aktuell geltenden Fassung und den einschldagigen Rund-
schreiben der CSSF werden allen im Finanzsektor tatigen Personen und Unternehmen Verpflich-
tungen auferlegt, um die Verwendung von Organismen fiir gemeinsame Anlagen zu Geldwasche-
zwecken zu verhindern. Die Register- und Transferstelle wurde vom Komplementar beauftragt,
die MaRnahmen zur Bekampfung der Geldwasche und Terrorismusfinanzierung auszufiihren. In
diesem Rahmen ist auch ein Verfahren zur Identifizierung von Investoren geregelt, welches in der
Zeichnungsvereinbarung naher beschrieben wird.

Die Erfassung von Informationen, die dem Fonds in diesem Zusammenhang (ibergeben werden,
erfolgt ausschlieRlich zur Einhaltung der Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwéasche und
Terrorismusfinanzierung.

DATENSCHUTZ, TRANSPARENZREGISTER UND DAC 6

Der Fonds und der AIFM verarbeiten als Verantwortliche automatisiert personenbezogene Daten
von natlrlichen Personen unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Vorschriften. Dabei kann
es erforderlich sein, neben personenbezogenen Daten von Aktionadren auch solche von Dritten zu
verarbeiten, die fir die Aktionare handeln oder diese vertreten.

Es gilt insoweit die ab dem 25.05.2018 anwendbare DSGVO einschlieRlich der Begriffsbestimmun-
gen der DSGVO.

Des Weiteren hat der luxemburgische Gesetzgeber, durch das Gesetz vom 1. August 2018 (iber
die Organisation der nationalen Datenschutzkommission und die Umsetzung der DSGVO, die
DSGVO umgesetzt und eine Vereinfachung der zwingenden Formalitaten im Zusammenhang mit
der Genehmigungserfordernis eingefiihrt. Die einschlagigen Bestimmungen dieser Gesetzgebung
gelten ebenfalls fir den Fonds.

Einzelheiten sind in der Datenschutzerkldrung der Zeichnungsvereinbarung in der Anlage aufge-
flhrt.

Am 1. Marz 2019 trat das RBE-Gesetz in Kraft. Das RBE-Gesetz gilt fir alle, im RCS Luxemburg
eingetragenen Entitaten (entités immatriculées), welche im Artikel 1 Nr. 2 bis 15 RCS-Gesetzes
genannt werden. Das RBE-Gesetz gilt somit auch fiir den Fonds. Das RBE-Gesetz verlangt, dass
bestimmte Daten eines wirtschaftlich Berechtigten (wie im RBE-Gesetz ndher beschrieben) im RBE
eingetragen und veroffentlicht werden. Der Fonds wird die Einhaltung der Anforderungen des
RBE-Gesetzes sicherstellen.

_34-



18.3 Eine eingetragene Entitdt oder ein wirtschaftlicher Eigentiimer kann von Fall zu Fall und unter

19.

aullergewdhnlichen Umstanden beantragen, dass der Zugang zu den im Artikel 3 RBE-Gesetz ge-
nannten Informationen begrenzt. Am 25.6.2018 trat die DAC 6-Richtlinie in Kraft. Diese Richtlinie
verfolgt in erster Linie den Zweck, mehr Transparenz und einen weitergehenden Informationsaus-
tausch zwischen den Mitgliedstaaten in Bezug auf steuerliche Gestaltungen herzustellen.

Die Richtlinie verpflichtet nach Art. 3 Nr. 21 u.a. AIFM, Portfoliomanager, Anlageberater, Zentral-
verwaltung, Verwahrstellen und Wirtschaftsprifer dazu, bestimmte, in der Richtlinie definierte
grenziibergreifende Steuergestaltungsmodelle an die fiir ihn zustandigen Finanzbehorden zu mel-
den.

Der Fonds behalt sich vor, den Verpflichtungen der Richtlinie in dem geforderten Umfang nach-
zukommen. Soweit aus Sicht des Fonds erforderlich, wird der Fonds sich hierzu externer Dienst-
leister bedienen.

NETTOINVENTARWERT

Der Nettoinventarwert je Anteil wird durch die Zentralverwaltungsstelle an jedem Bewertungstag
in Ubereinstimmung mit den Vorgaben des Gesellschaftsvertrags, insbesondere Artikel 3.11 des
Gesellschaftsvertrags, den nachstehenden Regelungen, dem Luxemburger Recht und allgemein
anerkannten Luxemburger Rechnungslegungsprinzipien (Lux GAAP) berechnet.

In Ubereinstimmung mit den Vorschriften des Gesetzes von 2016 und des Gesetzes von 2013
wurde die Zentralverwaltungsstelle gemaR den Bedingungen des Zentralverwaltungsvertrages er-
nannt, die Berechnung des Nettoinventarwertes durchfihren.

Die Zentralverwaltungstelle haftet im Rahmen ihrer Leistungen gemal} diesem Abschnitt 20 und
gemal} den Bedingungen des Zentralverwaltungsvertrags.

Der Nettoinventarwert je Anteil wird in Euro ausgewiesen und zu jedem Bewertungstag auf zwei
(2) Nachkommastellen bestimmt und kaufmannisch gerundet. Zur Berechnung des Nettoinven-
tarwertes der Anteile eines jeweiligen Teilfonds wird der Wert des zu dem jeweiligen Teilfonds
gehorenden Vermogens abzlglich der Verbindlichkeiten des jeweiligen Teilfonds an jedem Be-
wertungstag ermittelt und durch die Anzahl der sich am Bewertungstag im Umlauf befindlichen
Anteile des jeweiligen Teilfonds geteilt (der "Nettoinventarwert”, in Bezug auf einen Teilfonds
das "Nettoteilfondsvermogen"). Diese Nettoinventarwertbewertung erfolgt fir jeden Teilfonds
separat. Soweit jedoch innerhalb eines Teilfonds Kommanditanteilsklassen gebildet wurden, er-
folgt diese Anteilswertberechnung fiir jede Kommanditanteilsklasse des Teilfonds getrennt. Die
Zusammenstellung und Zuordnung der Aktiva erfolgt immer pro Teilfonds.
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20.

21.

Der AIFM ist berechtigt, fiir den Fall, dass seit der letzten Berechnung des Nettoinventarwerts der
Anteile eine wesentliche Anderung in Bezug auf einen wesentlichen Teil der vom Fonds bzw. ei-
nem Teilfonds gehaltenen Anlagen eingetreten ist, die erste Bewertung aufzuheben und nach
Treu und Glauben eine zweite Bewertung durchzufiihren.

Der Fonds wendet bestimmte de-minimis-Schwellenwerte fiir Nettoinventarwert-Berechnungs-
fehler an. Der Fonds hat mit dem AIFM vereinbart, den Schwellenwert auf drei Prozent (3 %) bei
Nettoinventarwert-Berechnungsfehlern festzulegen.

HAUFIGKEIT UND VORUBERGEHENDE AUSSETZUNG DER BERECHNUNG  DES
NETTOINVENTARWERTS JE ANTEIL UND DER AUSGABE UND DER RUCKNAHME VON ANTEILEN

Die Zentralverwaltungsstelle errechnet den Nettoinventarwert je Anteil eines jeden Teilfonds. Die
Berechnung erfolgt in der Frequenz, wie sie vom Komplementar bestimmt wird und im jeweiligen
Teilfondsanhang festgelegt ist. Der Fonds ist berechtigt, die Festlegung des Nettoinventarwerts je
Anteil eines oder mehrerer Teilfonds und die Ausgabe, die Riicknahme und den Umtausch seiner
Anteile gemal den Bestimmungen des Artikel 3.11.8 des Gesellschaftsvertrags auszusetzen.

BESTEUERUNG

Die folgenden Informationen basieren auf den Gesetzen, Verordnungen, Entscheidungen und
Gepflogenheiten, die derzeit in Luxemburg in Kraft sind, und unterliegen den darin enthaltenen
Anderungen, moglicherweise riickwirkend. Diese Zusammenfassung ist nicht als umfassende
Beschreibung aller Luxemburger Steuergesetze und Luxemburger Steuergesichtspunkte zu
verstehen, die fiir eine Entscheidung, in Anteile des Fonds zu investieren, diese zu besitzen, zu
halten oder zu verkaufen, relevant sein kénnen, und ist nicht als Steuerberatung fiir einen
bestimmten Investor oder Investor als potenzieller Investor gedacht. Potenzielle Investoren
sollten ihre eigenen professionellen Berater in Bezug auf die Auswirkungen des Kaufs, Haltens
oder Verkaufs von Anteilen sowie in Bezug auf die Bestimmungen der Gesetze der
Gerichtsbarkeit, in der sie steuerpflichtig sind, konsultieren. In dieser Zusammenfassung
werden keine steuerlichen Konsequenzen beschrieben, die sich aus den Gesetzen eines anderen
Staates, Ortes oder Steuergebiets als Luxemburg ergeben.

Besteuerung des Fonds in Luxemburg

GemaR der zum Zeitpunkt der Erstellung des Emissionsdokuments giiltigen Rechtslage unterliegt
der Fonds in Luxemburg auRer einer jahrlichen taxe d’abonnement in Hohe von 0,01 %, welche
vierteljahrlich auf Basis des letzten verfligbaren Nettoinventarwertes zahlbar ist, und einer ein-
maligen pauschalen Kapitalsteuer, die bei der Griindung bezahlt wurde, keinen weiteren Steuern.
Aus steuerlicher Sicht ist der als SCS gegriindete Fonds flr luxemburgische Einkommenssteuer-
zwecke als transparent zu betrachten. Insbesondere werden die Einkilinfte aus der Anlage des

Fondsvermoégens in Luxemburg nicht besteuert.
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22.

Jedoch konnen Einkiinfte des Fonds (insbesondere Zinsen und Dividenden) in den Léndern, in
welchen die Anlage erfolgt, Quellensteuern oder Veranlagungssteuern unterliegen, welche Ubli-
cherweise nicht erstattungsfahig sind. Die Anleger sollten sich insbesondere dariiber im Klaren
sein, dass Luxemburg eine Quellensteuer (derzeit 15%) auf Dividenden erhebt, die von luxembur-
gischen Unternehmen gezahlt werden. Der Fonds kann zudem fiir bestimmte andere auslandische
Steuern haften. Ziel des Fonds ist es hingegen jegliche steuerlichen Abzlige in Gestalt von Quellen-
, Kapitalertrags- oder Veranlagungssteuern zu vermeiden.

Es wird davon ausgegangen, dass die Anleger die zugrundeliegende Anlage direkt im Verhaltnis
zu lhrer Beteiligung an dem Fonds halten. Die steuerliche Behandlung auf Ebene der Anleger
héangt von (a) ihrer Rechtsform und (b) ihrer Steueranséassigkeit ab. In diesem Zusammenhang ist
darauf hinzuweisen, dass der Fonds grundsétzlich keinen Zugang zu Doppelbesteuerungsabkom-
men hat.

Besteuerung der Anleger in Luxemburg

Nach der zum Zeitpunkt der Erstellung des Emissionsdokuments in Luxemburg geltenden Rechts-
lage unterliegen Anleger, die nicht in Luxemburg steuerlich ansassig sind - und auch niemals dort
steuerlich ansdssig waren - und dort Gber keine Betriebsstatte verfligen, keiner Steuer auf Verau-
Rerungsgewinne, Einkommensteuer oder Quellensteuer in Luxemburg, unter der Annahme, dass
der Fonds keine in Luxemburg belegenden Vermoégenswerte hilt.

Den Investoren wird empfohlen, sich iber den aktuellen Steuerstatus des Fonds, seiner mittelba-
ren oder unmittelbaren Tochtergesellschaften und seiner Co-Investments in Luxemburg oder an-
deren Landern zu informieren sowie sich durch einen Steuerberater individuell beraten lassen.
Die vorliegenden Auskiinfte basieren auf der derzeitigen Gesetzgebung und Verwaltungspraxis
und kénnen Anderungen unterliegen.

Den Investoren wird empfohlen, sich iiber etwaige gesetzliche oder steuerliche Folgen, die fiir
die Zeichnung, den Kauf, den Besitz, die Riicknahme oder die Ubertragung der Anteile von Be-
deutung sein kénnten, beraten zu lassen.

FOREIGN ACCOUNT TAX COMPLIANCE ("FATCA") UND COMMON REPORTING STANDARD
(IICRSII)

Foreign Account Tax Compliance Act ("FATCA")

Der FATCA, ein Bestandteil des Hiring Incentives to Restore Employment ("HIRE") Act 2010, wurde
in den Vereinigten Staaten im Jahr 2010 als Gesetz erlassen. Er verlangt von Finanzinstitutionen
aulerhalb der USA ("Foreign Financial Institutions" oder "FFIs"), dass Informationen zu Finanz-
konten ("Financial Accounts") die von US-Personen ("Specified US Persons") direkt oder indirekt
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gehalten werden, jahrlich der US-Steuerbehérde, dem Internal Revenue Service ("IRS"), weiter-
gegeben werden. Eine Quellensteuer von 30% wird auf gewisse Ertrage US-amerikanischer Her-
kunft jedes FFls erhoben, das diesen Voraussetzungen nicht nachkommt. Am 28. Marz 2014
schloss das GroRBherzogtum Luxemburg mit den Vereinigten Staaten ein zwischenstaatliches Ab-
kommen nach Modell 1 ("Model | Intergovernmental Agreement", oder "IGA") und ein zugehori-
ges Memorandum of Understanding ab. Folglich muss der Fonds zur Einhaltung der FATCA-Best-
immungen dieses Luxemburger IGA, wie es in Luxemburg durch das Gesetz vom 24. Juli 2015 zum
FATCA (das "FATCA-Gesetz") in nationales Recht umgesetzt wurde, erfillen, anstatt direkt die
Verordnungen des US-Finanzministeriums zur Umsetzung des FATCA zu befolgen. Nach dem
FATCA-Gesetz und dem Luxemburger IGA kann der Fonds zur Einholung von Informationen ver-
pflichtet sein, die der Identifizierung seiner unmittelbaren und mittelbaren Anteilinhaber dienen,
die Specified US Persons im Sinne des FATCA sind ("gemaR dem FATCA meldepflichtige Konten").
Samtliche dem Fonds gelieferten Informationen tiber gemall dem FATCA meldepflichtige Konten
werden den Luxemburger Steuerbehorden mitgeteilt, die diese Informationen automatisch ge-
maRk Artikel 28 des am 3. April 1996 in Luxemburg abgeschlossenen Abkommens zwischen der
Regierung der Vereinigten Staaten und der Regierung des GroRherzogtums Luxemburg zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung und Steuerflucht in Bezug auf die Einkommen- und Vermogen-
steuern mit der Regierung der Vereinigten Staaten austauscht. Der Fonds beabsichtigt, die Best-
immungen des FATCA-Gesetzes und des Luxemburger IGA einzuhalten, um als FATCA-konform zu
gelten, und wird deshalb nicht der Quellensteuer von 30% in Bezug auf seinen Anteil an Zahlungen
unterliegen, die tatsachlichen oder als solche geltenden US-Anlagen des Fonds zuzurechnen sind.
Der Fonds wird den Umfang der Anforderungen, die nach dem FATCA und insbesondere dem
FATCA-Gesetz an ihn gestellt werden, laufend Gberpriifen.

Um die Einhaltung des FATCA, des FATCA-Gesetzes und des Luxemburger IGA durch den Fonds im
Einklang mit den vorstehenden Ausfiihrungen sicherzustellen, kann der Fonds:

a. Informationen oder Unterlagen, wie etwa steuerliche Selbstauskiinfte, die US-IRS-Steu-
erformulare W-8 oder W-9, gegebenenfalls eine Global Intermediary Identification Num-
ber, oder einen anderen schliissigen Nachweis Gber eine FATCA-Registrierung des Antei-
linhabers beim IRS oder eine entsprechende Befreiung anfordern, um den FATCA-Status
des betreffenden Anteilinhabers festzustellen;

b. Informationen beziiglich eines Anteilinhabers (und beherrschender Personen des Anteil-
inhabers, die passive auslandische Nichtfinanzinstitute sind) und seines Beteiligungskon-
tos am Fonds an die Luxemburger Steuerbehérden melden, sofern dieses Konto nach
dem FATCA-Gesetz und dem Luxemburger IGA als ein nach dem FATCA meldepflichtiges
Konto gilt;

C. den Luxemburger Steuerbehdrden (Administration des Contributions Directes) Informati-
onen in Bezug auf Zahlungen an Anteilinhaber melden, die den FATCA-Status eines nicht
teilnehmenden Finanzinstituts haben; und
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d. anwendbare US-Quellensteuern von bestimmten Zahlungen, wie etwa Quellensteuern
auf Durchgangszahlungen (Passthru Payment), falls diese umgesetzt werden sollten, im
Einklang mit dem FATCA, dem FATCA-Gesetz und dem Luxemburger IGA abziehen, die
an einen Anteilinhaber des Fonds oder im Namen des Fonds geleistet werden.

Der Fonds hat dem Anleger alle Informationen mitzuteilen, aufgrund derer (i) der Fonds fiir die
im FATCA-Gesetz geregelte Behandlung der personenbezogenen Daten verantwortlich ist, (ii) die
personenbezogenen Daten nur flir die Zwecke des FATCA-Gesetzes verwendet werden, (iii) die
personenbezogenen Daten gegebenenfalls an die Luxemburger Steuerbehérden (Administration
des Contributions Directes) weitergeleitet werden, (iv) das Beantworten von Fragen im Zusam-
menhang mit dem FATCA verpflichtend ist, und in diesem Zusammenhang ist von ihm auch Gber
die moglichen Konsequenzen im Falle der Nichtbeantwortung zu informieren, und (v) der Anleger
das Recht auf Auskunft und Berichtigung in Bezug auf die an die Luxemburger Steuerbehorden
(Administration des Contributions Directes) (ibermittelten Daten hat. Der Fonds behalt sich das
Recht vor, jegliche Antrage fiir Anteile zuriickzuweisen, wenn die von einem potenziellen Anleger
Ubermittelten Informationen nicht den Anforderungen des FATCA, des FATCA-Gesetzes und des
IGA entsprechen.

Falls gewisse Summen aufgrund der FATCA-Quellensteuer im Falle von Zahlungen abgezogen oder
einbehalten werden mussen, leistet weder der Fonds noch jedwede andere Person zusatzliche
Zahlungen aufgrund der Abzlige oder dem Einbehalt einer solchen Steuer.

Potenzielle Anleger sollten ihren eigenen Steuerberater konsultieren, um zu erfahren, in wie
weit diese Regelungen fiir den Fonds und in Bezug auf Zahlungen, die sie gegebenenfalls im
Zusammenhang mit den Anteilen erhalten, relevant sind.

Common Reporting Standard ("CRS")

Die OECD hat einen gemeinsamen Meldestandard (Common Reporting Standard, "CRS") entwi-
ckelt, um einen allgemeinen multilateralen automatischen Informationsaustausch (AEOI) welt-
weit zu ermoglichen. AuRerdem wurde am 9. Dezember 2014 die Euro-CRS-Richtlinie verabschie-
det, um den CRS in den Mitgliedstaaten umzusetzen. Fiir Osterreich gilt die Euro-CRS-Richtlinie
erstmals am 30. September 2018 fiir das Kalenderjahr 2017, d. h. die Zinsrichtlinie ist ein Jahr
langer anwendbar.

Die Euro-CRS-Richtlinie wurde durch das CRS-Gesetz in luxemburgisches Recht umgesetzt. Nach
dem CRS-Gesetz sind luxemburgische Finanzinstitute verpflichtet, Inhaber von Finanzanlagen zu
identifizieren und zu prifen, ob sie flir Steuerzwecke in Landern ansassig sind, mit denen Luxem-
burg ein Abkommen zum Informationsaustausch in Steuersachen abgeschlossen hat. Die luxem-
burgischen Finanzinstitute Gbermitteln dann die Finanzkontoinformationen des Inhabers von Fi-
nanzanlagen an die Luxemburger Steuerbehérden, die sie dann automatisch einmal pro Jahr an
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die zustandigen auslandischen Steuerbehodrden weiterleiten. Dementsprechend verlangt der
Fonds von seinen Anlegern im Allgemeinen, Informationen zur Identitdt und zum steuerlichen
Wohnsitz der Inhaber von Finanzkonten (einschlielich bestimmter Einrichtungen und deren be-
herrschenden Personen) offenzulegen, um ihren CRS-Status festzustellen und Informationen zu
einem Anteilinhaber und seinem Konto an die Luxemburger Steuerbehdrden (Administration des
Contributions Directes) weiterzuleiten, sofern das betreffende Konto als meldepflichtiges Konto
gemall CRS-Gesetz gilt.

Der Fonds hat dem Anleger alle Informationen mitzuteilen, aufgrund derer

i der Fonds fir die im CRS-Gesetz geregelte Behandlung der personenbezogenen
Daten verantwortlich ist,

ii. die personenbezogenen Daten nur fiir die Zwecke des CRS-Gesetzes verwendet
werden,

iii. die personenbezogenen Daten gegebenenfalls an die Luxemburger
Steuerbehérden (Administration des Contributions Directes) weitergeleitet
werden,

iv. das Beantworten von Fragen im Zusammenhang mit dem CRS verpflichtend ist,
und in diesem Zusammenhang ist von ihm auch lber die moglichen Konsequenzen
im Falle der Nichtbeantwortung zu informieren, und

V. der Anleger das Recht auf Auskunft und Berichtigung in Bezug auf die an die
Luxemburger Steuerbehorden (Administration des Contributions Directes)
Ubermittelten Daten hat.

Luxemburg hat zudem die multilaterale Vereinbarung der zusténdigen Behorde ("multilaterale
Vereinbarung") der OECD zum automatischen Informationsaustausch nach dem CRS unterzeich-
net. Die multilaterale Vereinbarung hat zum Ziel, den CRS unter Nicht-Mitgliedstaaten umzuset-
zen; dies erfordert Vereinbarungen zwischen den einzelnen Landern. Der Fonds behilt sich das
Recht vor, jegliche Antrage fir Anteile zurtlickzuweisen, wenn die Gbermittelten Informationen
nicht die Anforderungen des CRS-Gesetzes erfiillen oder wenn Informationen fehlen. Anleger soll-
ten ihre Fachberater zu den moglichen steuerlichen Folgen und sonstigen Konsequenzen in Bezug
auf die Umsetzung des CRS konsultieren.

STEUERINFORMATIONEN

Jeder Anleger muss rechtzeitig alle Informationen, Formulare, Offenlegungen, Zertifizierungen
oder Dokumentation ("Steuerinformationen") zur Verfligung stellen, die der Fonds schriftlich be-
antragen kann, um geeignete Aufzeichnungen zu fiihren, und die Informationen zu melden, die
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moglicherweise an die luxemburgischen Steuerbehdérden oder eine andere Steuer- oder zustan-
dige Behorde (die "Tax Reporting Regimes") gemeldet werden miissen und gegebenenfalls Quel-
lensteuerbetrage angeben, die sich jeweils auf Zinsen des jeweiligen Anlegers oder auf Zahlungen
des Fonds beziehen, einschlieBlich und ohne Einschriankung der Informationen, die angefordert
werden, um Folgendes einzuhalten:

i die FATCA-Bestimmungen, wie oben beschrieben; oder
ii. die CRS-Bestimmung wie oben beschrieben; oder
iii. die DAC-Richtlinie in der gednderten Fassung; oder

iv. die Vereinbarung liber die multilateral zustandige Behérde zum automatischen Austausch
von Finanzkontoinformationen, unterzeichnet von der Regierung des Grofherzogtums
Luxemburg am 29. Oktober 2014 in Bezug auf Vereinbarungen mit den teilnehmenden
Landern, die in der Tabelle in An-hang A der vorgenannten Vereinbarung aufgefiihrt sind,
um internationale Steuerkonformitdt basierend auf dem von der OECD entwickelten
Standard fir den automatischen Austausch von Informationen lber Finanzkonten zu
verbessern; oder

V. die ATAD-Richtlinie zur Bekdampfung von Steuervermeidungspraktiken, in Bezug auf
Gestaltungen zur aggressiven Steuerplanung (Hybrid Mismatches) mit Drittlandern,
wonach jeder Anleger bestatigen kann, dass seine Investition nicht zu einem Hybriden
Mismatch fuhrt; oder

vi. alle Gesetze, Vorschriften oder Bestimmungen, die FATCA, der Richtlinie Gber den
Austausch von Informationen, DAC, CRS oder einer anderen Regelung, die den Austausch
von Steuerinformationen erfordert, oder einer anderweitigen Vorschrift, die fiir die
Durchfiihrung der Angelegenheiten des Fonds als notwendig erachtet wird.

Der Anleger wird sich nach besten Kraften bemiihen, dem Fonds unverziiglich Informationen, ei-
desstattliche Erkldarungen, Bescheinigungen, Zusicherungen und Formulare zur Verfligung zu stel-
len, die vom Fonds angemessen angefordert werden kdnnen, damit der Fonds gemal diesem Ab-
schnitt alle anwendbaren oder zukinftigen gesetzlichen oder aufsichtsrechtlichen oder steuerli-
chen Anforderungen erfullt.

Jeder Anleger erklart sich ferner damit einverstanden, diese Steuerinformationen unverziiglich zu
aktualisieren oder zu ersetzen, sofern er Kenntnis von Anderungen an den von ihm bereitgestell-
ten Steuerinformationen hat oder dass diese Steuerinformationen veraltet sind. Darliber hinaus
ergreift jeder Anleger die von dem Fonds angeforderten MaRnahmen, um es jeder relevanten
Gesellschaft zu ermdoglichen, die Anforderungen fiir die Steuerinformationen einzuhalten oder die
Besteuerung zu mindern, und ermachtigt hiermit jede relevante Gesellschaft, die erforderlichen
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MaBnahmen zu ergreifen, die als fiir notwendig erachtet werden um die Befolgung der Anforde-
rungen fir die Steuerinformationen oder die Verringerung von Steuern (einschlieflich der Offen-
legung personenbezogener Daten) zu ermoglichen.

Der Anleger stellt den Fonds und die Anleger frei, fir alle Verluste, Kosten, Aufwendungen, Scha-
den, Anspriiche und / oder Antrage (einschlieBlich, jedoch nicht beschrankt auf, Quellensteuern,
Strafen oder Zinsen, die vom Fonds und / oder den Anlegern getragen werden) als Folge eines
Versdaumnisses dieses Anlegers, eine der in diesem Abschnitt genannten Anforderungen oder et-
waige Anforderungen des Fonds gemal} diesem Abschnitt rechtzeitig zu erfillen.

Auf Verlangen des Fonds missen die Anleger alle Dokumente unverziiglich ausfiihren oder alle
anderen MaRnahmen ergreifen, die der Fonds moglicherweise gemaR diesem Abschnitt verlangt.
Der Fonds kann die ihm gemaR dem letzten Absatz dieses Abschnitts erteilte Vollmacht ausiiben,
um solche Dokumente auszufiihren oder im Namen eines Anlegers im Zusammenhang mit dem
Vorstehenden zu handeln, falls der Anleger dies nicht tut. Der Fonds teilt hiermit jedem Anleger
mit, dass er, soweit dies unter den Anforderungen firr die Steuerinformationen erforderlich ist,
einen Bericht gemal} den relevanten Anforderungen fiir die Steuerinformationen in Bezug auf
diesen Anleger anfertigen wird.

Fir den Fall, dass ein Anleger nicht feststellt, dass Zahlungen und Zuteilungen an ihn von der
Quellensteuer befreit sind, oder eine der Anforderungen nicht erfiillt, und ein solches Versdaumnis
nicht rechtzeitig korrigiert wird (unabhangig davon, ob diese Informationen nicht vorgelegt wur-
den, da der Anleger diese Informationen nicht fiir angemessen hielt), und der Fonds verniinftiger-
weise der Auffassung ist, dass eine der folgenden MalBnahmen hinsichtlich der Einhaltung des Tax
Reporting Regimes erforderlich oder anzuraten ist (im Sinne des allgemeinen Interesse des Fonds
und der Anleger), ist der Fonds uneingeschrankt befugt (jedoch nicht verpflichtet), alle folgenden
Malnahmen zu ergreifen:
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i die Quellensteuer einzubehalten, die gemaR geltender Gesetze, Vorschriften,
Regelungen oder Vereinbarungen einbehalten werden muss;

ii. einem Anleger alle Steuern und / oder sonstigen Kosten in Rechnung stellen, die diesem
Anleger zuzurechnen sind, einschlieBlich etwaiger zusatzlicher Steuern, die sich aus
einem Hybrid Mismatch im Sinne der Anpassungsrichtlinie (EU) 2017/952 vom 29. Mai
2017, zur Richtlinie (EU) 2016/1164 bezlgliche der Hybrid Mismatches mit Drittlandern
ergeben;

iii. diesen Anleger aufzufordern, sich aus dem Fonds zurlickzuziehen;
iv. Ubertragung dieser Beteiligungen des Anlegers an einen Parallelfonds;

V. Ubertragung dieser Beteiligungen des Anlegers an einen Dritten (einschlieRlich, aber
nicht beschrankt auf einen bestehenden Anleger) im Gegenzug fir die Gegenleistung,
die der Fonds in gutem Glauben flr solche Beteiligungen verhandelt; und / oder

vi. andere MalRinahmen zu ergreifen, die der Fonds in gutem Glauben fiir angemessen hilt,
um die nachteiligen Auswirkungen eines solchen Versagens auf den Fonds oder einen
anderen Anleger zu mildern.

Jeder Anleger bestellt hiermit den Fonds (und seine ordnungsgemaR bestellten Bevollmé&chtigen)
unwiderruflich zu seinem rechtmaBigen Vertreter, der alle erforderlichen Schritte unternimmt
und die erforderlichen Dokumente ausfiihrt, die im Zusammenhang mit diesem Abschnitt erfor-
derlich sind. Jeder dieser Anleger verpflichtet sich, zu ratifizieren und zu bestatigen, was der Fonds
(und/ oder seine ordnungsgemaR bestellten Bevollmachtigten) aufgrund einer solchen Vollmacht
rechtmaRig vornimmt.

Steuerschuld

Unabhangig von der Anwendung des vorstehenden Abschnitts "Steuerinformationen”, fiir den
Fall dass der Fonds, der AIFM oder eines seiner verbundenen Unternehmen direkt oder indirekt
eine Steuerverbindlichkeit ausl6st, die sich aus der Beteiligung eines bestimmten Investors (oder
bestimmten Investoren) an dem Fonds ergibt, kann der Fonds und/oder der AIFM nach freiem
Ermessen festlegen, dass ein Betrag in Hohe dieser Steuerschuld von den Ausschittungen an den
Anleger einbehalten oder von diesem Investor (oder diesen Investoren) in voller Hohe fiir den
gesamten bereits gezahlten Betrag erstattet wird (einschliefSlich aller mit dieser Zahlung verbun-
denen Zinsen, Strafen und Kosten). Mit Ausnahme des Betrags, der von diesem Investor (oder
diesen Investoren) gemaR den vorstehenden Bestimmungen tatsachlich in bar erstattet wird, wird
ein Betrag in Hohe dieser Steuerschuld als ein Betrag behandelt, der diesem Investor (oder diesen
Investoren) zugewiesen und ausgeschiittet wird (in diesem Fall erfolgt eine solche angenommene
Verteilung und Aufteilung unter den betreffenden Investoren anteilig, wie dies der AIFM nach
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241

24.2

freiem Ermessen festlegt). Der AIFM wird dem betreffenden Investor (oder den Investoren) eine
entsprechende Zuweisung und Verteilung mitteilen.

GESCHAFTSJAHR, INFORMATIONEN FUR ANLEGER, ANDERUNGEN DER FONDSDOKUMENTE
Geschaftsjahr

Das Geschéftsjahr des Fonds beginnt am ersten Tag im Monat Januar und endet am letzten Tag
im Monat Dezember jedes Jahres. Das erste Geschaftsjahr des Fonds begann an seinem Grin-
dungsdatum und endete am 31. Dezember 2018.

Informationen flir Anleger

Der Komplementar wird den Anlegern einen gepriiften Jahresabschluss des Fonds zur Einsicht am
Geschaftssitz des Fonds bereithalten und auf Anfrage eines Anlegers zusenden. Der Jahresbericht
wird auf Grundlage der allgemein anerkannten luxemburgischen Rechnungslegungsvorschriften
erstellt.

Der Fonds wird versuchen, jedem Anleger mit Ablauf des ersten Quartals eines jeden Kalender-
jahres den gepriiften Jahresabschluss zur Verfligung zu stellen, spatestens jedoch innerhalb von
sechs (6) Monaten nach Ende des Geschaftsjahres des Fonds. Der erste Jahresbericht des Fonds
wurde per 31. Dezember 2018 erstellt.

Sonstige wesentliche Informationen Uber die Finanzdaten des Fonds einschlieRlich der regelma-
Rigen Berechnung des Nettoinventarwerts sowie die Ausgabepreise der Anteile kénnen am Ge-
schaftssitz des Fonds erfragt werden. Die Vertrage mit den Dienstleistern des Fonds, die aus dem
Fondsvermogen bezahlt werden, kbnnen am Sitz des Fonds eingesehen werden.

Die in diesem Abschnitt 23 genannten Informationen und Dokumente werden am Geschéftssitz
des Fonds zur Einsicht fir potentielle Anleger bereitgehalten.

Die folgenden Informationen werden den Anlegern im Jahresbericht oder in einer anderen ange-
messenen periodischen Berichterstattung, oder soweit notwendig Ad-Hoc bekanntgemacht:

. bisherige Wertentwicklung des Fonds und der Teilfonds, sofern verfiligbar;

. Veranderungen des Haftungsumfangs der Verwahrstelle;

° Verlust eines Finanzinstruments;

. Anderungen zum maximalen Umfang, in dem der AIFM fiir den Fonds oder die Teilfonds

Hebelfinanzierungen einsetzen kann, sowie etwaige Rechte zur Wiederverwendung von
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Sicherheiten oder sonstige Garantien, die im Rahmen der Hebelfinanzierung gewahrt

wurden;
. Gesamthohe der Fremdfinanzierung des Fonds und der Teilfonds;
. jegliche neue Regelungen zur Steuerung der Liquiditdt des Fonds und der Teilfonds;
. der prozentuale Anteil an den Vermogenswerten des Fonds und der Teilfonds, die schwer

zu liquidieren sind und fir die deshalb besondere Regelungen gelten;

. das aktuelle Risikoprofil des Fonds und der Teilfonds und die vom AIFM zur Steuerung
dieser Risiken eingesetzten Risikomanagement-Systeme;

. Anderungen der vom AIFM eingesetzten Risikomanagement-Systeme in Entsprechung
des Art. 21 Absatz 4 Buchstabe c) des Gesetzes von 2013 und die zu erwartenden Auswir-
kungen auf den Fonds und die Teilfonds und deren Anleger;

° Informationen Uber die Geblihren und Auslagen, die direkt oder indirekt von den Inves-
toren zu tragen sind und Maximalbetrage davon;

. Informationen bezlglich eines Erwerbs gemald Artikel 29 Absatz 2 der AIFM-Richtlinie fiir
den Fall des Kontrollerwerbs des Fonds und der Teilfonds liber eine nicht bérsennotierte
Gesellschaft im Sinne des Artikel 26 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 der AIFM-Richt-
linie.

24.3 Anderungen der Fondsdokumente

Der Gesellschaftsvertrag kann unter Bericksichtigung der Anforderungen des luxemburgischen
Rechts an das hierzu erforderliche Quorum und die Beschlussmehrheit gedndert werden.

Der Komplementdr kann die Bestimmungen dieses Emissionsdokumentes einschlielich der spe-
zifischen Teilfondsanhadnge wie folgt andern:

a. Ist die Anderung nach Feststellung des Komplementirs nicht wesentlich, entscheidet er
Uiber die Anderung. Als nicht wesentlich gelten insbesondere folgende Umstande:

b. Anderungen um rechtlichen, regulatorischen und steuerlichen Anforderungen zu geni-
gen;
C. Anderungen administrativer Art, die nicht auf materielle Art und Weise die Befugnisse des

Komplementérs erhéhen oder sich nachteilig auf die Rechte der Kommanditisten auswir-
ken;
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d. klarstellende Anderungen ohne den Inhalt der entsprechenden Bestimmung wesentlich
zu dndern; oder

e. Korrektur von etwaigen Druck-, Schreib- oder Redaktionsfehlern oder Auslassungen, so-
wie andere nicht-materielle Veranderungen, die in ihrer Gesamtheit keine nachteiligen
Auswirkungen auf die Rechte und Pflichten der Kommanditisten haben.

f. Ist die Anderung nach Feststellung des Komplementirs wesentlich, erfolgt die Anderung
nach der schriftlichen Zustimmung von einer einfachen Mehrheit der Anleger der be-
troffenen Teilfonds. Insbesondere folgende Umstande gelten als wesentlich im Sinne die-
ses Abschnitts:

g. Erhéhung der Gebilhren, welche von der Gesellschaft zu tragen sind;
h. Abdnderung der Anlageziele, der Anlagepolitik und der Anlagegrenzen und -beschrankun-
gen;

i Ernennung oder Wechsel eines Portfoliomanager oder eines Anlageberaters; oder

j. Anderungen, die sich wesentlich nachteilig auf die Rechte und Interessen der Kommandi-
tisten auswirken wiirden, einschlieBlich Anderungen an der vorgesehenen Berechnung
der Ausschiittungen oder ihrer Aufteilung.

Die Anleger werden durch den Komplementér (iber alle vorzunehmenden unwesentlichen Ande-
rungen unverziiglich vorab informiert.

Dieser Abschnitt kann nur mit Zustimmung samtlicher Aktionare gedndert werden.
FAIRE BEHANDLUNG, SIDE LETTER

Der Komplementar und der AIFM werden Anleger grundsatzlich fair und gleich behandeln. Sollte
der Komplementar und der AIFM einem oder mehreren Anlegern eine Vorzugsbehandlung ge-
wahren, darf dies fiir die anderen Anleger insgesamt keine wesentliche Benachteiligung mit sich
bringen. Wann immer ein Anleger eine Vorzugsbehandlung oder einen Anspruch auf eine solche
Behandlung durch so genannte Side Letter oder vergleichbare Vereinbarungen ("Side Letter") er-
hélt, wird der Komplementar und der AIFM den Anlegern eine Erlduterung dieser Behandlung,
der Art der Anleger, die eine solche Vorzugsbehandlung erhalten, sowie gegebenenfalls der recht-
lichen oder wirtschaftlichen Verbindungen zwischen diesen Anlegern und dem AIF oder dem AIFM
in geeigneter Form zur Verfligung stellen.

Kein Side Letter darf Bestimmungen enthalten, die zu einem Verstol} gegen die Bedingungen die-
ses Emissionsdokumentes fiihren. Der Komplementar und der AIFM werden keine Side Letter ab-
schlieBen, sofern und soweit sie der Ansicht sind, dass dies den Interessen der Anleger auf der
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27.

Grundlage der Bedingungen dieses Emissionsdokumentes oder anderer bestehender Side Letter
in erheblichem MalSe zuwiderlaufen oder sonst beeintrachtigen wiirde.

SPRACHE, VERTRAGSSPRACHE, ANWENDBARES RECHT, GERICHTSSTAND

Die deutsche Sprache dieses Emissionsdokumentes ist maRgeblich und im Fall einer Unstimmig-
keit mit einer etwaigen Ubersetzung ausschlaggebend.

Das Verhaltnis zwischen Investoren und Fonds unterliegt in allen Belangen den im GroRherzogtum
Luxemburg geltenden Gesetzen. AusschlieBlicher Gerichtsstand fiir Rechtsstreitigkeiten zwischen
Investor, Komplementar und Fonds ist Luxemburg.

Die Investoren werden darauf hingewiesen, dass Entscheidungen, welche in den Anwendungsbe-
reich der Verordnung 1215/2012 fallen und in einem Mitgliedsstaat ergangen und in diesem voll-
streckbar sind, in einem anderen Mitgliedstaat vollstreckbar sind bei Vorlage einer Ausfertigung
der Entscheidung, welche die fir ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfillt und ei-
ner durch das Ursprungsgericht erstellten Bescheinigung, ohne dass es einer Vollstreckbarerkla-
rung bedarf.

Die Anerkennung und Vollstreckung solcher Entscheidungen kann durch die luxemburgischen Ge-
richte nur fiir den Fall eines Antrags auf Versagung der Anerkennung und Vollstreckung im Ein-
klang mit den spezifischen Anforderungen der Verordnung 1215/2012 versagt werden. Insbeson-
dere wird die Anerkennung und Vollstreckung versagt, falls die durch das Ursprungsgericht ergan-
gene Entscheidung im Widerspruch zu den Anforderungen der 6ffentlichen Ordnung Luxemburgs
(ordre public) steht.

RISIKEN

Die Anlage in den jeweiligen Teilfonds ist nur fiir solche Anleger geeignet, die das Risiko des Ver-
lusts eines wesentlichen Teils oder eines vollstandigen Verlusts ihrer Anlage auf sich nehmen kén-
nen. Es wird nicht zugesichert, dass die Ziele der Anlagepolitik tatsachlich erreicht werden. An-
leger miissen beriicksichtigen, dass Vermégensanlagen neben den Chancen auf Ertrdge auch
Risiken beinhalten.

Die nachfolgende Risikohinweise sind allgemeiner Natur, spezifische Risiken, die mit den jeweili-
gen Teilfonds verbunden sind, werden im jeweiligen Teilfondsanhang beschrieben. Diese sollte
der Anleger in Ergdnzung bzw. — abhangig von der jeweiligen Anlagepolitik des Teilfonds — auch
an Stelle der nachfolgenden Risikohinweise zur Kenntnis nehmen.
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27.2

27.3

27.4

27.5

Risiko bedingt durch den eingeschrankten Investorenkreis

Die Anteile sind nicht zum 6ffentlichen Vertrieb zugelassen. Die Anteile diirfen ausschlieflich an
Sachkundige Investoren Ubertragen oder abgetreten werden. Zudem miissen die weiteren Vo-
raussetzungen fiir eine Ubertragung der Anteile nach dem Gesellschaftsvertrag beachtet werden.

Risiko durch Interessenkonflikte

Der AIFM ist nicht ausschlieBlich fiir den Fonds tatig. Er verwaltet daneben auch andere, eventuell
sogar konkurrierende Investmentgesellschaften bzw. Investmentfonds. Dabei ist er jedoch ver-
pflichtet, nicht zum Nachteil eines seiner Kunden zu handeln.

Kostenrisiko

Der Komplementar und der AIFM werden im Rahmen der Verwaltung des Fondsvermogens das
Fondsvermoégen mit den in diesem Emissionsdokument aufgefiihrten Kosten unabhangig von der
Wertentwicklung des Fondsvermdgens belasten. Somit fallen diese Kosten auch bei einer negati-
ven Entwicklung an und vermindern folglich den Nettoinventarwert des jeweiligen Teilfondsver-
mogens. Jeder Investor muss sich darliber hinaus bewusst sein, dass es durch die Anlage in OGA
zu Kostendoppelbelastungen (Verwaltungsvergitung, Performancevergitung etc.) kommen
kann, wenn sowohl auf der Ebene des Fonds als auch auf der Ebene der OGA Gebiihren anfallen.

Risiko bedingt durch die Inanspruchnahme von Krediten durch den Investor

Grundsatzlich sollten Investoren keine kreditfinanzierten Anteile erwerben. Wird der Erwerb der
Anteile aber mit Kredit finanziert, muss der Investor unabhangig von einer unglinstigen Wertent-
wicklung des Fondsvermogens und einem dadurch eingetretenen Verlust den Kredit verzinsen
und zuriickzahlen. Dadurch erhért sich das Verlustrisiko erheblich. Der Investor kann sich nicht
darauf verlassen, den Kredit aus den Gewinnen eines Anteilgeschafts verzinsen und zurlickzahlen
zu kénnen. Vielmehr muss er vorher seine wirtschaftlichen Verhaltnisse daraufhin prifen, ob er
zur Verzinsung und gegebenenfalls kurzfristigen Tilgung des Kredits auch dann in der Lage ist,
wenn statt der erwarteten Gewinne Verluste eintreten.

Steuern

Die Darstellung der steuerlichen Situation basiert auf den zum Statuszeitpunkt geltenden gesetz-
lichen Vorschriften, der Rechtsprechung der Finanzgerichte und den allgemeinen Verwaltungsan-
weisungen. Anderungen der steuerrechtlichen Vorschriften und der steuerlichen Beurteilung von
Sachverhalten in den verschiedenen Landern, in denen die Teilfonds Vermdgenswerte halten,
kénnen Auswirkungen auf die steuerliche Situation des Fonds, der Teilfonds und seiner Anleger
haben.
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27.6

27.7

ATAD-Richtlinie

Am 21. Dezember 2018 hat Luxemburg die ATAD-Richtlinie in nationales Recht umgesetzt. Dieses
Gesetz kann sich unter bestimmten beschrankten Umstanden auf die steuerliche Position des
Fonds und der Anleger auswirken. Die Umsetzung der EU-Richtlinie 2017/952 des Rates vom 29.
Mai 2017 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2016/1164 beziiglich hybrider Gestaltungen mit Dritt-
landern kann sich weiter auf die Steuerposition des Fonds und der Anleger auswirken (ein Gesetz-
entwurf in Luxemburg wurde am 21. August 2019 veréffentlicht).

Anderungen des geltenden Rechts

Der Fonds muss alle rechtlichen, insbesondere die vom Wertpapier- und Gesellschaftsrecht in den
verschiedenen Landern, einschliefllich Luxemburg, auferlegten Erfordernisse erfiillen. Werden
diese Gesetze wahrend der Laufzeit des Fonds gedndert, konnen die fiir die Anleger und den
Fonds geltenden rechtlichen Erfordernisse erheblich von den bestehenden abweichen.

Brexit und EU

In einem nicht bindenden Referendum stimmten die Wahler GroRbritanniens im Juni 2016 fiir den
Austritt aus der europaischen Union. Am 29. Marz 2017 teilte die Regierung GroBbritanniens der
europaischen Union formell mit, dass GroRRbritannien aus der europaischen Union austreten wird.
Nach dem urspriinglichen Zeitplan sollte am 29. Marz 2019 GroRbritannien um Mitternacht aus
der Européischen Union austreten. Da sich das Parlament in London bisher nicht auf ein Austritts-
abkommen einigen konnte, wurde der EU-Austritt GroRbritanniens mehrfach verschoben, zuletzt
auf den 01.01.2020. Es laufen weiterhin Austrittsverhandlungen zwischen der EU und GroRbritan-
nien. Die kiinftigen wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zwischen GroRbritannien und
der europdischen Union (sowie zwischen GroRbritannien und anderen Landern) sind ungewiss,
und es wird eine Zeit der wirtschaftlichen und politischen Unsicherheit in GroRRbritannien, in der
Ubrigen europdischen Union und weltweit erwartet. Das Ergebnis des GroRRbritannien-Referen-
dums hat zu erheblichen Wahrungsbewegungen und einer gewissen Volatilitat auf den Weltmark-
ten gefiihrt und was sich im weiteren Verlauf der Ereignisse wahrscheinlich fortsetzen wird. Der
Austritt GroRbritanniens aus der europaischen Union wird voraussichtlich zu regulatorischen An-
derungen fiihren, die Auswirkungen auf den AIFM oder Portfoliomanager haben kénnen. Art und
Umfang der Auswirkungen dieser Ereignisse auf den Fonds, den AIFM oder die Portfoliomanager
sind ungewiss, konnen aber erheblich sein. Auch andere Mitgliedstaaten der europdischen Union
koénnten ihre Mitgliedschaft in der europaischen Union in Frage stellen. In der Folge kdnnten ein
oder mehrere weitere Lander die europaische Union verlassen oder grolRe Reformen oder andere
Veranderungen in der europaischen Union oder in der Eurozone erfolgen. Schlussendlich sind Art
und Umfang der Auswirkungen dieser Ereignisse auf den Fonds, den AIFM oder die Portfolioma-
nager ungewiss, konnten jedoch erheblich sein.
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27.8

27.9

Verwabhrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermoégensgegenstanden ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus Insol-
venz, Sorgfaltspflichtverletzungen oder missbrauchlichem Verhalten der Verwahrstelle oder einer
Unter-Verwahrstelle resultieren kann. Hierbei ist zu beachten, dass unter dem Luxemburger Ge-
setz vom 5. April 1993 (iber den Finanzsektor, in seiner abgeanderten Fassung, Einlagen der Anle-
ger im Falle der Insolvenz der Verwahrstelle nur bis zu einem Betrag von einhunderttausend Euros
(EUR 100.000) durch die "Association pour la Garantie des Depots Luxembourg" abgesichert wer-

den.
Zinsanderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Moglichkeit verbunden, dass sich das
Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht, dndern kann. Stei-
gen die Marktzinsen gegeniber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission, so fallen in der Regel die
Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Fallt dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festver-
zinslicher Wertpapiere. Diese Kursentwicklung fiihrt dazu, dass die aktuelle Rendite des festver-
zinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fal-
len jedoch je nach Laufzeit der festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich aus. Festverzinsliche
Wertpapiere mit kirzeren Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpa-
piere mit langeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren Laufzeiten haben dem-
gegeniber in der Regel geringere Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit langeren Laufzei-
ten. Das Zinsdanderungsrisiko kann daher zu Entwicklungen fiihren, die sich nachteilig auf die Wer-

tentwicklung des Fonds auswirken.

27.10 Mit dem Abschluss von OTC-Geschaften verbundene Risiken

Bei OTC-Geschaften handeln Banken und Handler als Eigenhandler, wobei jede Transaktion ein-
zeln verhandelt wird. Termingeschafte sind im Wesentlichen nicht reglementiert; es bestehen we-
der Begrenzungen bezliglich der taglichen Preisschwankungen noch fiir spekulative Positionen.
Die Termingeschafte tatigenden Eigenhandler sind nicht verpflichtet, im Zusammenhang mit den
Wahrungen oder Waren, mit denen sie handeln, weiterhin Kauf- und Verkaufsauftrage entgegen-
zunehmen, und auf diesen Markten kann zeitweise eine nur geringe Liquiditdt bestehen, wobei
diese Zeitrdume von erheblicher Dauer sein kdnnen. Es ist im Zusammenhang mit solchen Mark-
ten bereits vorgekommen, dass die Teilnehmer keine Kursgebote fiir bestimmte Wahrungen oder
Waren abgeben konnten oder Kursgebote mit einer ungewdhnlich groen Spanne zwischen dem
Preis, zu dem sie kaufbereit waren und demjenigen, zu dem sie verkaufsbereit waren, abgaben,
was dazu fiihren kann, dass Positionen nicht rechtzeitig zu einem angemessenen Preis glattge-
stellt werden kénnen. In allen Markten, in die der Fonds investiert, kann es zu Stérungen aufgrund
eines ungewdhnlich groRen Handelsvolumens, politischer Interventionen oder anderer Faktoren
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kommen. Durch Marktilliquiditat oder Marktstorungen kénnen folglich erhebliche Verluste fiir
den Fonds und die Teilfonds entstehen.

27.11 Marktrisiko

Die Kurs- oder Wertentwicklung von Vermoégensgegenstanden des Fonds und der Teilfonds hangt
insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmarkte ab, die von der allgemeinen Lage der Welt-
wirtschaft sowie den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen Lan-
dern und weiteren Faktoren wie z. B. Naturkatastrophen oder Ahnlichem beeinflusst werden

kann.
27.12 Risiko bei Auslandsinvestments

Der AIFM darfim Namen des Fonds Anlagen im Ausland tatigen. Damit geht das Risiko nachteiliger
internationaler politischer Entwicklungen, Anderungen der Regierungspolitik, der Besteuerung
und anderer rechtlicher Entwicklungen einher.

27.13 Kreditrisiko (Kontrahentenrisiko)

Das Kreditrisiko (Kontrahentenrisiko) beinhaltet allgemein das Risiko der Partei eines gegenseiti-
gen Vertrages, mit der eigenen Forderung bei Falligkeit auszufallen, obwohl die Gegenleistung
bereits erbracht ist. Dies gilt flir alle gegenseitigen Vertrage, die durch den AIFM geschlossen wer-
den. Geschifte, die von dem AIFM im Namen des Fonds auRRerhalb eines geregelten Marktes ge-
tatigt werden, unterliegen einem erhohten Ausfallrisiko der Gegenpartei des Geschéfts.

Neben den allgemeinen Tendenzen der Kapitalmarkte wirken sich auch die besonderen Entwick-
lungen der jeweiligen Aussteller auf den Kurs eines Wertpapiers aus. Auch bei sorgfaltiger Aus-
wahl von Wertpapieren durch den AIFM kann beispielsweise nicht ausgeschlossen werden, dass

Verluste durch Vermdégensverfall von Ausstellern eintreten.
27.14 Abwicklungsrisiko

Beim Erwerb nicht notierter Wertpapiere oder bei der Abwicklung {iber eine Transferstelle be-
steht das Risiko, dass die Abwicklung nicht erwartungsgemald durchgefiihrt wird, da eine Gegen-
partei nicht rechtzeitig oder vereinbarungsgemal zahlt oder liefert (dazu ndher unter Kreditri-
siko). Daher besteht das Risiko, dass der Anteilspreis entrichtet wird, ohne dass es zur Gegenleis-
tung kommt und das Fondsvermégen bei Nichtlieferung der Anteile nur einen Rickgewahran-

spruch auf den Anteilspreis hat.
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27.15 Mit der Anlage in Bankguthaben verbundene Risiken

Der AIFM kann im Namen des Fonds in Bankguthaben anlegen, deren Wert aufgrund von Ande-
rungen des Marktzinses schwanken kann. Neben diesem Zinsanderungsrisiko ist hier vor allem
auch das Ausfallrisiko der Bank zu nennen.

27.16 Konzentrationsrisiko

Der AIFM kann im Namen des Fonds und der Teilfonds in wenige Anlagen investieren. Eine solche
Konzentrierung kann einen verhéltnismaRig grofReren Verlust nach sich ziehen, als wenn der
Fonds bei seiner Anlagetatigkeit eine groRere Bandbreite von Anlageformen beriicksichtigen
wirde.

27.17 Performance-Risiko und Renditerisiko

Eine positive Wertentwicklung des Vermdgens des Fonds und der Teilfonds kann mangels einer
von einer dritten Partei gegebenen Garantie nicht zugesagt werden. Ferner kénnen fiir den Fonds
erworbene Vermogensgegenstande eine andere Wertentwicklung erfahren, als bei deren Erwerb
zu erwarten war.

Die Rendite des Fonds und der Teilfonds ist von der Wertentwicklung der Investments und Ertrage
aus den Investments abhangig, in die das Fondsvermdgen investiert wird. Der Wert der Anteile,
der von der Rendite der Teilfonds abhadngt, kann daher sinken oder steigen und es kann nicht
garantiert werden, dass ein bestimmtes Renditeziel tatsachlich erreicht wird.

27.18 Risiko bedingt durch die Anderung der Anlagepolitik

Die mit dem Fonds verbundenen Risiken kénnen sich durch eine Anderung der Anlagepolitik in-
nerhalb des zuldssigen Anlagespektrums verandern. Es kann insbesondere keine Zusicherung ge-
geben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik tatsachlich erreicht werden.

27.19 Eingeschrankte Absicherung

Zur Absicherung des mit moglichen Wechselkursschwankungen verbundenen Wahrungsrisikos
bzw. des Zinsrisikos kann der AIFM, wenn und soweit er dies im Interesse der Anleger fiir geboten
halt, fur jeden Teilfonds Geschafte tatigen, die Finanzinstrumente zu Absicherungszwecken zum
Gegenstand haben ("Absicherungsgeschéafte"). Den Gewinnchancen aus solchen Absicherungsge-
schaften, wie beispielsweise Finanztermin- oder Optionsgeschaften, stehen regelmalRig auch
hohe Verlustrisiken gegentiber. Darliber hinaus kann sich das Verlustrisiko erhéhen, wenn zur Er-
fillung von Verpflichtungen aus Absicherungsgeschéaften Kredit in Anspruch genommen wird.
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Die Absicherungsgeschafte des Fonds dienen zwar dazu, dass Wahrungs- und Zinsrisiko zu ver-
mindern. Sie kdnnen aber nicht ausschlieRBen, dass Wahrungs- oder Zinsanderungen trotz mogli-
cher Absicherungsgeschafte die Entwicklung des Werts der Anteile des betreffenden Teilfonds
nachteilig beeinflussen. Zudem mindern die bei Absicherungsgeschaften entstehenden Kosten
und eventuellen Verluste das Ergebnis des betreffenden Teilfonds.

27.20 Wechselkursschwankungen

Die Wahrung des Fonds lautet auf Euro. Anlagen der Teilfonds kénnen in Fremdwahrungen erfol-
gen und daher Wechselkursschwankungen ausgesetzt sein, die sich auf den Nettoinventarwert
des Fonds und der Teilfonds auswirken kénnen. Auch ist zu beriicksichtigen, dass Anlagen in
Fremdwahrung einem sogenannten Transferrisiko unterliegen. Unter Transferrisiko wird dabei
das Risiko verstanden, dass ein auslandischer Schuldner des Fonds trotz eigener Liquiditat seinen
Zins- und Rickzahlungsverpflichtungen nicht nachkommen kann, weil in seinem Heimatland auf
Grund staatlicher devisenrechtlicher MaBnahmen kurzfristig ein Verbot fiir Zahlungen in auslan-
discher Wahrung in Kraft getreten ist oder die dafir erforderlichen technischen Mittel nicht mehr
zur Verfligung stehen. Griinde dafir, kdnnen sowohl eine politische als auch eine wirtschaftliche
Instabilitdt des Heimatlandes sein.

27.21 Wechselkurs- und Wahrungsrisiko des Investors

Investoren, deren Vermogenswerte und Verbindlichkeiten vorwiegend auf andere Wahrungen
lauten, sollten das mogliche Verlustrisiko bericksichtigen, das aus Wechselkursschwankungen
zwischen der Anlagewadhrung und der jeweils anderen Wahrung entsteht.

27.22 Segregierte Haftung zwischen den Teilfonds

Artikel 49 des Gesetzes von 2016 sieht eine segregierte Haftung zwischen den Teilfonds vor. Diese
Bestimmungen wurden jedoch noch nicht vor einem ausldandischen Gericht getestet, insbeson-
dere im Hinblick auf die Rechte auslandischer Glaubiger. Es kann dementsprechend nicht ausge-
schlossen werden, dass ein solches auslandisches Gericht entscheidet, dass die Vermogenswerte
eines Teilfonds fir die Verbindlichkeiten eines anderen Teilfonds haften. Zur Klarstellung, eine
solche Segregierung wird in den meisten westeuropéischen Jurisdiktionen akzeptiert und aner-
kannt. Des Weiteren wird der Fonds in seiner Vertragsgestaltung mit Drittparteien sicherstellen,
dass die Risiken, welcher aus der segregierten Haftung der Teilfonds entstehen, durch explizite
Vertragsklauseln in dieser Hinsicht minimiert werden.

27.23 Immobilienrisiken

Immobilieninvestitionen unterliegen neben den allgemeinen Risiken, wie der Verdanderung der
allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, vielfiltigen spezifischen Risiken, die sich ins-
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besondere in Folge von Verdanderungen der Ertrage, Aufwendungen und Wertbemessungen er-
heblich auf die Ertragslage des Fonds und den Wert der Anteile auswirken kénnen. Die Risiken
gelten in gleichem Mal3e auch fir indirekte Immobilieninvestitionen tber Gesellschaften, die die-
sen Immobilienbesitz halten und bewirtschaften oder Investitionen in Immobilienkredite. Allge-
meine Risiken kénnen insbesondere durch Anderungen der wirtschaftlichen und politischen Rah-
menbedingungen auf internationaler, nationaler oder regionaler Ebene begriindet werden. Dies
kénnen z. B. Verdnderungen des Wirtschaftsklimas und der konjunkturellen Situation sein, die
unter anderem Einfluss auf die Inflation, das Zinsniveau und die Verfiigbarkeit von und Konditio-
nen fir (Re-) Finanzierungsmoglichkeiten und auf den Immobilienmarkt haben kénnen. Von Be-
deutung sind auch Anderungen der rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen und der
Umfang staatlicher Regulierung wie z. B. die Entwicklung des Umwelt-, Planungs-, Miet- und Steu-
errechts und der Verwaltungspraxis. Daneben haben Veranderungen der Wettbewerbssituation
und von Angebot und Nachfrage Einfluss auf die Verfligbarkeit und Preise von Investitionsobjek-
ten und Mietflachen. Aber auch die Energie- und Versorgungssituation und verborgene Umwelt-
belastungen sind wichtige Einflussfaktoren. Nicht zuletzt kdnnen Ereignisse, die zu einer finanzi-
ellen Schieflage von Marktpartnern - wie z. B. Mietern, Bauunternehmen, Kaufern, Verkdufern
usw. - flihren, moglicherweise erhebliche Folgen fiir den Wert der Immobilien und die Ertragslage
des Fonds haben. Zudem kann es im Falle einer beabsichtigten VerdufRerung von Immobilienver-
maogen an einem ausreichend liquiden Sekundarmarkt fehlen.

Beim Erwerb von Immobilien im Ausland sind Risiken, die sich aus dem jeweiligen Investitionsland
ergeben - z. B. abweichende Rechts- und Steuersysteme, unterschiedliche Interpretationen von
Doppelbesteuerungsabkommen und Veranderungen der Wechselkurse - zu beriicksichtigen. Bei
Immobilien im Ausland sind auch ein erhohtes Verwaltungsrisiko und abwicklungstechnische Er-
schwernisse (einschlieBlich des Transferrisikos bei laufenden Ertragen oder VerduBerungserldsen)
zu beriicksichtigen. Selbst bei Anwendung gréBter kaufmannischer Sorgfalt kénnen bei der Ver-
duBerung von Immobilien Gewahrleistungsanspriiche des Kdufers oder Dritter nicht ausgeschlos-
sen werden, die den Fonds belasten kdnnen. Dartber hinaus sei auch auf die Risiken aus Feuer-
und Sturmschiden sowie Elementarschiden (z.B. Uberschwemmung, Hochwasser, Erdbeben,
Erdrutsch, Starkregen) und Risiken aus sonstigen Umwelteinflissen sowie Risiken aus Altlasten
und verborgenen Umweltbelastungen hingewiesen.

Zu den immobilienspezifischen Risiken gehoren beispielsweise die Qualitat und Struktur des Stan-
dortes, die Struktur und Bonitat der Mieterschaft, Immissionen, generelle Veranderungen des
Mietniveaus, Mieterwechsel, technische Innovationen mit der Folge sich andernder Nutzeranfor-
derungen oder Insolvenzen von Vertragsparteien, wie z. B. Mietern oder der noch in Gewahrleis-
tung stehenden bauausfihrenden Unternehmen oder von Garantiegebern. Von erheblicher Be-
deutung sind auch die Qualitat und die Strategie des Immobilienmanagements. Die vorgenannten
Risiken gelten im gleichen Umfang fiir Immobiliengesellschaften, die Immobilienbesitz halten und
bewirtschaften. Spezielle Immobilienrisiken umfassen insbesondere, aber nicht notwendiger-
weise ausschlieBlich:
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a)

b)

Management

Das Management des Fonds ist bei der Suche, Priifung und Verhandlung von Grundsti-
cken, Objekten und Projekten bestrebt, die Anlageziele des Fonds zu erreichen. Dabei
kann nicht garantiert werden, dass es dem Management gelingt, geeignete Objekte zu
finden oder Zugang zu den aussichtsreichsten Investmentobjekten zu bekommen. Der Er-
folg der Assetklasse Immobilien, hdngt in hohem Mal3e von der Kompetenz, der Erfahrung
und dem Netzwerk des jeweiligen Managements ab. Es ist nicht auszuschliel3en, dass das
Management ganz oder teilweise nicht Gber die gesamte Laufzeit der Anlage zur Verfi-
gung steht und/oder dass die Manager sich erwartungsgemaR verhalten. Ferner besteht
die Gefahr von Fehlentscheidungen des Managements.

Vermietung

Es ist moglich, dass sich selbst nach Vermietung die Auslastung einzelner Immobilien nur
durch Reduzierung des Mietzinses oder Nachinvestitionen erhdhen lasst. Verschlechtert
sich die finanzielle Situation einer GrofRzahl der Mieter oder einzelner Grolmieter, kann
dies einen nachhaltig negativen Effekt auf den Wert der Immobilien haben und konse-
guenterweise auf die finanzielle Situation des Fonds.

Daneben gibt es speziell bei Immobilieninvestitionen Risiken, wie Leerstande, Mietriick-
stande, Mietausfille oder eine fehlende Anschlussvermietung, die sich unter anderem aus
der Verdnderung der Standortqualitat oder der Mieterbonitadt ergeben kénnen und die
ebenfalls einen nachhaltig negativen Effekt auf den Wert der Immobilien haben kénnen.

Baumangel und Umweltschutz

Die baulichen Anlagen auf den von dem Fonds erworbenen Grundstiicken kénnen mit
Baumangeln behaftet sein. Diese Risiken sind auch durch sorgfaltige technische Prifung
des maRgeblichen Objekts und die Einholung von Sachverstandigengutachten bereits vor
Erwerb nicht vollstandig auszuschlieRRen.

Im Allgemeinen lasst der Fonds fir alle von ihm erworbenen Immobilien Umweltpriifun-
gen zur Ermittlung potentieller Verschmutzungsquellen, fur die der Eigentlimer haftet,
und zur Beurteilung der Einhaltung der geltenden Umweltgesetze und -vorschriften
durchfihren. Trotz aller Sorgfalt werden durch solche Priifungen moglicherweise nicht
alle Umweltbelastungen der erworbenen Immobilie offengelegt. Bei verschwiegenen
oder unbekannten Méangeln und bei nur unzureichender Bildung von Riickstellungen fir
solche Risiken kann der Fonds, beispielsweise durch die Kosten einer Entsorgung oder Sa-
nierung gefahrlicher oder toxischer Substanzen, einem erheblichen Risiko ausgesetzt sein.
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d)

e)

f)

Die Kosten fiir eine solche Entsorgung oder Sanierung kdnnen erheblich sein, den Wert
eines Immobilieninvestments lGbersteigen und unter bestimmten Voraussetzungen sogar
die anderen Vermogensgegenstande des Fonds beziehungsweise des jeweiligen Teilfonds
in die Haftungsmasse hineinziehen.

Auch kdnnen Gesetzesdanderungen, die nach dem Erwerb von Immobilien erfolgen, Nut-
zungseinschrankungen und Wertminderungen bewirken oder Nachinvestitionen erfor-
dern.

Projektentwicklung

Bei einer Projektentwicklung auf den von dem Fonds erworbenen Grundstiicken kénnen
sich Risiken zum Beispiel durch Anderungen der Bauvorschriften oder Verzdégerung bei
der Erteilung der Baugenehmigung ergeben. Der Fonds versucht, soweit rechtlich und
sachlich geboten, Baukostenerhdhungen und Fertigstellungsrisiken nach Médglichkeit
durch entsprechende Regelungen mit den Vertragspartnern und deren sorgfaltige Aus-
wahl entgegenzuwirken. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Erfolg
der Erstvermietung von der Nachfragesituation im Zeitpunkt der Fertigstellung abhangig
ist.

Risiken der Belastung mit einem Erbbaurecht

Bei Belastung eines Grundstiicks mit einem Erbbaurecht oder einem ahnlichen Recht be-
steht das Risiko, dass der Erbbauberechtigte seinen Verpflichtungen nicht nachkommt,
insbesondere den (Erbbau-)Zins nicht zahlt. In diesem und in anderen Fallen kann es zu
einem vorzeitigen Heimfall des Erbbaurechts bzw. zur Beendigung des relevanten Rechts-
verhaltnisses kommen. Der Fonds muss dann eine andere wirtschaftliche Nutzung des
Grundstiicks anstreben, was im Einzelfall schwierig sein kann. Dies gilt sinngemaR auch
nach Vertragsablauf. Schlieflich kann sich das mit einem Erbbaurecht belastete Grund-
stlick moglicherweise nicht so leicht verdaufRern lassen wie ohne eine derartige Belastung.

Versicherungsschutz

Der Fonds beabsichtigt, soweit dies wirtschaftlich vertretbar und sachlich geboten ist, alle
Immobilien gegen die Risiken einer Beschadigung oder Zerstérung, einer Betriebsunter-
brechung und einer allgemeinen Haftpflicht so zu versichern, dass bei einem Totalverlust
voller Ersatz unter Bericksichtigung der Selbstbeteiligung gewahrt wird, und zwar in ei-
nem Umfang, in dem Eigentiimer vergleichbarer Immobilien dies tblicherweise tun. Infla-
tion, gednderte Bauvorschriften, Umweltfaktoren, Darlehenskonditionen, als Sicherheit
fir Darlehen verpfandete Vermogenswerte und andere Faktoren machen die Verwen-
dung von Versicherungsleistungen zum Ersatz einer beschadigten oder zerstérten Immo-
bilie moglicherweise wirtschaftlich unvertretbar. Unter diesen Umstanden reichen die
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dem Fonds ausgezahlten Versicherungsleistungen moglicherweise nicht aus, die betroffe-
nen Immobilieninvestitionen des Fonds angemessen wiederherzustellen.

g) Beteiligung an Gesellschaften

Beim Erwerb von unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungen an Immobiliengesell-
schaften sind Risiken, die sich aus der Gesellschaftsform ergeben, Risiken im Zusammen-
hang mit dem méglichen Ausfall von anderen Gesellschaftern und Risiken der Anderung
der steuerrechtlichen und gesellschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen zu bericksichti-
gen. Dies gilt insbesondere, wenn die Immobiliengesellschaften ihren Sitz im Ausland ha-
ben. Dariliber hinaus ist zu beachten, dass im Falle des Erwerbs von Beteiligungen an Im-
mobiliengesellschaften diese mit nur schwer erkennbaren Verpflichtungen belastet sein
kénnen. SchlieRlich kann es fir den Fall der beabsichtigten VerduBerung der Beteiligung
an einem ausreichend liquiden Sekundarmarkt fehlen.

27.24 Kommanditanteilsklassen und GebUihrenstruktur

Der Nettoinventarwert unterscheidet sich je nach Kommanditanteilsklasse, welche unter dem je-
weiligen Teilfondsanhang naher dargestellt wird. Die anteiligen Kosten und Gebiihren der Anleger
des jeweiligen Teilfonds kdnnen abhangig von der jeweiligen Kommanditanteilsklasse sein.
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Teilfondsanhdange zum Emissionsdokument
vom Januar 2020

Spezifische Angaben zum Teilfonds

VERIUS Capital SCS SICAV-RAIF - VERIUS Immobilienfinanzierungsfonds

(der "Teilfonds")

1. GENERELLE INFORMATIONEN ZUM TEILFONDS

Teilfondsgrindung:

Laufzeit:

Referenzwahrung:

Bewertungstag:

Riicknahmetag:

Rucknahmefrist:

Riicknahmepreis

29. November 2017

Der Teilfonds wird fir unbestimmte Zeit aufgelegt (vgl. im einzelne dazu
in Abschnitt 8 unten)

Euro (EUR)

monatlich am letzten Bankarbeitstag; der Komplementéar kann kiirzere
Bewertungszeitrdume beschlieRen.

Jeweils letzter Bankarbeitstag eines Fondsgeschaftsjahres ("Riicknahme-
tag"), vorbehaltlich der Bestimmungen des Abschnitts 8.1 des allgemei-
nen Teils dieses Emissionsdokuments

Jeweils letzter Bankarbeitstag eines Fondsgeschéftsjahres ("Riicknahme-
jahr"), vorbehaltlich der Bestimmungen des Abschnitts 8.1 des allgemei-
nen Teils dieses Emissionsdokuments

Eine Riicknahme ist dem Fonds durch den Investor vor dem ersten Januar
des jeweiligen Riicknahmejahres schriftlich mitzuteilen. Eine solche Riick-
nahmeerklarung ist unwiderruflich.

Der Riicknahmepreis entspricht dem letzten verfligbaren Nettoinventar-
wert vor dem effektiven Ricknahmetag.
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Fir den Teilfonds werden mehrere Kommanditanteilsklassen begeben. Die Ausgestaltung der un-

terschiedlichen Kommanditanteilsklassen erfolgt gemald Artikel 3.2.6 des Gesellschaftsvertrags

des Fonds und gemals Artikel 6.2 dieses Emissionsdokuments. Die jeweils ausgegebenen Kom-

manditanteilsklassen des Teilfonds sind unter den nachfolgenden Unterabschnitten im Uberblick

zu entnehmen.

Folgende Kommanditanteilsklassen konnen begeben werden:

Kommanditanteilsklasse A:

Kommanditanteilsklasse B:

Kommanditanteilsklasse C:

Kommanditanteilsklasse D:

flr alle Zulassigen Anleger mit einer Mindestzeichnungs-
summe von 5 Mio. EUR. Der Komplementar kann im Ein-
zelfall nach eigenem Ermessen auch Anleger mit einer
Zeichnungssumme von weniger als 5 Mio. EUR, jedoch
mindestens 500.000 EUR, fiur die Kommanditanteils-
klasse A zulassen.

flr alle Zuldassigen Anleger mit einer Zeichnungssumme
von weniger als 5 Mio. EUR, jedoch mindestens 500.000
EUR; der Komplementar kann im Einzelfall nach eigenem
Ermessen auch Anleger mit einer Zeichnungssumme von
5 Mio. EUR und mehr fiir die Kommanditanteilsklasse B
zulassen.

fur alle Zulassigen Anleger mit einer Mindestzeichnungs-
summe von 5 Mio. EUR. Der Komplementar kann im Ein-
zelfall nach eigenem Ermessen auch Anleger mit einer
Zeichnungssumme von weniger als 5 Mio. EUR, jedoch
mindestens 500.000 EUR, fiur die Kommanditanteils-
klasse C zulassen.

flr alle Zulassigen Anleger mit einer Zeichnungssumme
von weniger als 5 Mio. EUR, jedoch mindestens 500.000
EUR; der Komplementar kann im Einzelfall nach eigenem
Ermessen auch Anleger mit einer Zeichnungssumme von
5 Mio. EUR und mehr fiir die Kommanditanteilsklasse D
zulassen.
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e Kommanditanteilsklasse Z: "Familiy & Friends":

° fiir den Komplementar und dessen Geschaftsfihrer,
. fir den Anlageberater, soweit dieser als Zuldssiger Anleger qualifiziert,
. flr die "Geschaftsfihrer und Mitarbeiter des Anlageberaters und diesem na-

hestehende Unternehmen und Personen" soweit diese als Zulassige Anleger
qualifizieren,
. fiir verbundene Unternehmen des Anlageberaters und des Komplementars;
. die Mindestzeichnungssumme betragt fiir diese Kommanditanteilsklasse
125.000 EUR, wobei der Komplementar im Rahmen des Luxemburger Rechts

in seinem Ermessen auch geringere Zeichnungsbetrage zulassen kann.

1.1 Kommanditanteilsklasse A
ISIN-Code:

Erstausgabetag:
Erstemissionspreis pro Anteil:
Mindestzeichnung:
Nachzeichnungen:

Ertragsverwendung:

Agio/Zeichnungsgebiihr:
Ricknahmeabschlage:
Anlageberatergebiihr:

Erfolgsgebiihr:

1.2 Kommanditanteilsklasse B
ISIN-Code:

Erstausgabetag:
Erstemissionspreis pro Anteil:

Mindestzeichnung:

Nachzeichnungen:

Ertragsverwendung:
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LU1738378287

14. Dezember 2017

EUR 100,- (einhundert Euro)

EUR 5.000.000,- (fiinf Millionen Euro)
gemald Artikel 4.3 des Teilfondsanhangs
ausschittend gemall Artikel 7 des Teil-
fondsanhangs

0,0%

0,0%

1,0%

25%

LU2099981909

01. Januar 2020

EUR 100,- (einhundert Euro)

EUR 500.000,-

(finfhundert Tausend Euro)

gemal’ Artikel 4.3 des Teilfondsanhangs
ausschittend gemall Artikel 7 des Teil-

fondsanhangs



Agio/Zeichnungsgebihr:
Riicknahmeabschlage:
Anlageberatergeblihr:

Erfolgsgebiihr:

1.3 Kommanditanteilsklasse C
ISIN-Code:

Erstausgabetag:
Erstemissionspreis pro Anteil:
Mindestzeichnung:
Nachzeichnungen:

Ertragsverwendung:

Agio/Zeichnungsgebiihr:
Riicknahmeabschlage:
Anlageberatergebiihr:

Erfolgsgebiihr:

1.4 Kommanditanteilsklasse D
ISIN-Code:

Erstausgabetag:
Erstemissionspreis pro Anteil:
Mindestzeichnung:
Nachzeichnungen:

Ertragsverwendung:

Agio/Zeichnungsgebihr:
Riicknahmeabschlage:
Anlageberatergebiihr:
Erfolgsgebiihr:
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0,0%
0,0%
1,7 %
25%

LU2099982030

01. Januar 2020

EUR 100,- (einhundert Euro)

EUR 5.000.000 ,- (funf Millionen Euro)
gemal’ Artikel 4.3 des Teilfondsanhangs
thesaurierend gemaR Artikel 7 des Teil-
fondsanhangs

0,0 %

0,0 %

1,0%

25%

LU2099982204

01. Januar 2020

EUR 100,- (einhundert Euro)

EUR 500.000,- (finfhundert Tausend Euro)
gemal Artikel 4.3 des Teilfondsanhangs
thesaurierend gemaR Artikel 7 des Teil-
fondsanhangs

0,0 %

0,0 %

1,7%

25%



3.1

1.5 Kommanditanteilsklasse Z "Family & Friends"

ISIN-Code: LU2099982386

Erstausgabetag: 01. Januar 2020

Erstemissionspreis pro Anteil: EUR 100,- (einhundert Euro)
Mindestzeichnung: 125.000,- EUR (einhundertfiinfundzwan-

zigtausend Euro)

Nachzeichnungen: gemal Artikel 4.3 des Teilfondsanhangs

Ertragsverwendung: thesaurierend gemal Artikel 7 des Teil-
fondsanhangs

Agio/Zeichnungsgebihr: 0,0%

Riicknahmeabschlage: 0,0%

Anlageberatergebiihr: 0,7%

Erfolgsgebiihr: 0,0%

ANLAGEPOLITIK

Die Anlagepolitik des Teilfonds sieht die Bereitstellung mittel- bis langfristiger Finanzierungen im
Rahmen des Erwerbs (durch Dritte) von Immobilien tGber Darlehen und Schuldverschreibungen
vor. Der Portfoliomanager beriicksichtigt im Rahmen von Anlageentscheidungen als auch fortlau-
fend wahrend der Investitionsdauer von bestehenden Anlagen sowohl Daten als auch Nachhaltig-
keitsrisiken- und Faktoren (Umwelt-, Sozial- und Governance-Aspekten). Das Fondsvermoégen
wird dabei teilweise in Immobilienfinanzierungen i.S.d. Anlagepolitik des Teilfonds investiert, die
einen positiven Beitrag auf Umwelt- oder Sozialziele leisten.

Als "Immobilien" gelten (a) Immobilienwerte in Form von Grundstiicken und Gebauden, (b) Tei-
leigentum und Wohnungseigentum, (c) immobilienbezogene langfristige Rechte wie Erbbau-
rechte und NieRbrauchrechte oder sonstige zeitlich beschrankte unbedingte Besitz- und Nut-
zungsrechte und (d) Anteile an Immobiliengesellschaften. Insbesondere kénnen die Immobilien
auch unbebaut, zur Bebauung bestimmt oder im Bau befindlich sein.

ANLAGERICHTLINIEN UND -BESCHRANKUNGEN

Neben den Beschrankungen durch die Anlagepolitik in Abschnitt 2 und den Regelungen aus dem
allgemeinen Teil des Emissionsdokuments unterliegt der Teilfonds folgenden Anlagerichtlinien
und -beschrankungen:

Kategorien von Darlehensnehmern und Schuldverschreibungsbegebern
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3.2

33

Der Teilfonds wird folgenden Kategorien von Darlehensnehmern und Schuldverschreibungsbege-
ber Finanzierungen zur Verfiigung stellen:

. Initiatoren / Emittenten von Immobilienfonds fir institutionelle und private Anleger

. Immobiliengesellschaften / Bestandshalter, sowohl borsennotiert wie nicht-bérsenno-
tiert

. Private Equity Fonds

. UHNWIs und Family Offices

° Vermogensverwalter und Immobilienmakler

. Developer und

Immobilienunternehmen

Strukturierung der Finanzierungen

Der Teilfonds kann Schuldverschreibungen per Zeichnung oder per Ankauf erwerben, die auf den
Namen lauten oder als Inhaberschuldverschreibungen (nachfolgend auch "IHS" genannt) ausge-
staltet sind. Die Inhaber- wie auch die Namensschuldverschreibungen kénnen dabei einzeln be-
geben und (im Falle von IHS) einzeln verbrieft werden, oder auch in Form von Teilschuldverschrei-
bungen, die (im Falle von IHS) mittels Global- bzw. Sammelurkunden verbrieft und zur Verwah-
rung bei Wertpapiersammelbanken (wie Clearstream Banking AG, EUROCLEAR o.a.) hinterlegt
werden. Auf den Namen lautende Teilschuldverschreibungen kénnen ebenfalls - mittels Nominee
und Globaleintragungsbestatigungen (Global Note Certificates) — bei Wertpapiersammelbanken
registriert und tber diese gehandelt werden.

Die Beurteilung und ggf. Verhandlung von Ausgestaltung und Festlegung der Ausstattungsmerk-
male der Schuldverschreibungen obliegt dem Portfoliomanager des Fonds.

Der Teilfonds kann daneben auch Darlehen, die bereits durch einen Dritten an eine Immobilien-
gesellschaft ausgereicht wurden, erwerben oder - soweit nach den einschlagigen investment- und
bankaufsichtsrechtlichen Regelungen zulassig - Darlehen auch selbst ausreichen.

Geografische Ansiedlung der Immobilien

Die Darlehen bzw. Schuldverschreibungen sollen zur Finanzierung von in Deutschland sowie ggf.
in Osterreich und der Schweiz belegenen Immobilien dienen. Der Teilfonds wird keine Immobilien
finanzieren, die auRerhalb von Deutschland, Osterreich oder der Schweiz belegen sind.
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3.4

3.5

3.6

Zulassige Immobilien

Die den Finanzierungen zugrundeliegenden Immobilien werden folgenden Asset-Klassen angeho-

ren:
. Grundstiicke (bebaut, unbebaut, zur Bebauung bestimmt und im Bau befindlich);
. Wohn-, Betreiber- und Gewerbeimmobilien im vermieteten und nicht vermieteten Zu-

stand.
Diversifikationsregeln

Vorbehaltlich der Anlaufphase nach Abschnitt 3.9. des Teilfondsanhangs gelten die Anlagebe-
schrankungen und Anlagegrenzen gemalR dem allgemeinen Teil des Emissionsdokuments (vgl.
dort unter Abschnitt 4.4).

Besicherungskonzept

Der Teilfonds darf zum Beispiel die folgenden Besicherungsinstrumente einsetzen bzw. akzeptie-
ren:

° Grundpfandrechte und/oder

. Verpfandung der Anteile der die Immobilien unmittelbar oder mittelbar haltenden Gesell-
schaft(en).

Weitere Sicherheiten kdnnen im Einzelfall zum Beispiel in Form von:

. Forderungsabtretungen;

° Garantien;

) Bilrgschaften;

. Kontoverpfandungen;

° Vormerkung fir Eigentumsibertragung (Vermeidung der Grunderwerbsteuer); und
. Sicherheiten an anderen Objekten oder Gesellschaften akzeptiert werden.

Der Teilfonds darf im Eintritt eines Sicherungsfalls Immobilien direkt oder indirekt zu Verwer-
tungszwecken halten. In diesem Fall wird der Teilfonds die anwendbaren Luxemburger aufsichts-
rechtlichen Bestimmungen fiir Immobilienfonds, insbesondere hinsichtlich der Bewertung von
Immobilien, einhalten.

- 64-



3.7

3.8

3.9

3.10

4.1

4.2

Fremdkapitalaufnahme / Leverage

Der Teilfonds darf Kredite in Hohe von bis zu 10 % des Nettoteilfondsvermoégens zu marktiiblichen
Bedingungen aufnehmen, um den Liquiditdtsbedarf des Teilfonds zu steuern. Der Zeitraum der
Kreditaufnahme darf im Einzelfall 120 Kalendertage nicht (iberschreiten. Im Falle einer Anlage
Uber eine oder mehrere Tochtergesellschaften gilt diese Begrenzung auf konsolidierter Basis.

Es ist Ziel des Teilfonds, kein Leverage im Teilfonds zu nutzen. Der Teilfonds kann maximal einen
Leverage von 200 % des Nettoteilfondsvermogens sowohl nach der Brutto- Methode als auch
nach der Commitment-Methode einsetzen. Die Hohe des tatsachlich eingesetzten Leverage ist
dem Jahresbericht zu entnehmen.

Absicherung gegen Wahrungsrisiken
Der Teilfonds geht keine Wahrungsrisiken ein.
Derivategeschafte zu Anlagezwecken

Der Teilfonds darf zu Investmentzwecken nicht in Derivate investieren oder Derivatgeschafte ein-

gehen.
Anlauf- und Abwicklungsphase

Der Teilfonds kann bis zum Ablauf von zwélf (12) Monaten nach dem Ende der ersten Zeichnungs-
periode von den unter Luxemburger Aufsichtsrecht vorgeschriebenen Risikodiversifikationsregeln
sowie den Anlagebeschrankungen in Abschnitt 4.4 des allgemeinen Teils des Emissionsdokuments
abweichen. Gleiches gilt auch fiir den Zeitraum der Abwicklung des Teilfonds ab Liquidationsbe-

schluss.

Die erste Zeichnungsperiode des Teilfonds begann mit der Auflegung des Teilfonds und endete im
ersten Quartal 2018.

ZEICHNUNG VON ANTEILEN

Anteile

Der Fonds gibt fiir den Teilfonds Anteile aus. Die Anteile kénnen ausschlieRlich durch Zulassige

Anleger gezeichnet werden.

Bindungszeitraum
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4.3

4.4

5.1

Der Anleger verpflichtet sich mit Unterzeichnung einer Zeichnungsvereinbarung gemafR Abschnitt
7.1 des allgemeinen Teils, in Hohe seiner Zeichnungsverpflichtung Anteile wahrend des Bindungs-
zeitraums, welcher 6 (sechs) Monaten ab dem Datum der jeweiligen Zeichnungsvereinbarung ent-
spricht, zu zeichnen (der "Bindungszeitraum").

Ausgabepreis der Anteile

Der Erstausgabepreis je Kommanditanteil des Teilfonds betragt EUR 100,- (einhundert Euro).
Nachfolgend werden die Anteile des Teilfonds zum jeweils letzten verfligbaren Nettoinventarwert
ausgegeben. Der Ausgabepreis ist nach Aufforderung innerhalb einer angemessenen Frist, welche
funf (5) Bankarbeitstage gerechnet ab dem Tag der Versendung des jeweiligen Kapitalabrufs nicht
unterschreitet, zur Zahlung fallig.

Mindestzeichnungsverpflichtung

Die Mindestzeichnungsverpflichtung fiir Kommanditisten der Kommanditanteilsklassen A und C
betragt grundsatzlich 5.000.000 EUR (fiinf Millionen Euro). Der Komplementar kann im Einzelfall
nach eigenem Ermessen auch Anleger mit einer Zeichnungssumme von unter 5.000.000 EUR (fiinf
Millionen Euro), jedoch mindestens 500.000 EUR (finfhundert Tausend Euro), fiir die Kommandi-
tanteilsklassen A und C zulassen.

Fir die Kommanditanteilsklassen B und D betrdgt die Mindestzeichnungsverpflichtung grundsatz-
lich 500.000 EUR (flinfhundert Tausend Euro), jedoch weniger als 5.000.000 EUR (fanf Millionen
Euro). Der Komplementar kann im Einzelfall nach eigenem Ermessen auch Anleger mit einer Zeich-
nungssumme von 5.000.000 EUR (finf Millionen Euro) und mehr fir die Kommanditanteilsklassen
B und D zulassen.

Die Mindestzeichnungsverpflichtung fir die Kommanditanteilsklasse Z "Family & Friends" hinge-
gen betrdagt EUR 125.000 (einhundertfinfundzwanzig Tausend Euro). Der Komplementar kann
nach eigenem Ermessen, jedoch im Rahmen des luxemburgischen Rechts, niedrigere Zeichnungs-
summen zulassen.

BEWERTUNG
Bewertungsregeln

Die Bewertung der Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen erfolgt durch den AIFM zu
jedem Bewertungstag und erstmalig zum Zeitpunkt des Erwerbs. Fir Immobiliendarlehen bzw.
Schuldverschreibungen, fiir die ein liquider Marktwert verfligbar ist, erfolgt die Bewertung zum
Marktwert.

Fir Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen, fir die kein liquider Marktwert verfigbar
ist, erfolgt die Bewertung zu Anschaffungskosten bzw. dem Nominalwert, jeweils ggf. abziglich
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5.2

voraussichtlich dauerhafter Wertminderungen (Bewertung zu fortgefiihrten Anschaffungskosten
unter Berlicksichtigung einer Impairment Analyse). Wertberichtigungen werden nicht beibehal-
ten, wenn die Griinde der Wertberichtigungen nicht mehr bestehen.

An jedem Bewertungstag wird gepriift, ob die Bewertung der einzelnen Immobiliendarlehen bzw.
Schuldverschreibungen zu fortgefiihrten Anschaffungskosten noch zutreffend ist.

Im Fall einer wesentlichen Anderung der Bewertungsparameter wird die Bewertung der Immobi-
liendarlehen bzw. Schuldverschreibungen korrigiert. Zudem behilt sich der AIFM die Moglichkeit
einer weiteren Korrektur am nachsten Bewertungstag vor, sollten sich die Umstande, welche zur
wesentlichen Anderung der Bewertungsparameter der Immobiliendarlehen bzw. Schuldver-
schreibungen beigetragen haben, wieder andern.

Die Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen werden in der Nettoinventarwertberech-
nung mit dem Marktwert, sofern ein liquider Marktwert verfiigbar ist, bzw. andernfalls mit den
fortgefihrten Anschaffungskosten zuziiglich Zinsabgrenzungen bewertet und verbucht. Die An-
schaffungsnebenkosten der Immobiliendarlehen bzw. Schuldverschreibungen werden direkt ge-
sondert aktiviert und Uber die Restlaufzeit des jeweiligen Darlehens abgeschrieben.

Weitere Bestimmungen betreffend die Berechnung des Nettoinventarwertes ergeben sich aus Ar-
tikel 3.11 des Gesellschaftsvertrags.

Die Berechnung des Nettoinventarwertes kann vom Fonds zeitweilig eingestellt werden. Die Be-
dingungen einer solchen zeitweiligen Einstellung ergeben sich aus den Bestimmungen des Artikels
3.11.8 des Gesellschaftsvertrags.

Bewertungstag

TurnusmaBige Bewertungstage des Teilfonds sind grundsatzlich die jeweils letzten Bankarbeits-
tage eines Monats, wobei der Komplementar im freien Ermessen zusatzliche Bewertungstage be-
stimmen kann.

REFERENZWAHRUNG
Die Referenzwahrung des Teilfonds ist der Euro (EUR).
ERTRAGSVERWENDUNG

Der Komplementar strebt bezliglich der ausschiittenden Kommanditanteilsklassen, beginnend im
Kalenderjahr 2019, eine halbjahrliche Ausschiittung der laufenden Ertrage des Teilfonds zum je-
weiligen Monatsultimo der Monate Juni und Dezember an, vorbehaltlich der Liquiditatslage und
des Liquiditatsmanagements des Teilfonds.
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9.1

9.2

Der Komplementar kann nach freiem Ermessen, jedoch in den gesetzlichen Grenzen, Zwischen-
ausschittungen entweder in bar und/oder, das Einvernehmen der Anleger vorausgesetzt, als
Sachausschiittung aus dem Teilfondsvermoégen vornehmen. Auch Zwischenausschiittungen kon-
nen jederzeit, sofern Liquiditat zur Verfligung steht, erfolgen.

Die Verwendung des jahrlichen Ertrages wird in der Gesellschafterversammlung auf Vorschlag des
Komplementars festgelegt. Die Anteile partizipieren im Verhaltnis ihres jeweiligen Nettoinventar-
wertes an Ausschittungen des Teilfonds.

Fiir die Kommanditanteilsklassen C, D und Z gilt, dass die Ertrage thesaurierend verwertet werden,
d.h. die Ertrage verbleiben im Vermogen des Teilfonds.

LAUFZEIT DES TEILFONDS

Der Teilfonds ist fiir eine unbestimmte Zeit aufgelegt worden.

PARTNER DES TEILFONDS UND DEREN VERGUTUNG

AIFM

Ndhere Angaben zu dem AIFM sind dem allgemeinen Teil des Emissionsdokuments zu entneh-
men.

Der AIFM erhilt - bei einem Teilfondsvermdgen von bis zu EUR 100.000.000 (einhundert Millionen
Euro) - eine jahrliche Gebiihr aus dem Teilfonds in Hohe von 0,06 % des Nettoteilfondsvermogens,
bei einem Teilfondsvermogen von Gber EUR 100.000.000 (einhundert Millionen Euro) in Hohe von
0,05 % des Nettoteilfondsvermdogens, zuziiglich einer jahrlichen Gebihr von EUR 40.000 (vierzig-
tausend Euro).

Die Gebihren sind vierteljahrlich fallig.
Portfoliomanager

Der AIFM hat in Ubereinstimmung mit den Vorgaben der AIFM-Richtlinie, des Gesetzes von 2013
und des Gesetzes von 2016 fiir den Teilfonds mit dem Ziel eines diversifizierten Portfolioansatzes
den folgenden Portfoliomanager bestellt:

Quantus AG, Kirchenweg 8, CH-8008 Ziirich, Schweiz

Der AIFM delegiert auf den vorgenannten Portfoliomanager (nachfolgend der "Portfoliomana-
ger") das Portfoliomanagement fiir den Teilfonds. Die Einzelheiten der Bestellung des Portfolio-
managers kann dem Portfoliomanagementvertrag zwischen dem AIFM und dem Portfoliomana-
ger entnommen werden, der von jedem Anleger des Teilfonds am Sitz des Fonds eingesehen wer-
den kann.
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9.3

Das Portfoliomanagement des Portfoliomanagers wird bewertungstaglich im Rahmen des Risiko-
managements des AIFM liberwacht. Die Einzelheiten des Risikomanagements kénnen dem AIFM-
Vertrag und seiner Anlagen entnommen werden. Die Vermdgensallokation sowie die Leistung des
Portfoliomanagers werden regelmalig — mindestens jedoch jahrlich - durch den AIFM anhand der
Vorgaben des Portfoliomanagementvertrags bewertet. Eventuelle Anderungen der Vermé-
gensallokation und / oder der Wechsel von Portfoliomanagern werden in Ubereinstimmung mit
den Vorgaben des Portfoliomanagementvertrags durch den AIFM beschlossen.

Der Portfoliomanager hat Anspruch auf eine Gebihr in Hohe von 0,025 % p.a. des Nettoteilfonds-
vermogens. Darliber hinaus erhalt der Portfoliomanager eine jahrliche Gebihr in Hohe von pau-
schal EUR 30.000 (dreiRigtausend Euro) fiir die Betreuung des vorliegenden sowie etwaiger kinf-
tiger Teilfonds, auf die diese Geblihr dann anteilig umgelegt wird. Die Geblhren sind vierteljahr-
lich fallig. Der Portfoliomanager erhalt zudem fiir bestimmte einmalige oder wiederkehrende Ta-
tigkeiten die im Portfoliomanagementvertrag vorgesehene Vergiitung.

Anlageberater

Der Portfoliomanager hat die VERIUS Capital AG mit Sitz in Loretoh6he 18, CH- 6300 Zug, Schweiz,
als Anlageberater fiir die Teilfonds bestellt.

Der Anlageberater berat den Portfoliomanager unter anderem bei der Anlage des Teilfondsver-
mogens in Einklang mit den Anlagezielen, Anlagerichtlinien und -beschrdankungen des Teilfonds
und erbringt in diesem Zusammenhang die im Anlageberatervertrag ausfiihrlicher beschriebenen
Dienstleistungen.

Der Anlageberater trifft keine diskretionaren Anlageentscheidungen fir die Teilfonds und verwal-
tet fur diese keine Anlagen.

Die Kuindigungsfristen und Kiindigungsmodalitaten fiir die Abberufung des Anlageberaters sind in
dem Anlageberatervertrag geregelt.

Der Anlageberater kann seinerseits fiir den jeweiligen Teilfonds — mit Zustimmung des Portfolio-
managers - einen Unter-Anlageberater ernennen.

Der Anlageberater erhilt flir seine Tatigkeit die folgenden Gebuhren:
i Anlageberatergebiihr

Der Vergltung des Anlageberaters wird direkt aus dem Vermogen des Teilfonds begli-
chen.

ii. Der Anlageberater erhilt eine laufende Verglitung von jahrlich bis zu 1,7 Prozent (1,7 %)
des Nettoteilfondsvermogens.
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Erfolgsabhéngige Vergitung ("Erfolgsgebiihr" und "Performance Fee")
Der Anlageberater erhilt eine erfolgsabhangige Verglitung, die wie folgt berechnet wird:

Die Hohe der erfolgsabhdngigen Vergltung unterscheidet sich je nach Kommanditanteilsklasse
und ist in Abschnitt 1 des Teilfondsanhangs definiert. Sie betragt fir die Kommanditanteilsklassen
A, B, Cund D 25% der Performance und fir die Kommanditanteilsklasse Z "0"%. Die erfolgsabhan-
gige Vergltung entspricht dem angegebenen, prozentualen Teil der Netto-Teilfondsrendite pro
Kommanditanteilsklasse. Die Berechnung erfolgt auf Basis des Nettoinventarwertes nach Abzug
aller Gebihren und Aufwendungen, einschlieBlich der (fixen) Verwaltungsgebiihr und der laufen-
den Anlageberatergebiihr, nicht aber der Performance Fee und wird korrigiert um Zeichnungen
und Riickgaben von Anteilen wahrend der Berechnungsperiode, sodass diese die Berechnung der
Performance Fee nicht beeinflussen.

Die erfolgsabhangige Vergilitung wird fiir jede Performance Periode berechnet und periodenge-
recht an jedem Bewertungstag zurlickgestellt. Jede Performance Periode entspricht dem Zeit-
raum zwischen zwei Ausschiittungen, wie in Abschnitt 7 dieses Teilfondsanhangs definiert. Der
Komplementar strebt eine Ausschittung jeweils zur Jahresmitte sowie zum Jahresende bzw. Jah-
resanfang an. Die Berechnung der nachsten Performance Periode beginnt an dem, auf die Aus-
schiittung folgenden, Tag und endet mit dem Tag der ndchsten Ausschiittung (inklusive) (je eine
"Performance Periode" und jede Ausschiittung eine ("Kristallisation" und jeder Ausschittungstag
ein "Kristallisationstag")). Dabei darf eine Performance Periode maximal vom 01.01. eines Kalen-
derjahres bis zum 31.12. des gleichen Kalenderjahres laufen. Die Kristallisation ist Nettoinventar-
wert-wirksam.

Die Performance Fee wird dem Anlageberater zum Kristallisationstag nachschiissig ausgekehrt.

Es steht dem Komplementar frei zu beschlieBen, z.B. zur Liquiditdts-Schonung des Teilfonds, an
einem Kristallisationstag nur einen Teilbetrag der grundsatzlich falligen Performance Fee auszu-
kehren. In einem solchen Fall wird der nicht ausgekehrte Teil der Performance Fee in die nachste
Performance Periode vorgetragen. Er verfillt nicht.

Zum maRgeblichen Bewertungszeitpunkt wird die Performance Fee Riickstellungsfortschreibung
ermittelt durch den Vergleich des vorherigen Nettoinventarwertes der jeweiligen Kommanditan-
teilsklasse mit dem laufenden Nettoinventarwert der jeweiligen Kommanditanteilsklasse und
multipliziert mit der Anzahl der umlaufenden Anteile der jeweiligen Kommanditanteilsklasse zu
dem Bewertungszeitpunkt. Die Performance Fee Riickstellung ist niemals negativ. Die kumulative
Performance Fee, die seit dem Beginn der Performance Periode zuriickgestellt wurde, ist in der
Berechnung des Nettoinventarwertes fiir jede Kommanditanteilsklasse am Bewertungstag ent-
halten.
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9.4

9.5

9.6

10.

10.1

Die Performance Fee wird aus dem Vermoégen des Fonds gezahlt und den relevanten Teilfonds
und jeweiligen Kommanditanteilsklasse zugeordnet.

Zentralverwaltungsstelle

Ndhere Angaben zu der Zentralverwaltungsstelle sind dem allgemeinen Teil des Emissionsdoku-
ments zu entnehmen.

Die Zentralverwaltungsstelle erhilt eine jahrliche Gebihr aus dem Teilfonds in H6he von 0,08 %
des Nettoteilfondsvermogens, mindestens jedoch eine jahrliche Gebihr in Hohe von EUR 30.000,-
(dreiRigtausend Euro).

Register- und Transferstelle

Ndhere Angaben zu der Register- und Transferstelle sind dem allgemeinen Teil des Emissionsdo-
kuments zu entnehmen.

Die Register- und Transferstelle erhilt eine Gebihr aus dem Vermogen des Teilfonds in Hohe von
EUR 8.000,- p.a. (achttausend Euro) zuziiglich EUR 200,- p.a. (zweihundert Euro) pro Investor.

Verwahrstelle

Ndhere Angaben zu der Verwahrstelle sind dem allgemeinen Teil des Emissionsdokuments zu ent-
nehmen.

Die Verwahrstelle erhilt eine jahrliche Geblihr aus dem Vermoégen des Teilfonds in Hohe von 0,05
% des Nettoteilfondsvermdgens, mindestens jedoch jahrlich EUR 24.000 (vierundzwanzigtausend
Euro) und einer einmaligen Set-Up Gebiihr von EUR 5.000 (flinftausend Euro).

Die Verwahr- und Zahlstelle, Zentralverwaltungsstelle und die Register- und Transferstelle erhal-
ten dariber hinaus fir bestimmte einmalige oder wiederkehrende Tatigkeiten die im jeweiligen
Vertrag vorgesehene Verglitung.

RISIKEN

Die Anlage in den Teilfonds ist mit Risiken verbunden, welche, sofern nicht im Folgenden aufge-
fihrt, im allgemeinen Teil dieses Emissionsdokuments unter Abschnitt 24 beschrieben sind.

Spezifische Risiken von Immobilienfinanzierungen

Immobilienfinanzierungen, sowohl mittels Immobilienkrediten (Darlehen) als auch durch Schuld-
verschreibungen (Notes, Anleihen, Bonds oder Inhaberschuldverschreibungen ("IHS")) sind relativ
illiquide, besonders in Zeiten eines Konjunkturabschwungs. Die Fahigkeit des Fonds begebene
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bzw. erworbene Immobilienfinanzierungen in Reaktion auf Anderungen der wirtschaftlichen und

anderen Bedingungen zu variieren, ist daher begrenzt.

Folgende Risiken kdnnen u.a. durch die durch Investition in gewerblichen Immobilienfinanzierun-

gen entstehen:

a)

b)

Risiko Default des Finanzierungsschuldners

Es besteht das Risiko, dass ein Finanzierungsschuldner die Verpflichtungen aus dem Kre-

ditvertrag oder der Schuldverschreibung nicht mehr erfiillen kann und/oder zahlungsun-

fahig wird (Default). Folgende Risiken kénnen dazu fiihren, dass der Kreditvertrag oder

die Schuldverschreibung in Default gerat:

aa)

bb)

cc)

dd)

Mietausfallrisiko

Ein Mietausfallrisiko kann durch Insolvenz oder Zahlungsunwilligkeit des Mieters
und/oder Verschlechterung der Vermietungssituation (Mietpreisverfall, Leerstande
etc.) begriindet sein kann. Der freie Cash-Flow kénnte erheblich reduziert werden.

Zinsanderungsrisiko

Sofern der Finanzierungsgeber seine Zinsverpflichtungen nicht gegen steigende Zin-
sen abgesichert hat, konnen diese dazu fiihren, dass sich der freie Cash-Flow erheb-
lich reduziert.

Kostenrisiko

Nicht antizipierte Kosten durch anstehende Renovierungen oder laufende Kosten-
steigerungen, kdnnen dazu fihren, dass sich der freie Cash-Flow erheblich redu-
ziert.

Refinanzierungsrisiko / Bewertungsanpassung

Finanzierungen werden wahrend der Laufzeiten eventuell nicht komplett getilgt.
Lauft eine Finanzierung aus, so wird diese entweder durch den bisherigen oder ei-
nen neuen Finanzierungsgeber verldangert. Sollten die oben genannten Risiken oder
auch eine Reduzierung des Verkehrswertes dazu fiihren, dass kein Finanzierungs-
geber die Refinanzierung tibernimmt, so ist der Kreditvertrag im Default.

Verwertungsrisiko des Finanzierungsgebers

Nachfolgende Risiken kénnen dazu fihren, dass Zins- und Kapitalertrage nicht vollstandig

oder gar nicht an den Fonds zurlickgezahlt werden:
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c)

aa)

bb)

cc)

Sanierungsrisiko

Sollte der Finanzierungsschuldner notleidend werden, so wird in der Regel zunachst
versucht eine Sanierung durchzufiihren.

Sanierungen bedirfen mitunter eines erheblichen Malles an Abwicklungsverhand-
lungen und/oder Umstrukturierungen, zu denen unter anderem auch eine Reduzie-
rung der Zinsen sowie eine erhebliche Abschreibung des Kapitalbetrags eines sol-
chen Darlehens gehoren konnen. Selbst bei einer erfolgreich abgeschlossenen Um-
strukturierung besteht das Risiko, dass bei Falligkeit eines derartigen Immobilienk-
redits keine Refinanzierung verfligbar ist.

Zwangsvollstreckungsrisiko

Eine Zwangsvollstreckung kann langwierig und teuer sein. Finanzierungsschuldner
stemmen sich oft gegen ZwangsvollstreckungsmaBnahmen, indem sie Anspriiche,
Gegenforderungen oder AbwehrmalRnahmen gegen den Halter des Immobilienkre-
dits bzw. Anleiheschuldner geltend machen. Dazu gehoren insbesondere zahlreiche
Haftungsanspriiche, AbwehrmaBnahmen und Verteidigungen, selbst wenn diese
Behauptungen jeglicher Grundlage entbehren mdgen, aber das Ziel haben, die
ZwangsvollstreckungsmaBnahmen hinauszuzogern. In manchen Landern kénnen
Prozesse liber ZwangsvollstreckungsmaRnahmen Jahre oder noch langer dauern.
Wahrend des gesamten Vorgangs der Zwangsvollstreckung kann der Finanzierungs-
schuldner jederzeit in die Insolvenz gehen, was zur Aussetzung der Zwangsvollstre-
ckung fiihren und den Vorgang der Zwangsvollstreckung weiter verlangern wirde.
Gerichtlich durchgesetzte Zwangsvollstreckungen verleihen dem beliehenen Ob-
jekt in der Regel ein negatives Image in der Offentlichkeit und kénnten zu Proble-
men bei der Vermietung und der Verwaltung der Immobilie flihren. Zwangsvollstre-
ckungen kdnnen zu Verlust von Zinsen und Kapitalanspriichen des Fonds fiihren.

Risiko durch u.U. vorrangige Forderungen

Abhéangig von den Gesetzen und Bestimmungen der entsprechenden Lander, in de-
nen der Fonds Investitionen tatigen kann, halt der Fonds einen Anspruch an Sicher-
heiten, der im Vergleich zu den Anspriichen der anderen Glaubiger, wie beispiels-
weise Banken, Steuer- oder Sozialversicherungsbehérden, ggf. nachrangig sein
kann. Daher ist der Fonds bei Ausfall des Schuldners moglicherweise nicht in der
Lage, den vollen oder Teile des Anspruchs aus der Immobilie durchzusetzen, welche
als Sicherheit fiir das Darlehen gestellt wurde.

Finanzierungsrisiken von Immobilien-Projektentwicklungen
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Bei einer Projektentwicklung der von dem Teilfonds finanzierten Immobilien kénnen sich
Risiken zum Beispiel durch Anderungen der Bauvorschriften oder Verzdgerung bei der Er-
teilung der Baugenehmigung ergeben. Es besteht zudem das Risiko, dass Baugenehmi-
gungen oder sonstige Genehmigungen nicht erteilt bzw. widerrufen werden. Baukosten-
erhéhungen und Terminverzégerungen bei der Fertigstellung kdnnen sich auch bei sorg-
faltig ausgewahlten Vertragspartnern ergeben. Ferner kann der Erfolg der Vermietung
oder einer VerauRRerung (bzw. einer Verwertung im Sicherungsfall) von der Nachfragesi-
tuation zum Zeitpunkt der Fertigstellung abhangig sein, sodass hier ein hoheres Progno-
serisiko bestehen kann.

Es besteht zudem das Risiko, dass Baugenehmigungen oder sonstige Genehmigungen
nicht erteilt bzw. widerrufen werden.

10.2 Spezifische Nachhaltigkeitsrisiken

Folgende spezifische Nachhaltigkeitsrisiken kénnen u.a. durch die durch Investition in gewerbli-

chen Immobilienfinanzierungen entstehen:

a)

Nachhaltigkeitsrisiken von Vermogensgegenstanden

Der Portfoliomanager trifft Anlageentscheidungen grundsatzlich unter Berlicksichtigung
von Nachhaltigkeitsrisiken. Nachhaltigkeitsrisiken konnen durch 6kologische und soziale
Einflisse auf einen potenziellen Vermogengegenstand entstehen sowie aus der Unter-
nehmensfihrung (Corporate Governance) des Emittenten eines Vermoégensgegenstands.

Das Nachhaltigkeitsrisiko ist ein Ereignis oder eine Bedingung aus den Bereichen Umwelt,
Soziales und Unternehmensfiihrung (,,ESG“), dass bei Realisierung, einen tatsachlichen
oder potenziellen wesentlichen negativen Einfluss auf den Wert der getatigten Investitio-
nen haben kann (,,Nachhaltigkeitsrisiko“). Das Nachhaltigkeitsrisiko wirkt sich dabei auf
die bekannten Risikoarten (Marktrisiko, Liquiditatsrisiko, Kreditrisiko oder operationelles
Risiko) aus und kann in diesem Zusammenhang mitunter wesentlich zum Gesamtrisiko

des Teilfonds beitragen.

Zur Bewertung von Nachhaltigkeitsrisiken konnen Risikoindikatoren (Key Risk Indicators)
herangezogen werden. Die Risikoindikatoren kénnen dabei quantitativer oder qualitativer
Natur sein und orientieren sich an Umwelt-, Sozial- und Governance-Aspekten und dienen
der Risikomessung der betrachteten Aspekte.

Sofern Nachhaltigkeitsrisiken eintreten, kdnnen sie einen wesentlichen Einfluss — bis hin
zu einem Totalverlust — auf den Wert und/oder die Rendite der betroffenen Vermdgens-
gegenstdande haben. Solche Auswirkungen auf einen Vermogensgegenstand kann die Ren-
dite des Teilfonds negativ beeinflussen.
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b)

c)

Ziel der Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken durch den Portfoliomanager ist es,
das Eintreten dieser Risiken moglichst friihzeitig zu erkennen und entsprechende Mal3-
nahmen zu ergreifen, um die Auswirkungen auf die betroffenen Vermogensgegenstande
bzw. das Gesamtportfolio des Teilfonds zu minimieren.

Die Nachhaltigkeitsrisiken, die einen negativen Einfluss auf die Rendite des Teilfonds ha-
ben kénnen, werden in Umwelt-, Sozial- und Governance-Aspekte unterteilt. Zu den Um-
weltaspekten kann z.B. der Klimaschutz bzw. Klimawandel zdhlen, zu den sozialen Aspek-
ten z.B. die Einhaltung von Vorgaben zur Sicherheit am Arbeitsplatz und zu den Gover-
nance-Aspekten z.B. die Berlicksichtigung der Einhaltung von Arbeitnehmerrechten.

Emittenten-spezifisches Risiko im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit

Die Risiken im Zusammenhang mit ESG-Aspekten, kénnen sich negativ auf den Marktpreis
eines Vermogensgegenstandes auswirken.

Der Marktwert von Vermogensgegenstanden, die ESG-Standards nicht einhalten und /
oder sich (auch) nicht dazu bekennen in Zukunft ESG-Standards umzusetzen, kann durch
sich materialisierende Nachhaltigkeitsrisiken negativ beeinflusst werden.

Solche Einflisse auf den Marktwert kdnnen bspw. durch Reputationsschdden und / oder
Sanktionen verursacht werden, weitere Beispiele sind physische Risiken sowie Ubergangs-
risiken, die z.B. durch den Klimawandel hervorgerufen werden.

Sofern Nachhaltigkeitsrisiken eintreten, kénnen sie einen wesentlichen Einfluss — bis hin
zu einem Totalverlust — auf den Wert und/oder die Rendite der betroffenen Vermogens-
gegenstdande haben. Solche Auswirkungen auf einen Vermogensgegenstand kann die Ren-
dite des Teilfonds negativ beeinflussen.

Operative Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit

Der Teilfonds kann aufgrund von Umweltkatastrophen, sozial-induzierten Aspekten in Be-
zug auf Angestellte oder Dritte sowie aufgrund von Versaumnissen in der Unternehmens-
fihrung, Verluste erleiden. Diese Ereignisse kénnen durch mangelnde Beachtung von
Nachhaltigkeitsaspekten verursacht oder verstarkt werden.

Sofern Nachhaltigkeitsrisiken eintreten, kénnen sie einen wesentlichen Einfluss — bis hin
zu einem Totalverlust — auf den Wert und/oder die Rendite der betroffenen Vermdgens-
gegenstdande haben. Solche Auswirkungen auf einen Vermogensgegenstand kann die Ren-
dite des Teilfonds negativ beeinflussen.
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11. NACHHALTIGKEITSBEZOGENE OFFENLEGUNG

11.1 Beschreibung der 6kologischen und sozialen Merkmale

Innerhalb des Auswahlprozesses des Teilfonds werden die (iblichen Daten insbesondere auch Kri-
terien aus den Bereichen Umwelt, Soziales und Governance (,,ESG-Kriterien”) beriicksichtigt. Die
Anlagepolitik sieht die Bereitstellung von Finanzierungen im Rahmen des Erwerbs (durch Dritte)
von Immobilien iber Darlehen und Schuldverschreibungen vor. Das Fondsvermoégen wird dabei
teilweise in Immobilienfinanzierungen i.S.d. Anlagepolitik des Teilfonds investiert, die einen posi-
tiven Beitrag auf Umwelt- oder Sozialziele leisten.

Die Berticksichtigung gilt flr den gesamten Investitionsprozess, sowohl fiir die fundamentale Ana-
lyse der Immobilienfinanzierungen, fiir die Anlageentscheidung sowie die laufende Uberwachung.
Investitionen werden dabei anhand der folgenden Kriterien bewertet.

1. Umweltkriterien: Berilcksichtigung von Energieeffizienz und Baustoffen, Begiinsti-
gung von energieeffizienten Gebaduden;

2. Soziale Kriterien: Berticksichtigung der Objektverwendung, Beglinstigung von sozia-
len Nutzungsarten wie sozialem Wohnungsbau und Kindergéarten.

Die notwendigen Daten werden von den Kapitalnehmern erhoben und schriftlich bestatigt. Im
Rahmen der Analyse von Investitionen wird sichergestellt, dass die erforderlichen Daten vorhan-
den sind, um die ESG-Faktoren der Investitionsmoglichkeiten zu beurteilen.

11.2 Beschreibung der Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien

Die Auswahl von Immobilienfinanzierungen erfolgt anhand eines standardisierten 5-stufigen Pri-
fungsprozesses mit klar definierten Anforderungen an sowohl (i) die Immobilientransaktion als
auch den (ii) Kapitalnehmer und ist stets mit bankiblichen Sicherheiten besichert. Innerhalb die-
ses Prozesses werden Nachhaltigkeitsfaktoren bewertet und dokumentiert. Neben der Erzielung
einer positiven risikobereinigten Rendite, muss eine Immobilienfinanzierung sich entweder posi-
tiv auf Nachhaltigkeit auswirken (bspw. energieeffiziente Gebdude oder Begilinstigung von sozia-
len Nutzungsarten) oder mindestens negative Auswirkungen auf Nachhaltigkeit vermeiden.

Im Rahmen einer kontinuierlichen Portfoliobetrachtung werden bestehende Immobilienfinanzie-
rungen laufend, anhand von Daten insbesondere auch ESG-Kriterien Gberwacht. Eine Verlange-
rung auslaufender Investitionen erfolgt nur, wenn die genannten Kriterien weiterhin erfillt sind.
Eine vorzeitige Beendigung von Investitionen erfolgt nicht.
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Bei den Kapitalnehmern handelt es sich um etablierte und bonitatsstarke Immobiliengesellschaf-
ten mit nachgewiesenem Track Rekord. Zudem werden die bei den Anlegern und den Kapitalneh-
mern sog. Know your customer (KYC) / Anti-money laundering (AML) (inkl. Politisch exponierte
Person (PEP) und Sanktionslisten) Prifungen durchgefiihrt.

Finanziert werden hauptsachlich Immobilientransaktionen in Deutschland und bei interessanten
Méglichkeiten in Osterreich und der Schweiz. Somit orientiert sich die Geschéftstatigkeit auf ein
hochgradig entwickeltes und vollumfanglich reguliertes Marktumfeld, in dem soziale Mindest-

standards gesetzlich vorgeschrieben sind.
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	1) „Abstimmungstag” meint den Tag bis zu dem die Anleihegläubiger ihre Stimme im schriftlichen Abstimmungsverfahren abgeben können.
	2) „Administrator“ bezeichnet die Hauck & Aufhäuser Alternative Investment Services S.A.
	3) „Administrations-, Domizilierungs- und Corporate Agent Vertrag“ meint den zwischen der Emittentin und dem Administrator abgeschlossenen Administrations-, Domizilierungs- und Corporate Agent Vertrag vom 05. März 2012.
	4) „AIFM“ meint Alternative Investment Fund Manager, d.h. einen Verwalter alternativer Investmentfonds.
	5) „AIFM-RL“ meint die die Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2...
	6) „AIFM Verordnung“ meint die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen für die Ausübung d...
	7) „Anleihebedingungen“ meinen die Regelungen, welche das Rechtsverhältnis zwischen den Anleihegläubigern und der Emittentin regeln.
	8) „Anleihegläubiger“ meint den Inhaber der Schuldverschreibungen.
	9) „Aufbau-Zeitraum“ meint das Szenario, dass die Liquiditätsreserve unter Berücksichtigung der Zahlungsreihenfolge wieder aufgefüllt wird, sollte sie zu einem späteren Zeitpunkt nicht ausreichen, um die Bedienung des Festzinses für mindestens sechs Z...
	10) „BaFin” bezeichnet die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.
	11) „Bankarbeitstag“ bezeichnet jeden Tag (mit Ausnahme von Samstag und Sonntag), an dem die Kreditinstitute in Luxemburg für den Publikumsverkehr geöffnet sind und der auch ein TARGET2-Tag ist. TARGET2-Tag ist ein Tag, an dem Zahlungen in Euro über T...
	12) „Barmittelkonto“ meint ein auf Rechnung des Compartments geführtes Barmittelkonto der Emittentin bei einer von der Emittentin ausgewählten Bank.
	13) „Berechnungsstelle“ bezeichnet die Hauck & Aufhäuser Alternative Investment Services S.A.
	14)  „BVI“ meint den Bundesverband Investment und Asset Management e.V.
	15) „BVI Methode“ meint die Wertberechnungsmethode für die Netto-Teilfondsrendite des BVI.
	16) „Clearingsystem“ meint die Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main mit der Geschäftsanschrift: Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn, welche die Dauerglobalurkunde entsprechend der anwendbaren Regeln und Vorschriften des Clearingsystems verwahrt.
	17)  „Compartment“ bezeichnet die Verius IHS III.
	18) „CSSF“ meint die Commission de Surveillance du Secteur Financier.
	19) „DAC 6“ bezeichnet die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates über EU-weite Anzeigepflichten für bestimmte grenzüberschreitende Steuergestaltungen
	20) „Dauerglobalurkunde“ bezeichnet eine oder mehrere Dauer-Inhaber-Globalurkunde (n), welche die von der Emittentin begebenen Schuldverschreibungen ohne Zinsscheine verbrieft.
	21) „DSGVO“ meint die die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.04.2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG.
	22)  „Emissionsdokument“ meint das Emissionsdokument von Verius Capital SCS SICAV RAIF einschließlich der spezifischen Angaben zum Referenzfonds .
	23) „Emissionstag“ ist der 29.10.2020 sowie jeder weitere Begebungstag, an welchem die Schuldverschreibungen emittiert werden „Emittentin“ meint die Securo Pro Lux S.A.
	24) „Endfälligkeitstag“ meint den 31. Januar 2026. Das Ende der Extension Period der Schuldverschreibungen gilt im Fall einer solchen Verlängerung ebenfalls als Endfälligkeitstag im Sinne dieser Anleihebedingungen. Der Endfälligkeitstag nach einer Ext...
	25) „EU“ meint die Europäische Union.
	26)  „Extension Period“ bezeichnet das Recht der Emittentin, die Laufzeit der ausstehenden Schuldverschreibungen einmalig um maximal zwölf (12) Monate zu verlängern.
	27)  „Festzins“ bezeichnet den festen Zinssatz der Schuldverschreibungen von 1,25 % per annum gemäß Ziff. 3.1.1 der Anleihebedingungen.
	28)  „Freie Liquidität“ meint, dass Zahlungen der Emittentin für das Compartment ausschließlich in Abhängigkeit der verfügbaren Mittel erfolgt.
	29) „GbR“ meint eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts.
	30) „Geregelter Markt“ meint den geregelten Markt i.S.d. Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 i.S.d. MiFID II-Richtlinie.
	31) „Gesetz von 1915“ meint das Luxemburger Gesellschaftsgesetz vom 10. August 1915 über Handelsgesellschaften in seiner jeweils geltenden Fassung.
	32) „Gesetz von 2004“ meint das Luxemburger Gesetz vom 22. März 2004 über Verbriefungen in seiner jeweils geltenden Fassung.
	33) „Gesetz von 2013“ meint das luxemburgische Gesetz vom 12. Juli 2013 über die Verwalter alternativer Investmentfonds in der jeweils geltenden Fassung.
	34) „Gesetz von 2016“ meint das luxemburgische Gesetz vom 23. Juli 2016 über reservierte alternative Investmentfonds in der jeweils geltenden Fassung.
	35) „Gestundeter Festzins“ meint den Festzins, der auf Grund  des Aufbaues der Liquiditätsreserve bis zum Liquiditätsreserve-Termin oder während eines Aufbau-Zeitraums nicht oder nur zum Teil fristgemäß gezahlt werden kann und welcher als für den Zeit...
	36)  „Handelsgesellschaften“ meint die gängigen Luxemburger Gesellschaftsformen, insbesondere die Aktiengesellschaft (société anonyme, SA), die GmbH (société à responsabilité limitée, SARL) die einfache Kommanditgesellschaft (société en commandite sim...
	37) „Immobilien“ bezeichnen Immobilienwerte in Form von Gebäuden und Grundstücken, Teileigentum und Wohnungseigentum, immobilienbezogene Rechte wie Erbbaurechte und Nießbrauchrechte oder sonstige zeitlich beschränkte unbedingte Besitz- und Nutzungsrec...
	38) „Intermediär“ bezeichnet u.a. AIFM, Portfoliomanager, Anlageberater, Zentralverwaltung, Verwahrstellen und Wirtschaftsprüfer nach Art. 3 Nr. 21 der DAC 6
	39) „ISIN“ meint die International Securities Identification Number.
	40) „Komplementär“ meint die Verius Capital Partner S.à.r.l.
	41)  „Liquiditätsreserve“ bezeichnet die Berechtigung der Emittentin gemäß Ziff. 4.1 lit. a der Anleihebedingungen, handelnd für das Compartment, ab Begebung der Schuldverschreibung an jedem Zinszahlungstag bis zum letzten Zinszahlungstag vor dem Endf...
	41)  „Liquiditätsreserve“ bezeichnet die Berechtigung der Emittentin gemäß Ziff. 4.1 lit. a der Anleihebedingungen, handelnd für das Compartment, ab Begebung der Schuldverschreibung an jedem Zinszahlungstag bis zum letzten Zinszahlungstag vor dem Endf...
	42) „Liquiditätsreserve-Termin“ meint, dass die Emittentin die Liquiditätsreserve bis spätestens zum 1. Januar 2022 oder ggfs. 1. Juli 2022 erstmalig vollständig aufgefüllt haben wird.
	43) „Listing Agent“ meint Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Kaiserstraße 24, 60311 Frankfurt am Main, Deutschland.
	43) „Listing Agent“ meint Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Kaiserstraße 24, 60311 Frankfurt am Main, Deutschland.
	44) „Luxemburger Gesellschaftsgesetz“ meint das Luxemburger Gesetz vom 10. August 1915 über Handelsgesellschaften in der jeweils geltenden Fassung.
	45) „MiFID II-Richtlinie“ bezeichnet die Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente.
	46)  „NAK“ meint das Nennbetrags-Ausfall-Konto.
	47) „NAK-Betrag“ meint den Betrag um den der NSV-NAV den Restnennbetrag zuzüglich des Zinsfehlbetrages unterschreitet.
	48) „NAK-Referenztag“ meint den Tag ab dem die Emittentin, handelnd für das Compartment ein NAK einrichten wird.
	49) „NAK-Zeitraum“ bezeichnet den Zeitraum des NAK-Referenztag bis zur vollständigen Rückführung des NAK-Betrags.
	50)  „NSV-NAV“ bezeichnet den Nettoinventarwert des Referenzfonds.
	51) „Performance Periode“ meint den Zeitraum zwischen dem letztem Ausschüttungstag und dem erneuten Ausschüttungstag.
	52) „Portfoliomanager“ meint die Quantus AG, Kirchenweg 8, CH-8008 Zürich, Schweiz.
	53) „Professionelle“ meint Professionellen i.S.d. Registre des bénéficiaires effectifs (RBE)-Gesetzes, u.a. die Banken, die PSF (professionnels du secteur financier), die Versicherungsgesellschaften, die Organismen für gemeinsame Anlagen, die speziali...
	54) „Professionelle Kunden“ meint Professionelle Kunden im Sinne des Anhangs II der MiFID II-Richtlinie.
	55) „Prospekt“ meint das gegenständliche Dokument.
	56) „PSF“ meint die professionnels du secteur financier im Zusammenhang mit dem RBE-Gesetz.
	57) „RAIF“ bedeutet Reserved Alternative Investment Fund luxemburgischen Rechts.
	58) „RBE” meint registre des bénéficiaires effectifs.
	59) „RBE-Gesetz” meint das Luxemburger Gesetz vom 13. Januar 2019 zur Einrichtung eines Registers der wirtschaftlichen Eigentümer in seiner jeweils geltenden Fassung.
	60) „RCS“ bezeichnet das Handels- und Gesellschaftsregister des Großherzogtums Luxembourg.
	61)  „Referenzfonds“ meint den VERIUS Immobilienfinanzierungsfonds, einen Teilfonds des VERIUS Capital SCS SICAV-RAIF.
	62) „Referenzfondsanteil“ meint die Schuldverschreibungen bezogen auf den Anteil an der Kommanditanteilklasse „A“ an dem Referenzfonds, der an einem jeweiligen Stichtag einem Anteil eines hypothetischen Anlegers entspricht, der sich am Begebungstag an...
	63) „Registrierte Ratingagentur“ bezeichnet eine Ratingagentur gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16.09.2009 über Ratingagenturen.
	64) „Restnennbetrag“ bezeichnet den ursprünglichen Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen abzüglich sämtlicher bis zum Zeitpunkt der Ermittlung des NSV-NAV erfolgten Tilgungen an die Anleihegläubiger.
	65) „Rückzahlungsbetrag“ meint, dass bei Endfälligkeit die Schuldverschreibungen zu ihrem am Endfälligkeitstag ausstehenden Nennbetrag (i) zuzüglich des Festzinses sowie aufgelaufener Variabler Zinsen, (ii) zuzüglich von Beträgen gemäß Ziffer 4.2 der ...
	66) „Rückzahlungstag“ meint, dass der Rückzahlungsbetrag spätestens sechs Kalendermonate nach dem Endfälligkeitstag zur Zahlung fällig wird.
	67)  „SGB-Investoren” meint die (i) gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherungen einschließlich der Alterssicherung der Landwirte sowie von sozialen Pflegeversicherungen, (ii) Investoren, für die durch gesetzlichen Verweis (insbesondere § 1...
	68) „Schuldverschreibungen“ meint die mit diesem Prospekt angebotenen Inhaberschuldverschreibungen Verius IHS III.
	69) „SICAV“ Investmentgesellschaft mit veränderlichem Kapital luxemburgischen Rechts (société d’investissement à capital variable).
	70) „SIF“ bezeichnet eine Spezial-Investmentfonds nach luxemburgischem Recht (fonds d'investissement spécialisé).
	71) „Stichting Cautio“ meint die Stichting Cautio, Barbara Strozzilaan 101, 1083 HN Amsterdam.
	72) „TARGET2“ meint das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Express Transfer 2.
	73) „Teilfonds“ meint den VERIUS Immobilienfinanzierungsfonds, einen Teilfonds des VERIUS Capital SCS SICAV-RAIF.
	74) „Transaktionsverträge“ meint den (i) Kontoeröffnungsvertrag zum Zwecke der Verwaltung des oder der, für die Emittentin für das Compartment eröffneten, Konto(s), (ii) im Zusammenhang mit dem Compartment bzw. aus den sonstigen im Rahmen der normalen...
	75) „USA“ meint die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre Gebiete und Besitztümer und den District of Columbia.
	76) „US-Bürger“ bezeichnet (a) im Sinne der Definition in Regulation S des amerikanischen Wertpapiergesetzes (siehe nachfolgender Absatz), (b) „Specified US-Persons“ im Sinne der Definition von FATCA, (c) Personen, die keine „Nicht-US-Personen“ im Sin...
	77)  „VAG“ meint das Gesetz über die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG) in seiner jeweils gültigen Fassung.
	78) „VAG-Investor“ meint (i) jeden Anleihegläubiger, welcher seine Investition in die Schuldverschreibung im Sicherungsvermögen im Sinne des § 125 bzw. des § 239 VAG hält oder eine deutsche Versicherungsgesellschaft oder Pensionsfonds ist, für welche/...
	79) „Variabler Zins“ meint eine Verzinsung der Schuldverschreibungen über den Festzins hinaus, vorbehaltlich der Ziffer 4.1 und 6 der Anleihebedingungen.
	80)  „Verwaltungsrat“ meint den Verwaltungsrat der Emittentin.
	81)  „Verordnung (EU) 2017/1129“ meint die Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten ...
	82) „Vorzeitige Tilgung“ bezeichnet eine Tilgung nach Ziffer 7.2 der Anleihebedingungen.
	83) „Wirtschaftlicher Eigentümer“ umfasst jede natürliche Person, die mind. 25 % am Gesellschaftskapital hält.
	84) „WKN“ meint die Wertpapierkennnummer.
	85)  „Zahl- und Abwicklungsstelle“ bezeichnet die Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg.
	86) „Zinsfehlbetrag“ meint den Restnennbetrag zuzüglich des Festzinses bis zum Endfälligkeitstag.
	87) „Zinsperiode“ meint den Zeitraum ab dem Emissionstag (einschließlich) bis zum ersten Zinszahlungstag (ausschließlich) und danach von jedem weiteren Zinszahlungstag (einschließlich) bis zum nächstfolgenden Zinszahlungstag (ausschließlich) bzw. bis ...
	88) „Zinszahlungstag“ ist jeweils der 1. Juli und 1. Januar eines jeden Jahres, erstmals am 1. Juli 2021 oder am 1. Januar 2022.
	89) „Zinszeitraum“ meint den Zeitraum ab dem Emissionstag bis zum Endfälligkeitstag.
	90) „Zahlungsreihenfolge“ meint die Verwendungsreihenfolge, wonach die Emittentin Guthaben zugunsten des Compartments am jeweiligen Zinszahlungstag sowie am Endfälligkeitstag für bestimmte Zwecke und in der bestimmten Reihenfolge verwenden darf, sowei...

	Anlage 1: Anleihebedingungen
	1. Allgemeines
	1.1 Nennbetrag
	1.2 Der Emissionserlös der einzelnen Schuldverschreibungen wird durch die Compartment-Vermögenswerte zur Abbildung des Referenzfonds in Höhe des Referenzfondsanteils verwendet, durch das (i) direkte bzw. (ii) indirekte Halten des Referenzfondsanteils ...
	1.3 Die Satzung der Verbriefungsgesellschaft ermächtigt die Geschäftsführung, Compartments zu gründen. Die Aktiva und Passiva, die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, eines Compartments dienen ausschließlich der Befriedigung der Ansprüche und Rechte...
	1.4 Form, Verwahrung und Treuhändersperrvermerk
	1.4.1 Die Schuldverschreibungen werden von der Emittentin für das Compartment als Inhaberpapiere nach deutschem Recht begeben. Die Schuldverschreibungen werden ausschließlich an Professionelle Kunden (die „Professionellen Kunden“) im Sinne des Anhangs...
	1.4.2 Die von der Emittentin begebenen Schuldverschreibungen sind durch eine oder mehrere Dauer-Inhaber-Globalurkunde(n) (die „Dauerglobalurkunde“) ohne Zinsscheine verbrieft. Effektive Stücke werden nicht ausgegeben. Der Anspruch auf Lieferung effekt...
	1.4.3 Die Dauerglobalurkunde wird bei Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main mit der Geschäftsanschrift: Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn (das „Clearingsystem“) entsprechend der anwendbaren Regeln und Vorschriften des Clearingsystems verwahrt. ...
	1.4.4 Die Schuldverschreibungen sind am regulierten Markt der Börse Stuttgart, d.h. an einem organisierten Markt i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 7 lit. a) Verordnung über die Anlage des Sicherungsvermögens von Pensionskassen, Sterbekassen und kleinen Versicheru...
	1.4.5 Soweit und solange die Schuldverschreibungen zum Sicherungsvermögen eines VAG-Investors gehören, darf hierüber nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des gemäß § 128 VAG bestellten Treuhänders oder seines Stellvertreters verfügt werden. Die...

	1.5 Status
	1.5.1 Die Schuldverschreibungen des Compartments begründen unmittelbare, unbedingte und unbesicherte sowie an einem organisierten bzw. Geregelten Markt zum Handel zugelassene Verbindlichkeiten der Emittentin, handelnd für das Compartment, und stehen i...
	1.5.2 Vorbehaltlich einer vorzeitigen Rückzahlung nach den Ziffern 7.1.3, 7.2, 7.3 dieser Anleihebedingungen, einer außerordentlichen Kündigung durch die Emittentin nach Ziffer 10 dieser Anleihebedingungen oder einer außerordentlichen Kündigung durch ...
	1.5.3 Ein Anspruch auf Gewinnbeteiligung oder Stimmrechte an dem Referenzfonds besteht nicht.
	1.5.4 Die Schuldverschreibungen berechtigen die Anleihegläubiger, von der Emittentin, handelnd für das Compartment, Zahlungen nach Maßgabe dieser Anleihebedingungen zu verlangen. Zahlungen an die Anleihegläubiger durch die Emittentin handelnd für das ...
	1.5.5 Mit Erwerb der Schuldverschreibung wird der Anleihegläubiger Gläubiger der Emittentin. Es handelt sich bei den Schuldverschreibungen nicht um eine Beteiligung am Kapital der Emittentin. Die Anleihegläubiger erwerben keine Aktionärsrechte, insbes...

	1.6 Die Artikel 470-3 bis 470-20 des abgeänderten Luxemburger Gesetzes vom 10. August 1915 über Handelsgesellschaften (das „Luxemburger Gesellschaftsgesetz“) werden abbedungen.

	2. Aufstockung
	Die Emittentin, handelnd für das Compartment, kann ohne Zustimmung der Anleihegläubiger bis vor dem Endfälligkeitstag weitere Schuldverschreibungen begeben, auch über den Gesamtnennbetrag hinaus, wobei diese weiteren Schuldverschreibungen in jeder Hin...

	3. Verzinsung
	3.1 Fester Zinssatz
	3.1.1 Die Schuldverschreibungen werden ab dem Emissionstag (einschließlich), bis zum Endfälligkeitstag, vorbehaltlich der Regelungen der Ziffern 4.1 und 6 mit einem festen Zinssatz von 1,25 % per annum (der „Festzins“) auf den jeweils Restnennbetrag u...

	3.2 Variabler Zins
	3.2.1 Anleihegläubiger haben vorbehaltlich der Ziffern 4.1 und 6 einen Anspruch auf einen Variablen Zins auf den jeweiligen Restnennbetrag. Der Variable Zins setzt sich für jeden Zinszahlungstag aus den ausgeschütteten Erträgen der Anteile des Referen...
	3.2.2 Reicht der Jahresüberschuss der Emittentin zur Zahlung des Variablen Zinses nicht oder nicht vollständig aus, so reduziert sich der auf den Variablen Zinses zu zahlende Zahlungsbetrag entsprechend bzw. entfällt ganz.

	3.3 Zinszahlungstage
	3.3.1 Die Zahlungen auf den Festzins sind halbjährlich nachträglich jeweils am 1. Juli und am 1. Januar eines jeden Jahres (jeweils ein „Zinszahlungstag“, und der Zeitraum ab dem Emissionstag (einschließlich) bis zum ersten Zinszahlungstag (ausschließ...
	3.3.2 Zahlungen auf den Variablen Zins werden durch den Verwaltungsrat der Emittentin beschlossen, richten sich nach der Liquiditätslage des Compartments und können an jedem beliebigen Zinszahlungstag gezahlt werden, allerdings nur (i) nach Bildung ei...
	3.3.3 Die letzte Zinszahlung erfolgt am Endfälligkeitstag; der Endfälligkeitstag gilt insoweit als Zinszahlungstag. Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages, der dem Endfälligkeitstag vorausgeht.
	3.3.4 Fällt der Zinszahlungstag einer Zahlung auf den (i) Festzins oder (ii) Variablen Zins oder (iii) auf den Endfälligkeitstag in Bezug auf diese Schuldverschreibungen auf einen Tag, der kein Bankgeschäftstag ist, dann hat der Anleihegläubiger keine...

	3.4 Zinstagequotient
	3.5 Zahlungsmodalität
	Die Emittentin hat das Recht, die Zahlung der Zinsen (d.h. Festzins und Variablem Zins) bis maximal zum Endfälligkeitstag zinslos zu stunden bzw. nicht zu leisten, soweit mangels ausreichender Liquidität nicht geleistet werden kann.

	4. Liquiditätsreserve
	4.1 Bildung einer Liquiditätsreserve und Zahlungsreihenfolge
	a. Die Emittentin handelnd für das Compartment ist berechtigt, ab Begebung der Schuldverschreibung an jedem Zinszahlungstag bis zum letzten Zinszahlungstag vor dem Endfälligkeitstag erhaltene Erträge des Referenzfonds als Liquiditätsreserve bilanzwirk...
	b. Sollte die Liquiditätsreserve zu einem späteren Zeitpunkt nicht ausreichen, um die Bedienung des Festzinses für mindestens sechs Zinsperioden sicherzustellen, wird die Liquiditätsreserve unter Berücksichtigung der Zahlungsreihenfolge wieder aufgefü...
	c. Soweit der Aufbau der Liquiditätsreserve dazu führt, dass der Festzins bis zum Liquiditätsreserve-Termin oder während eines Aufbau-Zeitraums nicht oder nur zum Teil fristgemäß gezahlt werden kann, gilt dieser Festzins als für den Zeitraum gestundet...
	d. Die Emittentin wird Guthaben zugunsten des Compartments am jeweiligen Zinszahlungstag sowie am Endfälligkeitstag für bestimmte Zwecke und in der bestimmten Reihenfolge („Zahlungsreihenfolge“) verwenden, soweit der jeweilige Betrag fällig und zahlba...
	(i) Zahlung der bestehenden Steuerverbindlichkeiten der Emittentin bzw. weiterer gesetzlicher Verbindlichkeiten der Emittentin beziehungsweise und soweit einschlägig des Compartments;
	(ii) Erfüllung der Verwaltungskosten sowie sonstiger Verbindlichkeiten der Emittentin, handelnd für das Compartment, welche in Zusammenhang mit den Transaktionsverträgen stehen, wie beispielsweise Kosten (u.a. für Berater, einschließlich Rechtsberatun...
	(iii) Zahlungen des NAK-Betrags auf das NAK, soweit die Voraussetzungen der Ziffer 6 für die Bildung eines NAK vorliegen;
	(iv) Bildung und ggf. Auffüllung der Liquiditätsreserve gemäß Ziffer 4.1;
	(v) Zahlung eines Gestundeten Festzinses im Sinne der Ziffer4.1 lit. c, vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.2.
	(vi) Zahlung des Festzinses gemäß Ziffer 3.1, vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.2;
	(vii) Zahlung eines Zinsfehlbetrages im Sinne der Ziffer 6.1., vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.2;
	(viii) Zahlung des Rückzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen in Einklang mit den Vorgaben der Ziffer 7.2.;
	(ix) Zahlung des Rückzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen; und
	(x) Zahlung von Variablen Zinsen gemäß Ziffer 3.2, vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.2.
	(xi) Zahlung sonstiger Beträge unter diesen Anleihebedingungen soweit fällig und zahlbar.

	Zahlungen der Emittentin für das Compartment erfolgen ausschließlich in Abhängigkeit von verfügbaren Mitteln. Nur soweit nach Erfüllung der Verpflichtungen einer Stufe der Zahlungsreihenfolge noch liquide Mittel vorhanden sind, erfolgt eine Zahlung de...
	4.2 Ausschüttung der Liquiditätsreserve
	Soweit am Endfälligkeitstag bei der Emittentin bezogen auf das Compartment eine Liquiditätsreserve vorhanden ist, wird die Emittentin handelnd für das Compartment die Liquiditätsreserve an die Anleihegläubiger ausschütten. Es gelten die Bedingungen de...


	5. Rating der Schuldverschreibung
	5.1.1 Soweit und solange Schuldverschreibungen im Umlauf sind, wird die Emittentin angemessene Anstrengungen unternehmen, um zu erreichen, dass die Schuldverschreibungen ein Rating erhalten und dieses Rating mindestens jährlich von der Creditreform Ra...
	5.1.2 Das Zielrating der Schuldverschreibung ist gleich oder besser als BBB- der Creditreform Rating AG oder ein entsprechendes Rating einer anderen zertifizierten Ratingagentur ("Zielrating").
	5.1.3 Wird das Rating der Schuldverschreibungen herabgestuft und liegt es infolgedessen unter dem Zielrating, so wird die Emittentin nach Erhalt einer Herabstufungsmitteilung ("Herabstufungsmitteilung") des Administrators die Anleihegläubiger über die...
	5.1.4 Wenn keine Entscheidung hinsichtlich des Restrukturierungsbeschlusses getroffen wird, dann hat jeder Anleihegläubiger das Recht die Schuldverschreibung außerordentlich zu kündigen nach Ziffer 9 der Anleihebedingungen.

	6. Einrichtung eines Nennbetrags-Ausfall-kontos
	6.1 Ausfall einer Finanzierung
	6.1.1 Stellt die Emittentin fest, dass der der Emittentin zustehende Anteil des gemäß des letzten, verfügbaren Jahresberichts bzw. des letzten verfügbaren Quartalsberichts des Referenzfonds - es gilt der aktuellere Bericht – ermittelten Nettoinventarw...
	6.1.2 Stellt die Emittentin fest, dass der der Emittentin zustehende Anteil am NSV-NAV den Restbetrag überschreitet, wird die Emittentin handelnd für das Compartment den Betrag auf dem NAK um welchen der NSV-NAV den Restbetrag überschreitet ab dem Tag...
	6.1.3 Soweit am Endfälligkeitstag bei der Emittentin bezogen auf das Compartment ein Restbetrag auf dem NAK vorhanden ist, wird die Emittentin handelnd für das Compartment das NAK an die Anleihegläubiger ausschütten. Es gelten die Bedingungen der Zahl...

	6.2 Umwandlung von Zinszahlungen in Tilgung und von Variablen Zinsen in Festzinsen
	6.2.1 Während des NAK-Zeitraums kann die Emittentin handelnd für das Compartment an den in diesem Zeitraum liegenden Zinszahlungstagen Ausschüttungen des Referenzfonds für eine vorzeitige auch nur teilweise Tilgung auf den Rückzahlungsbetrag an die An...
	Alternative Zahlungsreihenfolge:
	(i) Zahlung der bestehenden Steuerverbindlichkeiten der Emittentin bzw. weiterer gesetzlicher Verbindlichkeiten der Emittentin beziehungsweise und soweit einschlägig des Compartments;
	(ii) Erfüllung der Verwaltungskosten sowie sonstiger Verbindlichkeiten der Emittentin, handelnd für das Compartment, welche in Zusammenhang mit den Transaktionsverträgen stehen, wie beispielsweise Kosten (u.a. für Berater, einschließlich Rechtsberatun...
	(iii) Zahlungen des NAK-Betrags auf das NAK, soweit die Voraussetzungen der Ziffer 6 für die Bildung eines NAK vorliegen unter Berücksichtigung der nachfolgenden Ziffer (iv);
	(iv) Zahlung des Rückzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen in Einklang mit den Vorgaben dieses Abschnitts 6.2.1;
	(v) Bildung und ggf. Auffüllung der Liquiditätsreserve gemäß Ziffer 4.1;
	(vi) Zahlung eines Gestundeten Festzinses im Sinne der Ziffer 4.1., vorbehaltlich der Regelungen in dieser Ziffer 6.2;
	(vii) Zahlung des Festzinses gemäß Ziffer 3.1, vorbehaltlich der Regelungen in dieser Ziffer 6.2;
	(viii) Zahlung eines Zinsfehlbetrages im Sinne der Ziffer 6.1, soweit dieser fällig ist und vorbehaltlich der Regelungen in dieser Ziffer 6.2;
	(ix) Zahlung des Rückzahlungsbetrags der Schuldverschreibungen; und
	(x) Zahlung von Variablen Zinsen gemäß Ziffer 3.2, vorbehaltlich der Regelungen in dieser Ziffer 6.2.
	(xi) Zahlung sonstiger Beträge unter diesen Anleihebedingungen soweit fällig und zahlbar.

	Zahlungen der Emittentin für das Compartment erfolgen ausschließlich in Abhängigkeit von verfügbaren Mitteln (Freie Liquidität). Nur soweit nach Erfüllung der Verpflichtungen einer Stufe der Alternativen Zahlungsreihenfolge noch liquide Mittel vorhand...
	6.2.2 Stellt die Emittentin am Endfälligkeitstag fest, dass der fällige Rückzahlungsbetrag nicht bzw. nicht vollständig geleistet werden kann, gleichzeitig während der Laufzeit der Schuldverschreibungen aber Variable Zinsen an die Anleihegläubiger gez...
	6.2.3 Stellt die Emittentin am Endfälligkeitstag fest, dass der fällige Rückzahlungsbetrag auch unter Anwendung des Abschnitts 6.2.2 nicht bzw. nicht vollständig geleistet werden kann, gleichzeitig während der Laufzeit der Schuldverschreibungen aber F...
	6.2.4 Stellt die Emittentin am Endfälligkeitstag fest, dass dann fällige Festzinsen oder Gestundete Festzinsen nicht geleistet werden können, gleichzeitig während der Laufzeit der Schuldverschreibungen aber Variable Zinsen an die Anleihegläubiger geza...


	7. Endfälligkeit & Tilgung; Vorzeitige Tilgung; Rückkauf; Sachtilgung
	7.1 Endfälligkeit
	7.1.1 Der reguläre Endfälligkeitstag der Schuldverschreibungen ist der 31. Januar 2026, oder der Tag, an dem der Emittentin eine Kündigungserklärung gemäß Ziffer 9.3 zugeht oder eine Kündigung der Emittentin bzw. vorzeitige Rückzahlung gemäß Ziffern 7...
	7.1.2 Am Endfälligkeitstag wird die Emittentin den Restnennbetrag der Anleihen zurückzahlen, vorbehaltlich der Bestimmungen der Ziffern 4.1 und 6.2.
	7.1.3 Die Emittentin handelnd für das Compartment ist jederzeit berechtigt, die noch ausstehenden Schuldverschreibungen vorbehaltlich der Ziffer 7.2. insgesamt, nicht jedoch teilweise, mit einer Frist von mindestens dreißig (30) und höchstens sechzig ...
	7.1.4 Bei Endfälligkeit werden die Schuldverschreibungen zu ihrem am Endfälligkeitstag festgestellten Restnennbetrag (i) zuzüglich des Festzinses sowie aufgelaufener Variabler Zinsen, (ii) zuzüglich von Beträgen gemäß Ziffer 4.2 sowie (iii) zuzüglich ...
	7.1.5 Der Rückzahlungsbetrag wird spätestens sechs Kalendermonate nach dem Endfälligkeitstag (der „Rückzahlungstag“) zur Zahlung fällig.
	7.1.6 Im Falle der Endfälligkeit steht den Anleihegläubigern bzw. der Emittentin grundsätzlich kein Recht zu, nach Endfälligkeit die Leistung des Rückzahlungsbetrags durch Sachauskehr an Erfüllungsstatt zu verlangen bzw. auszukehren. Eine Sachauskehr ...

	7.2 Vorzeitige Tilgung
	7.2.1 Erhält die Emittentin aus ihrer Beteiligung an dem Referenzfonds vor dem Endfälligkeitstag Rückzahlungen auf ihr eingelegtes Beteiligungskapital, wird die Emittentin handelnd für das Compartment den Betrag des zurückgezahlten Kapitals an die Anl...
	7.2.2 Darüber hinaus hat die Emittentin das Recht, zwölf (12) Monate vor dem zu diesem Zeitpunkt erwarteten Endfälligkeitstag mit der Tilgung der zu diesem Zeitpunkt noch ausstehenden Schuldverschreibungen zu beginnen und diese in ihrem Ermessen in Ei...
	7.2.3 Im Falle einer Vorzeitigen Tilgung steht den Anleihegläubigern bzw. der Emittentin grundsätzlich kein Recht zu, die Leistung des Rückzahlungsbetrags durch Sachauskehr an Erfüllungsstatt zu verlangen bzw. auszukehren. Eine Sachauskehr im Ermessen...

	7.3 Rückkauf von Schuldverschreibungen
	Die Emittentin, handelnd für das Compartment, kann jederzeit und zu jedem Preis im Markt oder auf eine andere Weise, die von ihr begebenen Schuldverschreibungen ankaufen. Die von der Emittentin erworbenen Schuldverschreibungen können nach Wahl der Emi...


	8. Ausschluss des ordentlichen Kündigungsrechts
	Weder die Emittentin noch die Anleihegläubiger haben ein ordentliches Kündigungsrecht.

	9. Ausserordentliches Kündigungsrecht der Anleihegläubiger
	9.1 Kündigung der Schuldverschreibungen
	Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, seine Schuldverschreibungen zu kündigen und den ausstehenden Rückzahlungsbetrag zur Rückzahlung fällig zu stellen, falls
	(a) die Emittentin gegen eine Zusicherung aus Ziffer 15 der Anleihebedingungen verstößt; ein Verstoß gegen die Zusicherung aus Ziffer 15(a) der Anleihebedingungen berechtigt jedoch nur dann zur außerordentlichen Kündigung, sofern ein Restrukturierungs...
	(b) die Emittentin handelnd für das Compartment Kapital oder beanspruchbare Zinsen, letztere vorbehaltlich der Regelung gemäß Ziffer 4.1, nicht innerhalb von 30 Kalendertagen nach dem betreffenden Fälligkeitstag zahlt;
	(c) die Emittentin, handelnd für das Compartment, schriftlich erklärt, dass sie ihre Schulden bei Fälligkeit nicht zahlen kann (Zahlungseinstellung);
	(d) ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Emittentin oder des Compartments, eröffnet wird oder die Emittentin, handelnd für das Compartment, ein solches Verfahren einleitet oder beantragt oder eine allgemeine Schuldenregelung zu Gunsten ihrer A...
	(e) die Emittentin in Liquidation tritt, es sei denn, dies geschieht im Zusammenhang mit einer Verschmelzung oder einer anderen Form des Zusammenschlusses mit einer anderen Gesellschaft oder im Zusammenhang mit einer Umwandlung und die andere oder neu...
	(f) der Verwaltungsrat der Emittentin beschließt, ihren Sitz in ein anderes Land zu verlegen;
	(g) der Verwaltungsrat der Emittentin beschließt, eine andere Emittentin zu nutzen.


	9.2 Erlöschen des Kündigungsrechts
	9.3 Form der Benachrichtigung oder der Kündigung

	10. Kündigungsrecht der Emittentin
	(a) Ein Insolvenzverfahren oder ein nach dem für die Emittentin anwendbaren Recht vergleichbares Verfahren über das Vermögen der Emittentin wurde beantragt;
	(b) Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Referenzfonds ist beantragt worden und der Antrag ist nicht innerhalb von 30 Bankgeschäftstagen widerrufen oder abgewiesen worden oder ein Gericht hat das Insolvenzverfahren gegen den R...
	(c) Die Emittentin verliert ihren Status oder eine gegebenenfalls erteilte Genehmigung bzw. Zulassung gemäß dem Verbriefungsgesetz;
	(d) Die Emittentin verliert ihren Status oder eine ggf. erteilte Genehmigung bzw. Zulassung gemäß dem Gesetz von 2004.
	(e) Ereignisse in Bezug auf den Referenzfonds, die sich nachteilig auf die Fähigkeit der Emittentin, ihre Verpflichtungen aus diesen Anleihebedingungen zu erfüllen, auswirken, insbesondere eine außerplanmäßige Auflösung des Referenzfonds oder wenn die...
	(f) Auf die von der Emittentin zur Nachbildung des Referenzfondsanteils gehaltenen Compartment-Vermögenswerte entfallende Zahlungen werden trotz Fälligkeit nicht oder nicht in voller Höhe an die Emittentin gemäß den dem Referenzfondsanteil zugrundelie...
	(g) Der Eintritt solcher Ereignisse, die sich dauerhaft nachteilig auf die Fähigkeit der Emittentin auswirken, ihre Verpflichtungen aus diesen Anleihebedingungen zu erfüllen;
	(h) Die Emittentin stellt nach billigem Ermessen fest, dass (i) die Erfüllung der Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen nach den anwendbaren gegenwärtigen oder künftigen Rechtsbestimmungen, Regeln, Urteilen, Anordnungen oder Ric...
	(i) Die Emittentin ist nicht in der Lage, in wirtschaftlich vernünftiger Weise (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder abzuwickeln bzw. Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, die zur Absicherung von Preisris...
	(j) Die Emittentin muss im Vergleich zum Begebungstag einen wesentlich höheren Betrag an Steuern, Abgaben, Aufwendungen und Gebühren (außer Maklergebühren) entrichten, um (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder abzuwickeln bzw. Vermögenswer...

	11. Übertragung von schuldverschreibungen
	11.1 Freie Übertragbarkeit
	11.1.1 Die Schuldverschreibungen sind als Miteigentumsanteile an der Dauerglobalurkunde in Übereinstimmung mit den anwendbaren Regeln und Vorschriften des Clearingsystems und der Börse Stuttgart frei übertragbar.


	12. Rückgaberecht der Anleihegläubiger
	12.1 Neben dem Außerordentlichen Kündigungsrecht gemäß Ziffer 9 steht den Anleihegläubigern kein Rückgaberecht der gehaltenen Schuldverschreibungen an die Emittentin vor dem Endfälligkeitstag zu.

	13. Zahlungen, Lieferungen, Berechnungen, Feststellungen
	13.1 Die Zahlung von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen werden an dem entsprechenden Zinszahlungs- beziehungsweise Endfälligkeitstag, an dem diese Zahlungen gemäß den Bestimmungen dieser Anleihebedingungenfällig werden, von der Emittenti...
	13.2 Sämtliche Zahlungen gemäß diesen Anleihebedingungen erfolgen in Übereinstimmung mit der Zahlungsreihenfolge gemäß Ziffer 4.1 und vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 6.
	13.3 Vorbehaltlich geltender steuerlicher und sonstiger gesetzlicher Regelungen und Vorschriften erfolgen zu leistende Zahlungen auf die Schuldverschreibungen in EUR durch Überweisung auf ein auf EUR lautendes Konto.

	14. Aufrechnungsverbot
	Die Emittentin verzichtet hiermit auf jegliche Aufrechnungsrechte gegen beziehungsweise aus Ansprüchen aus den Schuldverschreibungen sowie auf die Ausübung jeglicher Pfandrechte, Zurückbehaltungsrechte oder anderer Rechte, durch die die Ansprüche eine...

	15. Zusicherungen der Emittentin
	Die Emittentin, handelnd für das Compartment, sichert den Anleihegläubigern zu, dass am Tag der Begebung der Schuldverschreibungen und bis zum Endfälligkeitstag die folgenden Feststellungen zutreffend sind:
	(a) Die Emittentin verpflichtet sich gegenüber den Anleihegläubigern, dass Rating der Schuldverschreibung BBB- gemäß Ziffer 5 der Anleihebedingungen zu beschaffen und zu erhalten.
	(b) Die Emittentin ist eine nach luxemburgischem Recht wirksam errichtete, bestehende und im luxemburgischen Handels- und Gesellschaftsregister unter der Nummer B 150.232 registrierte Aktiengesellschaft (société anonyme).
	(c) Die Begebung der Schuldverschreibungen durch die Emittentin und die Erfüllung der Verpflichtungen darunter verstoßen nicht gegen gesetzliche und satzungsmäßige Verpflichtungen der Emittentin und die Emittentin hat sämtliche gesetzlich und satzungs...
	(d) Soweit erheblich für den Geschäftsbetrieb der Emittentin und die Wirksamkeit der Begründung der Schuldverschreibungen, übt die Emittentin ihre Geschäftstätigkeit in Übereinstimmung mit allen einschlägigen Rechtsvorschriften aus und befolgt alle ei...
	(e) Die Emittentin bezogen auf das Compartment ist weder insolvent noch droht eine Insolvenz. Gegen die Emittentin bezogen auf das Compartment oder das Compartment wurde weder ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt, noch wurde ein...


	16. Pflichten Der Emittentin
	Die Emittentin, handelnd für das Compartment, verpflichtet sich, solange die Schuldverschreibungen ausstehen,
	(a) die eingenommenen Nennbeträge der Schuldverschreibung aus der Begebung der Schuldverschreibungen des Compartments abzüglich einem auf die Kosten des Compartments entfallenden Betrages zur Investition in den Referenzfonds durch Ankauf von Anteilen ...
	(b) sämtliche Ansprüche unter den Schuldverschreibungen, sofern und soweit diese bestehen, zahlbar und fällig sind, stets fristgerecht zu erfüllen;
	(c) weder selbst noch über eine Tochtergesellschaft eine Ausschüttung aus dem Compartment an ihre Aktionäre oder eine Nahestehende Person vorzunehmen. „Nahestehende Person“ bezeichnet jede (natürliche oder juristische) Person, die mittelbar oder unmit...
	(d) ihren Geschäftsbetrieb stets in Übereinstimmung mit den jeweiligen branchenüblichen Standards und mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu führen und zu betreiben;
	(e) die für ihren Geschäftsbetrieb erforderlichen behördlichen Genehmigungen zu beschaffen und für deren Aufrechterhaltung zu sorgen;
	(f) alle anwendbaren Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften oder sonstigen Regelungen oder Anweisungen behördlicher Stellen zu beachten, welche für ihren Geschäftsbetrieb erheblich sind;
	(g) keine anderen Verpflichtungen einzugehen als diejenigen, die sich aus oder im Zusammenhang mit den folgenden Verträgen (zusammen „Transaktionsverträge“) ergeben:
	(A) dem Kontoeröffnungsvertrag zum Zwecke der Verwaltung des oder der, für die Emittentin für das Compartment eröffneten, Konto(s);
	(B) im Zusammenhang mit dem Compartment bzw. aus den sonstigen im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit der Emittentin im Zusammenhang mit dem Compartment abgeschlossenen Verträgen; und/oder
	(C) dem in Zusammenhang mit der Gründung und dem Betrieb der Emittentin mit Hauck & Aufhäuser Alternative Investment Services S.A. als Administrator (der „Administrator“) abgeschlossenen Verwaltungs-; Domizil- und Vertretungsstellenvertrag;
	(D) dem in Zusammenhang mit der Funktion als Zahl- und Abwicklungsstelle mit der Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg (die „Zahl- und Abwicklungsstelle“) abgeschlossenen Zahl- und Abwicklungsstellenvertrag;
	(E) die Zeichnungsvereinbarung gegenüber dem Referenzfonds;

	(h) keine anderen Aktivitäten auszuüben als diejenigen, die sich auf Grund der oder im Zusammenhang mit diesen Anleihebedingungen und den Transaktionsverträgen ergeben soweit nicht nach jeweils geltendem Luxemburger oder deutschem Recht erforderlich.
	(i) Verbindlichkeiten, die nicht im Zusammenhang mit dem Compartment stehen, auf andere Compartments zu beschränken und in alle künftigen Vereinbarungen über Verpflichtungen des Compartment Beschränkungsklauseln aufzunehmen, die im Wesentlichen den Be...


	17. Beschränkter Rückgriff; Verzicht auf gerichtliche Schritte und Rechtsverfolgung
	17.1 Alle Ansprüche und Forderungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen sind auf die Liquidität und die Vermögenswerte des Compartments begrenzt. Über die Verteilung des Erlöses aus der Verwertung der Vermögenswerte des Compartments hinaus i...
	17.2 Die Anleihegläubiger erklären sich ausdrücklich damit einverstanden und akzeptieren, dass die Emittentin (a) dem Gesetz von 2004 unterliegt und (b) durch Beschluss des Verwaltungsrats vom 30. April 2020 das Compartment gegründet hat, in dem alle ...
	17.3 Falls die Vermögenswerte des Compartments zur endgültigen vollständigen Befriedigung der Ansprüche der Anleihegläubiger im Zusammenhang mit dem Compartment nicht ausreichen, haftet die Emittentin nicht für Fehlbeträge hieraus, und die Anleihegläu...
	17.4 Die Anleihegläubiger verzichten auf eine Klageerhebung oder die Einleitung sonstiger Gerichtsverfahren bzw. jede Art von Beteiligung an Gerichtsverfahren Dritter gegen die Emittentin im Zusammenhang mit Ansprüchen aus den Schuldverschreibungen, d...

	18. Währung; Zahlungen
	18.1 Währung
	18.2 Durchführung von Zahlungen
	Die Emittentin wird gemäß den Anleihebedingungen Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibung bei Fälligkeit in Euro, vorbehaltlich geltender steuerlicher und sonstiger gesetzlicher Regelungen und Vorschriften, über die Zahl- und Abwicklungsstelle a...

	18.3 Fälligkeitstag/Bankarbeitstag

	19. Steuern
	19.1 Einbehalte von Steuern
	Alle Zahlungen in Bezug auf die Schuldverschreibungen erfolgen ohne Einbehalt oder Abzug für oder wegen gegenwärtiger oder zukünftiger Steuern, Abgaben oder behördlicher Gebühren gleich welcher Art, es sei denn, die Emittentin ist kraft Gesetzes verpf...
	19.2 Verpflichtung zur Zahlung von Steuern
	Alle Zahlungen der Emittentin in Bezug auf die Schuldverschreibungen unterliegen der Besteuerung aufgrund sämtlicher steuerrechtlicher und anderer Gesetze und Regelungen. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, sondern der jeweilige Anteilsgläubiger is...

	20. Mitteilungen
	20.1 Mitteilungen an Inhaber der Schuldverschreibungen
	Mitteilungen an die Anleihegläubiger erfolgen in deutscher oder englischer Sprache im Ermessen der Emittentin durch eingeschriebenen Brief oder als E-Mail an die E-Mail-Adresse des Anleihegläubigers. Mitteilungen an die Anleihegläubiger können auch du...
	20.2 Mitteilungen gegenüber der Emittentin
	Mitteilungen der Inhaber der Schuldverschreibungen gegenüber der Emittentin haben an folgende Anschrift zu erfolgen: Securo Pro Lux S.A., 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, Großherzogtum Luxemburg.

	21. Verjährung
	Sofern die Verpflichtungen der Emittentin zur Zahlung von Kapital und Zinsen in Bezug auf die Schuldverschreibungen nicht schon gemäß anderen Bestimmungen dieser Anleihebedingungen erlöschen, verjähren diese Verpflichtungen
	(a) im Fall der Verpflichtung zur Zahlung des Kapitals nach Ablauf von zehn (10) Jahren nach dem jeweiligen Tag, an dem die die Zahlung des Kapitals fällig wurde; und
	(b) im Fall der Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen nach Ablauf von fünf (5) Jahren nach dem jeweiligen Tag, an dem die Zahlung des Zinses fällig wurde.


	22. Informationspflichten
	22.1 Zurverfügungstellung des Jahresabschlusses
	22.2 Den Anleihegläubigern stehen folgende Informationsrechte hinsichtlich der Emittentin zu:
	Die Emittentin, handelnd für das Compartment, ist verpflichtet, den Anleihegläubigern innerhalb von sechs (6) Monaten nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres einen geprüften Jahresabschluss der Emittentin nach den anwendbaren Rechtsvorschriften zur Ve...
	Die Emittentin, handelnd für das Compartment, ist verpflichtet, den Anleihegläubigern sämtliche wesentlichen anderen Informationen inklusive eines quartalsweise von der Emittentin für die Anleihegläubiger bereitgestellten Reportings zu übermitteln, di...

	22.3 Weitere Informationsrechte ergeben sich aus Artikel 461-6 des Luxemburger Gesellschaftsgesetzes vom 10. August 1915 über Handelsgesellschaften („Gesetz von 1915“). Die vorstehend in 19.2 genannten Informationen werden von der Emittentin innerhalb...
	22.4 Informationsrechte und alle sonstigen Rechte, die der Emittentin handelnd für Rechnung des Compartment zustehen, werden von der Emittentin im eigenen Namen und auf eigene Rechnung ausgeübt.
	22.5 Auf schriftliche Anfrage eines Anleihegläubigers wird sich die Emittentin im Rahmen des Zumutbaren bemühen, insbesondere bei dem Referenzfonds solche Informationen zu beschaffen, die der Anleihegläubiger vernünftigerweise für bilanzielle, steuerl...
	22.6 Die Emittentin ist nicht verpflichtet, die Vollständigkeit und Richtigkeit von Informationen gemäß dieser Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.Ziff. 22 dieser Anleihebedingungen zu überprüfen. Die Emittentin haftet gegenüber den Anl...
	22.7 Information von wesentlichen Ereignissen
	Die Emittentin muss den Anleihegläubigern wesentliche Ereignisse, die sie, das Compartment oder die Schuldverschreibungen unmittelbar betreffen und Auswirkungen auf die Fähigkeit zur Leistung von Zins und Tilgung haben, unverzüglich mitteilen. Als wes...
	(a) Über das Vermögen der Emittentin bezogen auf das Compartment oder über das Compartment wird die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens beantragt oder ein entsprechendes Insolvenzverfahren wird eröffnet;
	(b) Die Emittentin bezogen auf das Compartment oder das Compartment ist zahlungsunfähig oder überschuldet; oder
	(c) Es wird ein Beschluss über die Liquidation der Emittentin bezogen auf das Compartment gefasst.

	22.8 Über die in dieser Ziffer 22 niedergelegten Informationsrechte stehen den Anleihegläubigern keine weiteren Informationsrechte zu.

	23. Anleihegläubigerversammlung
	23.1 Anleihegläubiger, welche Schuldverschreibungen im Nennwert von insgesamt mindestens 33 % des gesamten Nennwerts aller für das Compartment ausstehenden Schuldverschreibungen auf sich vereinigen, können von der Emittentin schriftlich verlangen, ein...
	23.2 Mit der Einberufung der Anleihegläubigerversammlung hat die Emittentin den Anleihegläubigern die Beschlussunterlagen zu übersenden. Die Beschlussunterlagen haben neben der Tagesordnung und den Beschlussgegenständen auch gegebenenfalls erforderlic...
	23.3 Jeder Anleihegläubiger kann an einer Anleihegläubigerversammlung mittels einer Audiokonferenz, einer Videokonferenz oder mittels anderer Kommunikationsmittel teilnehmen, sofern dies technisch machbar ist und hierdurch (i) alle Versammlungsteilneh...
	23.4 Die Anleihegläubigerversammlung wird durch einen Vertreter der Emittentin geleitet. Jeder Anleihegläubiger kann sich bei einer Anleihegläubigerversammlung durch eine andere von ihm ernannte Person vertreten lassen, wenn eine schriftliche Vollmach...
	23.5 Statt einer Anleihegläubigerversammlung kann die Emittentin auch eine Beschlussfassung der Anleihegläubiger über die Tagesordnungspunkte im schriftlichen Abstimmungsverfahren per Brief, Fax, E-Mail oder durch ein vergleichbares Kommunikationsmitt...
	23.6 Jede Schuldverschreibung gewährt eine Stimme. Beschlüsse der Anleihegläubiger werden vorbehaltlich zwingender gesetzlicher Bestimmungen und vorbehaltlich der Regelung in Ziff. 24.1.1. mit drei Viertel (¾) der abgegebenen Stimmen gefasst.
	23.7 Über die gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Vorsitzenden der Anleihegläubigerversammlung bzw., falls die Beschlussfassung im schriftlichen Abstimmungsverfahren erfolgt ist, von der Emittentin zu unterzeichnen un...
	23.8 Vorbehaltlich der im Rahmen eines Beschlusses der Aktionäre der Emittentin zu fassenden Entscheidungen, erfordern die folgenden Angelegenheiten die Zustimmung der Anleihegläubiger durch Beschluss:
	(a) Vorzeitige Liquidation des Compartments;
	(b) Wechsel der Emittentin (z.B. durch Verschmelzung mit einer anderen Gesellschaft) bzw. Änderung der Nationalität, des Zwecks und/oder der Rechtsform der Emittentin; und/oder
	(c) Änderungen der Anleihebedingungen, soweit diese Änderungen nicht von Ziffer 23.1 erfasst werden.

	23.9 Durch die Schuldverschreibungen wird keine Personengesellschaft zwischen der Emittentin und den Anleihegläubigern begründet, insbesondere keine stille Gesellschaft oder eine sonstige Gesellschaft des bürgerlichen Rechts („GbR“).

	24. Verschiedenes
	24.1 Änderung der Anleihebedingungen
	24.1.1 Die Emittentin ist berechtigt, jeweils ohne die Zustimmung der Anleihegläubiger, an diesen Anleihebedingungen in der Form, die die Emittentin für notwendig oder wünschenswert hält, Änderungen oder Ergänzungen vorzunehmen, sofern die Änderung od...
	 formaler, geringfügiger oder technischer Natur ist;
	 zur Behebung eines offensichtlichen oder erwiesenen Fehlers erfolgt;
	 zur Behebung einer Mehrdeutigkeit erfolgt;
	 zur Berichtigung eines Fehlers oder einer Auslassung erfolgt, wenn ohne eine solche Berichtigung die Anleihebedingungen nicht die beabsichtigten Bedingungen, zu denen die Schuldverschreibungen begeben wurden, darstellen würden;
	 keine nachteiligen Auswirkungen auf die Interessen oder Rechte der Anleihegläubiger in Bezug auf die Schuldverschreibungen hat. Eine wesentliche nachteilige Auswirkung in diesem Sinne liegt z.B. im Falle der Verlängerung des maximalen Endfälligkeits...
	24.1.2 Solche Änderungen bzw. Ergänzungen werden gemäß ihren Bestimmungen wirksam, sind für die Anleihegläubiger bindend und werden den Anleihegläubigern gemäß Ziffer 22 bekannt gemacht. Eine versäumte Übermittlung einer solchen Mitteilung oder deren ...
	24.1.3 Die Emittentin ist berechtigt, jeweils mit vorheriger Zustimmung von mindestens ¾ der Stimmen der Anleihegläubigern, wesentliche Änderungen bzw. Ergänzungen der Anleihebedingungen vorzunehmen. Soweit und solange die Schuldverschreibung von VAG-...

	24.2 Erfüllungsort
	24.3 Anwendbares Recht
	24.4 Gerichtsstand
	24.5 Teilunwirksamkeit
	24.6 Erfüllungsgehilfen
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